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Vorwort 

Ein Wort zuvor an jene, die glauben, aus der vorliegenden Studie eine 

Rechtfertigung und Relativierung des Geschehens der Jahre 1933-1945, 

die unser Land nicht nur an den Rand des Abgrundes, sondern in ihn ge-

stürzt haben, herauslesen zu können, kurzum jene, die aus dieser Zeit 

nichts vergessen und nichts dazugelernt haben. Sie werden von diesem 

Buch enttäuscht sein. Dies gilt aber auch für jene Leser, die selbst heute 

noch glauben, in den Ereignissen des 20. Juli 1944 und seinem Nachspiel, 

im «Widerstand» von einem Teil der damaligen deutschen Generalität 

und des Offizierskorps «einen moralischen Lichtblick» in der chaotischen 

Zeit der Weimarer Jahre und «der verbrecherischen Nazizeit bis in unsere 

zweite Republik» sehen wollen zu müssen. Das war er mitnichten. Dieser 

Widerstand war die Bankrotterklärung einer einst grossen und traditions-

reichen Institution-Ausnahmen, die auch in diesen Seiten zu Wort kom-

men, bestätigen die Regel. Der «Widerstand», konzentriert auf den 20. 

Juli, schillert in zu vielen Farben um es zu erlauben, ihn als Kern und 

Vorläufer eines demokratischen Gemeinwesens zu betrachten. Zudem 

verdunkelt er jene zahlreichen Deutschen, die als Einzelpersonen oder 

Gruppen auf sich selbst gestellt, ohne Rang oder Namen mit Klang dem 

NS-Regime von Beginn bis zu seinem – oder auch ihrem – Ende, kom-

promisslos gegenübergestanden haben. Es gibt keine Nation, die nicht 

von ihren historischen Mythen leben würde, und von einer pragmatischen 

Sicht her betrachtet scheint es durchaus verständlich, dass der «Wider-

stand» an der Wiege der beiden deutschen Teilstaaten stand. Sich seiner 

aber heute noch zu bedienen, bedeutet, nach all dem, was wir in den ver-

gangenen fast vier Jahrzehnten über ihn wissen und zur Kenntnis hätten 

nehmen sollen, die Verfälschung des Mythos zur Lebenslüge der Bundes-

republik. Man möchte meinen, dass sie dieser als ihrer moralischen Legi-

timation nicht mehr bedarf. Sollte jedoch das Gegenteil der Fall sein, dann 

sind die Fundamente der Republik auf Sand gebaut – mit allen sich daraus 

ergebenden Konsequenzen. Wie auch immer, jene Leser, die in ihrem po-

litischen Credo auf diese Lebenslüge nicht verzichten können und wollen, 

werden in diesem Buch ebenso wenig Bestätigung finden wie die Ewig-

gestrigen. 
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In der Geschichtsschreibung über das Dritte Reich ist der Komplex «Ju-

stiz» noch relativ unterrepräsentiert im Vergleich z.B. mit der NS-Aus-

sen- oder -Wirtschaftspolitik. Zwar hat das Institut für Zeitgeschichte, 

München, langsam begonnen, dieses Defizit abzudecken – durch Her-

mann Weinkauffs Die Deutsche Justiz und der Nationalsozialismus und 

Walter Wagners Der Volksgerichtshof im nationalsozialistischen Staat, 

wobei sich besonders der letztere Band als eine sehr brauchbare Materi-

alsammlung, weniger aber als eine vorurteilslose Untersuchung des 

Volksgerichtshofes und seiner Voraussetzungen erweist. 

Dies tritt besonders in der Behandlung der Persönlichkeit und Tätigkeit 

Dr. Roland Freislers zutage, Präsident des VGH von 1942 bis 1945, doch 

bereits seit 1934 ein unermüdlicher Fürsprecher des Volksgerichtshofes. 

In der Öffentlichkeit wie bei vielen Experten ist es der Name Freisler, der 

bei jeder Erwähnung dieser NS-Institution sofort in den Vordergrund tritt 

und negative Emotionen weckt. 

Der Volksgerichtshof als NS-Institution war nicht Gegenstand einer Ver-

handlung vor dem Nürnberger Tribunal, wohl aber die deutsche Justiz. In 

diesem wie in anderen Nürnberger Nachkriegsprozessen war es, wie es 

der ehemalige SS-Obersturmbannführer und Legationsrat in Budapest 

Horst Grell formuliert hat, durchaus «üblich, unter dem Eindruck eines 

einseitigen Siegergerichtes die Angeklagten zum Nachteil von Abwesen-

den oder von vermutlich Toten zu entlasten». 

Einer jener Toten war Dr. Roland Freisler, Staatssekretär im Preussischen 

bzw. Reichsjustizministerium von 1934 bis 1942 und vom Spätsommer 

1942 bis Februar 1945 Präsident des Volksgerichtshofes. Er fiel einem 

alliierten Luftangriff auf die Reichshauptstadt zum Opfer. In der deut-

schen Nachkriegsliteratur wurde er zum diabolischen Dialektiker der 

deutschen Justiz schlechthin emporstilisiert, wie z.B. in Gert Buchheits 

reisserischer Biographie Richterin roter Robe, die – 1968 veröffentlicht – 

kaum Gebrauch von den schon damals zur Verfügung stehenden Quellen 

machte, sondern sich zum grossen Teil auf Quellen beruft, die dem Hi-

storiker offenbar nicht zugänglich sind. Bitten des Autors der vorliegen-

den Studie um Einsichtnahme in diese Quellen blieben unbeantwortet. 

Aussagen und Quellen in Bezug auf den Volksgerichtshof sind für den 
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Historiker weder ausreichend noch zufriedenstellend. Die Akten sind nur 

fragmentarisch erhalten geblieben und befinden sich im Bundesarchiv 

Koblenz. Zusätzliches Material befindet sich im Archiv des Bundesjustiz-

ministeriums in Bonn, ist aber nur beschränkt zugänglich, da z.B. Perso-

nalakten von Angehörigen der deutschen Justiz wie von allen Beamten 

erst 30 Jahre nach deren Ableben zur Einsicht freigegeben werden. Im 

Falle der Personalakte Freislers zeigt diese Spuren der Unvollständigkeit. 

Worauf dies zurückzuführen ist, lässt sich heute nicht mehr feststellen. 

Weitere Aktenbestände sind im Berlin Document Center erhalten geblie-

ben. Von Nachteil ist dort der Mangel an ausgebildeten Archivaren, deren 

Tätigkeit durch Beamte ausgeübt wird, deren Hilfe bei der Suche nach 

relevantem Material zwar erforderlich ist, diese Suche aber äusserst zeit-

raubend macht. In gewissen Bereichen bietet jedoch das Institut für Zeit-

geschichte, München, eine Art von Abhilfe, da es, abgesehen von eigenem 

Zeugen- und Quellenschrifttum, auch Ablichtungen von Dokumenten aus 

dem Berlin Document Center besitzt, das z.T. auch durch das von Walter 

Wagner publizierte Material ergänzt wird. 

Der Verfasser muss bekennen, die Studie nicht ohne Voreingenommen-

heit in Angriff genommen zu haben. Zu stark ist die Erinnerung von dem 

Temperamentausbrüchen Roland Freislers geprägt, selbst wenn man diese 

nur als Pimpf im Kino in der Wochenschau erlebt hat. Zu stark leben noch 

in der Erinnerung die an den Litfasssäulen klebenden roten Plakate der 

späten Kriegszeit, unter deren gotischen Lettern «Im Namen des Deut-

schen Volkes» Todesurteile publik gemacht wurden. Es würde der Wahr-

heit nicht entsprechen zu behaupten, dass die Arbeit von vornherein sine 

ira et studio begonnen wurde. 

Je mehr man sich jedoch in das Quellenmaterial vertiefte, umso mehr kam 

man zur Erkenntnis, dass die damalige Wirklichkeit doch erheblich nuan-

cierter war, als man sie in Erinnerung hat. Das soll nicht heissen, die bis-

her erarbeiteten grossen Konturen des Dritten Reiches lägen schief, doch 

innerhalb deren Raum besteht Platz für grössere Qualifizierung, vorsich-

tigere Gewichtung bisher nicht erkannter Faktoren: kurzum, wie die sich 

entwickelnden Schulen der Intentionalisten (Bracher u.a.) und Funktiona-

listen (H. Mommsen, M. Broszat) zeigen, haben sich neue Interpretions- 
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ansätze ergeben, die wohl kaum das Dritte Reich rehabilitieren, wohl aber 

seine Strukturen, Interessen und Ziele – oder seine Ziellosigkeit – neu 

definieren. Die wissenschaftliche Debatte ist nicht mehr durch den Nürn-

berger Status quo festgeschrieben, sie ist erneut in Gang gekommen und 

hat wichtige neue Ergebnisse zu verzeichnen. Auf jeden Fall kann sich in 

der seriösen Wissenschaft – und hoffentlich auch für den historisch in-

teressierten Laien – das «Shirer-Klischee» nicht mehr halten. 

Ferner ist Martin Broszats «Plädoyer für eine Historisierung des Natio-

nalsozialismus» zuzustimmen wenn er schreibt, «dass die Moralität der 

Betroffenheit von der NS-Vergangenheit sich mittlerweile stark erschöpft 

hat. Sie hat durch neue weltgeschichtliche Gewalt- und Katastrophener-

fahrungen an Singularität eingebüsst und ist inzwischen vielfach zu einem 

etablierten Set ebenso risikoloser wie vager Gesinnungsbekenntnisse 

ohne moralische Kraft geworden. Das zur Stereotypie verflachte Diktum 

der «nationalsozialistischen Gewaltherrschaft kann wohl nur durch stär-

ker differenzierende historische Einsicht auch moralisch neu erschlossen 

werden. Deshalb erscheint das schon gewandelte und sich wahrscheinlich 

weiter verändernde Verhältnis von Moralität und historischem Verstehen 

auch als der eigentliche Sinn und Angelpunkt der Frage, wie vergangen, 

wie geschichtlich der Nationalsozialismus inzwischen geworden ist.» 

So muss wohl eine noch zu erstellende Gesamtanalyse des Nationalsozia-

lismus, wie auch die seiner Institutionen, wie hier der NS-Volksgerichts-

hof, davon ausgegangen werden, dass er zu seiner Zeit, in den ersten Jah-

ren nach der Ernennung Adolf Hitlers als Reichskanzler, weniger auf ei-

ner ideologischen Indoktrination seiner sozialen Massenbasis beruhte, 

sondern darauf, dass er fast der Hälfte der damaligen deutschen Wähler-

schaft «eher ein Mittelweg zwischen Demokratie und obsolet geworde-

nem konstitutionellen Obrigkeitsstaat, zu dem Brüning oder Papen zu-

rückkehren wollten» (M. Broszat) erschien, und daher auf einem breiten 

Konsens des Bürgertums wie auch später der Arbeiterschaft beruhte. 

Erscheint in dieser Studie besonders die Person und das Wirken Freislers 

wesentlich nuancierter, so trifft dies auch auf die Ereignisse des 20. Juli 

1944 zu, deren «verfassungspolitischen, national- und aussenpolitischen 

Vorstellungen der meisten Repräsentanten dieses Widerstandes mit dem 
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gewandelten Selbstverständnis der Bundesrepublik wenig gemein hat-

ten». Auch haben wir es in diesem Zusammenhang nicht ausschliesslich 

«mit Rittern ohne Furcht und Tadel» zu tun. Trifft man wahres Heldentum 

auf der einen Seite, so stösst man andererseits auch auf Opportunismus. 

Das Schlagwort vom «Aufstand des Gewissens» ist nur bedingt und auf 

einzelne Personen beschränkt zulässig. Allein die Vorstellungen des «Wi-

derstandes» zur «Lösung des jüdischen Problems» genügen um seine mo-

ralischen Ansprüche wesentlich zu qualifizieren. 

Insgesamt war der «Fall Walküre» in seiner Ausführung durch mancherlei 

organisatorische Unzulänglichkeiten gekennzeichnet, und die Versu-

chung liegt nahe, ihn, gemessen an generalstabsmässigen Kriterien, mit 

dem Kapp-Lüttwitz-Putsch zu vergleichen. Zudem bestand auch nicht die 

geringste Hoffnung, an dem durch die Feindmächte dem Reich zugedach-

ten Schicksal etwas zu ändern. In dieser Hinsicht teilt der Verfasser die 

Meinung Eberhard Jäckels, dass es letzten Endes für Deutschland, wenn 

auch geteilt, besser war, seinen Neuaufbau ohne die erneute Bürde einer 

Dolchstoss-Legende durchführen zu können. 

Neben dem NS-Volksgerichtshof steht die Person Roland Freislers im 

Zentrum, wobei bewusst die regulative Idee der Objektivität leitend war 

und von der gängigen Schwarzweissmalerei abgesehen wurde. Die Tatsa-

chen sprechen ihre eigene schreckliche Sprache; es bedarf nicht des erho-

benen Zeigefingers des belehrenden Historikers, auf diese hinzuweisen. 

Das dem Leser entgegentretende Bild Freislers ist mitnichten ein «weiss-

gewaschenes», sondern das eines absolut überzeugten nationalsozialisti-

schen Richters, der, frei von Opportunismus, das Gesetz im Gegensatz zu 

Thierack nicht beugte, sondern im Rahmen dessen, was er als nationalso-

zialistische Ideologie begriff, entsprechend interpretierte. Auch wird es 

sich erweisen, dass die Radikalisierung der Rechtsprechung des Volksge-

richtshofes keineswegs mit der Berufung Freislers zum Präsidenten dieses 

Tribunals begann, sondern bereits bei Kriegsausbruch zu sehen ist und 

dass Freislers Rechtsprechung wie auch die seiner Kollegen die radikale 

Tendenz fortsetzte, die bereits Thierack nach Kriegsausbruch eingeschla-

gen hatte. 

Aus einer rein persönlichen Biographie Freislers würden sich kaum neue 

Einsichten ergeben; aus diesem Grunde habe ich es vorgezogen, Freisler 
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im Kontext mit dem Volksgerichtshof zu behandeln, da sich Freislers 

Rolle nicht auf die des Präsidenten des VGH beschränkte. Als Staatsse-

kretär im Reichsjustizministerium war er eine der treibenden Kräfte und 

eine Hauptstütze des 1934 errichteten Volksgerichtshofes. 

Auch wird man davon abgehen müssen, in der nationalsozialistischen 

Machtübernahme gleichzeitig eine Revolutionierung des deutschen Ju-

stizwesens zu sehen. Damit ergibt sich die Frage, inwieweit die deutsche 

Justiz bereits während der Weimarer Republik politisiert worden war, be-

sonders durch das Republikschutzgesetz von 1922, das zum erstenmal mit 

der traditionellen deutschen juristischen Maxime nulla poena sine lege 

brach und somit im politischen Bereich die Tore einer retroaktiven Ge-

setzgebung öffnete – und das zur Lebens- und Amtszeit eines sozialde-

mokratischen Reichspräsidenten. Der Präzedenzfall war geschaffen, den 

Hitler noch zu Lebzeiten des Reichspräsidenten Paul von Hindenburg und 

mit dessen Sanktion zu nutzen wusste. 

Die Geschichte des nationalsozialistischen Volksgerichtshofes und seiner 

Rechtsprechung in Verratssachen – und Hoch- wie Landesverrat waren ja 

ausschliesslich die Domäne des Volksgerichtshofes – wurde durch drei 

Faktoren bestimmt, ohne deren Berücksichtigung jede Bewertung der 

rechtlichen Handlungen des Volksgerichtshofes schiefliegen muss: 

Erstens: die Überzeugung eines Grossteils des deutschen Volkes – ein-

schliesslich Hitlers wie z.B. auch die seines späteren Opponenten, des Ge-

neralobersten Ludwig Beck –, dass das Deutsche Reich den Ersten Welt-

krieg nur durch Verrat und Revolution im Rücken der Front verloren habe 

– der unerschütterliche Glaube an die Dolchstosslegende. Dieser Glaube 

und das Bestreben nach 1939, dass sich «1918» niemals wiederholen 

solle, waren für die Rechtsprechung des Volksgerichtshofes, besonders 

nach Kriegsausbruch 1939, bestimmend. In der Tat, «1918» fand keine 

Wiederholung; die Konsequenzen stehen jedoch auf einem anderen Blatt. 

Den zweiten Faktor bildete das Ermächtigungsgesetz vom 23. März 1933, 

dessen Artikel 2 der Reichsregierung ausdrücklich das Recht gab, von der 

Verfassung abweichende Gesetze zu erlassen – ein Gesetz, das noch von 

einem demokratisch gewählten Reichstag, mit Ausnahme der sozialde-

mokratischen Fraktion, verabschiedet worden war und somit der Reichs- 
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regierung legislative Möglichkeiten übertrug, von deren Ausmass liberale 

Befürworter des Gesetzes wie z.B. Theodor Heuss sich angeblich keine 

Vorstellung machen konnten. 

Den dritten und letzten Faktor bildete das nationalsozialistische «Führer-

prinzip», das auch innerhalb der deutschen Justiz und nirgendwo rigoroser 

als in den Senaten des Volksgerichtshofes seine Anwendung fand, ganz 

besonders durch Freisler selbst – ein Prinzip, das er noch als Staatssekretär 

in zahllosen Publikationen leidenschaftlich vertrat und durchzusetzen 

wusste. 

Der Aufbau dieser Studie sowie einige der Quellenhinweise sind nicht frei 

von einer gewissen Problematik. Was Ersteres betrifft, lag es nahe, Tabel-

len und Statistiken sowie den langen Auszug aus der ersten Verhandlung 

gegen den Verschwörerkreis vom 20. Juli 1944 in einen Anhang zu ver-

weisen. Demgegenüber steht die Tatsache, dass die Tabellen und Statisti-

ken einen integralen Bestandteil der Exposition und Argumentation bil-

den und daher nicht aus dem Gesamttext herausgelöst werden konnten. 

Was den Prozess gegen die Verschwörer betrifft, so ist zu sagen, dass bis-

herige Wiedergaben entstellt worden sind, d.h. Handlungen, die die Hal-

tung der Angeklagten, wie z.B. von Witzlebens, kompromittieren könn-

ten, sozusagen unter den Tisch gefallen sind. Dies trifft auf die auszugs-

weise Wiedergabe des Prozesses wie auch auf die in den visuellen Medien 

bis zum heutigen Tage gezeigten Wochenschauausschnitte aus dem Pro-

zess zu. Es spiegelt das gespaltene Verhältnis der Deutschen zu ihrer jüng-

sten Geschichte wider, dass man nämlich einerseits den 20. Juli zum Ge-

denktag erhoben hat, während sich andererseits das Gros der Gedenken-

den nicht bewusst ist, dass der Attentäter selbst den Gedanken des 

«Führertums», der «selbstverantwortlichen und sachverständigen Füh-

rung», das Konzept der «Volksgemeinschaft» und den nationalsozialisti-

schen «Rassegedanken» bejaht hatte und sich anscheinend erst dann zur 

Opposition wandte, als es sich zeigte, dass die Führung nicht mehr «sach-

verständig» war. Auch ist man sich nicht bewusst, dass die Ehrung gleich-

zeitig Angehörige der Generalität wie Generaloberst Erich Hoepner oder 

General Karl-Friedrich von Stülpnagel mit einbezieht, die in enger Zu-

sammenarbeit mit den Exekutionskommandos der Einsatzgruppen in 

Russland operiert hatten, ebenso die Person des SS-Obergruppenführers 
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Arthur Nebe, der als Leiter einer Einsatzgruppe den Mord von 40’000 

Juden für sich «verbuchen» konnte. Unter den Einsatzgruppenführern war 

Nebe der einzige Freiwillige. OHG Ohlendorf z.B. weigerte sich zweimal 

ein solches Kommando zu übernehmen bis ihm schliesslich keine andere 

Wahl blieb. Diese Tatsachen stellten nicht die Handlungen des 20. Juli 

1944 in Frage, wohl aber die Motive einer Anzahl der Beteiligten. Ob sich 

somit das Geschehen des 20. Juli 1944 eignet, als «Traditionsgut» der 

Bundesrepublik im Allgemeinen und der Bundeswehr im Besonderen 

übernommen zu werden, ist eine Frage, die wohl jeder Leser für sich 

selbst beantworten muss. Auf jeden Fall aber kann man, um noch einmal 

Martin Broszat zu zitieren, «nicht gleichzeitig die Blockade des deutschen 

Geschichtsbewusstseins durch den Nationalsozialismus bedauern und an 

seiner Abriegelung gegenüber geschichtlichem Verstehen festhalten. Die 

‚Normalisierung’ unseres Geschichtsbewusstseins kann auf die Dauer die 

NS-Zeit nicht aussparen, kann nicht nur um sie herum erfolgen. Auch die 

Pauschaldistanzierungen von der NS-Vergangenheit ist noch eine Form 

der Verdrängung und Tabuisierung.» 

Im Bereich der Quellen besteht die Problematik darin, dass zwar eine 

Reihe neuer Quellen erschlossen werden konnte, aber der Bruch mit jener 

Tradition des deutschen Rechtswesens, die man als fortschrittlich und 

richtungsweisend für die Zukunft betrachten konnte, nämlich mit dem 

Prinzip der Verjährung auch im Fall von Kapitalverbrechen, durch die 

nicht ohne äusseren Druck im Frühjahr 1979 erfolgte Entscheidung des 

Deutschen Bundestages zur Folge hatte, dass die Staatsanwaltschaft beim 

Landgericht Berlin erneut ein Ermittlungsverfahren gegen ehemalige Be-

rufs- und Laienrichter des Volksgerichtshofes aufgenommen hat, um im 

Frühjahr 1985 gegen die Beschuldigten ein Hauptverfahren wegen Mor-

des bzw. Beihilfe zum Mord zu eröffnen. Besonders befremdlich ist dabei 

die Tatsache, dass das SED-Regime der Berliner Staatsanwaltschaft zu-

sätzliches Belastungsmaterial zur Verfügung gestellt hat und dass die 

Staatsanwaltschaft dieses Material akzeptiert hat, obwohl nachweisbar 

ehemalige Berufsichter des Volksgerichtshofes in der Ostzone unter der 

berüchtigten Hilde Benjamin ihren Dienst versahen. Da es somit durchaus 

im Bereich des Möglichen liegt, dass Angehörige des Personenkreises, 

der die neuen Quellen für dieses Buch zur Verfügung gestellt hat, zumin- 
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dest als Zeugen vernommen werden können – an sich eine unzumutbare 

Anstrengung für Menschen, deren Jüngster das 75. Lebensjahr bereits 

überschritten hat-, wurden in diesen Fällen die Quellen als sich im Archiv 

des Verfassers befindend bezeichnet. Daran ändert auch vorerst die Tat-

sache nichts, dass das Landgericht Berlin inzwischen Ermittlungen und 

Verfahren eingestellt hat. Doch ist das Originalmanuskript mit Angabe 

aller Quellen der Morell-Library der Universität York, England, überge-

ben worden, wo es bis zum Jahre 2010 unter Verschluss gehalten werden 

wird. Die Quellen selbst werden dem Institut für Zeitgeschichte, Mün-

chen, zur Verfügung gestellt. 

Zu Dank verpflichtet ist der Verfasser folgenden Archiven: dem Bun-

desarchiv Koblenz, dem Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg, dem Ar-

chiv des Bundesjustizministeriums Bonn, dem Berlin Document Center, 

dem Bayerischen Hauptstaatsarchiv, der Bayerischen Staatsbibliothek, 

dem Hessischen Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, dem Hauptstaatsarchiv 

Stuttgart, dem Staatsarchiv Hannover, dem Stadtarchiv Kassel, dem Ge-

heimen Preussischen Staatsarchiv Berlin-Dahlem, dem deutschen Lautar-

chiv Frankfurt, dem Public Records Office London und dem Imperial War 

Museum London sowie der Staatsanwaltschaft am Landgericht Berlin, die 

eine Ablichtung der Personalakte Freisler zur Verfügung stellte. 

Herrn Prof. Dr. Thomas Nipperdey bin ich für seine Hilfestellung beson-

ders dankbar, die in der Vermittlung von zwei Forschungsassistenten, Dr. 

Michael Birnbaum und Dr. Martin E. Hofmann, bestand. Zu besonderem 

Dank bin ich auch Herrn Prof. Dr. Martin Broszat und Herrn Helmuth 

Auerbach vom Institut für Zeitgeschichte, München, verpflichtet, die mir 

im Frühstadium des bisher nicht abgeschlossenen Forschungsprojektes, 

aus dem die vorliegende Studie entstand, einen Arbeitsraum im Institut 

für Zeitgeschichte zur Verfügung stellten, der ein ruhiges, ungestörtes Ar-

beiten ermöglichte, und die auch später meinen Forschungsassistenten mit 

Rat und Tat zur Verfügung standen. Herr Rechtsanwalt Dr. Wilhelm 

Lotze, Soest, klärte eine Vielzahl von juristischen Problemen, über die der 

Historiker als juristischer Laie unweigerlich gestolpert wäre. Herr Heinz 

Höhne vom Spiegel und Herr Dr. Karl-Heinz Janssen von der Zeit waren 

so freundlich, mir Ablichtungen von Dokumenten bzw. Veröffentlichun-

gen früherer Jahre zur Verfügung zu stellen. Mein früherer Lehrer, Profes- 
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sor P.J.V. Rolo vom Department of History, University of Keele, und 

mein Kollege in York Professor J.W.D. Trythal wie auch Prof. Dr. J.A.S. 

Grenville der Universität Brimingham und Prof. Dr. William Carr, Uni-

versität Sheffield haben das Manuskript sorgfältig gelesen und überprüft. 

Doch versteht es sich von selbst, dass der Verfasser allein für den Inhalt 

dieser Studie und die in ihr enthaltenen Wertungen und Urteile verant-

wortlich ist. 

Bei Danksagungen dieser Art beschränkt man sich oft unbewusst auf die 

Hilfe von Personen und Institutionen im Bereich der «Zunft» und vergisst 

allzuoft jene, die halfen das «moralische Rückgrat» zu stärken und Krisen 

zu überwinden. In diesem Zusammenhang bin ich zutiefst meiner, leider 

1984 verstorbenen mütterlichen Freundin, Frau Karla Zapf, München, 

verpflichtet, der dieses Buch nun gewidmet ist. Aber mein Dank gilt auch 

Herrn Dr. Georg Maier, Haag, Herrn Willi und Frau Eleonore Hess, Herrn 

Helmut und Frau Marianne Buchenberger in München, wie Frau Magda-

lena Sailer, den Familien Grainer und Eib in Kirchdorf. 

Hannsjoachim W. Koch 

München / Kirchdorf / York 
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I. Bürokratie und Rechtswesen in 
Deutschland 

Obwohl das Heilige Römische Reich Deutscher Nation formal bis 1806 

existierte1), besiegelte der Westfälische Friede in der Praxis für Jahrhun-

derte die Teilung Deutschlands. Deshalb ist es unmöglich, von einer ein-

heitlichen Entwicklung von Gesetzgebung und Rechtswesen in Deutsch-

land zu sprechen. Stattdessen sollte man einen Blick auf das preussische 

System werfen, denn es war Preussen, von dem Deutschland während des 

19. Jahrhunderts, besonders nach 1866 und 1871, grundlegende gerichtli-

che Institutionen übernahm. 

Schon in einer so frühen Periode wie unter der Regierung König Friedrich 

Wilhelms I. von Preussen (1713-1740) warman bestrebt, das existierende 

Rechtswesen zu reformieren; und die Reformarbeit wurde von seinem 

Sohn Friedrich II. dem Grossen fortgesetzt.2) Friedrich betraute Samuel 

von Cocceji mit dieser Aufgabe, den Sohn des Rechtsberaters, der seinem 

Vater gedient hatte. 

Als erstes diskutierte Friedrich mit ihm über die Prinzipien, die der Re-

form zugrunde liegen sollten. Nach Coccejis Meinung verlangte die Re-

form eine durchgreifende Änderung in den personellen und prozessualen 

Methoden und die Einführung eines einheitlichen juristischen Kodex, der 

im ganzen Königreich anwendbar war, dessen verstreute Gebiete von der 

russischen Grenze im Nordosten bis zur holländischen im Nordwesten 

reichten. Ein einheitlicher juristischer Kodex sollte zumindest annähernd 

für Gleichförmigkeit und eine Zentralisierung innerhalb des ganzen Kö-

nigreichs sorgen. Eines der grössten Anliegen des Königs war die bishe-

rige langwierige und deshalb sehr kostspielige gerichtliche Verfahrens-

weise. Um Coccejis Ideen zu erproben, schlug Friedrich ihm vor, dass er 

seine Reformen an einem der Pommerschen Gerichtshöfe ausprobieren 

sollte, der für seine Langsamkeit und die Anhäufung unerledigter Fälle 

bekannt war. Cocceji stimmte zu, und 1747 schaffte er es, etwa 3’000 

Fälle abzuwickeln, wobei er allerdings gelegentlich Methoden anwandte, 

die der Schnelligkeit auf Kosten der Genauigkeit den Vorzug gaben. 

Trotzdem betrachtete man seine Demonstration als Erfolg; und Friedrich 

beauftragte ihn, den höchsten preussischen Gerichtshof zu reformieren, 
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das Berliner Kammergericht. Daraus ergab sich sofort ein Konflikt zwi-

schen Cocceji und Friedrichs Justizminister von Arnim, der die Reform 

für überflüssig, sogar eine katastrophale Bedrohung des Gerichtswesens 

im ganzen Königreich darin sah, falls sie nach dem in Pommern etablier-

ten Schema durchgeführt werden sollte. 

Um Arnim schlossen sich die oppositionellen Kräfte zusammen, die zum 

Teil aus Richtern bestanden, die ihre Ämter unter Friedrich Wilhelm I. 

erlangt hatten, indem sie grosszügig für den Rekrutierungsfonds gespen-

det hatten, und die nun um ihre Posten fürchten mussten. In der Tat wur-

den alle Mitglieder des Kammergerichts entlassen. Trotz der beträchtli-

chen Opposition, mit der Cocceji zu kämpfen hatte, unterstützte ihn Fried-

rich voll und ganz, auch wenn das schliesslich zu Arnims Rücktritt führte. 

Cocceji zog von Provinz zu Provinz und ersetzte die alten, oft stark diver-

gierenden Strukturen durch ein einheitliches Gerichtssystem. Die Grund-

sätze der Gerichtsordnung wurden im Codex Fridericianus Marchius von 

1748 eindeutig festgelegt. 

Die Reform des Apparats wurde von einer Reform des Personals beglei-

tet, und die Bestechlichkeit bei den gerichtlichen Entscheidungen wurde 

völlig abgeschafft. Friedrich Wilhelm I. hatte den Richtern erlaubt, so-

wohl von den Klägern als auch von den Angeklagten Honorare anzuneh-

men, um die Staatsausgaben zu senken. Cocceji argumentierte, dass der 

Richter, wenn er gerechte Urteile fällen sollte, nicht von finanziellen 

Überlegungen belastet werden dürfte und demzufolge vom Staat bezahlt 

werden müsste. Friedrich akzeptierte das, warf jedoch ein, dass die Ko-

sten der Rechtsreformen so niedrig wie möglich gehalten werden müs-

sten. Cocceji konnte die Stände der verschiedenen Provinzen dazu über-

reden, regelmässige zusätzlich Beisteuern zu bezahlen, womit die Gehäl-

ter für die Richter bestritten wurden und deren relative Unabhängigkeit 

sichergestellt war. 

Auch die Anwälte wurden streng unter die Lupe genommen, und man 

entfernte unerwünschte Elemente. Im Verlauf der Reform hatte Cocceji 

die Richter, die weiterhin beschäftigt werden sollten, einer strengen 

schriftlichen und mündlichen Prüfung unterzogen – eine Praxis, die bis 

dahin in Preussen unbekannt gewesen war. Damit schuf er einen Präze-

denzfall. Unter Coccejis Nachfolger Jariges entwickelte sich dieses Ver- 
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fahren zu einem regulären Examen, das jeder, der zum Richter ernannt 

werden wollte, bestehen musste, und – was noch wesentlichere Folgen 

hatte – zu einem ganzen Prüfungskomplex, der absolviert werden musste, 

bevor ein Kandidat auf der richterlichen Karriereleiter eine Stufe höher 

steigen konnte. 

Im Bereich des Zivilrechts bestand Cocceji auf dem Prinzip der Nichtein-

mischung von Seiten des obersten Richters im Königreich, des Monar-

chen, was Friedrich akzeptierte. Cocceji setzte sich für die absolute Unab-

hängigkeit der Justiz ein, aber der König beharrte auf seinen Hoheitsrech-

ten im Strafrecht, hauptsächlich, wie er hervorhob, weil er dadurch die 

Möglichkeit hätte, korrupte Richter auszuschalten. 

Es zeichneten sich jedoch die Anfänge einer Trennung zwischen Exeku-

tive und Justiz ab, ebenso wie die Entwicklung eines einheitlichen Rechts-

kodex für das ganze Königreich. Doch diese Entwicklung blieb ein be-

trächtliches Problem, da sie durch den Siebenjährigen Krieg unterbrochen 

wurde, während der beiden folgenden Jahrzehnte nur langsame Fort-

schritte machte und erst nach Friedrichs Tod abgeschlossen werden 

konnte. Trotzdem zogen die preussischen Rechtsreformen die Aufmerk-

samkeit ganz Europas auf sich. 

Als sich 1786 Friedrichs Herrschaft dem Ende zuneigte, verstärkte sich in 

der Bürokratie wie im Rechtswesen die Tendenz, willkürliche königliche 

Einmischungen zu verhindern und die Kontinuität in der Verwaltung und 

im Rechtswesen zu sichern, ebenso wie die persönliche Sicherheit durch 

Beamtung auf Lebenszeit und durch Pensionen von Rechts wegen zu ge-

währleisten, nicht aufgrund königlicher Begünstigung. Die Beamtung 

wurde erst durch das Preussische Allgemeine Landrecht, i. e. das Gesetz-

buch von 17943), erreicht, obwohl sein endgültiger Entwurf schon 1784, 

zwei Jahre vor dem Tod Friedrichs des Grossen, fertiggestellt worden war 

und seither auch zur Verfügung stand. Die Garantie der Pensionen von 

Rechts wegen musste bis 1820 warten. 

Allgemein betrachtet, erhielten eine sozial heterogene Bürokratie und 

Rechtspflege, die sich aus dem aufstrebenden Bürgertum und der etablier-

ten Aristokratie entwickelten, im Zeitraum zwischen 1786 und 1806 ein 

Übergewicht, unterstellten auch den König dem Gesetz und transformier-

ten die Vollzugsgewalt des königlichen Absolutismus in ein autonomes 
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bürokratisches und juristisches System.4) Doch während dieser Periode 

wirkte sich die Machtübertragung nur geringfügig auf die überzentrali-

sierte Struktur der preussischen Bürokratie aus. Ohne den persönlichen 

Einsatz des Monarchen stagnierte sie, und infolgedessen bedeutete die 

Niederlage der Reste des friderizianischen Staats im Jahre 1806, dass die 

Sozialstruktur und die politischen Institutionen in Preussen rekonstruiert 

und neu bewertet werden mussten. Im Gegensatz zur Situation von 1730 

war der Aufstieg der preussischen Mittelklasse nun deutlich sichtbar und 

wurde durch die Rolle demonstriert, die sie in der Bürokratie und in der 

Justiz spielte. 

Der wichtigste legislative Akt während der Herrschaft Friedrich Wil-

helms II. war das Gesetzbuch von 1794, das Preussische Allgemeine 

Landrecht. Doch, um mit dem scharfsinnigen Analytiker seiner Zeit, Ale-

xis de Tocqueville, zu sprechen: «Unter den Werken Friedrichs des Gros-

sen ist es das selbst in Preussen am wenigsten bekannte Gesetzbuch, das 

auf seinen Befehl ausgearbeitet und von seinem Nachfolger eingeführt 

wurde. Dennoch gibt es vielleicht keines, das mehr Licht auf den Mann 

selbst und auf seine Zeit wirft und den wechselseitigen Einfluss beider 

aufeinander deutlicher erkennen lässt. 

Dieses Gesetzbuch ist eine wahre Verfassung im eigentlichen Sinne die-

ses Wortes; es hat nicht nur den Zweck, die Beziehungen der Bürger un-

tereinander, sondern auch die Beziehungen der Bürger zum Staat zu re-

geln; es ist zugleich ein Zivil-, ein Strafgesetzbuch und eine Verfassung. 

Es beruht oder scheint vielmehr zu beruhen auf einer gewissen Anzahl 

allgemeiner Prinzipien, die in einer sehr philosophischen und sehr ab-

strakten Form ausgedrückt und in vielfacher Hinsicht denjenigen ähnlich 

sind, die wir in der Erklärung der Menschenrechte in der Verfassung von 

1791 finden.»5) 

Das Gesetzbuch von 1794 stellt in der Tat die letzte Phase der Rechtsre-

form dar, die von den Vorgängern Friedrichs des Grossen initiiert wurde. 

Er hatte die Arbeit nach dem Siebenjährigen Krieg fortgesetzt, als Coc-

cejis Reformen im ganzen Königreich wirksam wurden. Cocceji hatte 

eine allgemeine Kodifizierung der preussischen Gesetze geplant, doch er 

lebte nicht lange genug, um dieses Werk vollendet zu sehen. Deshalb be-

traute Friedrich den schlesischen Justizminister von Carmer mit dieser 
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Aufgabe; und Carmer setzte die Arbeit fort, gemeinsam mit Suarez, einem 

anderen schlesischen Berater, bis sie von Suarez und Klein beendet und 

der Gesetzeskodex schliesslich verkündet werden konnte. Er beinhaltete 

keineswegs neues Recht, sondern umfasste nur die Kodifizierung existie-

render Gesetze, die wegen ihrer verschiedenen Ursprünge – Spiegelbilder 

der diversen territorialen Erwerbungen der Hohenzollern – viele Wider-

sprüche sowie manchmal sogar Unrecht geschaffen hatten. Man wollte 

ein Gesetz schaffen, das frei von Widersprüchen und Unklarheiten und 

für jedermann verständlich war. Deshalb bestand der Kodex nicht aus For-

mulierungen allgemeiner Grundsätze, sondern aus Gesetzen, die für alle 

erdenklichen Situationen angewandt werden konnten. Dieses Bestreben, 

diese Konzentration auf alle Details, war auch der Hauptgrund dafür, dass 

die Arbeit daran soviel Zeit in Anspruch nahm; und als Friedrich der 

Grosse den ersten Entwurf erhielt, bemerkte er verständlicherweise: «Es 

ist aber sehr dicke; und Gesetze müssen kurz und nicht weitläufig sein.»6) 

Sogar Tocqueville beschrieb den Entwurf als monströs.7) Doch er ist ein 

wichtiges Dokument, das den Übergang Preussens vom Zeitalter des Ab-

solutismus zu einer Ära veranschaulicht, in der die Untertanen zu Bürgern 

wurden. Der Kodex kann als posthumes Verfassungsgeschenk Friedrichs 

an ein Zeitalter betrachtet werden, in dem sich die gesellschaftlichen und 

politischen Bedingungen, die an seiner Wiege gestanden hatten, allmäh-

lich auflösten. Das Paradoxon dieser juristischen Arbeit besteht in der Tat-

sache, dass sie als theoretischer Entwurf der sozialen Realität, die sich nur 

stufenweise etablierte, weit voraus war, während diese Realität in der Pra-

xis in vielen Gesetzen kodifiziert war, die jedoch die Entwicklung dessen, 

was man ins Auge gefasst hatte, behinderten oder sogar unvereinbar mit 

ihr waren. 

Theoretisch basierte das Gesetzbuch – oder, wie es Tocqueville betrach-

tet, die Verfassung – auf einem sozialen Vertrag, nach dem die Individuen 

auf ihre natürlichen Rechte nur insoweit verzichten, als der Staat das 

braucht, um die freie Entwicklung ihrer Persönlichkeit, ihren Wohlstand, 

ihre Erziehung und ihr privates Glück zu sichern. Davon wird eine Anzahl 

grundlegender Rechte abgeleitet: der Schutz der Person und des Eigen- 

23 



setz, Unabhängig der Rechtsprechung, Gleichheit der Geschlechter, Reli-

gions- und Gewissensfreiheit, das Recht auf Ausbildung und das Anstre-

ben des persönlichen Glücks – «allgemeine Menschenrechtes die den 

Verantwortungsbereich und die Pflichten des Staates bestimmen und ab-

grenzen. 

In der endgültigen Version argumentierte Suarez, beeinflusst von der Er-

sten Verfassung der Französischen Revolution, es sei unmöglich, einem 

Menschen das Recht auf die Entfaltung seiner Fähigkeiten zu verweigern, 

das Recht, seine naturgegebenen Talente einzusetzen, um sein persönli-

ches Glück zu erreichen. Diese natürlichen und unübertragbaren Rechte 

müssten dem Menschen nach seinem Übergang in eine bürgerliche Ge-

sellschaft erhalten bleiben; und keine gesetzgebende Macht dürfte ihn die-

ser Rechte berauben. Das bedeutete, dass die königliche Souveränität be-

schnitten wurde, vor allem, was ihre Einmischung in Justizverfahren be-

traf. In der Version des Königs, die schliesslich verkündet wurde, liess 

Friedrich Wilhelm II. diese Bestimmung streichen. Trotzdem ist die Ten-

denz, einen Rechtsstaat zu schaffen, klar erkennbar, einen Staat, der auf 

dem Recht basiert und in dem liberale Grundrechte für den Monarchen 

ebenso bindend sind wie für das Rechtswesen und die Verwaltung. 

Aber nicht einmal in der endgültigen Version des Gesetzbuches ist, wie 

Tocqueville hervorhebt, «die Rede vom erblichen Recht des Fürsten oder 

seiner Familie, ebenso wenig von seinem besonderen Recht, das von dem 

Recht des Staates verschieden wäre. Das Wort Staat ist bereits der einzige 

Name, dessen man sich zur Bezeichnung der königlichen Gewalt bedient. 

Dagegen ist hier viel vom allgemeinen Menschenrecht die Rede: die all-

gemeinen Rechte des Menschen gründen sich auf die natürliche Freiheit, 

für sein eigenes Wohl zu sorgen, ohne die Rechte anderer zu schädigen. 

Alle Handlungen, die weder das natürliche Recht noch ein positives 

Staatsgesetz verbietet, sind erlaubt. Jeder Einwohner des Staates kann von 

letzterem Schutz für seine Person und sein Eigentum verlangen und ist 

zur Selbstverteidigung berechtigt, wenn der Staat ihm nicht zu Hilfe 

kommt.»8) 

Doch die tatsächliche Anwendung des Gesetzbuches unterschied sich 

ziemlich stark von der liberalen Philosophie, die ihm zugrunde lag. Nach 

dem Gesetzbuch wurde die preussische Gesellschaft immer noch im We- 
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sentlichen als ein organisches Gewächs betrachtet; man sah in ihr aber 

eine korporative Struktur der Stände aus vergangenen Zeiten als eine auf-

strebende Bürgergesellschaft. Das alte Drei-Klassen-System von Bauern, 

Bürgern und Aristokraten blieb bestehen. Jede Klasse hatte ihre eigene 

Substruktur. Doch während zum Beispiel dieser Gesellschaftstyp im Mit-

telalter jedem seiner Stände und ihren Untergruppen eigene Privilegien 

zugestand, bis zu einem gewissen Ausmass sogar eine rechtliche Autono-

mie, nahm ihnen das Gesetzbuch diese Rechte und ordnete sie staatsdien-

lichen Zwecken unter, einem Staat, der als vorstellbare Abstraktion 

gleichbedeutend mit dem Wohl aller seiner Komponenten war. Deshalb 

trug das Gesetzbuch den Widerspruch zwischen einer traditionellen Ge-

sellschaft und einer bürgerlich-liberalen Verfassung in sich. Alle Stände 

mussten sich nach dem Staat als dem zentralen Brennpunkt ihrer Aktivi-

täten richten. Auch hier wieder war es paradox, dass man, um fundamen-

tale, liberale Ziele zu erreichen, die traditionellen Normen des sozialen, 

politischen und ökonomischen Verhaltens in gesetzliche Verordnungen 

umwandelte, die all diese Aspekte bis ins kleinste Detail regulierten. Hier 

haben wir wieder einmal ein typisches Beispiel für die traditionelle Poli-

tik, die von Friedrich Wilhelm I. eingeführt wurde, eine Politik der insti-

tutionellen Absorption von sozialen, politischen und ökonomischen Kon-

flikten, die den Staat aufrechterhalten und stärken sollte. 

Auch hier sah Tocquevilles scharfes Auge in der Tendenz des Gesetz-

buchs zu einer zentral gesteuerten Demokratie – sogar zu einem Staatsso-

zialismus – die Kräfte der Zukunft am Werk: «Aber es zeigen sich in die-

sem zur Hälfte dem Mittelalter entlehnten Werke auch Bestimmungen, 

deren höchst zentralisierender Geist an den Sozialismus grenzt. So wird 

z.B. erklärt, es obliege dem Staate, allen denjenigen Nahrung, Beschäfti-

gung und Lohn zu verschaffen, die nicht selbst für ihren Unterhalt sorgen 

können und nicht berechtigt sind, Unterstützung vom Gutsherrn oder von 

der Gemeinde zu verlangen; diese soll man mit Arbeit versorgen, die ihren 

Kräften und ihrer Fähigkeit angemessen ist. Der Staat soll Anstalten grün-

den, durch welche den dürftigen Staatsangehörigen Unterstützung zuteil 

wird. Der Staat ist überdies berechtigt, solche Stiftungen aufzuheben, wel-

che der Trägheit Vorschub leisten, und seinerseits das Geld, worüber die- 
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se Anstalten verfügten, unter die Armen zu verteilen.»9 

Das Preussische Allgemeine Landrecht war paradox – aber welches ge-

schriebene oder ungeschriebene Gesetz ist frei von Paradoxa? Die ameri-

kanische Verfassung enthielt an einem äusserst kritischen Zeitpunkt eine 

klare, eindeutige Antwort auf die Frage, wo die Souveränität zu suchen 

ist – in der Nation und im Volk, wie es die Präambel zur Verfassung in 

der Formulierung ‚Wir, das Volk’ nahelegt, oder in den einzelnen Staaten, 

wie man es der Ratifizierungsmethode der Verfassung entnehmen könnte. 

Die Vereinigten Staaten fanden eine Lösung dieses Problems, die aller-

dings nicht verfassungsmässig war – Gewalt. 

Das Preussische Allgemeine Landrecht erlaubte einerseits einen allmäh-

lichen Abbau und schliesslich die Auslöschung der ständischen Privile-

gien und Rechte, andererseits konnte sich ein Wohlfahrtsstaat entwickeln, 

der die freigesetzten Energien in seine Dienste nahm. Aber keine dieser 

Alternativen konnte sich entfalten. Stattdessen wurde der Staat von einer 

mehr oder weniger autoritären Bürokratie erhalten und geleitet, die je 

nach Anlass, Interesse und Situation von den traditionellen Ständen ge-

stützt oder bekämpft wurde. Nur im wirtschaftlichen Bereich konnten sich 

liberale Strukturen entwickeln. 

Weitere Komplikationen mussten überwunden werden, als Preussen nach 

dem Tilsiter Vertrag mehr als die Hälfte seines Territoriums verlor – eines 

Territoriums, das nun dem liberalen Code Napoléon unterstand, dessen 

Überbleibsel, besonders in den preussischen Rheinprovinzen, nach 1813 

in das Gesetzbuch integriert werden mussten. Eines der Hauptziele der 

preussischen Reformbewegung ab 1807 war die Bildung eines Rechts-

staates, eine Forderung, die nicht dem Preussischen Allgemeinen Land-

recht entsprang, aber in den Instruktionen enthalten war, die seinem Ent-

wurf zugrunde lagen. Die logische Konsequenz dieser Forderung war ein 

vollkommen unabhängiges Rechtswesen ausserhalb des Machtbereichs 

königlicher Kabinettsbeschlüsse. 

Die Finanzkrise von 1808 bis 1818, die Preussen nicht verschonte, konnte 

nur durch Kredite überwunden werden. Doch diese Kredite durfte man 

nur in Anspruch nehmen, wenn sie gesetzlich vollkommen abgesichert 

waren. Ausserdem brachten sie das Risiko mit sich, dass die Kreditgeber 
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politische Forderungen stellten. Um dieses Risiko zu umgehen, beschloss 

die preussische Bürokratie, auf kurzfristige Kredite von Kapitalquellen 

innerhalb des Königreichs zu verzichten und stattdessen einen langfristi-

gen Kredit beim Haus Rothschild in London aufzunehmen. In einem Zeit-

alter, das in immer stärkerem Masse nach einer Verfassung verlangte – 

die König Friedrich Wilhelm III. bei drei verschiedenen Gelegenheiten 

versprochen hatte, ohne Wort zu halten – und nach einer repräsentativen 

Körperschaft, beraubte dieser Kredit jene Leute, die diese Forderungen 

stellten, des Hebels, mit dessen Hilfe man in anderen Ländern eine Libe-

ralisierung und Demokratisierung erreicht hatte – die Frage der Steuerein-

nahmen. 

Ausländische Kredite hatten ausserdem zur Folge, dass preussische Bür-

ger den Staat in triftigen Geldfragen nicht gerichtlich belangen konnten 

und dem Rechtswesen kein Bereich zur Verfügung stand, in dem seine 

Entscheidungen auf Fragen von letztlich politischem Charakter Einfluss 

nehmen konnten. 

1809 gelang es dem Justizminister von Beyme, die Woge von Beschwer-

den gegen die Gerichtbarkeit aufzuhalten, die man direkt an den König 

gerichtet hatte. Dadurch wurde verhindert, dass die Monarchie ständig in 

den Justizprozess eingriff. Aber während die Bürokratie ihre Position 

stärkte und in zunehmendem Masse Sachkenntnis monopolisierte, begann 

sie sich vom König frei zu machen. Die einzige Institution, die damals die 

Bürokratie noch kontrollieren konnte, war die Justiz, und deshalb strebte 

die Bürokratie erneut das Ziel an, Kontrolle über die Justiz zu gewinnen. 

Wenn sich der Justizminister zum Beispiel weigerte, sich einzumischen, 

wenn es um die Frage der richterlichen Unabhängigkeit ging, konnte sich 

die Bürokratie nur an den König wenden, der ebenso wenig einzugreifen 

pflegte. Dennoch zählte der Versuch der Bürokratie (deren Ämter nun – 

ebenso wie seit 1820 die Pensionen – rechtlich gesichert waren), sich von 

der einzigen Körperschaft, die sie kontrollierte, nämlich der Justiz, loszu-

lösen, indem sie diese in ihre eigenen Institutionen integrierte, zu den be-

herrschenden Themen der preussischen Politik ab 1815.10) 

Dieses Kräftemessen dauerte Jahrzehnte. Seit 1805 konnten die Gerichts-

höfe selbst entscheiden, ob Prozesse angestrengt wurden oder nicht. So-

lange die Justiz von der Verwaltung unabhängig war, gewährleistete diese 
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Praxis eine liberal orientierte richterliche Verfahrensweise. Aber in Zeiten 

politischer Umwälzungen wie zwischen 1847 und 1850 wurde dieses 

Ausmass richterlicher Unabhängigkeit als politisch gefährlich betrachtet; 

und so wurde am 3. Januar 1849 eine Verordnung erlassen, die die Ent-

scheidungsgewalt über die Anstrengungen von Prozessen von den Ge-

richtshöfen auf die Staatsanwaltschaft übertrug, die wiederum dem Justiz-

ministerium angehörte. So eroberte die preussische Bürokratie eine 

Machtposition, die einst die Domäne des absoluten Monarchen gewesen 

war und die nun den Tatbestand signalisierte, dass die Bürokratie dem 

Rechtswesen überlegen war. Es lag ausschliesslich in den Händen der Bü-

rokratie, welche Streitfragen vor Gericht kamen und welche nicht. Und 

die Justiz konnte nur noch Entscheidungen in den Fällen treffen, die ihr 

vom Justizministerium und der ihm angeschlossenen Staatsanwaltschaft 

vorgelegt wurden. Sie besass jetzt nicht mehr die Möglichkeit, direkt auf 

öffentliche und administrative Belange einzuwirken. Die Bürokratie 

konnte nun die Entscheidungsgewalt in allen administrativen Fragen an 

sich reissen und verhindern, dass solche Probleme vor Gericht erörtert 

wurden, indem sie auf die mangelnde Sachkenntnis der Richter auf spe-

zifischen Gebieten des öffentlichen Interesses hinwies.11) Dennoch blieb 

die preussische Gerichtsbarkeit bis zu den frühen 1880er Jahren, soweit 

es die Einschränkungen zuliessen, die man ihr auferlegt hatte, ein Instru-

ment der liberalen Kräfte in Deutschland, das einzige verfügbare Werk-

zeug der Mittelklasse, mit dem sie sich gegen die Übergriffe der Bürokra-

tie verteidigen konnte. 

Natürlich brachte die Wiedervereinigung Deutschlands im Jahre 1871 

neue Probleme mit sich, zum Beispiel die Bildung eines einheitlichen Ge-

setzeskodex, der in ganz Deutschland anwendbar sein musste. Die wich-

tigsten Schritte in diese Richtung unternahm man mit dem Gerichtsver-

fassungsgesetz (GVG), das am 27. Januar 1877 eingebracht wurde, ge-

folgt am 1. Februar 1877 von der Strafprozessordnung (StPO). Schliess-

lich gipfelte dieser Vorgang am 18. August 1896, zwei Jahre vor Bis-

marcks Tod, in der Einbringung und Verkündung des Bürgerlichen Ge-

setzbuchs (BGB), das alle Aspekte des Zivilrechts regelt. Am 1. Januar 

1900 trat es in Kraft12), und es hat in der Bundesrepublik Deutschland bis 

zum heutigen Tag Geltung. Aber auf dem Sektor des Strafrechts hatte das  
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BGB bereits einen Vorgänger, das Strafgesetzbuch (StGB) vom 15. Mai 

1871, das alle Aspekte des Strafrechts und die Strafmassnahmen regelte, 

die sich aus kriminellen Handlungen ergeben.13) 

In der neueren deutschen Geschichtsschreibung gehört es zum «Allge-

meinwissen» demzufolge das deutsche Rechtswesen im Allgemeinen und 

das preussische im Besonderen in eine schwere Krise gerieten, vor allem, 

als Bismarck ab 1878 von einem liberalen auf einen konservativen Kurs 

umschwenkte. Angesichts der zunehmenden liberalen und sozialistischen 

Bewegung habe Bismarck alle preussischen Richter, die zwischen fünfzig 

und sechzig Jahre alt waren, in den Ruhestand versetzen lassen, genau 

jene Generation, die während des Verfassungskonfliktes in Preussen von 

1862 bis 1866 so stark gegen ihn opponiert hatte. Trotz des kontinuierli-

chen und wachsenden Bedarfs an zusätzlichen Richtern seien während der 

ganzen 1880er Jahre keine neuen Richter ernannt worden, was zusammen 

mit der Pensionierung der älteren Beamten Teil einer Politik gewesen sei, 

die eine soziale und ideologische Konformität innerhalb des Rechtswe-

sens begünstigt hätte. Diese Behauptungen, aufgestellt vor mehr als einem 

halben Jahrhundert, neu «entdeckt» von der kritischen marxistischen 

Schule der Historiker in der Bundesrepublik vor über zwanzig Jahren, 

sind von der neuesten Forschung grundlegend widerlegt worden. «Das 

soziale System der Reaktion in Preussen unter dem Mysterium Puttka-

mer» gehört in den Bereich der Legende. Abgesehen von der zu engen 

Quellenbasis, lässt sich eine «Säuberung», soweit von einer solchen über-

haupt gesprochen werden kann, in dem damals von den Liberalen unter-

stützten «Kulturkampf» Bismarcks nachweisen, also vor 1878. In der Tat 

alle neuen Belege sprechen dafür, dass das deutsche Justizwesen seine 

Unabhängigkeit während des Kaiserreiches zu wahren verstand, dass sei-

ne Rechtssprechung durchaus liberale Züge zeigt, wie in jenen Fällen, die 

die Rechte der polnischen Minderheit betrafen. Der Grossteil jener Rich-

ter, die von 1879 an in Pension gingen, hatten ihr Amt bereits über fünfzig 

Jahre ausgeübt, der Richterstand war überaltert. Gleichzeitig erlangten 

Advokaten und Rechtsanwälte ihre Unabhängigkeit vom Justizministe-

rium, wodurch zumindest jüngere Richter, die dem angeblich ersticken-

den und konservativen Druck entfliehen wollten, die Möglichkeit der 

freien Berufsausübung erhielten.14) 
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Sowohl die Bürokratie als auch die Justiz erlitten durch den Zusammen-

bruch des Reiches, das Exil des Kaisers und die Gründung einer Republik 

im Jahre 1918 einen gewaltigen Schock, der niemals überwunden wurde, 

da die Weimarer Republik nicht zu einer wirklichen Stabilität gelangte. 

Es kann nicht die Aufgabe dieses Buches sein, die schwankenden Ge-

schicke der Weimarer Republik im Einzelnen darzulegen, aber auf ein 

paar grundlegende Fakten muss hingewiesen werden.15) Schon seit 1920 

war es unmöglich, Regierungen zu bilden, die sich auf die Mehrheit im 

Reichstag stützten. Minderheitskabinette waren an der Tagesordnung. 

Die durchschnittliche Regierungszeit der Kabinette betrug von 1918 bis 

1928 sieben Monate. Deshalb überrascht es nicht weiter, dass die Reprä-

sentanten der Säulen, die diese Republik stützten – die Bürokratie, die 

Justiz und die Armee –, zu tief in ihrem Berufsethos verankert waren, um 

in den seichten Treibsand der allzu verwundbaren Republik eingepflanzt 

zu werden. Das soll nicht besagen, dass sie sich gegen die Republik wand-

ten oder sie sogar umzustürzen versuchten. Sie taten ihre Pflicht dem 

Staat gegenüber, wie sie es gelernt hatten. Ansonsten beobachteten sie in 

diversen Geisteshaltungen, die von Skepsis bis zu nacktem Entsetzen 

reichten, die Vorgänge, die in der Weimarer Republik den politischen 

Prozess darstellten. Sicher, einige erhoben sich, um die Republik zu ver-

teidigen; aber sie nahmen eine defensive Position ein, die von drei Grup-

pen angegriffen wurde: von den emotional engagierten Monarchisten, 

von den extremen Linken und den extremen Rechten, die radikale Atta-

cken gegen die Republik inszenierten, und von einer dritten Gruppe, der 

die Republik ziemlich gleichgültig war. Die Mehrheit tat, was sie ihre 

«Pflicht gegenüber dem Vaterland» nannte. Sie akzeptierte die Bürde, un-

populäre Massnahmen durchführen zu müssen. Deshalb ist es wohl ein 

schwerer Fehler, wenn man behauptet, die Auflösung der Weimarer Re-

publik hätte erst 1930 begonnen. Sie lebte seit ihren Anfängen, gemessen 

am Geist und am Postulat ihrer konstitutionellen Substruktur, von geborg-

ter Zeit. Und sie besass nicht die Kraft, irgendjemanden zu mobilisieren, 

der sich für sie eingesetzt hätte. Das geringe Vertrauen, das man ihr ent-

gegenbrachte, verlor sie sehr rasch durch Orgien destruktiver Kritik, be-

sonders von Seiten der Leute, in deren Interesse es gelegen hätte, die Re- 

30 



publik zu unterstützen und zu stärken: der linksorientierten Journalisten 

und Schriftsteller von Kurt Tucholsky bis zu Carl von Ossietzky und 

Heinrich Mann, um nur einige zu erwähnen.16) Dies hat Tucholsky in sei-

nen letzten Lebensjahren auch erkannt. 

Und warum sollte man von der Bürokratie und von der Justiz erwarten, 

dass sie gegenüber der Republik eine andere Haltung einnahmen als die 

Mehrheit der deutschen Wählerschaft? Immer wieder gingen die Wähler 

zu den Urnen und bekundeten ihr geringes Interesse an der neuen Verfas-

sungsordnung und dem parteipolitischen Pluralismus. Schon im letzten 

Jahrzehnt vor dem Ersten Weltkrieg und auch während des Krieges, als 

das Reich langsam und schwerfällig zur vollständigen Parlamentarisie-

rung überging, wurde die zuvor selbstverständliche Identifizierung der 

Bürokratie mit der Regierung durch nüchterne Distanz ersetzt, trotz der 

Tatsache, dass sich die Staatsdiener bis zum Zusammenbruch von 1918 

eng mit der monarchistischen Ordnung verbunden fühlten.17) Nach 1918 

misslang es der Regierung auf nationaler wie auf Landesebene, angemes-

sen enge Bande zwischen der Bürokratie und dem republikanischen de-

mokratischen Staat zu knüpfen. Vor allem die Träger der administrativen 

und richterlichen Funktionen lebten von den traditionellen Reserven der 

Monarchie, die allmählich aufgebraucht wurden, während jüngeren Mit-

gliedern, die zur Bürokratie und zur Justiz stiessen, ein fester Standpunkt 

fehlte, der Loyalität verlangte und dem man bedingungslose Loyalität ent-

gegenbrachte. 

Die Weimarer Verfassung machte alles noch schwerer. Der Artikel 129 

der Verfassung garantierte zwar die «wohlverdienten Rechte» der Büro-

kratie, aber diese Rechte wurden nirgendwo in der Verfassung definiert. 

Der Artikel 130 garantierte den Staatsbeamten die Freiheit der politischen 

Entscheidung und die Freiheit, Vereinigungen beizutreten – ein Privileg, 

das in der Bismarckschen Verfassung nicht existiert hatte. Der Antrag in 

der verfassungsgebenden Versammlung, diese Privilegien der Staatsbe-

amten mit der Pflicht zu koppeln, stets «mit Loyalität gegenüber dem 

Reich» zu handeln, wurde abgelehnt.18) Aber derselbe Artikel enthielt 

auch den Vorbehalt, dass die Staatsbeamten Diener der Gesellschaft und 

nicht der Parteien seien. Dies implizierte natürlich eine eher negative Ein-

stellung gegenüber den politischen Parteien, da der Begriff «Partei» oder 

«Parteien» sehr wohl so interpretiert werden konnte, als würde man von 
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einer regierenden Partei oder von Regierungsparteien sprechen. 

So erwarben sich die Bürokratie und das Rechtswesen auch nach konsti-

tutionellen Massstäben den Ruf, die einzigen Vertreter eines angeblich 

objektiven Staats- und Gemeinschaftsinteresses zu sein. Von hier war es 

nur ein kleiner Schritt bis zur Unterscheidung zwischen selbstverständli-

chen Pflichten, die sich aus der Loyalität gegenüber dem Staat ergaben, 

und der eher begrenzten Loyalität gegenüber der konstitutionellen Reali-

tät eines republikanischen Mehrparteienstaats. Schon 1927 hatte die 

Deutsche Beamtenzeitung auf die Existenz einer «Zwei-Seelen-Theorie» 

hingewiesen, deren Verfechter es nicht für einen inneren Widerspruch 

hielten, den Staat als solchen eindeutig zu bejahen und gleichzeitig die 

konstitutionelle Form des Staates, dem sie dienten, abzulehnen.19) 

Einer der grössten Mängel in der Verfassung der Weimarer Republik be-

stand darin, dass sie keine Bestimmung enthielt, die sich gegen die Kräfte 

richtete, deren erklärtes Ziel es war, die Republik abzuschaffen. Dies ver-

lagerte das Problem eines Konflikts zwischen Staatsbeamten, die Parteien 

angehörten, deren Bestreben es war, das «System zu überwinden», auf die 

Juristische Ebene. Ein Gesetz, wie es im Artikel 128 der Verfassung vor-

geschlagen wurde, das das Verhältnis zu den Staatsbeamten regeln sollte, 

trat nie in Kraft, zumindest nicht vor 1933. So war es also nach schlichten 

konstitutionellen Begriffen keineswegs verfassungswidrig, die Republik 

abzuschaffen, vorausgesetzt, dies würde gesetzmässig gehandhabt; mit 

der notwendigen Zweidrittelmehrheit im Reichstag entsprechend dem Ar-

tikel 76 der Weimarer Reichsverfassung. 

Schon 1919 hatte Reichspräsident Friedrich Ebert eine Verordnung erlas-

sen, der zufolge die Staatsbeamten der republikanischen Verfassung die 

Treue schwören mussten. Dies rief sofort erbitterte Kritik hervor, denn 

man argumentierte, ein solcher Eid widerspräche dem grundlegenden 

Recht auf politisches Engagement; und so blieb der Regierung nichts an-

deres übrig, als einen Kompromiss zu schliessen und nur während der 

Bürostunden «Loyalität» zu verlangen.20) 

Doch als Deutschland 1921 und 1922 von einer Woge terroristischer Ak-

tivitäten überrollt wurde, die in der Ermordung des deutschen Aussenmi-

nisters Walther Rathenau kulminierte, wurde ein Sondergesetz zum  
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Schutz der Republik erlassen, das u.a. die Staatsbeamten zwang, ihre Äm-

ter nicht zu feindseligen Machenschaften gegen die Republik zu miss-

brauchen.21) Auch ausserhalb der Bürostunden durften sich die Beamten 

nicht mehr verächtlich über die Republik äussern oder Bewegungen un-

terstützen, die darauf abzielten, die Monarchie wieder einzusetzen oder 

die Republik abzuschaffen.22) Allerdings erwies es sich als unmöglich, 

diese Bestimmungen fest im gesetzlichen und konstitutionellen Rahmen-

werk zu verankern. Zurück blieben ausgeprägte Ambivalenzen und starke 

Unsicherheit. Zum Beispiel wurde niemals restlos klargestellt, ob die Mit-

gliedschaft eines Staatsbeamten in der NSDAP oder KPD als Handlungs-

weise definiert werden konnte, durch die der Betreffende seinen Eid ver-

letzte.23) 

Sicher, hin und wieder versuchten die Regierungsparteien Spitzenbeamte 

und Richter, die als Anhänger der Republik bekannt waren, in verantwor-

tungsvolle Positionen zu hieven. Aber erstens blieb keine Regierung lange 

genug an der Macht, um Personalpolitik auf lange Sicht betreiben zu kön-

nen. Und zweitens war keine Regierung jemals imstande, die formalen 

Bedingungen des Eintritts in die Bürokratie und in die Justiz zu ignorie-

ren, die im Prinzip der Auswahl nach parteipolitischen Kriterien entge-

genstanden. Ein bedeutender Versuch wurde 1923/24 unternommen, als 

fünfundzwanzig Prozent der Staatsbeamten in den Ruhestand traten.24) 

Aber bis zum heutigen Tag ist die Frage offen, ob die Republik dadurch 

irgendetwas gewonnen hat oder ob die einzelnen Ressortleiter ihre Pensi-

onskandidaten nicht hauptsächlich deshalb vorschlugen, um sich auf diese 

Weise politisch suspekter, i. e. prorepublikanischer Elemente zu entledi-

gen. Ausserdem ist nicht bekannt, wie viele Staatsbeamte 1919 freiwillig 

in den Ruhestand traten, weil die Realität der Republik mit ihren monar-

chistischen Überzeugungen unvereinbar war. Zum Beispiel trat ein Mini-

sterialdirektor des Preussischen Handelsministeriums 1919 aus diesem 

Grund zurück, er wurde aber im Januar 1926 Wirtschaftsminister im Lu-

ther-Kabinett.25) Nur in Preussen, das bis zum 20. Juli 1932 vom sozial-

demokratischen Ministerpräsidenten Otto Braun regiert wurde, versuchte 

man eine Personalreform zu forcieren.26) Dies kam nur quantitativ, aber 

nicht qualitativ zum Ausdruck, weil – und der Beweis für die Qualität des 

Puddings liegt darin, wie er schmeckt – kein einziger preussischer Staats- 
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beamter auch nur einen Finger gegen Papens Preussenschlag erhob.27) 

Als Hitler seinen Durchbruch auf nationaler Ebene im Kielwasser der 

Anti-Young-Plan-Bewegung schaffte, dauerte es nicht sonderlich lange, 

bis die NSDAP die Berufsorganisationen des Staatsdienstes und der Justiz 

infiltriert und Erfolge in Preussen erzielt hatte, vor allem in jenen Sekto-

ren, die sich bis dahin von politischen Parteien ferngehalten hatten.28) 

Die Weltwirtschaftskrise und Brünings deflatorisches Wirtschaftspro-

gramm verbreiterten die Kluft zwischen der Regierung und ihrem Beam-

ten – in erster Linie, weil die Staatsbeamten die ersten waren, die von 

Brünings Politik der Gehaltskürzungen betroffen waren, und sie deshalb 

befürchteten, auf der Stufenleiter des sozialen Status noch tiefer hinabzu-

rutschen, als es aufgrund der Inflation ohnehin schon der Fall war.29) 

Seit Ende 1930 waren die Staatsbeamten überproportional in der NSDAP 

vertreten – wenn die Frage nach der genauen Anzahl auch immer noch 

umstritten ist –, etwa zu 8%, während sie in der Gesamtbevölkerung nur 

5% ausmachten.30) Angesichts dieser Fakten versuchten einige Länder, 

zum Beispiel Preussen, einen harten Kurs einzuschlagen, und so verboten 

sie ihren Beamten, sich an der Anti-Young-Plan-Kampagne zu beteili-

gen.31) Doch die Reichsregierung verzichtete darauf, diesem Beispiel zu 

folgen. 

Man muss auch das allgemeine Image der radikalen Parteien berücksich-

tigen. Während man dazu neigte, die Kommunisten automatisch mit den 

Prinzipien der bolschewistischen Weltrevolution zu identifizieren, stellte 

die NSDAP trotz ihrer Tendenz zum Rowdytum die Existenz des deut-

schen Nationalstaates nicht per se in Frage. Und Hitlers erklärte Absicht, 

die Macht nur mittels verfassungsmässiger Methoden zu übernehmen, 

wovon noch zu sprechen sein wird, hängte der NSDAP ein – wenn auch 

verschlissenes – Mäntelchen der Respektabilität um. 

Doch es gibt nicht den geringsten Beweis dafür, dass die Bürokratie gegen 

die Republik konspiriert hätte.32) Die Mehrheit der Staatsbeamten tat ihre 

Pflicht, so wie sie es im Kaiserreich getan hatte, wie sie es auch unter 

Hitler und schliesslich noch in den ersten Jahren der Bundesrepublik tat. 

Die Mehrheit der Staatsbeamten blieb parteipolitisch neutral, was nicht  

34 



mit unpolitisch verwechselt werden darf, und orientierte sich an einer un-

präzisen, vagen Form eines autoritären Staates.33) Wie die Weimarer Ver-

fassung befasste sich auch die Weimarer Bürokratie nicht mit verfas-

sungswidrigen Zielen, sondern nur mit verfassungswidrigen Methoden. 

Was auf die Bürokratie im Allgemeinen zutrifft, gilt ebenso für die Justiz 

im Besonderen. Ein halbes Jahrhundert zuvor war die preussische Justiz 

ein Bollwerk der Liberalität gewesen; dann verteidigte sie den politischen 

und sozialen Status quo. Doch besonders in Preussen hegte die Bürokratie 

gegenüber der Justiz weiterhin ein latentes Misstrauen. 

In finanzieller Hinsicht war der Richterstand schlechter gestellt als ver-

gleichbare höhere Staatsbeamte. Trotzdem blieb er «Kaiser und Reich» 

treu ergeben.34) Deshalb wurde die Justiz durch den Zusammenbruch der 

Monarchie ebenso erschüttert wie die Bürokratie. Schon 1921 beklagte 

das offizielle Blatt der deutschen Richter, die Deutsche Richterzeitung, 

dass die Welt nun von Lügen beherrscht werde, dass die Lüge unter dem 

Banner des Gesetzes kämpfe und siege.35) Das Gesetz war zu einem Par-

teien-, Klassen- und Bastardgesetz umgeformt worden. 

Ganz allgemein kann man sagen, dass die deutsche Justiz ihr traditionelles 

Image verloren hatte und auf der Suche nach einem neuen war. Diese Su-

che wurde durch hervorragende Juristen wie Gustav Radbruch, Ernst Fra-

enkel und Hugo Sinzheimer, die die Republik mit dem Sozialismus 

gleichsetzten, nicht gerade unterstützt. Der Republikanische Richterbund 

war in erster Linie eine sozialistische Organisation und für die Mehrheit 

der Richter wenig attraktiv.36) Die Justiz war sowohl für die extreme 

Linke als auch für die extreme Rechte die Zielscheibe diverser Angriffe, 

von Ossietzkys 'Weltbühne bis zu Hitlers Völkischem Beobachter. 

Schon in den ersten Jahren der Republik wurde die Justiz ein Opfer der 

konfusen politischen Umstände. Dies soll durch verschiedene Beispiele 

illustriert werden. Schon 1921 beschloss die Reichswehr, ihre Abwehr zu 

gründen, eine Spionage- und Spionageabwehrorganisation, wie sie der 

Versailler Friedensvertrag verboten hatte.37) Mit dieser Aufgabe wurde 

Kapitän Ehrhardt betraut, der trotz seiner Teilnahme am Kapp-Putsch als 

würdig und kompetent genug betrachtet wurde, um den Auftrag ausführen 

zu können. Seeckt hielt sich an das Motto «Wasch meinen Pelz, aber mach  
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mich nicht nass.» Mit anderen Worten, Ehrhardts Organisation, die Or-

ganisation Consul, die in den von Frankreich, Belgien und Grossbritan-

nien besetzten Teilen Deutschlands sowie im Volksabstimmungsgebiet 

von Oberschlesien operierte, musste Erfolge erzielen. Wenn sie versagte 

oder aufgedeckt wurde, war sie selbst dafür verantwortlich. Das bedeutete 

in der Praxis, dass sich die O. C. falls sie einen Verräter in ihren Reihen 

entlarvte, nicht an die Justiz wenden konnte, sondern diesen selbst liqui-

dieren musste. Hier liegt der Ursprung der Feme-Morde.38) 

Das gleiche trifft auf den Selbstschutz Oberschlesien zu, eine deutsche 

Organisation, die in Oberschlesien geborene Deutsche vor den Bedrohun-

gen und grausigen Angriffen der polnischen Banden schützte, die der Pole 

Wojciech Korfanty organisiert hatte, ein ehemaliger Reichstagsabgeord-

neter.39) Auch in diesem Fall musste die deutsche Regierung gegenüber 

der Aussenwelt so tun, als wüsste sie von nichts, da diese Aktivitäten nach 

den Bestimmungen des Waffenstillstands und des Friedensvertrags illegal 

waren. 

Angesichts der militärischen Bedrohung an der deutschen Ostgrenze 

durch die Polen organisierte Seeckt die Schwarze Reichwehr, Reservi-

stenformationen, die in verschiedenen Teilen Mittel- und Ostdeutschlands 

stationiert wurden.40) Man unternahm zahllose erfolgreiche Versuche, 

diese Organisation zu unterwandern – zum grössten Entzücken der Welt-

bühne.41) Auch in diesen Fällen konnte man nur zur Selbsthilfe schreiten, 

wenn Verräter entlarvt wurden.42) Als die französischen und belgischen 

Streitkräfte 1923 das Ruhrgebiet besetzten, waren es wiederum die natio-

nalen Aktivisten, die den Franzosen und Belgiern entgegentraten und der 

separatistischen Regierung ein Ende setzten.43) Das Truppenamt der 

Reichswehr ebenso wie das Reichsverkehrsministerium arbeiteten eng 

mit den Aktivisten zusammen, doch Carl Severing, der Innenminister, 

wusste nichts davon.44) Deshalb wurden die Aktivisten auf dem Boden 

des freien Deutschland ebenso gejagt wie im französischen Besatzungs-

gebiet. 

Dies war die Situation, wie sie von Dr. Luetgebrune treffend beschrieben 

wurde: «Auf die Aufforderung, mich rechtlich zu dem jüngsten Femepro-

zess, in welchem durch das Schwurgericht bei dem Landgericht I in Ber-

lin der Oberleutnant Reim wegen Beihilfe zu der Tötung des Feldwebels 

Legner mit drei Jahren Zuchthaus bestraft ist, zu äussern, kann und muss 
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ich im Allgemeinen wegen aller einschlägigen Fragen auch mein Buch: 

Wahrheit und Recht für Feme, Schwarze Reichswehr und Oberleutnant 

Schulz hinweisen ... Wegen der einzelnen im Legner-Falle in Betracht zu 

ziehenden Rechtfertigungsgründe für die Tat selbst, wird man den ersten 

Grund, der unmittelbare Vorgesetzte habe die Tötung des Verräters be-

fohlen, nicht einfach damit abtun können, dass man sagt, die Schwarze 

Reichswehr passe nicht in den Rahmen des 100’000-Mann-Heeres, und 

deshalb gäbe es für sie nicht die Rechtfertigung des militärischen Befehls. 

Ich ... habe nachgewiesen, wie das Reichsgericht die Zeitfreiwilligen, die 

Freikorpsmitglieder und andere Retter des Staates aus den Revolutions-

kämpfen als Mitglieder der bewaffneten Macht und Heeresangehörigen 

erachtet, obwohl auch sie nicht in den Rahmen der damals gesetzlichen 

allgemeinen Wehrpflicht passten ... Die Frage, ob die Tötung und die Be-

teiligung an ihr durch Zwang veranlasst und deshalb erlaubt seien, wird 

nicht mit der Behauptung erledigt, dass 1923 in Deutschland geordnete 

Rechtspflegezustände vorhanden gewesen und Landesverräter zur richter-

lichen Verantwortung gezogen worden seien. Es wird zu leicht vergessen, 

dass man sich im Frühjahr und im Sommer 1923 noch sehr den Kopf dar-

über zerbrochen hat, ob man Mitteilungen über die nach dem Versailler 

Vertrag immerhin illegalen Truppenverbände als Landesverrat auffassen 

könne und verfolgen müsse ... Jedoch diese Frage gehört eigentlich besser 

zu dem dritten und doch wohl allein bedeutsamen Rechtfertigungsgrund 

der Femetaten, zu dem für die Schwarze Reichswehr hier in Anspruch zu 

nehmenden Nothilfsrecht gegen den Verrat und durch eingedrungene 

Spitzel und gekaufte Späher. Wenn das Schwurgericht in Berlin gemeint 

hat, ein solches Nothilfsrecht versage hier, da Notwehr nur zugunsten von 

Persönlichkeiten gegeben sei, doch so wertvolle Güter wie das Landes-

verteidigungssystem dadurch nicht geschützt werden könnten, so ist das 

fehlsam. War die Schwarze Reichswehr, dieses geheim aufgebaute Lan-

desverteidigungssystem nach Osten, eine Einrichtung des Staates, und 

war sie durch Angriffe der Verräterei bedroht, so drohte dieser Angriff 

dem Staate, also auch einer Rechtspersönlichkeit. Darüber ist bislang kein 

Zweifel gewesen ...»45) 

Offensichtlich wurden in einer solchen Umgebung gegen die Justiz ge- 
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richtliche Vorwürfe des Militarismus, der Klassenjustiz, der politischen 

Justiz etc. leicht in einen Topf geworfen. Um diese Zeit verwandte Erich 

Gumbel viel Zeit darauf, solche Anschuldigungen statistisch zu unter-

mauern46) – Anschuldigungen, die nicht aufrechterhalten werden können, 

wenn man die entsprechenden Gerichtsprotokolle und nicht Zeitungsaus-

schnitte als Informationsmaterial benutzt.47) Der alte Vorwurf, dass die 

Gerichte eher zur Rechten als zur Linken tendierten, dass die Linke 

grössere Verluste erlitt als die Rechte, erfordert einen Vergleich zwischen 

den Aktivitäten des rechten und jenen des linken Flügels: 

Aktivitäten der Rechten     Aktivitäten der Linken 

Kapp-Putsch 1920 Revolution November/Dezember 1918 

Hitler-Putsch Berliner Aufstand Januar 1919 

 Berliner Aufstand März 1919 

 Münchener Räterepublik April 1919  

Rote Armee im Ruhrgebiet März/April 1920 

 Aufstand in Mitteldeutschland 1921 

 Aufstände im Herbst 1922 

 Aufstand in Mitteldeutschland und Hamburg 1923 

Angesichts dieser Sachlage muss man als selbstverständlich annehmen, 

dass die Linke grössere Verluste zu verzeichnen hatte als die Rechte, dass 

sich die Gerichte öfter mit ihren Aktivitäten befassen mussten als mit den 

Operationen der Rechten. Aber als Ende der zwanziger Jahre die volle 

Wahrheit über die Fememorde ans Licht kam, verfuhren die deutschen 

Gerichte mit deren Vollstreckern und Initiatoren ebenso unbarmherzig 

wie zuvor mit den Kommunisten.48) Doch in der Situation, die sich als 

allem ergab, wurde am kleinsten Reichsministerium, am Justizministe-

rium, die heftigste öffentliche Kritik geübt. Das Bedürfnis, dieser Situa-

tion zu entkommen, in der sich die Justiz in der Position des permanenten 

Angeklagten sah, hat starken Einfluss auf die deutsche Justiz im letzten 

Stadium der Weimarer Republik genommen. 

Trotzdem fand die Justiz anlässlich einer besonderen Sachlage Gelegen- 
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heit, ihre Unabhängigkeit von der Bürokratie zu demonstrieren und sogar 

zu erweitern. Die Aufwertung der Mark gab der Justiz zum erstenmal die 

Möglichkeit, die Formalität des Gesetzes zu durchbrechen. Nach dem Ge-

setz waren die Richter an das Prinzip gebunden, dass eine Mark eine Mark 

war. Aber je länger die Inflation andauerte, desto irrealer und unmorali-

scher wurde dieses Prinzip. Nach dem Standpunkt der Richter war es un-

ehrlich, Vorkriegsschulden, die man in Reichsmark festgesetzt hatte, mit 

der wertlosen Papierwährung zurückzuzahlen. 1922 und 1923 brach das 

Reichsgericht mit dem Prinzip, dass eine Mark eine Mark war. Aufgrund 

ethischer Erwägungen wurde die Anwendung dieses Gesetzes abgelehnt, 

und die Richter begannen es unter neuen Gesichtspunkten zu interpretie-

ren. Dies führte zu einer allgemeinen Diskussion über die Funktion der 

Richter und das Ausmass ihrer Macht; und obwohl die Regierung kriti-

sierte, dass sich die Richter anmassten, ihren Machtbereich so weit aus-

zudehnen, versäumte sie es einzugreifen.49) 

Seit damals wurde die Ausweitung der richterlichen Macht nicht länger 

in Frage gestellt; und in der Praxis begannen die Richter nun, das Gesetz 

mit grösserer Rücksicht auf seine Zweckmässigkeit auszulegen, als es zu-

vor der Fall gewesen war. Sie waren nicht mehr die Diener des Gesetzes, 

sondern formulierten es selbst. Diese Tendenz nahm in dem Masse zu, 

wie der Reichstag und die Länderparlamente in ihrer Rolle als Gesetzge-

ber versagten. Das Vakuum, das auf diese Weise entstand, wurde von der 

Justiz ausgefüllt. Das Bewusstsein, von den Fesseln des Gesetzes durch 

tatsächliche politische Machtausübung irgendwie befreit zu sein, verrin-

gerte die Skrupel der Justiz in einem Ausmass, das man in den Tagen des 

Kaiserreichs unmöglich voraussehen können und das die Justiz wie so 

viele andere Bereiche nach Hitlers Machtübernahme auf eine recht schie-

fe Bahn führte.50) 

Carl Schmitt, einer der hervorragendsten Juristen und Staatsrechtler sei-

ner Zeit, hatte zum Beispiel heftig Einwände erhoben gegen die Anwen-

dung des Artikels 48 der Weimarer Verfassung, der dem Präsidenten ge-

wisse Vollmachten während eines Notstands zubilligte. Schmitts Begrün-

dung war, die Anwendung dieses Artikels würde die Weimarer Republik 

ihrer Freiheit berauben und der Tyrannei Tür und Tor öffnen, ohne dass 

es der Staat merke.51) 
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Nachdem Hitler an die Macht gekommen war, zog Schmitt die logische 

Konsequenzen aus seiner früheren Haltung. Nachdem die Diktatur auf 

parlamentarischen und demokratischen Wegen etabliert war, war nach 

Schmitts Ansicht ein strenges nationalsozialistisches Zivilrecht überflüs-

sig, da die allgemeinen Bestimmungen, die die Justiz in den vorangegan-

genen Jahren eingeführt hatte, nur von der neuen Ideologie durchdrungen 

werden mussten, damit das existierende Recht im modernen Sinne ange-

wandt werden konnte.52) 

Das BGB war nun veraltet. Die Anwendung nationalistischer und natio-

nalsozialistischer Prinzipien auf das Gesetz stiess auf geringen Wider-

stand. Die Nationalsozialisten hätten keinen so leichten Stand gehabt, 

hätte man der Justiz nicht, als Folge des verlorenen Krieges, eine so starke 

Ausweitung ihres legislativen Machtbereichs zugestanden. Die Gewis-

sensfragen, die sich bezüglich der Aufwertung der Mark erhoben hatten, 

hätten auch genügend Anlass geboten, über die Rolle der Justiz in einer 

parlamentarischen Demokratie nachzudenken. Doch dazu kam es nie. Die 

Gesetzgebung hinsichtlich der Aufwertung der Mark führte zum Bruch 

zwischen der Justiz und dem geschriebenen Gesetz, aber nicht zu einem 

neuen Selbstverständnis der Justiz. Über die Suche nach einem neuen 

Standpunkt wurde nie diskutiert. Die neue Autorität, unter der die Justiz 

agierte, blieb vage, wurde nicht definiert. Enttäuschung und Abscheu vor 

dem Regime waren laut N. Hempel die Faktoren, die die Justiz einten.53) 

Als Hitler an die Macht kam, sah er sich einer im Wesentlichen desorien-

tierten Justiz gegenüber, die er nach seinen Wünschen formen konnte. 

Ein anderer wichtiger Faktor, den die Weimarer Republik hervorgebracht 

hatte, war die Politisierung der Gesetzgebung und der Justiz. Für diesen 

Vorgang hatte es bis dahin keinen Präzedenzfall in Deutschland gegeben. 

Nach der Ermordung Matthias Erzbergers 1921 und Walther Rathenaus 

1922 verabschiedete der Reichstag mit einer Zweidrittelmehrheit ein Ge-

setz zum Schutz der Republik, das eine ganze Reihe grundlegender Rechte 

des Individuums, die in der Verfassung formuliert waren, abschaffte.54) 

So hatten die Angeklagten im Rathenau-Prozess (die Mörder waren be-

reits tot) nicht das Recht, in die Berufung zu gehen; und man hielt sich 

zum erstenmal in der Geschichte der deutschen Rechtsprechung nicht an  
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das Prinzip nulla poena sine lege. Dadurch wurde ein Präzedenzfall ge-

schaffen, den die Nationalsozialisten nach dem Reichstagsbrand sehr 

rasch ausnutzten, um die Lex van der Lubbe zu verabschieden und Son-

dergerichte ebenso wie den Volksgerichtshof einzusetzen. 

Der Volksgerichtshof war jedoch keine Erfindung Hitlers oder eines sei-

ner Anhänger, sondern des Revolutionärs Kurt Eisner, des ersten Mini-

sterpräsidenten des Freistaates Bayern, der einen solchen Gerichtshof am 

16. November 1918 ins Leben rief. Diese Gerichtshöfe sollten Fälle be-

handeln, die dem Durcheinander der Revolution entsprungen waren – 

Mord, Totschlag, Brandstiftung, Raub und Diebstahl.55) Am 24. Januar 

1919 wurde beschlossen, dass sich die Volksgerichte auch mit Widerstand 

gegen die Staatsgewalt, mit Landfriedensbruch und mit Bandenbildung 

befassen sollten.56) Am 12. Juli 1919, über zwei Monate nachdem die 

Streitkräfte der Reichsregierung die Räterepublik in München und Bayern 

zerschlagen hatten, verabschiedete die bayerische Regierung, um die 

Standgerichte auszuschalten, ein Gesetz, das Volksgerichtshöfe für Fälle 

von Revolutionsversuchen inklusive hochverräterischen Handlungen ein-

setzte.57) 

Als die Verfassung der Weimarer Republik am 14. August 1919 formal 

in Kraft trat, wurden die Volksgerichtshöfe kraft Artikel 105 der Verfas-

sung für illegal erklärt. In Bayern bestanden sie jedoch weiterhin und ge-

nossen schon damals den Ruf, den Angeklagten wenig Schutz zu bieten. 

Sie besassen weitreichende Kompetenzen, was Verhaftungen, Ermittlun-

gen und Konfiskationen betraf. Eine Anklageschrift galt als überflüssig, 

und der Angeklagte hatte nicht das Recht, Berufung einzulegen, wenn er 

verurteilt worden war.58) Als die Nationalsozialisten 1933 die Macht 

übernahmen, waren sie keineswegs die grossen Neuerer. Die Republik 

hatte sie mit einer ganzen Reihe von Instrumenten versorgt, die sie nur zu 

nutzen brauchten. Immerhin war Hitler selbst von einem Volksgerichts-

hof verurteilt worden. Dass das Strafmass eher gering ausgefallen war, 

hing weniger mit Hitlers Person zusammen als mit der Tatsache, dass 

wichtige Mitglieder der bayerischen Regierung in der einen oder anderen 

Weise in die Vorbereitung des Bürgerbräuputsches von 1923 verwickelt 

waren. Deshalb war der bayerische Volksgerichtshof eher bestrebt, uner-

freuliches Beweismaterial unter den Teppich zu kehren, als Hitler eine 

strenge Strafe aufzuerlegen.59) 
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Die Politisierung der Justiz wurde von vielen Richtern mit beträchtlicher 

Abscheu beobachtet, vor allem, da sie das Werk der Mitte-Links-Parteien 

im Reichstag war. In der Monarchie hatten sich die Richter hauptsächlich 

mit dem Zivil- und mit dem Strafrecht befasst – in einer einigermassen 

stabilen Umwelt. Es gehörte also zu ihrem Selbstverständnis, dass sie im 

Grossen und Ganzen keine politische Macht besassen.60) Die Revolution 

setzte die Justiz unter einen Druck, wie sie ihn bis dahin kaum gekannt 

hatte. Formal konnten es sich die Richter nicht erlauben, einzugestehen, 

dass es einen Unterschied zwischen Raubüberfällen und Aktionen zur Un-

terstützung der Revolution gab. Was für einen Revolutionär das heilige 

Recht der Revolution war, wurde nach den traditionellen Normen des 

deutschen Strafgesetzbuchs behandelt. Und so entstand ein Konflikt, den 

weder die eine noch die andere Seite richtig verstand. 

Dieser Konflikt stellte an die Justiz Anforderungen, denen sie nur in un-

vollkommenem Mass gewachsen war. Diese Situation verschärfte sich 

noch, als 1922 das «Gesetz zum Schutz der Republik» erlassen wurde, 

das sich, wie der damalige Justizminister Gustav Radbruch bei der 

Reichstagsdebatte erklärte, gegen die Rechte richtete, und nicht gegen die 

Linke.61) Welches Urteil zum Beispiel das Reichsgericht unter seinem 

Präsidenten Bumke auch immer fällte, welche Strafe auch immer ver-

hängt wurde, man musste mit massiver Kritik von allen Seiten rechnen. 

Das Reichsgericht, damals das höchste Gericht des Reiches, wurde von 

den Kommunisten, von den Sozialdemokraten und von den Nationalso-

zialisten gleichermassen angegriffen. Im Prozess der Reichswehroffiziere 

in Ulm 1930 (siehe nächstes Kapitel) wurde deutlich gemacht, dass das 

Strafgesetzbuch, das fast ein halbes Jahrhundert zuvor detailliert ausgear-

beitet worden war, die Justiz nicht in die Lage versetzte, vor- oder nach-

revolutionäre Ereignisse zu behandeln. Indem sie nach dem Strafrecht 

verfuhren, hofften sich die Richter einen Weg durch den Dschungel jener 

Zeiten zu bahnen. Es bleibt eine Streitfrage, ob die deutsche Justiz wäh-

rend der Weimarer Republik nicht mit Prozessen politischer Natur über-

frachtet wurde, ob sie sich in diesen Prozessen zu lasch verhalten und 

deshalb versagt hat. 

In ihrer Personalpolitik blieb die Justiz so anspruchsvoll wie zuvor. Sogar 

Martin Hirsch, ein Verfassungsrichter des Bundesverfassungsgerichts, 

der 1982 in den Ruhestand trat, ein Mann, der eher zur Linken neigte, at- 
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testierte den Richtern, die ihn während der Weimarer Republik ausgebil-

det hatten, grosse Kompetenz und Integrität.62) Das deutsche Justizmini-

sterium war ausgesprochen elitär, stellte erstklassige Verwaltungsbeamte 

für andere Ministerien ab und bildete hervorragende Richter aus. 

Im Gegensatz zur Position des Ministers, die von Regierung zu Regierung 

neu besetzt wurde, wurde die Kontinuität durch den Staatssekretär im Ju-

stizministerium Curt Joël gewahrt. Er bildete den Schwerpunkt innerhalb 

des Ministeriums. 1933 trat er aus Altersgründen in den Ruhestand. Ver-

mutlich zählte er zu den wenigen Personen, die trotz ihrer jüdischen Her-

kunft die persönliche Protektion Hitlers genossen.63) Joëls geistige Wur-

zeln lagen im Kaiserreich, und während der Weimarer Republik nahm er 

eine Mitte-Rechts-Position ein.64) Deshalb stellte er sich nicht grundsätz-

lich gegen die Nationalsozialisten, vermutlich weil er wie so viele seiner 

deutschen Glaubensbrüder annahm, dass die antisemitischen Aspekte des 

Nationalsozialismus verschwinden würden, sobald die Partei gezwungen 

war, die Last der Macht und der Verantwortung zu tragen. Im Gegensatz 

zur Bürokratie gibt es, von Ausnahmen abgesehen, kaum Anhaltspunkte 

dafür, dass deutsche Richter vor 1933 Mitglieder der NSDAP waren.65) 

Deshalb ist es umso erstaunlicher, dass der Übergang von der Republik 

zur Diktatur reibungslos ablief und ohne grosse Personalveränderungen 

innerhalb der Justiz. Der Grund dafür liegt vielleicht in der Tatsache, dass 

das Ende der Weimarer Republik mit völlig legalen Mitteln herbeigeführt 

wurde. Weimar wurde das Opfer seiner eigenen Verfassungsgesetze, 

wobei Carl Schmitts Warnung, dass konstitutionelle Veränderungen nie-

mals mit der Zerstörung der Konstitution verwechselt werden dürften, ig-

noriert wurde. Dies mag der Grund sein, warum Hitler zu keinem Zeit-

punkt seiner Herrschaft die formale Abschaffung der Weimarer Verfas-

sung in Betracht zog und warum die Leute, die wie Hans Frank den Ent-

wurf seiner spezifischen nationalsozialistischen Verfassung befürworte-

ten, von Hitler weder unterstützt noch ermutigt wurden. 

Die Kontinuität wurde auch an der Spitze der Justizpyramide gewahrt. 

Franz Gürtner, der Reichsjustizminister und zur Zeit von Hitlers Prozess 

im Jahre 1924 bayerischer Justizminister, bekleidete seinen Posten bis zu 

seinem Tod im Jahr 1941, ebenso der Reichsgerichtspräsident Bumke.  
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Auch Joëls Nachfolger als Staatssekretär, Franz Schlegelberger, war der 

Wilhelminischen Periode verhaftet. Nach Gürtners Tod war er bis zu sei-

ner Pensionierung im Jahre 1942 mit der Führung der Geschäfte des Ju-

stizministeriums beauftragt. 

Im Justizministerium wurden erst 1942, als Otto Georg Thierack zum Ju-

stizminister ernannt wurde, grundlegende Veränderungen vorgenom-

men.66) Obwohl der «alte Kämpfer» Dr. Roland Freisler 1934 zu einem 

weiteren Staatssekretär ernannt wurde, scheint ihm Schlegelberger wenig 

Bewegungsraum gelassen zu haben. Dadurch fand Freisler Zeit, umfang-

reiche Schriften zu veröffentlichen – eine Aktivität, die abrupt aufhörte, 

als er 1942 Präsident des Volksgerichtshofs wurde. 

Ganz allgemein muss der Historiker jedoch zugeben, dass quellenmässig 

Unsicherheitsfaktoren verschiedenen Ausmasses bestehen, vor allem im 

Hinblick auf die Personalkontinuität, da das Bonner Justizministerium die 

Personalakten ehemaliger Richter und Mitglieder des Justizapparats erst 

dreissig Jahre nach ihrem Ableben zur Verfügung stellt. 

Wenn man sich ein klares Bild über das Verhalten der Justiz am Vorabend 

des Dritten Reiches machen will, konsultiert man am besten das bereits 

zitierte offizielle Journal, die Deutche Richterzeitung, in deren erster Aus-

gabe des Jahres 1932 eine ganze Liste von Beschwerden veröffentlicht 

wurde. Man beklagte sich vor allem die wirtschaftliche Not der Juristen, 

deren Budget auch in guten Zeiten niedrig gehalten worden war, und die 

als erste von den von Brüning eingeführten Gehaltskürzungen betroffen 

waren. Dazu kam die missliche Lage der Assessoren, einer Kategorie von 

jungen Männern, die nach ihrem erfolgreich abgeschlossenen Universi-

tätsstudium für einen gewissen Zeitraum an den Gerichten arbeiten muss-

ten, ohne dafür bezahlt zu werden. Die Familien vieler Assessoren, durch 

Inflation und Deflation ruiniert, konnten ihre Söhne nicht mehr finanziell 

unterstützen, vor allem, da die Dienstzeit eines Assessors nicht begrenzt 

war. Er musste warten, bis ein Platz auf der Richterbank frei wurde. Auch 

hier besteht für uns eine Wissenslücke, und zwar hinsichtlich des Aus-

masses, in dem diese jungen Männer Opfer der nationalsozialistischen 

Propaganda wurden. Aber, wie bereits festgestellt, sogar Richter fanden, 

dass sie, verglichen mit Gleichrangigen in der Bürokratie, schlecht bezahlt 

wurden. 
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Ausserdem beschwerte man sich in der Deutschen Richterzeitung über die 

fortgesetzte Kritik, die von der Öffentlichkeit und den Parteien an der Ju-

stiz geübt wurde. Zu einer Zeit, so argumentierte das Blatt, in der die Ta-

gespresse berühmten Verbrechern spaltenlange Nachrufe widme, sei der 

gewöhnliche Richter, der in Straf- wie in Zivilrechtsfällen einfach nur 

seine Pflicht tue, dem vollen Ansturm öffentlicher Kritik ausgesetzt. Wer 

immer einen Straf- oder Zivilprozess verliere, könne stets eine Zeitung 

finden, die (um ihre Auflage zu steigern, aber angeblich nur aus «bren-

nender Sorge um die Gerechtigkeit») bereit sei, die unverzeihlichen Sün-

den der Justiz anzuprangern. Dagegen könne man kaum eine Zeitung auf-

treiben, die sich dazu herbeilasse, einen wohlwollenden Artikel über die 

Justiz zu veröffentlichen. 

«Aber wer aufrecht durchs Leben geht, wer unentwegt seine Pflicht tut, 

ohne sich durch Einflüsse von aussen von dem geraden Wege abbringen 

zu lassen, kann heute auf Anerkennung nicht rechnen. Er muss nach allen 

Seiten anstossen und sich unbeliebt machen, weil eben die Zeit die nor-

male Auffassung getrübt und an ihre Stelle eine geistige Verwirrung ge-

setzt hat.»67) 

So sah sich die Justiz – von allen Seiten kritisiert, politisch apathisch, 

wirtschaftlich unterprivilegiert – gezwungen, ihre Hoffnungen, wenn 

auch mit aller Vorsicht, in eine neue Partei, ein neues Regime zu setzen; 

denn man nahm an, dass die Dinge kaum schlechter, sondern nur besser 

werden könnten. 
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II. Die NSDAP und die deutsche Justiz 
bis 1933 

Wenn man überlegt, wie oft die NSDAP zwischen 1919 und 1933 mit 

dem Gesetz in Konflikt geriet, so erscheint es überraschend, dass der 

Übergang so glatt vonstatten ging; doch einige der wahrscheinlichen 

Gründe dafür wurden bereits im vorhergehenden Kapitel aufgezeigt. 

Das Programm der NSDAP, am 24. Februar 1920 im Münchener Hof- 

bräuhaus verkündet, war nicht von Hitler persönlich entworfen worden, 

wenn er auch ein paar Korrekturen eingefügt hatte.1) 

 

Obwohl die Justiz in diesem Programm nicht direkt erwähnt wird, so be-

trafen sie doch die Punkte 4, 5 und 6 direkt oder indirekt. Punkt 4 konsta-

tiert: «Staatsbürger kann nur sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse 

kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, ohne Rücksichtnahme auf Kon-

fession. Kein Jude kann daher Volksgenosse sein.» Punkt 5: «Wer nicht 

Staatsbürger ist, soll nur als Gast in Deutschland leben können und muss 

unter Fremdengesetzgebung stehen.» Punkt 6: «Das Recht, über Führung 

und Gesetze des Staates zu bestimmen, darf nur dem Staatsbürger zuste-

hen. Daher fordern wir, dass jedes öffentliche Amt, gleichgültig welcher 

Art, ob im Reich, Land oder Gemeinde, nur von Staatsbürgern bekleidet 

werden darf. Wir bekämpfen die korrumpierende Parlamentswirtschaft, 

eine Stellenbesetzung nur nach Parteigesichtspunkten ohne Rücksicht auf 

Charakter und Fähigkeiten.»2) 

Um dies zusammenzufassen – nur Angehörige des deutschen Volkes soll-

ten öffentliche Ämter bekleiden, und dies traf auf alle öffentlichen Insti-

tutionen inklusive der Justiz zu. 

Ein wesentlicher Aspekt, über den sich Hitler immer wieder Gedanken 

machte, und mit ihm die ganze NSDAP von ihren Anfängen bis zu ihrem 

Ende im Jahre 1945, war die Rolle des Verrats. Um die Rolle des Verrats 

in die richtige Perspektive zu rücken, ist es notwendig, die Aufmerksam-

keit auf die Tatsache zu lenken, dass das deutsche Recht zwei Arten von 

Verrat unterscheidet – Hochverrat und Landesverrat. Hochverrat ist nach 

deutschem Recht jeder Angriff von innen, innerhalb des Staates, gegen  
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dessen Bestand, ein direkter gewaltsamer Angriff auf die Verfassung, auf 

staatliches Territorium und/oder das Staatsoberhaupt.3) 

In klarer Unterscheidung zu dem Angriff gegen die Staatssicherheit mit 

Hilfe von aussen, was als Landesverrat gilt, strebt der Hochverrat den 

Umsturz der Staatsordnung von innen her an. Hochverrat ist strafbar, ob 

er sich nun gegen den Staat oder eines seiner Länder richtet. In der Wei-

marer Republik wie in der Bundesrepublik konnte bzw. kann die Strafe 

für Hochverrat von einer sechsmonatigen bis zu einer lebenslänglichen 

Gefängnisstrafe reichen.4) Auch die Vorbereitung oder der Versuch des 

Hochverrats ist strafbar.5) Der Landesverrat richtet sich gegen die äussere 

Sicherheit des Staates und seine Machtposition in der Beziehung zu an-

deren Staaten. So gilt Verrat von Staatsgeheimnissen oder Spionage im 

Auftrag einer anderen Nation als Landesverrat. Wer immer deutsche 

Staatsgeheimnisse einer fremden Macht verrät und damit dem deutschen 

Staat Schaden zufügt oder wer Staatsgeheimnisse veröffentlicht, begeht 

Landesverrat und wird mit Gefängnis nicht unter einem Jahr bestraft. 

Auch die unbeabsichtigte Weitergabe von Staatsgeheimnissen – ein Tat-

bestand der z.B. durch fahrlässigen Verlust von Geheimpapieren erfüllt 

wird, gilt als Landesverrat. Das gleiche trifft auf Personen in verantwor-

tungsvollen Positionen zu, die durch Achtlosigkeit Staatsgeheimnisse an 

Aussenstehende weitergeben.6)  

Hitler definiert in «Mein Kampf» seine Einstellung zum Landesverrat 

ganz eindeutig: «Auch bei der Beseitigung sogenannter Landesverräter ist 

die gleiche Beachtung anzustellen. Es ist lächerlich unlogisch, einen Bur-

schen umzubringen, der eine Kanone verraten hat, während nebenan in 

höchsten Würdestellen Kanaillen sitzen, die ein ganzes Reich verkauften, 

die vergebliche Opfer von zwei Millionen Toten auf dem Gewissen ha-

ben, Millionen Krüppel verantworten müssen, dabei aber seelenruhig ihre 

republikanischen Geschäfte machen. Kleine Landesverräter beseitigen ist 

sinnlos in einem Staat, dessen Regierung selbst diese Landesverräter von 

jeder Strafe befreit. Denn so kann es passieren, dass eines Tages der red-

liche Idealist, der für sein Volk einen schuftigen Waffenverräter beseitigt 

(hier bezieht sich Hitler auf einen der Beweggründe für die Fememorde – 

Anmerkung des Verfassers), von kapitalen Landesverrätern zur Verant-

wortung gezogen wird. Und da ist es doch eine wichtige Frage: Soll man 

solch eine verräterische kleine Kreatur wieder durch eine Kreatur beseiti- 
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gen lassen oder durch einen Idealisten? Im einen Fall ist der Erfolg zwei-

felhaft und der Verrat für später fast sicher; im anderen Fall wird ein klei-

ner Schuft beseitigt und dabei das Leben eines vielleicht nicht zu erset-

zenden Idealisten aufs Spiel gesetzt. 

Im Übrigen ist in dieser Frage meine Stellungnahme die, dass man nicht 

kleine Diebe hängen soll, um grosse laufen zu lassen; sondern dass einst 

ein deutscher Nationalgerichtshof etliche Zehntausend der organisieren-

den und damit verantwortlichen Verbrecher des Novemberverrats und al-

les dessen (recte: all das), was dazugehört, abzuurteilen und hinzurichten 

hat. Ein solches Exempel wird dann auch dem kleinen Waffenverräter ein-

mal für immer die notwendige Lehre sein.»7) Was Hitler mit «National-

gerichtshof» meinte, hat er, wie wir noch sehen werden, 1930 genauer 

ausgeführt und schliesslich 1934 in der Gründung des VGH manifestiert. 

Aber warum befassten sich Hitler und mit ihm viele Deutsche so ausführ-

lich mit dem Problem des Verrats? Die Antwort auf diese Frage liegt in 

der «Dolchstosslegende», an die, mag sie nun Legende sein oder nicht, 

man in Deutschland weitgehend glaubte und die die deutsche Politik, in-

klusive der Militär-, Sozial- und Wirtschaftspolitik, stark beeinflusste. 

Was war die «Dolchstosslegende»? Und warum hatte dieses Schlagwort 

in den inneren Kämpfen der Weimarer Republik eine so grundlegende 

Bedeutung? Offenbar wurde es mit den Ereignissen des Novembers 1918 

in direkten Zusammenhang gebracht. Mit der Formulierung des «Dolch-

stosses in den Rücken» der angeblich siegreichen deutschen Armee re-

agierte man auf den Schock, der zuerst auf das deutsche Gesuch um einen 

Waffenstillstand und dann auf den Vertrag von Versailles folgte. Man 

muss jedoch zwischen zwei Versionen dieser «Dolchstosslegende» sorg-

fältig unterscheiden:8) Die erste besagt, dass die deutsche Armee durch 

eine Revolution in ihrer Heimat gezwungen war, Territorium aufzugeben, 

während sie sich immer noch tief im feindlichen Gebiet befand. Ausser-

dem wurde sie durch die Revolution daran gehindert, eine massive Ver-

teidigungslinie an den Reichsgrenzen aufzubauen, was zumindest nach 

Winston Churchills Meinung zu einem Verhandlungsfrieden zwischen 

den Mittelmächten und den Alliierten geführt hätte.9) Und was noch wich-

tiger war – während der Revolution in Deutschland war die Regierung so 

schwach, dass sie sich nicht aktiv mit der Friedensregelung befassen  
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konnte und es so den ehemaligen Feinden ermöglichte, ihr alle Bedingun-

gen aufzuoktroyieren, die ihnen passten und, soweit es Deutschland und 

Österreich anging, Wilsons «Vierzehn Punkte» zu ignorieren, die doch 

tatsächlich die Grundlage für das Gesuch um Waffenstillstand und dessen 

Annahme waren. Diese Version ist nicht nur plausibel, sondern kann 

ausserdem ausreichend belegt werden.10) 

Die Legende beginnt dort, wo die Auseinandersetzung fortgeführt wird 

und man behauptet, dass Deutschland den Krieg hätte gewinnen können, 

hätte es nicht jenen «Dolchstoss» erhalten. Im September 1918 glaubten 

weder Hindenburg noch Ludendorff, dass Deutschland den Krieg tatsäch-

lich noch gewinnen könnte.11) Die deutschen Angriffe vom März bis Juni 

1918 im Westen hatten eindeutig demonstriert, dass die deutsche Armee 

der Erschöpfung nahe war und das Reichsgebiet bestenfalls vorüberge-

hend, aber keineswegs ad infinitum verteidigen konnte. 

Im Gegensatz zur offiziellen deutschen Pressepolitik im Zweiten Welt-

krieg wurden im Ersten Weltkrieg noch im Sommer und Herbst 1918 

glanzvolle Visionen des Sieges heraufbeschworen, der kurz vor der Tür 

stehe.12) Nach den militärischen Rückzügen im Westen seit Juli 1918 liess 

die Zensur äusserste Strenge walten.13) Das deutsche Volk und insbeson-

dere die deutschen Soldaten konnten sich nicht erklären, warum sie von 

einem T$g zum andern besiegt worden sein sollten, während sie sich doch 

noch tief im Feindesgebiet befanden. Psychologisch auf die Niederlage 

unvorbereitet, nahmen viele Leute in Situationen und Positionen, wo man 

nur schwer an verlässliche Informationen herankam, zu Verschwörung-

stheorien Zuflucht. Die Revolutionsversuche in Deutschland von 1918 

und 1919 versorgten diese Theorien mit ausreichendem Stoff.14) Man sah 

einen direkten Kausalzusammenhang zwischen dem Kriegsende, der mi-

litärischen Niederlage und der Revolution im Inland. Ereignisse, die zeit-

lich zusammenfielen, wurden zu einer direkten Kausalkette vereint. Dazu 

kam noch die Forderung nach Veränderungen in der sozialen und politi-

schen Struktur Deutschlands. Neben diesem ganzen Wust von Gründen 

und Motivationen machte man sich nicht die Mühe, ernsthaft Bilanz zu 

ziehen und den verlorenen Krieg zu analysieren, sondern definierte seine 

Einstellung zur «Revolution» und zum sozialen und politischen Erbe der 

Vergangenheit. Die Fragen nach den Gründen wurden mit moralischen 
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und emotionalen Aspekten belastet. Und man suchte weiterhin nach ei-

nem Sündenbock. 

In den ersten Wochen nach Kriegsende lautete das vorherrschende 

Schlagwort mit dem die heimkehrenden Soldaten begrüsst wurden, «im 

Felde unbesiegt», eine Phrase, die sogar Friedrich Ebert verwendete, als 

die Berliner Garnison zurückkehrte. Ebert erklärte: «Eure Opfer und Ta-

ten sind ohne Beispiel. Kein Feind hat euch überwunden. Erst als die 

Übermacht der Gegner an Menschen und Material immer drückender 

wurde, haben wir den Kampf aufgegeben.»15) Die Interpretation hängt of-

fenkundig davon ab, was Ebert mit wir meinte. Das konnte allzuleicht für 

die Heimatfront gelten, und so war es auch. 

Das Schlagwort vom «Dolchstoss» wurde nicht in Deutschland, sondern 

in der angesehenen schweizerischen Tageszeitung «Neue Zürcher Zei-

tung» am 17. Dezember 1918 erstmals formuliert. Deren Londoner Kor-

respondent schrieb die Phrase über die deutsche Armee, die von der deut-

schen Zivilbevölkerung und den deutschen Revolutionären einen Dolch-

stoss in den Rücken erhalten habe, dem britischen General Malcolm zu.16) 

Entscheidend für die weitere Entwicklung des Schlagwortes war die Ver-

öffentlichung der Versailler Friedensbewegungen im Mai 1919. Durch die 

These von der Kriegsschuld und die umfassende Verdammung der deut-

schen Geschichte sowie die Forderung, den Kaiser, Hindenburg, Luden-

dorff und andere als Kriegsverbrecher auszuliefern, fühlten sich viele 

Deutsche in ihrer Ehre getroffen. Die «aufgezwungene Lüge von der deut-

schen Alleinschuld» errichtete Gefühlsbarrieren, die es praktisch unmög-

lich machten, die Vergangenheit kritisch zu analysieren, oder, wie es Ernst 

Nolte einmal ausdrückte, die enttäuschten Hoffnungen von Versailles hät-

ten ebenso wie die Dolchstosslegende das Grab der jugen Republik ge-

schaufelt.17) 

Der Reichstag setzte einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss 

ein, der das Problem der Kriegsschuld erforschen sollte. Am 18. Novem-

ber 1919 erschienen Hindenburg und Ludendorff in Zivilkleidung im 

Reichstag, und Hindenburg weigerte sich, Fragen zu beantworten, son-

dern verlas nur eine Erklärung: «... trotz der ungeheuren Ansprüche an 

Truppen und Führung, trotz der zahlenmässigen Überlegenheit des Fein-

des konnten wir den ungleichen Kampf zu einem günstigen Ende führen, 

wenn die geschlossene und einheitliche Zusammenwirkung von Heer und 
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Heimat eingetreten wäre. Darin hätten wir das Mittel zum Siege der Deut-

schen gesehen ... Doch was geschah? Während sich beim Feinde trotz 

seiner Überlegenheit an lebendem und totem Material alle Parteien, alle 

Schichten der Bevölkerung in den Willen zum Siege immer fester zusam-

menschlossen ..., machten sich bei uns, wo dieser Zusammenschluss bei 

unserer Unterlegenheit viel notwendiger war, Parteiinteressen breit, und 

diese Umstände führten sehr bald zu einer Spaltung und Lockerung des 

Siegeswillens ... In dieser Zeit setzte die heimliche, planmässige Zerset-

zung von Flotte und Heer als Fortsetzung ähnlicher Erscheinungen im 

Frieden ein ... So mussten unsere Operationen misslingen, es musste der 

Zusammenbruch kommen, die Revolution bildete nur den Schlussstein. 

Ein englischer General sagte mit Recht: ‚Die deutsche Armee ist von hin-

ten erdolcht worden.‘ Den guten Kern des Heeres trifft keine Schuld. Sei-

ne Leistung ist ebenso bewunderungswürdig wie die des Offizierskorps. 

Wo die Schuld liegt, ist klar erwiesen. Bedurfte es noch eines Beweises, 

so liegt er in dem angeführten Ausspruche des englischen Generals und 

in dem masslosen Erstaunen unserer Feinde über ihren Sieg.»18) 

Diese Erklärung untermauerte die ungeheure Popularität und Wirksam-

keit der Dolchstosslegende während der zwanziger und dreissiger Jahre 

und besonders auch im Zweiten Weltkrieg. 

Soweit es die Nationalsozialisten betraf, war das kein Schlagwort, das sie 

manipulierten; doch es war einer ihrer Glaubensartikel, der ihre Aktionen 

auf vielen Gebieten bestimmte. Das ganze Konzept von der Volksgemein-

schaft war von der Entschlossenheit geprägt, keine Situation entstehen zu 

lassen, in der sich ein Teil der Nation gegen einen anderen erheben 

könnte. Die Volksgemeinschaft sollte Klassen überbrücken und sogar eli-

minieren.19) Für viele NS-Führer, auch für Hitler, waren der Zusammen-

bruch und die Revolution von 1918 die prägende Erfahrung gewesen. 

Und sobald Hitler an die Macht gekommen war, überlegte er stets, wie er 

in der Innenpolitik einen Kurs einschlagen könnte, der seine und die Po-

sition seiner Partei in Deutschland auf der Basis des breitesten politischen 

Konsensus festigen würde. Diese Politik führte in ihren praktischen Kon-

sequenzen dazu, dass Konzentrationslager für politische Dissidenten ge-

schaffen wurden.20) Genauso unterstützte sie jedoch auch die Einführung 
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fortschrittlicher Wohlfahrtsmassnahmen. Und um eine weitere wichtige 

Facette zu erwähnen, sie schuf auch die bewaffneten Einheiten der SS, die 

spätere Waffen-SS, die Hitler auf lange Sicht ausdrücklich als schwerbe-

waffnete, erfahrene Polizeitruppe betrachtete, die in Fällen von innerem 

Aufruhr eingesetzt werden sollte, für die man die Wehrmacht nicht ab-

stellen konnte.21) Wie korrekt dargelegt wurde22), folgte Hitlers Analyse 

des deutschen Zusammenbruchs zwei parallelen Gleisen. Einerseits be-

trachtete er den Zusammenbruch als unvermeidliche Folge der exzessiven 

Verstädterung, des Verfalls moralischer Wertmassstäbe, des wachsenden 

Materialismus, der Arroganz der Oberschicht, des jüdischen Einflusses 

und einer schwachen, degenerierten politischen Führung. Andererseits 

seien die Feiglinge hinter der Front und in Deutschland selbst schuld am 

Zusammenbruch, die korrupten Parteipolitiker und die jüdisch-marxisti-

schen Drahtzieher. Die Parteifunktionäre eines im wesentlichen korrup-

ten, dekadenten politischen Systems seien Deutschland und der deutschen 

Armee in den Rücken gefallen. 

Sobald Hitler an der Macht war, kombinierte er strenge repressive Mass-

nahmen mit dem ideologischen Idealismus seines Konzepts von der 

Volksgemeinschaft und mobilisierte auf diese Weise den Idealismus der 

Nation in einem Masse, wie es Deutschland nie zuvor erlebt hatte. Die 

Volksgemeinschaft negierte das Prinzip des Klassenkampfs; deshalb war 

es vor der Machtübernahme ein weithin propagiertes Ziel der NSDAP, 

mit den «Verrätern» von 1918 abzurechnen.23) Nach 1933 wurden die 

marxistischen und alle anderen politischen Organisationen mit Ausnahme 

der NSDAP zerschlagen.24) Hitler und die NSDAP wurden die Repräsen-

tanten der Volksgemeinschaft; ihre Gesetzgebung und ihre Institutionen 

wie die Deutsche Arbeitsfront strebten die Integrierung der deutschen Ar-

beiterklasse in die deutsche Nation an, eine Aufgabe, die das Kaiserreich 

nur teilweise gelöst hatte.25) Vor 1933 hatten Hitler und die NSDAP, wenn 

überhaupt, nur wenige Breschen in die Wählerschaft der SPD und KPD 

schlagen können. Hitler gewann seinen Kampf um die Unterstützung der 

deutschen Arbeiterklasse zwischen 1933 und 1939.26) Er konnte zwar die 

Widerstandsgruppen niemals ganz ausschalten, aber der Widerstand der 

Linken gegen das Regime war ein Problem, das die Polizei mühelos löste.  
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Eine viel ernstere Bedrohung der Position Hitlers war die Opposition, die 

sich seit 1937 aus den Reihen seiner ehemaligen Verbündeten, der Kon-

servativen, entwickelte.27) Doch diesen gelang es nicht, das Ausmass na-

tionaler Integration, das Hitler erreicht hatte, abzubauen. 

Nach 1941 erweckten die russische Bedrohung und das Rund-um-die-

Uhr-Bombardement der alliierten Luftwaffen im deutschen Volk eine Art 

von Schützengrabenmentalität, wie sie schon von der Westfront 1914-18 

bekannt war, eine Mentalität, die beibehalten wurde, bis der letzte Qua-

dratmeter Deutschlands von seinen Feinden besetzt war28), eine Mentali-

tät, die vielleicht sogar die Katastrophe und die Niederlage von 1945 über-

dauert hat und dem Wirtschaftswunder in beiden deutschen Staaten zu-

grunde liegt. 

Und so zielte die nationalsozialistische Einstellung gegenüber dem Ge-

setz, ohne Rücksicht auf die Frage, ob es geändert werden müsste, vor 

allem darauf ab, dass es in erster Linie der Volksgemeinschaft zu dienen 

hätte und erst in zweiter Linie dem Individuum. 

Vor 1933 gab es drei Spitzenjuristen in den Reihen der NSDAP. Der erste 

war Dr. Otto Luetgebrune, ein bereits in den Tagen des Kaiserreichs eta-

blierter und renomierter Verteidiger.29) 1922 verteidigte er die Angeklag-

ten im Rathenau-Prozess.30) 1924 verteidigte er erfolgreich Ludendorff, 

der zusammen mit Hitler und anderen nach dem misslungenen Putsch 

vom 9. November 1923 des Hochverrats angeklagt worden war.31) Da-

nach verteidigte er mehrere Fememörder.32) Nachdem Ernst Röhm 1930 

aus Bolivien zurückgekehrt und Stabschef der SA geworden war33), er-

nannte er Luetgebrune sofort zum Chefrechtsberater der SA mit dem 

Rang eines Obergruppenführers, obwohl Luetgebrune nicht Mitglied der 

NSDAP war.34) Während der Niederschlagung des «Röhm-Putsches» 

entging er dem Tod nur um Haaresbreite, doch wurde er von der SS grau-

sam misshandelt. Den Leuten, die ihn in jener Zeit sahen, erschien er als 

völlig gebrochener Mann. Luetgebrune, der die SA, die SS und NSDAP-

Mitglieder einst so engagiert und klug verteidigt hatte, war nur noch ein 

Schatten seiner selbst.35) 

Aber er riss sich zusammen und erreichte, dass das Ehrengericht der SA 

ein Disziplinarverfahren gegen ihn einleitete.36) Unter den Zeugen, die 

von Luetgebrune aufgerufen wurden, befand sich auch Claus Heim, der 

Anführer der Landvolk-Bewegung in Schleswig-Holstein37), einer Grup- 
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pe, die sich weigerte, Steuern zu zahlen, mit der Begründung, sie seien zu 

hoch; die die Gerichtsvollzieher in die Flucht schlug, wann immer sie auf-

tauchten, und schliesslich Bomben in den Büros der örtlichen Finanzäm-

ter legte. Niemand wurde verletzt, aber es wurde beträchtlicher Sachscha-

den angerichtet.38) Im Landvolk-Prozess hatte Luetgebrune sowohl Heim 

als auch andere verteidigt, zum Beispiel den Bauern Hamkens, der nun im 

Zeugenstand des SA-Gerichts bedächtig erzählte, wie sehr er erschrocken 

war, als Luetgebrune ihm die offizielle Honorarliste für Verteidiger vor-

gelegt hätte. Der vorsitzende SA-Richter dachte, nun hätte er eine wirk-

same Waffe gegen Luetgebrune gefunden, und fragte nach Einzelheiten. 

Hamkes erwiderte, Luetgebrune habe nur die Hälfte des offiziellen Hono-

rars verlangt. Nachdem dem Richter diese Chance entgangen war, sagte 

er, Hamkes und die Landvolk-Bewegung hätten Luetgebrune doch sicher-

lich niemals engagiert, wenn sie gewusst hätten, dass er auch Juden ver-

teidigte. Aber Hamkes entgegnete ganz gemächlich, auf diesen Gedanken 

seien sie im Zusammenhang mit ihrem Herrn Doktor nie gekommen, denn 

sie wüssten, dass der Herr Doktor niemals irgendeinen Klienten, sondern 

immer nur das Recht verteidige. Da war der Vorsitzende des Ehrenge-

richts ratlos. Luetgebrune wurde trotz der Tatsache rehabilitiert, dass Gö-

ring ausdrücklich seine Verurteilung gefordert hatte.39) 

Bald darauf nahm Luetgebrune seine Arbeit am Entwurf eines neuen «ger-

manischen Rechts» wieder auf, denn nach seiner Meinung musste Hitler 

nach der Liquidation der «Revolution» als «Oberster Richter» ein neues 

Recht schaffen. Aber je länger Luetgebrune an diesem neuen germani-

schen Recht arbeitete und dabei das angeblich antiquierte Römische Recht 

analysierte, desto klarer erkannte er, dass es nichts Besseres gab als eben 

dieses Römische Recht. Er tat seine Meinung kund, dann zog er sich in 

den Hintergrund zurück, aus dem er bis zu seinem Tod nach dem Zweiten 

Weltkrieg nie mehr auftauchte.40) 

Am engagiertesten setzte sich der Anwalt Hans Frank für die Begründung 

eines neuen «germanischen Rechts» ein.41) Schon als Student hatte Frank 

im Jahre 1919 dem bayerischen Freikorps Epp angehört, das sich an der 

Niederschlagung der Räterepublik in Bayern beteiligte. Im September 

1923 trat er, bereits Referendar im bayerischen Justizapparat, der NSDAP 
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bei und nahm am Novemberputsch teil. 1926 wurde er Anwalt und der 

Starverteidiger der NSDAP, die er – bei insgesamt 40’000 Fällen in den 

Jahren 1920-1933 – über 2‘400mal vertrat. In dieser Zeit kollidierte er ein 

einziges Mal mit Hitler bezüglich der Frage Südtirols, das dieser Musso-

lini opfern wollte. Das war 1926. 1928 kehrte er zur NSDAP zurück, über-

legte aber 1929, ob er eine Universitätskarriere anstreben sollte, was einen 

neuen Bruch mit der NSDAP bedeutet hätte. Hitlers persönliche Interven-

tion brachte ihn von diesen Plänen ab. Im selben Jahr avancierte er zum 

Leiter des Rechtsamts der Reichsleitung der NSDAP, 1933 zum ersten 

NS-Justizminister in Bayern und bald darauf zum Reichskommissar für 

die Gleichschaltung der Justiz in den Ländern und für die Erneuerung der 

Rechtsordnung. Ausserdem wurde er 1934 Reichsminister ohne Ge-

schäftsbereich; doch dies war kaum eine nennenswerte Beförderung, da 

Hitler aufgehört hatte, seine Minister zu konsultieren. 

Trotz seines etwas labilen Charakters war Frank ein weniger biegsames 

Instrument, als es Hitler gewünscht hätte. Er protestierte lautstark gegen 

die illegalen Aspekte des sogenannten Röhm-Putsches und ebenso vehe-

ment gegen die Kampagnen, die offizielle NSDAP-Zeitungen gegen Ju-

risten und die Justiz inszenierten. Und obwohl er in seinen «Leitsätzen für 

deutsche Richter» im Jahre 1936 feststellte, dass kein deutscher Richter 

gegen Führer-Entscheidungen in Form eines Gesetzes oder eines Erlasses 

opponieren könnte, fügte er hinzu, dass die Richter völlig unabhängig sein 

müssten, um ihre Pflicht gegenüber der Volksgemeinschaft erfüllen zu 

können. Mit dieser Äusserung machte er sich bei Hitler nicht gerade be-

liebt. Und wenn er auch ein «alter Kämpfer» und Anhänger Hitlers war, 

gelang es ihm nie, in dessen engsten Kreis aufgenommen zu werden. Aber 

als Führer des «Bundes Nationalsozialistischer Deutscher Juristen», des-

sen Mitgliederzahl nach Hitlers Machtübernahme rasch auf 80’000 stieg, 

übte Frank grossen Einfluss aus.42) 

Frank war überzeugt, dass das in Deutschland wirksame Recht dem deut-

schen Volk grundlegend fremd sei, dass es die Rückkehr zu einem «Ger-

manischen Gewohnheitsrecht», ähnlich dem englischen «common law», 

verlangte, in dessen Mittelpunkt das Volk stehen müsse. Frank übte nicht 

zu Unrecht Kritik am übertriebenen legalen Formalismus in Deutschland, 

an der Degeneration des Rechts und seiner Hinwendung zu legaler techni- 
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scher Routine.43) Aber er erkannte nicht, dass Hitlers Haltung jedem 

Recht feindlich gesinnt war und dass er allen Juristen zutiefst miss-

traute.44) Nichtsdestoweniger setzte sich Frank zwischen 1933 und 1939 

mit grossem Engagement für die Schaffung eines neuen Rechts ein, wäh-

rend Hitler im Recht nichts weiter sah als Stolperdrähte, die nur dazu da 

waren, ihn straucheln zu lassen. Aber trotz seiner Abneigung gegen Juri-

sten liess er Frank niemals fallen, reichte ihm immer wieder die rettende 

Hand. Vielleicht lag dies an Hitlers hochentwickeltem Sinn für Loyalität, 

die er all seinen alten Kameraden entgegenbrachte – auch wenn sie offen-

sichtliche Belastungen geworden waren wie der eingefleischte Judenhet-

zer Julius Streicher45) und auch Hermann Göring46), der sich nach 1940 

als völlig imkompetent erwies. 

Vielleicht ist Hitlers Loyalität hauptsächlich auf jene einzigartige Gele-

genheit zurückzuführen, die Frank ihm 1930 verschaffte. Zwei Reichs-

wehroffiziere, die in der Ulmer Garnison aktiven Dienst taten, und ein 

entlassener Offizier waren des Hochverrats angeklagt. Es handelte sich 

um Richard Scheringer, Hanns Ludin und den entlassenen Hans Friedrich 

Wendt.47) Sie sympathisierten mit der NSDAP und hatten 1929 sogar die 

Reichsleitung der NSDAP in München besucht, wo man ihnen allerdings 

reserviert und mit gemischten Gefühlen begegnete. Sie erklärten in Mün-

chen, dass sie sich bemühen würden, ihre Kameraden im nationalsoziali-

stischen Sinne zu beeinflussen. Der damalige SA-Chef, Franz Pfeffer von 

Salomon, bat sie, ihn zu verständigen, wenn sie etwas erreicht hätten.48) 

Die Aktivitäten der jungen Offiziere kamen bald ans Licht. Ihr Komman-

dant, Oberst Beck (von 1933 bis 1938 Hitlers Generalstabschef, der 1944 

in leitender Funktion an der militärischen Verschwörung gegen Hitler teil-

nahm und sich dann erschoss), versuchte, die ganze Affäre unter den Tep-

pich zu kehren, was ihm aber nicht gelang, da die Öffentlichkeit bereits 

davon erfahren hatte.49) Scheringer, Ludin und Wendt wurden vor dem 

Leipziger Reichsgericht des Hochverrats angeklagt. Hans Frank zählte zu 

den Verteidigern und hatte die brillante Idee, Hitler als Zeugen aufzuru-

fen.50) Hitler trat am 25. September 1930 in den Zeugenstand, nur wenige 

Tage nachdem die NSDAP den nationalen Durchbruch bei den Reichs-

tagswahlen geschafft und ihre Parlamentssitze von zwölf auf hundertsie- 
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ben erhöht hatte.51) In seiner Aussage bestritt er, dass er von einer Ver-

schwörung zwischen der NSDAP und der SA auf der einen Seite und An-

gehörigen der Reichswehr auf der anderen gewusst habe, fügte jedoch 

hinzu, dass er versuchen werde, auch der Armee den nationalsozialisti-

schen Geist einzuflössen, sobald er legal an die Macht käme.52) Aber der 

vorsitzende Richter stellte noch weitere Fragen, zum Beispiel erkundigte 

er sich nach einer Hitler zugeschriebenen Bemerkung, dass einige «Köpfe 

im Sand rollen» würden, sobald die Nationalsozialisten die Macht über-

nommen hätten. Hitler erwiderte: «Ich darf Ihnen ... versichern: Wenn un-

sere Bewegung in ihrem legalen Kampfe siegt, wird ein deutscher Staats-

gerichtshof kommen, und der November 1918 wird seine Sühne finden, 

und es werden auch Köpfe rollen.»53) Etwas später fragte der vorsitzende 

Richter: «Wie denken Sie sich die Errichtung des Dritten Reiches?» Wor-

auf Hitler antwortete: «Die nationalsozialistische Bewegung wird in die-

sem Staate mit den verfassungsmässigen Mitteln das Ziel zu erreichen su-

chen. Die Verfassung schreibt uns nur die Methode vor, nicht aber das 

Ziel. Wir werden auf diesem verfassungsmässigen Wege die ausschlag-

gebenden Mehrheiten in den gesetzgebenden Körperschaften zu erlangen 

suchen, um in dem Augenblick, wo uns das gelingt, den Staat in die Form 

zu giessen, die unseren Ideen entspricht.»54) Der Richter fragte: «Also nur 

auf verfassungsmässigem Wege?» Hitler antwortete: «Jawohl.»55) So 

hatte Hitler die einzigartige Gelegenheit erhalten, vor dem höchsten Ge-

richt des Landes und vor der deutschen Nation seine beiden Ziele klarzu-

stellen: erstens wollte er nicht mittels revolutionärer, sondern mit verfas-

sungsmässigen Methoden an die Macht gelangen; zweitens wollte er, so-

bald er diese Macht besass, den ganzen Staat im Sinne seiner Ideen ver-

ändern, da er dann die nötige Mehrheit hinter sich hätte, eine Mehrheit, 

die er sich am 23. März 1933 mit der Verabschiedung des Ermächtigungs-

gesetzes verschaffte. 

Soweit es Deutschlands politische Institutionen betraf, kann niemand be-

haupten, Hitler hätte irgendjemanden betrogen oder eine ambivalente 

Haltung eingenommen. Was seine Innenpolitik anging, so hatte er seine 

Ziele klar formuliert, nicht nur 1930, sondern von diesem Zeitpunkt an 

bis zu seiner Reichstagsrede am 23. März 1933, als er die Abgeordneten 

der verschiedenen Parteien nicht im Zweifel daran liess, dass sie zum 

überwiegenden Teil ihre politische Existenz verlieren würden, wenn sie 
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für das Ermächtigungsgesetz stimmten.56) Trotzdem erhielt er die notwen-

dige Zweidrittelmehrheit, die er sogar dann bekommen hätte, wenn die 

kommunistischen Abgeordneten zur Stelle gewesen wären und zusam-

men mit der SPD gegen das Gesetz gestimmt hätten.57) 

Wenn Frank und Luetgebrune auch eine Zeitlang als die juristischen 

Leuchten am NS-Horizont galten, so gab es doch noch einen Mann, von 

dem zwar – abgesehen von den inneren Parteikreisen – die Öffentlichkeit 

bisher nur sehr wenig gehört hatte, der jedoch bereits auf dem Weg war, 

sich einen Namen zu machen; und seine Persönlichkeit ist es, der im Zu-

sammenhang mit dieser Abhandlung erstrangige Bedeutung zukommt – 

Dr. Roland Freisler. 

Freisler wurde am 30. Oktober 1893 geboren und am 13. Dezember des-

selben Jahres in seiner Geburtsstadt Celle im reformiert-protestantischen 

Glauben getauft.58) 

Zwei Jahre später kam sein Bruder Oswald auf die Welt. Ihr Vater war 

Julius Freisler, geboren am 20. August 1862 im mährischen Klantendorf. 

Er übersiedelte später ins Reich, wo er Charlotte Auguste Florentine 

Schwerdtfeger heiratete, geboren am 30. April 1863 in Celle.59) Die Tat-

sache, dass Freislers Vater aus Mähren stammte, hat zu müssigen Speku-

lationen über die Frage geführt, ob er jüdischer Herkunft sei, da angeblich 

sehr viele Juden in Klantendorf lebten.60) Das Gegenteil ist jedoch erwie-

sen, da Klantendorf bis 1945 fast ausschliesslich eine protestantische Do-

mäne war.61) Die Behauptung, Freisler stammte von Juden ab, stützte sich 

auch auf sein angeblich «typisch jüdisches» Erscheinungsbild.62) Er war 

überdurchschnittlich gross, schlank, hatte ein scharfgeschnittenes, schma-

les Gesicht, beherrscht von Augen, die ebenso gewinnend wie eiskalt bli-

cken konnten, wenn er während eines Prozesses sarkastische oder ta-

delnde Bemerkungen machte. Man könnte Freisler sogar als gutaussehend 

bezeichnen; doch es war vor allem sein scharfgeschliffener Intellekt, der 

in seinen Gesichtszügen zum Ausdruck kam.63) 

Am 23. Dezember 1893 zog die Familie Freisler nach Hannover; und spä-

ter übersiedelte sie nach Hameln, wo Freislers Bruder Oswald geboren 

wurde. Julius Freisler, der Vater, ein qualifizierter Ingenieur, ging im Ja-

nuar 1896 nach Duisburg, wo er eine leitende Stellung im Hafenbauamt 

übernahm. 1901 wurde er zum Professor an der Königlichen Baugewerbe- 
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schule in Aachen ernannt. 1903, im Alter von zehn Jahren, trat Roland 

Freisler hier in das Kaiser-Wilhelm-Gymnasium ein, das heutige Einhard-

Gymnasium. Er erwarb sich sehr rasch den Ruf akademischer Gründlich-

keit und war stets bereit, sich in Debatten zu engagieren.64) Im Herbst 

1908 liess sich die Familie in Kassel in Hessen nieder, wo Roland Freisler 

das Wilhelm-Gymnasium besuchte. Dort machte er 1912 als Klassenbe-

ster das Abitur.65) 

Er liess sich an der Universität Kiel immatrikulieren, um Jura zu studie-

ren. Als der Krieg ausbrach, verliess er die Universität, um als Fahnen-

junker ins 167. Infanterieregiment in Kassel einzutreten.66) Nach einer re-

lativ kurzen Ausbildung griff sein Regiment im Rahmen des 26. Reserve-

Korps am 10. November 1914 Langemarck in Flandern an, das grosse, 

blutgetränkte Schlachtfeld der deutschen Jugend.67) Freisler wurde ver-

wundet, kam zur Genesung nach Hause und kehrte im Frühling 1915 zu 

seinem Regiment zurück, das in den Nordsektor der Ostfront verlegt wor-

den war. Kurz nachdem man ihn zum Leutnant befördert hatte, ausge-

zeichnet mit dem Eisernen Kreuz beider Klassen, führte er einen Späh-

trupp an, der in einen russischen Hinterhalt geriet und gefangengenom-

men wurde.68) Den Rest des Krieges verbrachte Freisler als Gefangener 

in einem Offizierslager nördlich von Moskau. Nach der bolschewisti-

schen Revolution und dem Vertrag von Brest-Litowsk wurde dieses La-

ger, wie viele andere in Russland, deutscher Selbstverwaltung übergeben, 

und Freisler wurde zum Kommissar ernannt, mit dem Auftrag, für Provi-

antnachschub zu sorgen. Im Gegensatz zu vielen anderen Nachkriegsbe-

hauptungen war dieser Titel ein rein funktioneller und kein politischer.69) 

Freisler war niemals Kommunist, nicht einmal für einen einzigen Tag70), 

wenn er auch in der Frühzeit seiner Mitgliedschaft in der NSDAP, so wie 

viele Parteigenossen nördlich des Mains, deren linkem Flügel ange-

hörte.71) Am 17. Juli 1920 kehrte er aus Russland zurück. 

Man machte ihm das Angebot, ihn in die Reichswehr zu übernehmen.72). 

Doch er hatte bereits beschlossen, die juristische Laufbahn einzuschlagen, 

und liess sich sofort an der Universität Jena immatrikulieren, wo er inner-

halb eines Jahres seinen Doktor machte. Seine Dissertation über das 

Thema «Grundsätzliches über die Betriebsorganisation»73) wurde 1922 in 

den «Schriften des Insituts für Wirtschaftsrecht» der Universität Jena ver- 
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öffentlicht.74) Er ging dann nach Berlin, wo er 1923 das grosse juristische 

Staatsexamen bestand, das es ihm erlaubte, als Anwalt zu praktizieren.75) 

Im Zeitraum zwischen seinem Doktorat und dem Staatsexamen arbeitete 

er zuerst als Referendar und später als Assessor am Amtsgericht in 

Celle.76) Nach seiner Rückkehr aus Russland schloss er sich den Zeitfrei-

willigen der Universität Jena an und wurde Mitglied des Völkisch-Sozia-

len Blocks77), der damals zu den extrem rechten Parteigruppen gehörte. 

Nachdem Hitler 1925 in München die NSDAP neu gegründet hatte, 

wurde Freisler ein paar Monate später NSDAP-Mitglied mit der Mit-

gliedsnummer 9679.78) Ab 1924 war er Stadtverordneter in Kassel79) und 

wurde in dieser Eigenschaft auch in den Preussischen Landtag gewählt.80) 

1932 wurde er Mitglied des Deutschen Reichstags.81) 

Am 24. März 1928 heiratete er Marion Russegger82), die Tochter eines 

wohlhabenden Kaufmanns.83) Aus dieser Ehe gingen zwei Söhne hervor 

– Harald, geboren am 1. November 1937, und Roland, geboren am 12. 

Oktober 1939. Beide wurden in Berlin im reformiert-protestantischen 

Glauben getauft.84) Weder Freisler noch seine Frau gaben jemals ihre re-

ligiösen Bindungen auf, nicht einmal in der Zeit, in der es als opportun 

galt, aus der Kirche auszutreten, um «Deutscher Christ» oder einfach nur 

«gottgläubig» zu werden.85) 

Neben seiner Anwaltspraxis, in die bald auch sein Bruder eintrat, war 

Freisler als stellvertretender Gauleiter voll mit NSDAP-Aufgaben befasst 

und vertrat in vielen Fällen auch Dr. Luetgebrune.86) Er wollte Gauleiter 

von Hessen-Nassau-Nord werden. Aber dieses Ziel konnte er nur errei-

chen, wenn der damalige Gauleiter Dr. Schultz abgelöst worden wäre. 

Schultz erkannte sehr bald die Ambitionen seines Stellvertreters, und es 

kam zu ernsthaften Differenzen zwischen den beiden Männern. Schultz, 

ein enger Freund von Rudolf Hess, reichte am 16. April 1927 über seinen 

Kassenwart einen Bericht ein, in dem er Freislers grosse Talente als öf-

fentlicher Redner anerkannte und ihn als intelligentesten Anwalt der Pro-

vinz bezeichnete. Aber während er Freislers Anziehungskraft auf die 

Massen bestätigte, erklärte er gleichzeitig, dass denkende Menschen ihn 

ablehnen würden und dass er sich wegen seiner Unverlässlichkeit und 

Launenhaftigkeit nicht für eine Führungsposition eigne.87) Dass diese  
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Äusserungen nur auf eine interne Parteiintrige zurückzuführen sind, wird 

durch Freislers spätere Karriere mehr als bewiesen. Was immer man auch 

gegen ihn vorbringen mag – man kann nicht leugnen, dass er ein unge-

wöhnlich kompetenter Jurist und ein gewissenhafter Verwaltungsbeamter 

war. 

Diese Periode in Freislers Laufbahn ist durch häufige Kontroversen mit 

seinen politischen Gegnern gekennzeichnet, ob in Kassel oder Berlin, im 

Preussischen Landtag, im Reichstag oder auf den Strassen. Die Atmo-

sphäre erinnerte bald nicht mehr an einen latenten, sondern schon an einen 

offenen Bürgerkrieg. Die Schilderung eines jener Zwischenfälle mag hier 

genügen.88) 

Am Abend des 18. Juni 1930 hatte Freisler in Kassel vier Reden in vier 

verschiedenen Restaurants organisiert.89) Die Wellen der Erregung schlu-

gen hoch, denn am 11. Juni hatte die hessische Regierung das Tragen von 

Uniformen verboten. Auch wollte am 18. Juni die KPD eine öffentliche 

Versammlung abhalten, und die sozialdemokratische paramilitärische Or-

ganisation «Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold» beabsichtigte, vollzählig 

durch die Strassen zu marschieren. Trotz der explosiven Situation hielt es 

der Polizeipräsident von Kassel, der ehemalige Anwalt Dr. Hohenstein, 

nicht für nötig, die öffentlichen Versammlungen zu verbieten. Die lokale 

KPD-Führerschaft hatte ihn wissen lassen, dass sie die nationalsozialisti-

schen Aktivitäten nicht stören wollte. Das Reichsbanner sollte aufgehal-

ten werden, aber es stellte sich heraus, dass dies nicht möglich war, da die 

Vorbereitungen der Organisation schon zu weit fortgeschritten waren. 

Schon am 17. Juni hatte die Kasseler Polizei die Nachricht erhalten, dass 

die Kommunisten NSDAP-Plakate heruntergerissen oder beschmiert hat-

ten und dass sie die Absicht hegten, in der Nacht vom 17. auf den 18. Juni 

dies noch systematischer zu tun. Daraufhin gab der Polizeikommandeur 

von Kassel, der sozialdemokratische Oberstleutnant Schulz, den Befehl, 

die Plakate zu schützen. Doch am nächsten Tag konstatierte Schulz bei 

einer Polizeioffizierskonferenz, dass die Unruhestifter, gegen die die Po-

lizei vorgehen müsste, nur die Nationalsozialisten wären. «Die Aktion 

vom heutigen Tage richtet sich gegen die Nationalsozialisten.»90) Ausser-

dem ordnete er an, dass die Nationalsozialisten ausserhalb ihrer Ver-

sammlungsorte oder wenn sie in geschlossener Formation marschieren 

würden, weder Stöcke noch Uniformen tragen durften, weder weisse noch 
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braune Hemden. Als einer seiner Untergebenen einwarf, es wäre wohl 

kaum ein Vergehen, ein weisses Hemd zu tragen, wies Schulz dieses Ar-

gument zurück.91) Als Schulz nach dem Mittagessen durch die Stadt fuhr, 

beobachtete er eine wachsende Zahl uniformierter Mitglieder des Reichs-

banners. Er befahl seinen Leuten, sie gewähren zu lassen. Ausserdem er-

teilte er den Befehl, nicht mehr einzuschreiten, wenn nationalsozialisti-

sche Plakate von den Wänden gerissen würden. Den Polizeioffizieren 

wurde befohlen, gegenüber den Kommunisten human und «grosszü-

gig»92) zu verfahren, da sich die Aktion nur gegen die Nationalsozialisten 

richte.93) 

Um acht Uhr abends hatten sich 1’000-1‘500 Menschen vor dem Restau-

rant «Stadt Stockholm» eingefunden, in dem die NSDAP eine ihrer Ver-

sammlungen abhielt. Die Hälfte waren Kommunisten, die in geschlosse-

ner Formation erschienen waren, «Nieder mit den Faschisten!» schrien 

und dann in der Menge untertauchten. Der Protest gegen die NSDAP-

Versammlung nahm so lautstarke Formen an, dass die Fenster des Restau-

rants geschlossen werden mussten.94) Die Situation wurde sehr bedroh-

lich, und Polizeihauptmann Acker erklärte Schulz, er würde jede weitere 

Verantwortung ablehnen, wenn die Menge nicht auseinandergetrieben 

würde. Daraufhin gab Oberstleutnant Schulz den Befehl, «vorsichtig» zu 

räumen.95) 

Man teilte Acker nur fünfzig Polizisten zu, denen es gelang, die Leute 

fünfzehn bis fünfzig Meter zurückzudrängen. Nach Schulz’ Ansicht 

reichte dies aus, um einen Angriff auf das Restaurant «Stadt Stockholm» 

zu verhindern96); und er zog vierzig Polizisten wieder ab. Acker tat sein 

Bestes, um die Menge noch weiter zurückzutreiben, aber die Nationalso-

zialisten beendeten ihre Versammlung vorzeitig und wurden vor dem Re-

staurant mit drohendem Geschrei empfangen. Schulz ordnete an, dass die 

Nationalsozialisten das Restaurant nicht geschlossen, sondern einzeln 

oder in kleinen Gruppen verlassen sollten. Erst als zwei Drittel gegangen 

waren, gab er Polizeileutnant Hodman den Befehl, die restlichen NSDAP-

Mitglieder herauszulassen, da er glaubte, die Gefahr eines Angriffs wäre 

nun gebannt. In dieser letzten Gruppe von etwa dreissig Leuten befand 

sich ein Kaufmann namens Messerschmidt. Sobald sie draussen waren, 

verbot ihnen die Polizei, in geschlossener Formation abzuziehen, was sie 

geplant hatten, um sich gegebenenfalls wirksam verteidigen zu können. 
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Sie befürchteten, man würde sie angreifen, vor allem, da nun wieder «Nie-

der mit den Faschisten!» gebrüllt wurde. Einige Nationalsozialisten baten 

um Polizeischutz auf ihrem Weg durch die Menge. Aber das lehnten die 

Polizeioffiziere ab. Kommandeur Schulz unterstützte diese Weigerung 

und erklärte, ein Polizeischutz käme nicht in Frage.97) 

Dann forderten mehrere Nationalsozialisten die Polizei auf, ihnen den si-

chersten Weg zu zeigen. Einige Polizisten waren dazu bereit, bis ihnen 

ein höherer Beamter klarmachte: «Sie haben den Leuten nicht zu sagen, 

wie sie am besten durchkommen; sie mögen sehen, wie sie hier heraus-

kommen.»98) Das Unvermeidliche geschah: Nicht weit vom Restaurant 

«Stadt Stockholm» gerieten die Nationalsozialisten in einen Hinterhalt 

der Kommunisten und des Reichsbanners. Es kam zu einer schweren 

Schlägerei. Die Polizei griff nicht ein, obwohl sie in der Nähe war.99) 

Die NS-Versammlung im Haus des Evangelischen Vereins verlief unge-

stört. Sechzig Polizisten waren draussen postiert, sicherten die Strassen in 

der Umgebung und trieben entstehende Menschenansammlungen rasch 

wieder auseinander. Gegen elf Uhr abends traf Oberstleutnant Schulz am 

Schauplatz ein und befahl Hauptmann Paul, dem verantwortlichen Offi-

zier, alle seine Polizisten abzuziehen, Paul protestierte, aber Schulz be-

stand darauf, dass der Befehl befolgt wurde, ohne seine Entscheidung zu 

begründen.100) In der Zwischenzeit waren einige Nationalsozialisten in 

der «Rathausschenke» eingetroffen. Sie erfuhren dort, einer ihrer Partei-

genossen sei von Kommunisten angegriffen, verletzt und danach in ein 

Haus der Altstadt gebracht worden, das nun von Kommunisten umstellt 

sei. Daraufhin ersuchten sie die Polizei, ein paar Beamte abzukomman-

dieren, die einige NSDAP-Mitglieder zu jenem Haus begleiten sollten, 

die den Mann befreien könnten. Die Polizei entgegnete, der Mann solle 

bis zum Morgen dort bleiben. Mittlerweile waren jedoch sechzehn Natio-

nalsozialisten verletzt und einer, der Kaufmann Messerschmidt, von ei-

nem Kommunisten erstochen worden.101) 

Aus diesem Grunde stellte Roland Freisler in der Kasseler Stadtverordne-

tenversammlung vom 23. Juni 1930 einen Missbilligungsantrag gegen 

den Polizeipräsidenten wie auch gegen den Chef der Polizei. In seiner 

Begründung hatte er ausgeführt, die Augenzeugen hätten die feste Über- 
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zeugung gewonnen, das Blut hätte fliessen sollen. Der derzeitige Polizei-

präsident, der jüdische frühere Rechtsanwalt Dr. Hohenstein, sei gar nicht 

in der Lage, unparteiisch zu sein, sobald es sich um Nationalsozialisten 

handle. Nicht die verführten Volksgenossen träfe die Hauptschuld, son-

dern den jüdischen Polizeipräsidenten und den sozialdemokratischen 

Oberstleutnant Schulz.102) 

Freislers Interpellation führte zu einem Prozess, bei dem er wegen seiner 

Angriffe gegen Schulz angeklagt, jedoch freigesprochen wurde. Aller-

dings musste er 300 Mark Strafe wegen übler Nachrede gegenüber Dr. 

Hohenstein und weitere 100 Mark wegen Hausfriedensbruches bezahlen. 

In seiner Anwaltspraxis konzentrierte sich Freisler auf kriminelle und po-

litische Fälle.103) Bei politischen Prozessen kämpfte er, wie nicht anders 

zu erwarten, für seine politischen Überzeugungen und die Interessen sei-

ner Partei, ohne ein Blatt vor den Mund zu nehmen; dagegen erwies er 

sich in unpolitischen Fällen als rücksichtsvoller, höflicher Verteidiger.104) 

Seine Arbeitskraft war beinahe unerschöpflich. Während er für die NS-

DAP tätig war, versäumte er keine einzige Gerichtssitzung, der er bei-

wohnen musste.105) 

Neben Frank und Luetgebrune stieg er nun zu einem der Staranwälte der 

NSDAP auf. Da Hessen eines der wichtigsten Zentren der deutschen So-

zialdemokratie blieb, hatte er keinen leichten Stand. Wie der obener-

wähnte Fall zeigt, stellten sich die Polizei, die Verwaltung und die Justiz 

mit aller Entschiedenheit gegen die NSDAP im Allgemeinen und gegen 

Freisler im Besonderen; und das war auch einer der Gründe dafür, dass er 

sich zu einem kompromisslosen Fanatiker entwickelte. Er war das Ziel 

zahlreicher Presseattacken, wobei die Anklagen von Veruntreuung bis zu 

persönlicher Bereicherung reichten, aber er gewann alle diesbezüglichen 

Prozesse.106) In der Rückschau ist es doch erstaunlich, dass Freisler keine 

schnellere und grössere Karriere in der NSDAP gemacht hat. Wenn Frank 

auch als brillanter Jurist galt, so war ihm Freisler durchaus gewachsen, 

umso mehr, als er seine Ziele in allen Fällen, die er übernahm, systema-

tisch und, wenn es sein musste, auch skrupellos verfolgte.107) Er fasste 

seine Entschlüsse sehr schnell und handelte dementsprechend. Er besass 

in hohem Mass die Fähigkeit, abstrakt zu denken, konnte aber rasch zur 

politischen und juristischen Praxis übergehen, wenn es erforderlich war. 
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Trotzdem erhielt er niemals Zugang zum inneren Kreis der nationalsozia-

listischen Führung. Vielleicht war Kassel zu weit vom Machtzentrum ent-

fernt. Angeblich war er auch ein guter Freund Georg Strassers, der als 

Repräsentant des linken NSDAP-Flügels betrachtet wurde.108) Nur zwei 

Aussenseiter schafften es, in den inneren Kreis einzudringen – Speer und 

Ribbentrop.109) Freisler blieb stets am Rand. Vielleicht war er in seinen 

ersten NSDAP-Jahren in einem wesentlichen Aspekt nicht radikal genug 

gewesen – hinsichtlich des Antisemitismus. Natürlich machte er dem An-

tisemitismus Lippenbekenntnisse, aber in seinen Reden erwähnte er die 

Juden nur selten und beiläufig.110) Er stand in dieser Beziehung gewiss 

nicht auf der gleichen Stufe mit Hitler, Streicher, Goebbels und Himmler. 

Was vermutlich verhindert hatte, dass er im inneren Kreis Aufnahme 

fand, mochte auch Franks Karriere beeinträchtigt haben: Beide waren An-

wälte, übten also einen Beruf aus, den Hitler verabscheute.111) Juristen 

und Ministerialbürokraten, die oft miteinander identisch waren, irritierten 

Hitler, weil sie so manche seiner phantastischen Pläne durchkreuzten. An-

dererseits bewunderte er die Landratsverwaltung Friedrichs des Grossen, 

deren Beamte vollausgebildete Juristen waren.112) Zweifellos entwickelte 

sich Hitlers Abneigung gegen den Juristenberuf zum Teil während der 

Weimarer Republik, als es – zum Beispiel in Berlin – möglich war, dass 

kriminelle Banden ihre Hauptquartiere in Restaurants zwischen Alexan-

derplatz und Friedrichshain einrichteten und dort Jahresbälle veranstalte-

ten, unbehindert von Polizei oder Justiz.113) 

Hitler konnte sich in regelrechte Hassausbrüche gegen die Justiz hinein-

steigern, wenn milde Strafen gegen Verräter oder Frauen- und Kindes-

mörder verhängt wurden. Das war mit ein Grund, warum Fritz Langs Film 

«M», in dem Peter Lorre einen geistesgestörten Kindermörder spielte, seit 

1933 nicht mehr aufgeführt werden durfte.114) Manchmal beschuldigte 

Hitler die Justiz der Kleinlichkeit, zum Beispiel, wenn ihm ein Fall zu 

Ohren kam, in dem das Testament einer alten Dame für ungültig erklärt 

wurde, weil die Ortsangabe nicht mit der Hand geschrieben war.115) 

Der einzige Jurist, den er wirklich respektierte, war Dr. Heinrich Lam-

mers, seit 1922 Ministerialrat im Reichsinnenministerium und von 1933 

bis 1945 Chef der Reichskanzlei, zuerst als Staatssekretär und dann als 
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Reichsminister. Nach Hitlers Ansicht wusste Lammers, dass es seine Auf-

gabe war, «für die Staatsnotwendigkeiten die juristische Untermauerung 

zu finden», und er «verwechsle nicht juristische Abstraktionen mit dem 

praktischen Leben». «Trotz seiner juristischen Ausbildung» habe sich 

Lammers «den gesunden Menschenverstand erhalten».116) 

Einmal stellte er fest, Ribbentrop habe völlig recht, «wenn er auf eine Er-

neuerung des Auswärtigen Amtes» dränge, denn jedes «im Ausland tätige 

Mitglied des Auswärtigen Dienstes sei Repräsentant des Deutschen 

Reichs». Wenn ein solcher Mann einen Fehler oder ganz einfach nur «ei-

nen schlechten Eindruck» mache, «schade das dem Reich». «Ein Justiz-

beamter dagegen könne ruhig verrückt sein und entsprechend mehr oder 

minder viel Unsinn im Dienste anstellen, kein Hahn krähe danach. Ge-

schweige denn habe das Reich davon einen besonderen, nicht wiedergut-

zumachenden Schaden.»117) Hitler fasste seine Ansicht über die Juristen 

mit der Bemerkung zusammen, sie seien ebenso international wie die Ver-

brecher, aber nicht so geschickt.118) 

Trotzdem war Hitler stets ängstlich darauf bedacht, seine Aktionen legal 

abzusichern, vor allem solange Reichspräsident Hindenburg noch lebte. 

Wie bereits erwähnt, enthielt die Weimarer Verfassung keine Bestim-

mung, die besagte, dass es ungesetzlich sei, die Verfassung zu ändern oder 

sogar abzuschaffen – vorausgesetzt, die erforderliche Zweidrittelmehrheit 

würde sich dafür finden. Ausserdem enthielt die Weimarer Verfassung 

Elemente der plebiszitären direkten Demokratie, z.B. die Wahl des 

Reichspräsidenten und die Möglichkeit des Volksentscheids sowie der 

unbegrenzten Verfassungsänderung auf legaler Basis gemäss dem Artikel 

76.119) Und so war Hitlers Ernennung zum Kanzler verfassungsmässig, 

sogar verfassungsmässiger als sämtliche Regierungen, die seit dem Bruch 

der grossen Koalition im Jahr 1930 gekommen und gegangen waren. Der 

Verfassung nach bedeutete Hitlers Ernennung eine Rückkehr der Regie-

rung zu normalen parlamentarischen Kanälen, wie es in den Artikeln 54 

und 32 der Verfassung umrissen war, die besagten, dass der Kanzler und 

seine Minister das Vertrauen des Reichstags besitzen mussten, um ihre 

Ämter ausüben zu können. Dieses Vertrauen wurde im Reichstag ausge-

sprochen, wofür eine einfache Mehrheit notwendig war. Bis zu diesem 

Punkt verlief alles normal. Die abnorme Situation entstand erst nach dem 
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23. März 1933, als Hitler durchsetzte, dass das Ermächtigungsgesetz ver-

abschiedet wurde.120) 

In der Zwischenzeit hatten Neuwahlen stattgefunden, und der Reichstag 

war am 1. Februar 1933 aufgelöst worden. Angesichts der Bürgerkrieg-

satmosphäre, in der man die zwei Präsidenten- und die beiden Reichstags-

wahlen von 1932 durchgeführt hatte, war es keineswegs unnatürlich, Not-

verordnungen zu erlassen, um Exzesse zu verhindern, beziehungsweise 

einzudämmen. Ein Präzedenzfall war Gröners Verordnung von 1932 – 

die von Papen noch im selben Jahr widerrufen wurde –, die die paramili-

tärischen Formationen der NSDAP, SA und SS, verbot. Göring hatte in 

seiner Funktion als Kommissarischer preussischer Innenminister schon 

am 30. Januar und noch einmal am 2. Februar eine Verordnung erlassen, 

die öffentliche kommunistische Demonstrationen verbot.121) Am 4. Fe-

bruar folgte eine Notverordnung – basierend auf dem Artikel 48 der Ver-

fassung –, wonach alle öffentlichen Versammlungen von der Polizei ge-

billigt werden mussten und alle Versammlungen im Freien, die die öffent-

liche Ordnung und Sicherheit bedrohen könnten, verboten waren. Auch 

die Pressefreiheit wurde eingeschränkt. Veröffentlichungen, die die öf-

fentliche Sicherheit und Ordnung gefährden konnten, wurden verbo-

ten.122) 

Wie im nächsten Kapitel aufgezeigt werden soll, erwarteten die National-

sozialisten nicht, dass sie unangefochten an der Macht bleiben würden, 

und sie rechneten fest mit einem kommunistischen Aufstand. Sie nahmen 

an, dass man sie zu Strassenkämpfen herausfordern würde. Da in der Po-

lizei Preussens in den letzten 14 Jahren die Sozialdemokraten stark an 

Einfluss gewonnen hatten, gliederte Göring die SA und die SS als «Hilfs-

truppe» in die preussische Polizei ein.123) Dass sie dann in «Ausübung 

ihrer Pflichten» etliche alte Rechnungen beglichen, war zu erwarten. Der 

Höhepunkt war jedoch erst erreicht, als der Holländer van der Lubbe das 

Reichstagsgebäude in Brand steckte und die gesamte Inneneinrichtung 

zerstört wurde.124) Daraufhin erliess Hindenburg am 28. Februar 1933 die 

«Verordnung zum Schutze von Volk und Staat», ebenfalls auf der Grund-

lage des Artikels 48 der Verfassung, das Produkt einer Adhoc-Improvisa-

tion und keineswegs das Resultat einer langen Planung.125) Hitler und 

seine Anhänger waren fest davon überzeugt, dass der Brand des Reichs-

tagsgebäudes das Signal zu einem kommunistischen Massenaufstand sein 
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sollte.126) Die Notverordnungen setzten alle persönlichen Grundrechte der 

Verfassung ausser Kraft127) und wurden am 21. März 1933 durch eine 

«Verordnung des Reichspräsidenten zur Abwehr heimtückischer Angriffe 

gegen die Regierung der nationalen Erhebung»128) ergänzt. Ein Jahr später 

wurde es noch durch ein «Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat 

und Partei und zum Schutz der Parteiuniformen», das sogenannte Heim-

tücke-Gesetz, erweitert.129) Obwohl der kommunistische Aufstand nie-

mals stattfand, blieben diese Gesetze bis zum Ende des Dritten Reiches in 

Kraft. 

Offiziell ist die KPD – im Gegensatz zur SPD – nie verboten worden. In 

Kabinettssitzungen hatte sich Hitler stets gegen solche Bestrebungen ge-

wandt. Obwohl Göring nach dem Reichstagsbrand, die KPD-Reichstags-

abgeordneten und -Funktionäre, derer er habhaft werden konnte, verhaf-

ten, die «KPD-Lokale» schliessen liess und die kommunistische – sowie 

die sozialdemokratische – Presse verbot, konnte die KPD noch an der 

Reichstagswahl vom 5. März 1933 teilnehmen.130) Diese Wahl endete mit 

einer Enttäuschung für die Nationalsozialisten. Die NSDAP errang nicht 

die angestrebte absolute Mehrheit, sondern nur 43,9% aller Stimmen, und 

hatte es einzig ihren DNVP-Verbündeten zu verdanken, dass 52% der 

deutschen Bevölkerung die «Regierung der nationalen Erhebung» unter-

stützten.131) 

Aus dieser Machtposition heraus brachte Hitler bei der ersten Reichstags-

sitzung das Ermächtigungsgesetz ein, das ihm für vier Jahre unbegrenzte 

Vollmachten im Bemühen um die «Behebung der Not von Volk und 

Reich» geben sollte. Hitler strebte die unbegrenzte Macht in Deutschland 

an. Das hatte er oft genug ausgesprochen. Er hatte selbst gesagt: «Wir 

Nationalsozialisten haben niemals behauptet, dass wir Vertreter eines de-

mokratischen Standpunktes seien, sondern wir haben offen erklärt, dass 

wir uns demokratischer Mittel nur bedienen, um die Macht zu gewinnen, 

und dass wir nach der Machtergreifung unseren Gegnern alle die Mittel 

rücksichtslos versagen werden, die man uns in Zeiten der Opposition zu-

billigt ...»132) Im selben Jahr hatte er erklärt: «Für uns ist das Parlament 

nicht Selbstzweck, sondern ein Mittel zum Zweck. Im Prinzip sind wir 

keine parlamentarische Partei; denn damit stünden wir im Widerspruch zu 

unserer ganzen Auffassung. Wir sind zwangsweise eine parlamentarische 
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Partei, und was uns zwingt, solche Mittel anzuwenden, ist die Verfas-

sung.»133) 

Hitler wusste, dass der Artikel 48 der Verfassung auf lange Sicht unzu-

reichend wäre, abgesehen von Hindenburgs Abneigung, ihn weiter zu be-

nutzen. Hitler brauchte einen Blankoscheck. Den konnte er nur aufgrund 

des Artikels 76 der Weimarer Verfassung erhalten, dem zufolge der Text 

der Verfassung nur auf legislativem Weg geändert werden konnte und 

jede Veränderung eine Zweidrittelmehrheit bei einer Reichstagsabstim-

mung erforderte. 

Nur die Sozialdemokraten stimmten am 23. März 1933 gegen das Er-

mächtigungsgesetz. Selbst wenn die Kommunisten und die verhafteten 

Sozialdemokraten an der Abstimmung teilgenommen hätten – Hitler hätte 

seine Zweidrittelmehrheit bekommen.134) Alle Reichstagsmitglieder, so-

gar jene, die nicht der NSDAP angehörten, wussten, dass Hitler mit dem 

parlamentarischen System brechen würde. Sie wussten auch, was das Er-

mächtigungsgesetz, genannt «Gesetz zur Behebung der Not von Volk und 

Reich», das am folgenden Tag in Kraft trat, zu bedeuten hatte. Im Artikel 

1 wurde ohne Umschweife festgestellt: «Reichsgesetze können ausser in 

dem in der Reichsverfassung vorgesehenen Verfahren auch durch die 

Reichsregierung beschlossen werden.»135) Das Prinzip der Gewaltentei-

lung wurde ganz offen ignoriert, ebenso die Reichstagsabgeordneten. Und 

die Männer, die auf diese Weise ignoriert wurden, sanktionierten das Ge-

setz! Der Artikel 2 besagte, dass die von der Reichsregierung beschlosse-

nen Gesetze auch von der Reichsverfassung abweichen könnten.136) Prak-

tisch konnte damit gleich neues Verfassungsrecht geschaffen werden. Auf 

diese Weise wurde der Exekutive uneingeschränkte Macht über die Le-

gislative zugestanden, und das mit verfassungsmässigen Mitteln. 

Über den Druck, der auf die Reichstagsabgeordneten ausgeübt wurde, 

über die angebliche Atmosphäre des Terrors und der Einschüchterung ist 

schon viel gesagt und geschrieben worden137), natürlich hauptsächlich 

nach 1945. Aber selbst wenn das alles wahr wäre, so bleibt die Frage be-

stehen, warum die SPD en bloc gegen das Ermächtigungsgesetz stimmte, 

während 82% der deutschen Berufsparlamentarier Hitler mit Vollmach-

ten ausstatteten, an deren Zweck niemand zweifeln konnte. Hitler äusserte 

sich in seiner Rede, in der er das Ermächtigungsgesetz propagierte, ganz  
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offen und ehrlich. Er erklärte: «Es würde dem Sinne der nationalen Erhe-

bung widersprechen und für den beabsichtigten Zweck nicht genügen,

wollte die Regierung sich für ihre Massnahmen von Fall zu Fall die Ge-

nehmigung des Reichstags erhandeln und erbitten. Die Regierung wird

dabei nicht von der Absicht getrieben, den Reichstag als solchen aufzu-

geben. Im Gegenteil, sie behält sich auch für die Zukunft vor, den

Reichstag über ihre Massnahmen zu unterrichten ...» Aufgrund der klaren

Regierungsmehrheit sei die «Zahl der Fälle, in denen eine innere Notwen-

digkeit vorliegt, zu einem solchen Gesetz die Zuflucht zu nehmen, ... an

sich eine begrenzte. Umso mehr besteht die Regierung auf einer Verab-

schiedung des Gesetzes. Sie zieht in jedem Falle eine klare Entscheidung

vor. Sie bietet den Parteien des Reichstages die Möglichkeit einer ruhigen

Entwicklung und einer sich daraus in Zukunft anbahnenden Verständi-

gung. Die Regierung ist aber ebenso entschlossen und bereit, die Bekun-

dung der Ablehnung und damit die Ansage des Widerstandes entgegen-

zunehmen. Mögen Sie, meine Herren, nunmehr selbst entscheiden über

Frieden oder Krieg!»138)

Dies war deutlich genug, und der sozialdemokratische Abgeordnete Otto

Wels, der in seiner Rede die Haltung der SPD verteidigte, wies auf alle

Konsequenzen des Gesetzes hin. Danach konnte kein Abgeordneter mehr

behaupten, man habe ihm nicht die Augen geöffnet. Wels erklärte, die

Regierung habe bei den Wahlen in der Tat eine klare Mehrheit erzielt,

aber mit dem Ermächtigungsgesetz strebten die Nationalsozialisten nichts

anderes an, als den letzten Schritt in die Richtung zu tun, die zur Auflö-

sung der parlamentarischen Demokratie führte. Dafür konnten seine Par-

tei und die Reichsfraktion der SPD nicht gewonnen werden.139)

Mit anderen Worten, die Parteien der Weimarer Republik wurden keines-

wegs durch ein Täuschungsmanöver der Nationalsozialististen beseitigt,

sie wurden auch nicht zerschlagen, sie haben sich selbst ihr Grab gegra-

ben. Hjalmar Schacht bemerkte, dass die demokratischen Parteien ohne

Notwendigkeit auf ihren parlamentarischen Einfluss verzichtet hätten –

«ein Akt politischer Selbstentmannung, unbekannt in der Geschichte der

modernen Demokratie».140) Die Parteien selbst hatten die Verfassung in

jenen Bereichen, die für eine demokratische Struktur entscheidend sind,
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ausser Kraft gesetzt, ohne dazu gezwungen zu sein. Damit hatten die Par-

teien freiwillig für ihre eigene Auflösung gestimmt. Die Republik war 

keineswegs in einem Kampf bis aufs Messer vernichtet worden. Sie hatte 

nur einige wenige vorbehaltlose Verteidiger und stets eine Menge ent-

schlossener Feinde gehabt. Ihren energischen Kritikern vom linken Flügel 

mangelte, wie der Schriftsteller Kurt Tucholsky kurz danach zugab, jedes 

Gefühl für die Grenzen zwischen Veränderung und Zerstörung.141) Die 

Republik wurde von Parteien regiert, deren demokratische Loyalität sich 

auf die Loyalität ihrem eigenen Parteiprogramm gegenüber beschränkte, 

und manchmal war nicht einmal das der Fall. Weimar starb nicht wegen 

seiner Feinde, sondern weil es keine echten Freunde besass, nicht einmal 

unter den Sozialisten. Es hatte keine Parteien, die den Staat rückhaltlos 

unterstützten, sondern nur Sargträger. Da das Ermächtigungsgesetz ak-

zeptiert wurde, ist es erwiesen, dass die Parteien der Weimarer Republik 

fast einmütig der Ansicht waren, das liberale System, von dessen Existenz 

ihre eigene Existenz abhing, enthalte für die Zukunft keine Möglichkeiten 

für ein politisches Leben. 

Der letzte Akt war beendet, der Vorhang gefallen. Hitler hielt sein Ver-

sprechen auf seine Weise – er schaffte nicht den Reichstag «als solchen» 

ab, er änderte nur seine Zusammensetzung, so dass eine stets willfährige 

plebiszitäre NSDAP-Versammlung entstand, die von «Zeit zu Zeit» zu-

sammengetrommelt wurde, um über die «Massnahmen der Regierung» 

informiert zu werden. Hitler liess das Ermächtigungsgesetz sogar zwei-

mal vor dem Krieg und einmal während des Krieges erneuern.142) Er hielt 

auch sein Wort, dass «Köpfe rollen würden», wie es die Schaffung des 

VGH ein Jahr später demonstrieren sollte. Davon wird im nächsten Kapi-

tel die Rede sein. 

Schon bevor das Ermächtigungsgesetz verabschiedet wurde, hatte in ganz 

Deutschland der Prozess der Gleichschaltung begonnen. Die Länder wur-

den mit dem Reich «gleichgeschaltet», jedes unter einem Reichsstatthal-

ter143), obwohl sich Hitler immer noch für eine gewisse Dezentralisierung 

aussprach. Deshalb liess er seinen Gauleitern ziemlich viel Handlungs-

freiheit – einer der vielen Aspekte, die aufzeigen, dass das Dritte Reich 

weit davon entfernt war, ein fester Monolith zu sein. Viel eher war es eine  
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polykratische Struktur, in der Hitler allerdings das letzte Wort hatte. Bis 

zum Juli 1933 waren alle politischen Parteien ausser der NSDAP ver-

schwunden. Und das alles war durch die Handlungsweise des Reichstags 

möglich geworden. «Gegen einen Ozean pfeift man nicht an», kommen-

tierte Kurt Tucholsky.144) 

73 



III. Der Nationalsozialistische Staat 
und das Recht im Jahr 1933 

Bevor die Ursprünge des VGH genauer dargestellt werden, ist ein wichti-

ger Punkt zu erörtern, auf dem die nationalsozialistische Herrschaft in al-

len Bereichen des Lebens inklusive der Justiz basierte: das nationalsozia-

listische Führerprinzip. Schon in «Mein Kampf» hatte Hitler die Rolle des 

Führers hervorgehoben, seine unbegrenzte Macht, die von der kleinsten 

Gemeinde bis zur Leitung des Reiches reichen müsste.1) Das Führerprin-

zip mag keine spezifisch nationalsozialistische Erfindung sein, sondern 

eher ein Charakteristikum hierarchischer Strukturen. Doch nach 1933 

wurde es fast unbemerkt in Deutschland eingeführt, denn der Gedanke 

einer autoritären Führerschaft war schon vor der Weimarer Republik in 

Deutschland weit verbreitet.2) Die Weimarer Republik hatte die Populari-

sierung dieses Prozesses durch ihre Aktivitäten oder eher noch durch ihre 

Inaktivität gefördert.3) Ironischerweise versäumte es Hitler, der stets be-

strebt war, eine legale oder pseudo-legale Basis für seine Operationen zu 

schaffen, das Führerprinzip verordnungs- oder gesetzmässig zu veran-

kern. Im Parteiprogramm von 1920 ist es ebenso wenig enthalten wie in 

den Gesetzen, die nach 1933 erlassen wurden.4) Stattdessen konnte es auf 

der geistigen Militarisierung des deutschen Volkes aufbauen, die sich auf 

Konservative wie auf Kommunisten erstreckte, auf nichtparteigebundene 

Jugendverbände wie auf die Hitlerjugend.5) Indem sich die Nationalsozia-

listen auf das Führerprinzip bezogen, schlugen sie eine Saite im Herzen 

des Volkes an, die schon lange existierte. Sie adaptierten sofort das 

äussere Drum und Dran dieses Prinzips, das Ritual des Führers und seiner 

«Gefolgschaft», wie es in den nationalsozialistischen öffentlichen Zere-

monien beispielhaft demonstriert wurde, ein Ritual, dem pseudo-religiöse 

und liturgische Züge hinzugefügt wurden.6) Schliesslich sollte der Führer 

nicht nur die Lösung, sondern die Erlösung bringen, oder, wie es ein zeit-

genössischer Jurist in einem offiziellen Journal formulierte: «Das deut-

sche Volk ist sich einig darüber, dass es wegen seiner Uneinigkeit einen 

Führer braucht.»7) 

Das Führerprinzip hatte keine Grundlage im Gesetz oder im Parteipro- 
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gramm, es war vage, ambivalent, nicht abgegrenzt und deshalb ausseror-

dentlich flexibel, so dass die Macht des Führers keinen gesetzlichen Ein-

schränkungen unterworfen war. Das Führerprinzip wurde zu einem nicht 

definierten Absolutum.8) Daraus folgte, dass nicht nur die Führerbefehle 

Anweisungen waren, die man bedingungslos ausführen musste, sondern 

dass auch der Wille des Führers der Leitsatz, der Massstab für alle Hand-

lungen wurde.9) Hitler mobilisierte Kräfte im deutschen Volk, die es nie 

zuvor besessen hatte; sein Appell an das Irrationale führte zu dessen 

Durchbruch.10) Manche Nationalsozialisten versuchten, dass Führerprin-

zip aus historischen Quellen abzuleiten, aus der Entwicklung politischer 

Ideen seit der Französischen Revolution von 1789.11) Aber diese offen-

sichtlich rationale Begründung wurde rasch von Schlagworten wie 

«Volksempfinden», «Intuition» und so weiter überlagert.12) 

Das bestehende deutsche Verfassungsrecht wurde durch Schlagworte, 

Postulate und allgemeine Klauseln ersetzt. Die Macht des Führers konnte 

nur «intuitiv» verstanden werden; legale Begrenzungen wurden übergan-

gen, weil sie der «Tiefe und Breite» des Führerprinzips widersprachen.13) 

Liberale abstrakte Gedankensysteme wurden verbannt, und an ihre Stelle 

traten die «konkreten» Werte der Volksgemeinschaft. Was diese Werte 

genau waren, blieb Undefiniert. Die NSDAP sprach von einer «völki-

schen Gesamtordnung»14), aber was das in der juristischen Terminologie 

bedeutete, blieb offen. Sie sprach auch von einer «völkischen Verfas-

sung»15), doch diese Verfassung wurde niemals schriftlich festgehalten, 

denn, wie immer man sie formuliert hätte, es hätte sich nicht vermeiden 

lassen, dass sie Rechte und Pflichten enthalten und so der Ausübung der 

Macht Beschränkungen auferlegt hätte. Und um von solchen Beschrän-

kungen frei zu sein, hatte Hitler das Ermächtigungsgesetz gebraucht. 

In seiner absolutesten Form sollte das Führerprinzip in der Justiz wirksam 

werden. So wurde in den ersten Jahren des Dritten Reichs der Grundsatz 

von der richterlichen Unabhängigkeit nicht formal über Bord geworfen, 

die Unabhängigkeit wurde nur im nationalsozialistischen Sinne neu defi-

niert. Schon 1933 publizierte Carl Schmitt einen Artikel, in dem er fest-

stellte, dass die Unabhängigkeit der Richter auf ihrer Bindung an das 

Recht, insbesondere an das Staatsrecht basiere. Ohne diese Bindung 

würde die Unabhängigkeit der Richter auf Willkürakte hinauslaufen.16)  
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Das war ein Versuch, die Unabhängigkeit der Richter mit dem Führer-

prinzip in Einklang zu bringen, der sogar bei NS-Richtern sehr rasch auf 

Ablehnung stiess. Sie bestanden darauf, die richterliche Unabhängigkeit 

beizubehalten, während sie diese andererseits auch mit dem Willen des 

Führers verbanden: «Der Führer ist der höchste deutsche Richter, der 

deutsche Richter schlechthin.»17) 

In Paragraph 1 des «Gesetzes zur Sicherung der Einheit von Partei und 

Staat» vom 1. Dezember 1933 hiess es: «Nach dem Sieg der nationalso-

zialistischen Revolution ist die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter-

partei die Trägerin des deutschen Staatsgedankens und mit dem Staate un-

löslich verbunden.»18) Demzufolge beanspruchte die Herrschaft Hitlers 

und der NSDAP praktisch Unfehlbarkeit in allen ihren Aktionen und in 

allen Bereichen des Lebens.19) Deshalb waren, institutionell betrachtet, 

die politische, die administrative wie die juristische Führerschaft untrenn-

bar miteinander verwoben: an der Spitze der Führer und Reichskanzler, 

auf unterer Ebene die Personalunion der Ämter von Landrat und Kreislei-

ter.20) Der Führerbefehl, von oben erteilt, wurde zum ausschlaggebenden 

Instrument und Hitler betraute normalerweise einen seiner «alten Kämp-

fer» mit der Aufgabe, dafür zu sorgen, dass diese Befehle befolgt wur-

den.21) Hitlers Gefolgsleute konnten den Beistand der bestehenden Büro-

kratie verlangen, aber sie konnten auch über diese hinweg handeln.22) 

Organisatorisch wurde die Vorherrschaft der NSDAP über den Staat 

durch eine Vielfalt von Ämtern etabliert, die Duplikate bereits existieren-

der Staatsinstitutionen darstellten.23) Die NSDAP stellte klar und eindeu-

tig fest, dass der Staat nur die zweite Position hinter der NSDAP und der 

nationalsozialistischen Ideologie einnahm,24) eine Forderung, die sich 

zum Beispiel im Deutschen Beamtengesetz von 1937 widerspiegelte, in 

dem der Beamte als Ausführender des Staatswillens, verkörpert in der 

NSDAP, definiert wird.25) Der Beamte schuldete dem Führer Loyalität bis 

in den Tod. Sein ganzes Benehmen sollte sich nach der Tatsache richten, 

dass die NSDAP, unauflöslich mit dem Volk verbunden, die Trägerin der 

deutschen Staatsidee sei.26) 

Im Justizbereich stellte das höchste deutsche Gericht, das Reichsgericht, 

1939 fest, dass nicht der Staat, sondern das Volk das entscheidende Krite- 
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rium wäre.27) So wurde die NSDAP das primäre Element allen völkischen 

Lebens und galt als Exempel für den Staat, der erst noch geschaffen wer-

den musste, während der existierende Staat in seiner gegenwärtigen Form 

nur als vorübergehendes Gebilde galt. Ämter innerhalb der Bürokratie 

und der Justiz, Beförderungen – all dies war von der Zustimmung der 

NSDAP abhängig-28) 

Wie stark die Personalpolitik der deutschen Justiz tatsächlich durch die 

Anwendung des Führerprinzips beeinflusst wurde, bleibt unklar, solange 

nicht alle Personalakten zugänglich sind. Heute sieht es so aus, als wäre 

eine gewisse Kontinuität gewahrt worden, ganz bestimmt an der Spitze.29) 

Aber auf der Ebene der Oberlandesgerichte weisen bestimmte Anzeichen 

darauf hin, dass es einige, wenn auch nicht allzugrosse Personalverschie-

bungen gegeben hat.30) Soweit irgendwelche Veränderungen registriert 

werden können, wurden sie im OLG-Bereich vorgenommen. Anschei-

nend wurden speziell im Justizministerium mehr Beamte versetzt oder 

pensioniert als Richter oder Staatsanwälte.31) Man kann daraus den vor-

sichtigen Schluss ziehen, dass die Richter im Wesentlichen ihre berufli-

che und gesellschaftliche Homogenität beibehielten.32) Aber trotz dieser 

Homogenität gab es keine offiziellen Proteste, als jüdische Kollegen ent-

lassen wurden33); man protestierte auch nicht gegen die «Reinigungsak-

tion» vom 30. Juni 1934, die am 3. Juli 1934 post factum legalisiert wur-

de.34) 

Obwohl das Beweismaterial keineswegs ausreicht, gibt es jedoch Anzei-

chen dafür, dass die Justiz zwischen März 1933 und Juni 1934, u.a. auf 

die Initiative Hans Franks, gegen diverse SA-Führer, unter ihnen Karl 

Ernst, wegen illegaler Verhaftungen, fahrlässiger Tötung und sogar we-

gen Mordes ermittelte. Alle diese Verbrechen waren in den «wilden» SA-

Konzentrationslagern begangen worden.35) Doch ein grosser Teil der Be-

schuldigungen wurde am 30. Juni 1934 erschossen, und die Ermittlungs-

verfahren wurden kurz danach eingestellt.36) 

Vor 1933 zögerten die Angehörigen der Justiz, der NSDAP beizutreten. 

Und von den Richtern, die zwischen 1934 und 1941 an den Volksgerichts-

hof berufen wurden, waren jene, die der NSDAP angehörten, erst nach 

dem 30. Januar 1933 Parteimitglieder geworden.37) Aber auch die Rich-

ter, die der NSDAP niemals beitraten, bemühten sich, in ihrer Rechtspre- 
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chung ihre Loyalität gegenüber dem Regime zu demonstrieren.38) 

Der Nationalsozialismus verstand sich selbst als höchste Ausdrucksform 

der Volksgemeinschaft, die er zu führen beanspruchte. Dies war eine um-

fassende Ablehnung des liberalen Rechtssystems, aller persönlichen Frei-

heitsrechte und der Rechte, die in der Weimarer Verfassung enthalten wa-

ren. Die Frage, über die bis zum Kriegsausbruch pausenlos gestritten 

wurde, lautete, ob die Weimarer Verfassung nach dem 30. Januar 1933 

ausser Kraft trat oder ob sie teilweise durch die nationalsozialistische Ge-

setzgebung, die einer Verfassungsänderung gleichkam, ausser Funktion 

gesetzt wurde.39) Eine solche Gesetzgebung war zum Beispiel die Aufhe-

bung der bürgerlichen Grundrechte als Folge des Reichstagsbrandes. Die 

Nationalsozialisten liessen keinen Zweifel darüber aufkommen: «Die 

heutige Gesetzgebung hat nur aus Gründen der äusseren Ordnungs-

mässigkeit und Ruhe ... sich eines formellen Verfahrens der Weimarer 

Reichsverfassung bedient; aber sie leitet ihre Rechtfertigung nicht aus ihr 

her.»40) 

Die Verfassung und die Rechtsgrundsätze, die darauf basierten, seien von 

der Volksgemeinschaft und der nationalsozialistischen Weltanschauung 

überwunden worden. So wurde 1935 in Hamburgin einem Prozess gegen 

Zeugen Jehovas die Gültigkeit der Weimarer Verfassung negiert und auf 

ihre Unvereinbarkeit mit dem nationalsozialistischen Staatskonzept hin-

gewiesen.41) Die Aufhebung und Änderung der Verfassung durch die Ju-

stiz wurde für zulässig erklärt.42) Einige Richter gingen sogar so weit, das 

NSDAP-Parteiprogramm als gesetzliche Grundlage ihrer Argumentation 

zu betrachten43), was sogar Hitler persönlich eher widerstrebte. Und Carl 

Schmitt bemerkte 1934, es sei «also ganz selbstverständlich, dass jede 

weitere Erklärung der Frage des Verfassungsbaues mit dem einfachen 

Satz beginnen muss: Die Weimarer Verfassung gilt nicht mehr.»44) 

Dieser Standpunkt war de facto korrekt. Das Gesetz, das die Errichtung 

des Volksgerichtshofs betraf, befand sich bereits ausserhalb des Verfas-

sungsrahmens45), ebenso die Gesetzgebung, die die Niederschlagung des 

«Röhm-Putsches» post factum rechtfertigte46), sowie die darauffolgenden 

Gesetze, die es deutschen Anwälten verboten, «Nichtarier» vor deutschen 

Gerichten zu vertreten47), und die sich auf Zigeuner erstreckten.48) Sobald 

der Krieg gegen Polen begonnen hatte und Polen besetzt war, galt dieses 
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Verbot zwar nicht formal für die Polen, doch die Anwälte wurden ange-

wiesen, «sorgfältige Abwägung der Interessen der Volksgemeinschaft» 

auszuüben «und grösste Zurückhaltung» walten zu lassen.49) Das natio-

nalsozialistische Führerprinzip überging und ersetzte alle rechtlichen Ein-

schränkungen; und wenn das Dritte Reich länger bestanden hätte, als es 

der Fall war, wäre letztlich ein vollständiges Chaos in allen Bereichen des 

Rechts enstanden, es sei denn, man hätte ein neues verfassungsmässiges 

Rahmenwerk geschaffen. 

All das konnte am 30. Januar 1933 nicht direkt vorausgesehen werden, als 

Hitler und sein Kabinett vereidigt wurden. Immerhin gab es damals ausser 

Hitler nur noch zwei Nationalsozialisten in der Reichsregierung – Göring 

und Frick. Die Kontinuität schien dadurch gesichert zu sein, dass man 

viele Mitglieder der vorangegangenen Papen- und Schleicher-Kabinette 

in das Kabinett aufnahm. Der Reichsjustizminister, Dr. Franz Gürtner, be-

kleidete seine Position seit 1932. Er war kein Mitglied der NSDAP, son-

dern fühlte sich sehr stark zu Hugenbergs DNVP hingezogen. Während 

Hitlers Putsch und seines Prozesses 1923/24 war er bayerischer Justizmi-

nister gewesen. Und dass Hitler nicht als unerwünschter Ausländer aus 

Deutschland ausgewiesen worden war, war gleichermassen auf Gürtners 

Intervention zurückzuführen wie auf die Weigerung der österreichischen 

Behörden, den mittlerweile staatenlosen Hitler aufzunehmen.50) Gürtner 

sorgte auch dafür, dass Hitler vorzeitig aus der Haft in der Festung Lands-

berg entlassen wurde, und ermöglichte es ihm, 1925 die NSDAP neu zu 

gründen und die Parteizeitung, den «Völkischen Beobachter», wieder her-

auszugeben.51) Ausserdem schien die Kontinuität noch durch Franz 

Schlegelberger gewahrt zu sein, seit 1931 Staatssekretär im Reichsjustiz-

ministerium. Er war Experte für Zivil- und Handelsrecht, im Bereich des 

Strafrechts jedoch weniger versiert. In Hitlers Augen war der kleinwüch-

sige Schlegelberger die Personifizierung des verknöcherten Juristen, den 

er aus tiefstem Herzensgrund verabscheute.52) Trotzdem leitete Schlegel-

berger nach Gürtners Tod im Jahre 1941 das Justizministerium kommis-

sarisch, bis im August 1942 ein Nachfolger, Otto Thierack, ernannt wur-

de.53) 

Neu andererseits war die Berufung Roland Freislers.54) Im Februar 1933 

wurde Freisler zum Ministerialdirektor im preussischen Justizministeri- 
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um unter der Leitung des Ministers Dr. Hans Kerrl ernannt.55) Zu dieser 

Zeit befasste sich Freisler mehr mit dem Prozess der Gleichschaltung in 

Kassel als mit seinen Beamtenpflichten in Berlin. Zusammen mit den lo-

kalen Mitgliedern der NSDAP besetzte er das Kasseler Rathaus; das glei-

che sollte mit dem Kasseler Oberlandesgericht geschehen.56) Aber Dr. 

Anz, der Gerichtspräsident, überredete Freisler, von dieser Massnahme 

Abstand zu nehmen, da es dem Ruf eines preussischen Ministerialdirek-

tors wohl kaum zuträglich sein könnte, an «pöbelhaften Handlungen» teil-

zunehmen. Freisler sah das ein, hisste aber unter dem frenetischen Ap-

plaus der Zuschauer eine Hakenkreuzfahne über dem Haupteingang des 

Gerichtsgebäudes.57) 

Trotz aller Meinungsverschiedenheiten, hauptsächlich auf politischem 

Gebiet, hatten sich Anz und Freisler stets gegenseitig respektiert. Freisler 

hatte immer Anz’ unerschütterliche Integrität und Unparteilichkeit – so-

gar in Fällen, in denen es schwierig war, unparteiisch zu bleiben – geach-

tet. Und Anz wusste Freislers messerscharfen Verstand zu schätzen.58) 

Und so setzte Freisler, nachdem man ihn am 1. Juni 1933 zum Staatsse-

kretär im preussischen Justizministerium ernannt hatte, seinen ganzen 

Einfluss ein, um zu erreichen, dass auch Anz befördert und nach Berlin 

versetzt würde.59) Aber die Macht des neuen Staatssekretärs war noch zu 

gering, um die Bedenken der NSDAP zu beseitigen, die an der Spitze des 

Berliner Kammergerichts keinen Mann sehen wollte, der weder der Partei 

noch einer ihrer Organisationen angehörte.60) Ein Dreivierteljahr später, 

am 1. April 1934, wurde Freisler zum Staatssekretär im Reichsjustizmi-

nisterium ernannt, wo er offenbar seinen Kollegen Schlegelberger im 

Auge behalten und dessen angeblich übertriebene Paragraphenreiterei 

eindämmen sollte.61) 

Nach aussen hin war also die Kontinuität eine Zeitlang gewahrt. Doch 

Hitler hatte schon 1928 die Idee entwickelt, die Justizorganisationen zu 

unterwandern und in diesem Bereich NSDAP-Mitglieder zu werben. Im 

Oktober 1928 hatte er die Gründung des «Bundes Nationalsozialistischer 

Deutscherjuristen» (BNSDJ) unter der Leitung Hans Franks gebilligt.62) 

Aber es war anscheinend schwierig, nahmhafte Juristen für den Bund zu 

gewinnen. Ein Jahr nach seiner Gründung hatte er nur dreissig Mitglieder; 

doch gegen Ende 1930 war ihre Zahl auf 233 gestiegen.63) Auch die Wirt- 
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schaftskrise hinterliess ihre Spuren, und 1932/33 konnte der BNSDJ auf 

1‘347 Mitglieder verweisen, vor allem junge Anwälte.64) Die Richter hiel-

ten auf Distanz, soweit es die Mitgliedschaft in dieser Organisation betraf; 

doch dies lässt keine Schlüsse hinsichtlich der Frage zu, wem die Sympa-

thien vieler Richter galten. Nach den Märzwahlen 1933 setzte der grosse 

Ansturm auf die Mitgliedschaft beim BNSDJ ein; und im Dezember 1933 

zählte er über 80’000 Mitglieder. Als Frank am 22. April 1933 zum 

«Reichskommissar für die Gleichschaltung der Justiz in den Ländern und 

für die Erneuerung der Rechtsordnung» berufen wurde, unterstellte er um-

gehend die bestehenden Berufsorganisationen der Justizbeamten und An-

wälte dem BNSDJ.65) 

Das «Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums» vom 7. 

April 193366) schaltete jüdische Richter durch Zwangspensionierung aus 

und schränkte die Tätigkeit jüdischer Anwälte an deutschen Gerichten 

ein. Die Beschränkung der Zahl der Anwälte war auch durch ihre Über-

zahl bedingt, die sich zwischen 1931 und 1933 gebildet hatte.67) 1933 gab 

es allein in Preussen 18‘038 Rechtsanwälte und Notare. Diese Zahl wurde 

einerseits durch den «Arierparagraphen» und andererseits durch weitere 

legislative Diskriminierungen der Juden auf 5‘424 reduziert.68) Die noch 

verbliebenen jüdischen Anwälte durften vor Gericht nur jüdische Klienten 

vertreten. Die jüdischen Richter, die man im Amt belassen hatte, wurden 

von Freisler von den städtischen Zentren aufs Land versetzt, bis die Nürn-

berger Gesetze von 1935 auch dieser Praxis ein Ende setzten.69) 

Das bedeutendste Ereignis im Zusammenhang mit der Gründung des 

VGH war der Reichstagsbrand. Es kann nicht Aufgabe dieser Abhandlung 

sein, ausführlich auf die diesbezüglichen Kontroversen einzugehen. Nach 

der wohlüberlegten Ansicht des Verfassers sind die Ergebnisse, die Fritz 

Tobias und Hans Mommsen erzielt haben, schlüssig.70) Die Situation war 

im Grunde sehr einfach. Wie bereits erwähnt, rechneten die Nationalso-

zialisten nicht damit, dass sie die Macht unangefochten erlangen und be-

halten würden. Sie waren davon überzeugt, dass es zu einem kommuni-

stischen Aufstand kommen würde, und der Reichstagsbrand schien das 

Signal dafür zu geben. Als kein solcher Aufstand stattfand, glaubten sie 

jedoch immer noch nicht, dass nur ein Mann, ganz allein auf sich gestellt, 
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das Reichstagsgebäude in Brand gesteckt haben konnte – eine Ansicht, 

die von den Kommunisten geteilt wurde. 

Obwohl Alfred Hugenberg, der Wirtschaftsminister und, zumindest ober-

flächlich betrachtet, Deutschlands Wirtschaftsdiktator, in der Kabinetts-

sitzung am 30. Januar und – in den nächsten Wochen – auch Göring und 

Frick ein Verbot der KPD befürworteten, schreckte Hitler vor diesem 

Schritt zurück, und zwar mit dem Argument, er befürchte bei einem Ver-

bot schwere innenpolitische Kämpfe und einen Generalstreik.71) Sogar 

nach dem Reichstagsbrand sprach er sich noch gegen ein offizielles Ver-

bot aus.72) Erst im Frühsommer 1933 kam es dann zu einem offiziellen 

Verbot der SPD – nicht der KPD – und zur Selbstauflösung der bürgerli-

chen Parteien.73) Statt eines Verbots der KPD wurden, praktisch auf einer 

Adhoc-Basis, am 28. Februar 1933 zwei auf dem Artikel 48 der Weimarer 

Verfassung basierende Notverordnungen erlassen.74) Diese Verordnun-

gen galten bis 1945 und hiessen offiziell: «Verordnung des Reichspräsi-

denten zum Schutze von Volk und Staat» und «Verordnung des Reichs-

präsidenten gegen Verrat am Deutschen Volke und hochverräterische 

Umtriebe». In der Kabinettssitzung vom 28. Februar erklärte Hitler, nun 

sei der psychologisch richtige Augenblick gekommen, um endgültig mit 

den Kommunisten abzurechnen.75) Er meinte, das Reichstagsgebäude 

müsse unverzüglich wieder aufgebaut werden und veranschlagte für die 

Bauarbeiten einen Zeitraum von zwei Jahren. Göring führte aus, die bis-

herigen Ermittlungen wiesen darauf hin, dass van der Lubbe von minde-

stens 6 bis 7 Helfern unterstützt worden sei, und Frick, der Innenminister, 

hatte bereits die Verordnung zum Schutze von Volk und Staat entworfen. 

Diese Verordnung sollte der «Abwehr staatsgefährdender Gewaltakte» 

dienen. Mit ihr wurden die Verfassungsartikel ausser Kraft gesetzt, die die 

persönliche Freiheit garantierten, die Unverletzlichkeit des Wohnsitzes, 

das Postgeheimnis, das Recht der freien Meinungsäusserung, das Verein-

sund Versammlungsrecht und die Unverletzlichkeit des persönlichen Ei-

gentums.76) Dadurch wurden entscheidende Hindernisse beiseite geräumt, 

die einer weiteren restriktiven Gesetzgebung im Weg gestanden hätten. 

Weiterhin wurde am 21. März 1933 eine Verordnung zur «Abwehr heim-

tückischer Angriffe gegen die Regierung der nationalen Erhebung» ver-

kündet77) und am 20. Dezember 1934 durch ein «Gesetz gegen heimtücki- 
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sche Angriffe auf Partei und Staat und zum Schutz der Parteiunifor-

men»78) ergänzt. 

Man sorgte auch für eine legale Handhabe, um im Zuge der Gleichschal-

tung die Landesregierungen auflösen zu können. Ausserdem wurde die 

Todesstrafe für Verbrechen festgesetzt, die man bis dahin nur mit Gefäng-

nisstrafen geahndet hatte, hauptsächlich für Hoch- und Landesverrat – die 

sogenannte Lex van der Lubbe, denn nur aufgrund dieser rückwirkenden 

Gesetzgebung, für die die Weimarer Republik mit ihrem «Gesetz zum 

Schutz der Republik» im Jahre 1922 einen Präzedenzfall geschaffen hatte, 

konnte van der Lubbe zum Tod verurteilt werden.79) Die diesbezügliche 

«Verordnung des Reichspräsidenten gegen Verrat am deutschen Volke 

und hochverräterische Umtriebe» vom 28. Februar 1933 liess bei gross-

zügiger Interpretation Massenverhaftungen und Einschüchterungen zu. 

Am 29. März 1933 folgte das «Gesetz über Verhängung und Vollzug der 

Todesstrafe», das die Todesstrafe, die in der «Verordnung des Reichsprä-

sidenten zum Schutze von Volk und Staat» angedroht worden war, rück-

wirkend für alle Kapitalverbrechen, begangen zwischen dem 31. Januar 

1933 und dem 28. Februar 1933 festsetzte. Ausserdem erlaubte das Ge-

setz die Vollstreckung der Todesstrafe durch Erhängen statt Enthaup-

ten.80) 

Teilweise erfüllte die Gesetzgebung gegen Hochverrat auch die Forde-

rungen der Reichswehr.81) Die Besetzung des linken Rheinufers und die 

Aktivitäten der alliierten Kontroll- oder Überwachungsorgane hatten in 

Deutschland ihre Spuren hinterlassen. Die Spionagetätigkeit innerhalb 

Deutschlands ging vor allem von der Sowjetunion sowie von Frankreich, 

Polen und der Tschechoslowakei aus.82) Die neuen Gesetze gestatteten 

der deutschen Abwehr ein aktiveres, offensives Vorgehen, während die 

schweren Strafen für einen Rückgang der Spionagetätigkeit sorgen soll-

ten. Die Einführung der Todesstrafe spielte eine dominierende Rolle, 

während für jede Art von verräterischen Umtrieben, wozu auch das Ver-

breiten falscher Gerüchte und Nachrichten zählte, Zuchthausstrafen droh-

ten. Die Handlungsfreiheit der deutschen Regierung im Inneren nahm 

praktisch unbegrenzte Formen an. Und die Handlungsfreiheit der Polizei 

wurde nicht mehr durch gerichtliche Kontrollen behindert.83) 

Doch die Regierung musste sich noch mit dem Prozess gegen die Ange- 
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klagten auseinandersetzen. Ausser Marinus van der Lubbe waren auch 

Ernst Torgier, der Vorsitzende der KPD-Fraktion im Reichstag, und der 

Leiter des westeuropäischen Büros der Komintern, Georgi Dimitroff, so-

wie seine bulgarischen Freunde Blagoi Popoff und Wassilij Taneff ange-

klagt worden. Für die Nationalsozialisten erwies sich der Prozess als äus-

serst peinlich.84) Alle Angeklagten ausser van der Lubbe mussten freige-

sprochen werden; van der Lubbe wurde zum Tod verurteilt.85) Das Urteil, 

am 23. Dezember 1933 verkündet, zeigte jedoch, dass das Reichsgericht, 

der oberste deutsche Gerichtshof, seine Integrität gewahrt hatte – so pein-

lich der Prozess für die Nationalsozialisten auch gewesen sein mochte-

und sich von der Propaganda und dem Druck der Nationalsozialisten nicht 

hatte beeindrucken lassen. 

Die Kritik von Seiten der NSDAP, mit der die Mitglieder des Reichsge-

richts rechneten, liess nicht lange auf sich warten. Vor allem Hans Franks 

Journal «Deutsches Recht, Zentralorgan des Bundes Nationalsozialisti-

scher Deutscher Juristen» verdammte den Richterspruch als «glattes Fehl-

urteil».86) Hitler erklärte 1942, dass der Reichstagsbrand den Ruf der 

NSDAP in den Augen der deutschen Öffentlichkeit schwer hätte schädi-

gen können.87) Aus diesem Grund sei er am 28. Februar 1933 um zwei 

Uhr morgens zur Berliner Redaktion des «Völkischen Beobachters» ge-

fahren, wo er feststellte, dass die Morgenausgabe nur eine zehnzeilige No-

tiz über das Ereignis enthalten sollte. Gemeinsam mit Goebbels habe er 

sich an die Arbeit gemacht und Artikel und Berichte über die Brandkata-

strophe geschrieben, die dann die ganze erste Seite einnahmen. Aber was 

er so rasch zustande gebracht habe, so etwas sei den ungeschickten Rich-

tern des Reichsgerichts offensichtlich nicht möglich gewesen. Der Pro-

zess habe sich stattdessen über Wochen hingeschleppt und mit einem lä-

cherlichen Ergebnis geendet. Hitler bezeichnete in diesem Zusammen-

hang die Richter als «vertrottelt».88) Auf Partei- und Kabinettsebene be-

gann man über einen speziellen Gerichtshof nachzudenken, der sich aus-

schliesslich mit Verratsfällen befassen sollte; und diese Überlegungen 

gipfelten in einer Ministerbesprechung am 23. März 1934, an der ausser 

Hitler u.a. auch Frick, Gürtner, v. Blomberg, Göring und Röhm teilnah-

men.89) «Die Besprechung ergab Übereinstimmung dahin, dass die Abur-

teilung von Hoch- und Landesverratssachen einem besonderen Volksge- 
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richtshof übertragen werden solle. Der Gerichtshof soll aus zwei rechts-

kundigen Richtern und drei Laienrichtern bestehen. Die letzteren sollen 

für einen längeren Zeitraum ernannt werden. Der Reichsminister der Ju-

stiz wird den entsprechend abgeänderten Gesetzentwurf vorlegen.»90) 

Das Reichsgesetz, Deutschlands höchste Berufungsinstanz, erfülle andere 

Funktionen als jene, die für den Volksgerichtshof vorgesehen seien, und 

es solle sich deshalb nicht mehr mit Verratsfällen befassen.91) Am 24. 

April 1934 wurde der Volksgerichtshof offiziell gegründet.92) Anderthalb 

Jahre später kommentierte Wilhelm Weiss, stellvertretender Hauptschrift-

führer des «Völkischen Beobachters» diese Vorgänge: «Aus guten Grün-

den hat daher der nationalsozialistische Staat nach der Machtübernahme 

für die Aburteilung der schwersten Straftaten, die es auf dem politischen 

Gebiete gibt, einen besonderen Gerichtshof gebildet. Wer die Spruchpra-

xis der deutschen Gerichte vor der Machtübernahme auf diesem Gebiet 

kennt, kann am besten die Notwendigkeit des Volksgerichtshofs ermes-

sen. Man wende nicht ein, dass Hoch- und Landesverrat ja auch schon vor 

dem 30. Januar 1933 zur Zuständigkeit des höchsten deutschen Gerichtes, 

des Reichsgerichtes in Leipzig, gehörten. Die Verfahren, die vor diesem 

Gericht anhängig waren und durchgeführt wurden, konnten gar nicht zu 

einem in nationalpolitischer Hinsicht befriedigenden Ergebnis führen; 

denn auch das Reichsgericht war in seiner Arbeit und in seiner Tendenz 

abhängig von der allgemeinen politischen und geistigen Grundhaltung, 

die im demokratischen Staat von Weimar herrschte. Ein Landesverrats-

verfahren in Leipzig war in der Regel eine Affäre, die sofort zu parlamen-

tarischen Auseinandersetzungen im Reichstag führte, und nebenher eine 

schamlose Hetze der Journaille gegen alle auslöste, die den bescheidenen 

Versuch wagten, das Reich wenigstens vor den allergemeinsten Verräte-

reien zu schützen ... 

Diese Rechtsunsicherheit, die vor der nationalsozialistischen Machtüber-

nahme allenthalben herrschte, ist im Übrigen auch ein Beweis dafür, dass 

ein Staat durch den toten Buchstaben der Gesetzesparagraphen allein nie-

mals wirksam geschützt werden kann, wenn nicht das Gesetz im Einklang 

steht mit einer klaren politischen Idee ... In diesem Sinne ist der Volksge-

richtshof für das Deutsche Reich eine organische Schöpfung des national- 
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sozialistischen Staates. Denn er ist Ausdrucksform nationalsozialistischer 

Grundauffassungen auf dem Gebiet der Rechtsprechung.»93) 

Ein anderer nationalsozialistischer Kommentator betonte, der Volksge-

richtshof solle kein Revolutionstribunal sein.94) 

Das Gesetz, durch das der VGH gebildet wurde, bestimmte Berlin zu des-

sen Sitz. Ursprünglich hatte er, wie das Reichsgericht, fünf Richter, bei 

kleineren Verhandlungen drei, einschliesslich des Vorsitzenden. Das Ka-

binett entschied jedoch, dass nur der Vorsitzende und ein Hilfsrichter Be-

rufsrichter sein müssten. Drei Laienrichter sollten ehrenamtlich berufen 

werden und brauchten keine juristische Ausbildung zu haben. Die Mit-

glieder des VGH sollten auf Vorschlag des Justizministers für einen Zeit-

raum von fünf Jahren vom Reichskanzler ernannt werden.95) Für das 

Reichsgericht wurden die Richter vom Reichsrat vorgeschlagen, eine Pra-

xis, die 1934 aufgegeben wurde, nachdem der Reichsrat per Gesetz «auf-

gehoben» worden war.96) Auch die Ermittlungsrichter sollten berufen 

werden und dann ein Jahr lang im Amt bleiben. Wie oder von wem die 

Ermittlungsrichter ernannt werden sollten – darüber sagte das Gericht 

nichts aus. In der Praxis wurden die Ermittlungsrichter des Reichsgerichts 

oft zum VGH abgestellt.97) Kein Richter durfte eine Berufung an den 

VGH ablehnen.98) Dies traf auf alle Richter an den Amts-, Land- und 

Oberlandesgerichten zu.99) 

Der Präsident des VGH konnte am Gericht mehrere Senate bilden, die 

Aufgaben des Gerichts den einzelnen Senaten zuweisen und diese mit Be-

rufs- sowie Laienrichtern besetzen.100) Der Justizminister musste für den 

Präsidenten des VGH einen permanenten Stellvertreter ernennen, eine Re-

gel, die dazu führte, dass 1938 das Amt eines Vizepräsidenten eingerichtet 

wurde.101) Weitere Erlasse und Verordnungen ermächtigten den Präsiden-

ten des VGH dazu, VGH-Verhandlungen auch in anderen Teilen Deutsch-

lands, ausserhalb von Berlin, durchzuführen. Und um keinen Zweifel an 

der Bedeutung des VGH aufkommen zu lassen, gestattete man den VGH-

Richtern im Jahre 1936 rote Roben zu tragen –, ein Privileg, das man zu-

vor nur den Richtern des Reichsgerichts zugestanden hatte.102) Der erste 

Sitz des VGH war das Gebäude des aufgelösten preussischen Landtags in 

der Berliner Prinz-Albrecht-Strasse. Im Mai 1935 übersiedelte der VGH 

in die Bellevuestrasse 15, wo er tagte, bis das Gebäude im Februar 1945 

ausgebombt wurde. 
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Danach zog er nach Potsdam und schliesslich nach Bayreuth.103) Am 14. 

Juli 1934 wurde der VGH in Anwesenheit Gärtners, der auch die Richter 

vereidigte, offiziell eröffnet.104) Die ersten Sitzungen wurden am 1. Au-

gust 1934 abgehalten.105) 

Anfangs wurde der VGH nicht im Haushalt des Reiches berücksichtigt, 

und das bedeutete, dass jeder Richter des VGH von einem anderen Ge-

richtshof abgestellt werden musste und dass sein Gehalt seinen normalen 

Aufgaben entsprach. Das Justizministerium unternahm grosse Anstren-

gungen und bemühte sich immer wieder um einen Platz im Reichshaus-

halt für den VGH, was das Finanzministerium jedoch stets ablehnte.106) 

Das veranlasste Gürtner, das Gesetz, durch das der VGH gebildet worden 

war, neu zu fassen. Nun sollten die Richter nicht mehr, wie ursprünglich 

vorgesehen, für fünf Jahre, sondern auf Lebenszeit berufen werden. In 

dieser Position sollten sie auch mit den Richtern des Reichsgerichts aus-

gewechselt werden können. Und so wurde am 18. April 1936 ein neues 

Gesetz über den VGH erlassen, das den VGH in eine permanente Institu-

tion mit einem Präsidenten, mit Senatspräsidenten und Berufsrichtern um-

funktionierte.107) Alle ständigen Mitglieder des VGH mussten voll ausge-

bildete Berufsrichter und mindestens 35 Jahre alt sein. Nur die ehrenamt-

lichen Laienrichter wurden weiterhin für fünf Jahre berufen.108) 

Im Justizminsiterium war es Staatssekretär Roland Freisler, der sich mit 

dem grössten persönlichen Einsatz um die Etablierung und Konsolidie-

rung des VGH bemühte.109) Er wollte den VGH nicht nur als Parallele 

zum Reichsgericht sehen, sondern als Deutschlands oberstes Gericht.110) 

Deshalb konnte ihn das Arrangement von 1936 nicht ganz zufriedenstel-

len.111) In einem seiner vielen Artikel wies er mit grossem Nachdruck auf 

die Notwendigkeit hin, eine neue Geisteshaltung gegenüber den funda-

mentalen Fragen einzunehmen, die das deutsche Volk betrafen. Nur wenn 

sich diese Haltung ändere, könne man mit einigen Erfolgsaussichten 

daran gehen, das deutsche Recht zu reformieren. Die Machtübernahme 

durch die Nationalsozialisten erlaube, dass solche Veränderungen vorge-

nommen werden können. Gemeinsame Entscheidungen und Mehrheits-

beschlüsse in den Gerichten könne man durch das nationalsozialistische 

Rechtskonzept ersetzen, mit klar definierten Verantwortlichkeiten für die 

zu treffende Entscheidung, und das für alle Phasen der gesamten Arbeit, 
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die zu der Entscheidung führten. Das unverrückbare Prinzip, das jedem 

Beschluss zugrunde liegen müsste, sei die «Verantwortung durch das 

Führerprinzip».112) Danach schilderte Freisler die Arbeit, die der VGH bis 

dahin geleistet habe, hob die schnelle, prompte Verfahrensweise der 

VGH-Senate hervor, ebenso die grossen Vorteile, die dem VGH dadurch 

erwüchsen, dass die Verurteilten keine Berufung gegen seine Urteile ein-

legen könnten. Er sei das Gericht der ersten und letzten Instanz.113) 

Zu der Zeit, als dieser Artikel geschrieben wurde, hatte der VGH noch 

immer keine Berücksichtigung im Reichshaushalt gefunden, ein Mangel, 

den Freisler heftig kritisierte. Er verglich in diesem Zusammenhang die 

Funktionen des VGH mit jenen des Reichsgerichts114) und lehnte es ab, 

den VGH nur als vorübergehende Institution zu betrachten. Ausserdem 

beklagte er, dass man noch immer nicht bestimmt habe, welches denn nun 

das übergeordnete Gericht sei, das Reichsgericht oder der VGH. Er deu-

tete an, man könne auf das Reichsgericht verzichten, wenn innerhalb des 

VGH ein Sondersenat geschaffen werde, der sich mit Berufungen und Re-

visionen befassen müsste. Dadurch würde man den VGH in die höchste 

Position setzen, die er erreichen könne, die Position des Reichsstrafge-

richts.115) Die Entwicklung würde bereits in diese Richtung führen; es sei 

nur noch zu kritisieren, dass die Gerichte, die Strafrechtsfälle behandel-

ten, noch nicht dem Weg folgten, den der Volksgerichtshof ihnen vorge-

zeigt habe.116) 

Der erste vorläufige Präsident des VGH war Dr. Fritz Rehn, der aber 

schon am 18. September 1934 starb.117) Hans Frank schlug in einem 

Schreiben an Hitler vom 8. Oktober 1934 seinen eigenen Kandidaten für 

das Amt des Präsidenten des VGH vor, den Wuppertaler Rechtsanwalt 

Hermann Schorer, Generalinspekteur des BNSDJ und «alter Kämpfer». 

Hitler ging aus unbekannten Gründen auf diesen Vorschlag nicht ein.118) 

Danach blieb der Präsidentenposten für fast zwei Jahre vakant, und die 

Geschäfte des Präsidenten wurden vom dienstältesten Senatspräsidenten 

geführt. Erst am 1. Juni 1936 wurde Dr. Otto Georg Thierack zum Präsi-

denten des VGH ernannt.119) Thierack, 1889 geboren, im selben Jahr wie 

Hitler, hatte seine juristische Karriere 1921 als Staatsanwalt in Sachsen 

begonnen. Er gehörte zu den wenigen etablierten Juristen, die der NSDAP 

schon vor 1933 beigetreten waren. Nach dem 30. Januar 1933 war er säch- 
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sischer Justizminister geworden. 1935 beförderte man ihn zum Vizeprä-

sidenten des Reichsgerichts und ein Jahr später zum Präsidenten des 

VGH.120) Gürtner kam nicht sonderlich gut mit Thierack aus, da dieser im 

Umgang mit anderen Menschen keineswegs offenherzig und geradlinig 

war.121) Auch Freisler hatte seine Bedenken122). Denn obwohl er die Ge-

setze skrupellos im rein nationalsozialistischen Sinne interpretierte, so 

war er doch stets bemüht, niemals ertappt zu werden, wenn er die Rechts-

grundlage verliess, während Thierack, wie die Affäre Elias beweisen 

wird, nicht davor zurückschreckte, die Gesetze zu umgehen und seine per-

sönlichen Ziele mit brutaler Gefühlskälte zu verfolgen.123) 

Die Laienrichter waren höhere Funktionäre der NSDAP und ihrer Forma-

tionen sowie Offiziere der drei Wehrmachtteile. Es war wünschenswert, 

dass sie eine gewisse Erfahrung im Umgang mit subversiven, gegen den 

Staat gerichteten Angriffen hatten. Die Zahl der Laienrichter überstieg 

jene der Berufsrichter beträchtlich. Bei der Gründung des VGH waren es 

nur 19 gewesen; aber schon 1935 gab es 43 Laienrichter, eine Zahl, die 

sich bis 1939 auf 95 erhöhte. 30 davon waren Offiziere der Wehrmacht, 

4 Polizeioffiziere, 48 SA-, SS- und NSKK-Führer, dazu kamen noch 13 

andere. 1944 war die Zahl der Laienrichter auf 173 angewachsen und 

setzte sich aus 40 Offizieren der Wehrmacht, 13 Polizeioffizieren, 82 SA-

, SS-, NSKK-, und Hitlerjugend-Führern, 10 Arbeitsdienstführern und 28 

anderen zusammen, zu denen Mitglieder des politischen Führerkorps der 

NSDAP und Beamte gehörten.124) 

Das nationalsozialistische Strafrecht stufte den politischen Verbrecher in 

die unterste Kriminellenkategorie ein. Das Konzept der «politischen Kri-

minalität» war im deutschen Strafrecht neu und half, die Grenzen zwi-

schen den verschiedenen Verbrechen zu verwischen. Im Vordergrund 

stand stets der «Feind», dessen politische Ziele und ideologische Grunds-

ätze dem Nationalsozialismus, dem nationalsozialistischen Staat und da-

mit Deutschland als Ganzem diametral entgegenstanden.125) Freisler per-

sönlich setzte sich unablässig dafür ein, dass die Gesetzgebung vom Fe-

bruar und März 1933 gnadenlos angewandt wurde, um politische Gegner 

auszuschalten. In mündlichen Instruktionen an die Adresse der Staatsan-

wälte betonte er, es sei die Aufgabe der Justiz, für «die formale Sicherung 
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und unverbrüchliche Garantie der nationalsozialistischen Revolution und 

Evolution» zu sorgen.126) Er legte grossen Wert auf die enge Zusammen-

arbeit zwischen den Staatsanwaltschaften und den Dienststellen der 

NSDAP. 

Freislers Ziel war es – dazu sollte der VGH das Vorbild geben –, schnelle, 

äusserst strenge Urteile zu fällen. «Binnen vierundzwanzig Stunden ... 

muss die Anklage erhoben sein, binnen weiteren vierundzwanzig Stunden 

muss das Urteil da sein, und sofort muss der Verbrecher seine Strafe weg-

haben ... Die Zeit der mildernden Umstände als Regel muss vorbei 

sein.»127) Obwohl die Kriminalitätsrate in Deutschland zwischen 1933 

und 1939 sank, hatte man 1932 in Preussen nur 52 Todesurteile ausge-

sprochen, 1933 aber bereits 78, 1932 waren 6345 Personen zu Zuchthaus 

verurteilt worden; 1933 stieg ihre Zahl auf 9661.128) 

Nach Freislers Ansicht bot die nationalsozialistische Herrschaft eine 

ideale Gelegenheit, das gesamte deutsche Strafrecht zu reformieren. Zu-

gegeben – es war dringend nötig, das Strafgesetzbuch (StGB) von 1871 

zu ändern, da es grossteils auf dem preussischen Strafgesetzbuch von 

1851 basierte. Man hatte immer wieder Vorbereitungen zu einer Reform 

getroffen, aber weiter war man nicht gekommen. Die nationalsozialisti-

schen Juristen nutzten nun die Gelegenheit, indem sie unter dem Deck-

mantel von Reform- und gleichzeitig Kontinuitätsbestrebungen blitz-

schnell agierten, um die Prinzipien des totalitären Staates zu etablieren, 

gesetzlich zu verankern und ein Strafgesetzbuch zu entwerfen, das unter 

anderem auch die nationalsozialistische Herrschaft weiterhin festigen 

würde. Viele Juristen, die keine Nationalsozialisten waren, vertraten die 

Meinung, dass eine Reform erforderlich sei, dass sie jedoch eher auf dem 

Prinzip einer vorbeugenden Gesetzgebung im Geiste eines autoritären 

Wohlfahrtsstaates beruhen müsse.129) 

Man begann schon Anfang 1933, an einer Reform des Strafgesetzbuches 

zu arbeiten. Doch es geschah nichts weiter, als dass ein Beamter des Ju-

stizministeriums einen Entwurf vorlegte. 130) Die Bemühungen um eine 

Reform hatten eben erst eingesetzt, als sie auch schon dem Konkurrenz-

kampf zwischen mehreren Behörden zum Opfer fielen. Die bedeutendsten 

Rivalen waren das Reichsjustizministerium unter Gürtner, das preussi-

sche Justizministerium unter Kerrl und Hans Franks neu gegründete 

«Akademie für Deutsches Recht» in München.131) Während sich Frank 
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zum Beispiel in seine neue Akademie nicht nur repräsentative Persönlich-

keiten aus der NSDAP, sondern auch juristische Experten holen wollte, 

bildeten Gürtner, Kerrl und Freisler ihre eigene Gruppe, die sich aus den 

Experten ihrer Ministerien zusammensetzte, hauptsächlich aus Richtern 

und Staatsanwälten.132) 

Im September 1933 legte der preussische Justizminister eine Denkschrift 

vor, die Freisler verfasst hatte. Kerrl versuchte damit, unterstützt von 

Freisler, die Grundsätze für ein nationalsozialistisches Strafgesetzbuch 

darzulegen. Dieses solle den «totalen Staat» widerspiegeln, und als Bei-

spiel nannte Freisler das faschistische Italien. Dieser totale Staat solle der 

Volksgemeinschaft dienen, während die liberale Alternative des Staates, 

der dem Individuum diene, völlig abgelehnt werde. Die neue Ordnung 

solle jeden in einen «lebendigen Organismus» integrieren. Diese Reform 

des Strafrechts solle den Körper des Volkes säubern. 

Die Strafen, die von den Gerichten verhängt wurden, sollten nach Krite-

rien festgesetzt werden, die der inneren und äusseren Sicherheit des Rei-

ches dienten. Es gab danach praktisch nichts mehr, mit dem sich die Ge-

richte nicht befassen konnten, von «Angriffen auf den Staat» bis zu «An-

griffen auf die persönliche Ehre», die vor den Angriffen auf Leib und Le-

ben und den Angriffen auf die Freiheit rangierten. Landesverrat wurde als 

das schwerwiegendste Verbrechen eingestuft. Die Gesetze sollten nicht 

nur eine begangene Tat mit Strafen belegen, sondern auch den Willen und 

die Absicht, ein Verbrechen zu begehen, und das mit derselben Strenge, 

als wäre es tatsächlich begangen worden. 

Doch das neue Recht sollte auch um spezifische nationalsozialistische 

Prinzipien erweitert werden. Es sei für den «Schutz von Rasse und Volks-

tum» da, bekämpfte «Angriffe auf die Rasse»; und es führte neue Begriffe 

von Verrat wie «Rassenverrat», Verletzung der Rassenehre und Bedro-

hung der Rasse. Ausserdem sollten Angriffe auf die Existenz der Rasse 

und die Rassengesundheit bestraft werden, ebenso die Verletzung von re-

ligiösen und ethischen Grundsätzen, Angriffe auf die Volksehre und die 

Bedrohung des Volkseigentums. 

Vergehen im wirtschaftlichen Bereich sollten als «Wirtschaftlicher Lan-

desverrat» behandelt werden. Allerdings hatte diese Gruppe von Verbre- 
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chen eine Vorgängerin in Brünings Wirtschaftspolitik, die im Zusammen-

hang mit seiner Deflationspolitik eine ganze Reihe von Strafgesetzen her-

vorbrachte, die zum Beispiel den Kapitalexport ins Ausland untersagten. 

Die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik übernahm unverändert die 

Strafbestimmungen von Brünings Gesetzgebung; doch die Strafen, die 

man für irgendwelche Gesetzesübertretungen verhängte, wurden nun viel 

strenger, Todesurteile wurden häufiger ausgesprochen, und bei Gefäng-

nisstrafen erhöhte sich das Strafmass. 

Genaugenommen sollte die lebenslängliche Haft möglichst durch die To-

desstrafe ersetzt werden, um das deutsche Volk von überflüssigen Essern 

zu befreien. Politische Vergehen, die in der Weimarer Republik eine Son-

derstellug eingenommen hatten, da der Reichspräsident die politischen 

Verbrecher am häufigsten begnadigt hatte, sollten diese Stellung verlie-

ren. Sie wurden als gewöhnliche Verbrechen eingestuft und galten sogar 

als noch verwerflicher als rein kriminelle Straftaten. Man sollte auch neue 

Strafen für politische Vergehen einführen wie die Ausweisung aus dem 

Reich, den Verlust der deutschen Staatsbürgerschaft und die Konfiszie-

rung des persönlichen Eigentums durch den Staat. Wie bereits erwähnt, 

sollten mildernde Umstände nicht mehr berücksichtigt werden. Entschei-

dend seien einzig und allein der «Vorsatz» des «Verbrechers» und das 

Ausmass des Schadens, den er der nationalsozialistischen Volksgemein-

schaft zufüge oder mit seiner Tat hätte zufügen können. 

Vor dem Erlass des «Gesetzes zum Schutz der Republik» von 1922 sei es 

ein Prinzip des deutschen Rechts gewesen, dass keine Strafe verhängt 

werden dürfe, für die es keine Gesetze gebe – nulla poena sine lege. Die 

Weimarer Republik sei zuerst von diesem Prinzip abgegangen und die 

Nationalsozialisten hätten diesen Brauch übernommen, indem sie das 

Prinzip des totalen politischen Schutzes anwendeten, i. e. eines Schutzes, 

der dem NS-Regime und seinen Institutionen gelte. Diese müssten vor-

beugend eingreifen können, um eine kriminelle Tat zu verhindern, falls 

ein entsprechender Verdacht aufkomme – selbst wenn die betreffende Tat 

oder die beabsichtigte Tat als strafwürdiger Tatbestand bis dahin im Ge-

setzbuch noch gar nicht aufgetaucht sei. Dabei sei es entscheidend, ob 

eine solche Tat das «gesunde Volksempfinden» verletzt habe. Wie dieses 

gesunde Volksempfinden definiert werden solle, das sei dem Ermessen  
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der Richter überlassen. Zuallererst solle der Staat geschützt werden – und 

das Individuum zuletzt. Das Individuum dürfe seine Ehre, sein Leben und 

sein Eigentum gegen Angriffe anderer verteidigen, aber es werde nicht 

mehr bedingungslos geschützt. Hier liege die letzte Entscheidung bei der 

Justiz, während der Staat absoluten Schutz geniesse.133) 

Diese Denkschrift lief auf den Vorschlag hinaus, jeden Delinquenten als 

Staatsfeind anzusehen und zu behandeln, gleichgültig ob sein Vergehen 

politischer oder krimineller Natur sei. Der Staat befinde sich in einem 

Kampf gegen die «Kriminalität»134, gegen «Untermenschen», wie 

Freisler es ausdrückte.135) Und so sollten Gewohnheitsverbrecher entwe-

der durch lebenslängliche Haft eliminiert werden, die genau das bedeu-

tete, was sie besagte, oder durch die Hinrichtung.136) Die Richter wurden 

instruiert, kraft ihrer Verantwortung dafür zu sorgen, dass ein begangenes 

Verbrechen nicht nur geahndet würde, sondern auch zu gewährleisten, 

dass der Täter es nicht wiederholen könne. Die humanen Elemente, die 

das deutsche Strafgesetzbuch noch enthalte, sollten gelöscht werden. Um 

eine Wiederholung krimineller Handlungen zu verhindern, könne der Ge-

wohnheitsverbrecher nach Verbüssung seiner Strafe freigelassen, sofort 

wieder verhaftet und in ein Konzentrationslager gebracht werden, wo 

seine Freilassung letzten Endes vom guten Willen des Reichsführers-SS 

Heinrich Himmler abhänge.137) 

Ende März 1933 verschwanden die «wilden» Konzentrationslager der 

SA. Stattdessen baute die SS ihr eigenes systematisches Netz von Kon-

zentrationslagern auf.138) 

Freislers Denkschrift führte weder zu sofortigen Konsequenzen noch zu 

einem durchschlagenden Erfolg, den er sich erhofft hatte. Aber das «Ge-

setz gegen Gewohnheitsverbrecher», das am 24. November 1933 erlassen 

wurde, bewegte sich immerhin in die Richtung, die er anstrebte, ebenso 

das Gesetz vom 24. April 1934, das das Strafmass für Hoch- und Landes-

verrat drastisch erhöhte.139) Inzwischen hatte Hans Frank als Präsident der 

Akademie für Deutsches Recht versucht, die Spitze des preussischen Ju-

stizministeriums in seine Akademie zu integrieren, und um Freisler zur 

Mitarbeit zu veranlassen, ernannte er ihn zum Vorsitzenden des Aus-

schusses für Strafrecht.140) Hingegen wurde Kerrl «entschädigt», indem 

er Vorsitzender des Ausschusses wurde, der sich mit Wohnbaugesell- 
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schaften befasste.141) Gürtner berief Freisler um diese Zeit ins Reichsju-

stizministerium und delegierte ihn zur «amtlichen Strafrechtskommis-

sion», wo er mit fünf Universitätsprofessoren und den Abteilungschefs 

der Justizverwaltungen von Preussen, Bayern und Sachsen Zusammenar-

beiten musste.142) Innerhalb dieser Gruppe setzte sich vor allem Freisler 

energisch für den nationalsozialistischen Gedanken ein und war bestrebt, 

die Überlegungen der Ausschussmitglieder in Richtung der Prinzipien zu 

beeinflussen, die er bereits in seiner Denkschrift formuliert hatte. Es kam 

zu erregten Debatten, und Freisler hatte einen sehr schweren Stand.143) In 

erster Linie ärgerte sich Freisler über die offizielle Wiedereinführung des 

Prinzips nulla poena sine lege, obwohl es in der tatsächlichen nationalso-

zialistischen juristischen Praxis ohnehin ignoriert wurde. Er musste auch 

noch in anderen Belangen nachgeben, zum Beispiel hinsichtlich seiner 

Meinung, dass die Richter nicht die Persönlichkeit des Angeklagten be-

rücksichtigen sollten, sondern nur seine Taten. Für die anderen Grunds-

ätze seiner Denkschrift kämpfte er mit verbissener Entschlossenheit, zum 

Beispiel für seine Vorschläge zum Thema Hoch- und Landesverrat, wo-

mit er Erfolg hatte.144) Freisler gelang es auch, innerhalb seines unmittel-

baren Einflussbereichs im Justizministerium, oberflächlich betrachtet, 

seine persönliche nationalsozialistische Ideologie überzeugend zu formu-

lieren und die nationalsozialistischen Ziele mit bemerkenswerter Präzi-

sion zu umreissen. 

Schon in Friedenszeiten entwickelte Freisler das Vokabular des totalen 

Kriegs, des totalen Kampfs, verwendete extensiv Carl Schmitts Forderun-

gen und dessen Lehren vom totalen Staat. Schmitts Freund-Feind-Bild145) 

diente ihm nicht nur als Grundlage für das neue Recht, sondern auch für 

die Interpretation des bestehenden Rechts. Jeder Unruhestifter, Anarchist 

und Asoziale sei ein Staatsfeind. Jeden Differenzierungsversuch zwischén 

einzelnen Verbrechertypen lehnte Freisler prinzipiell ab. Ein Verbrecher 

sei ein Verbrecher und deshalb ein Staatsfeind, während das Strafrecht 

zum Recht des Kampfes gegen die Staatsfeinde werde. Die Justiz sollte 

das Blut des deutschen Volkes unablässig reinigen. Es komme nicht dar-

auf an, dass sie einen Kriminellen verurteile – sie müsse ihn eliminieren. 

Das Strafrecht der Zukunft solle alle verfügbaren Waffen mit ganzer Kraft 

und aller Strenge gegen den Verbrecher einsetzen. Aufgrund dieser Dok- 

95 



trinen, dieser demagogischen, fanatischen Haltung sollten die letzten hu-

manen Elemente aus dem deutschen Strafrecht verschwinden. Freisler sah 

den wichtigsten Zweck eines Richterspruchs im «Schutz der Volksge-

meinschaft gegen solche Elemente, die sich den Gesetzen nicht fügen». 

Das Strafrecht sei eine Verteidigungswaffe gegen solche Elemente; es 

sollte jedoch auch offensiv angewendet werden, denn der Wille zur Ge-

setzesübertretung sei ausschlaggebend, nicht das begangene Verbrechen. 

Die drei Hauptfunktionen der Justiz bestünden laut Freislers militäri-

schem Vokabular in «der Vernichtung der friedensstörenden Kräfte» und 

in der «Sühne für schuldhaftes Unrecht», während sie gleichzeitig als 

«psychische Stütze der Kampfbereitschaft unserer gesunden Volksar-

mee» dienen sollte.146) 

Freisler weigerte sich, Einschränkungen dieses «Kampfrechts» zu akzep-

tieren; ausserdem sollte sich niemand davor schützen können. Die Justiz 

solle einen Präventivkrieg gegen den potentiellen Verbrecher führen, aber 

nur in Fällen, die ausdrücklich in den Bereich des schweren Verbrechens 

fielen. Dabei sei der Verrat das schlimmste Verbrechen.147) Den Gedan-

ken, dass man ein Verbrechen auch aus einer edlen Gesinnung heraus be-

gehen könne, zum Beispiel im Interesse der Menschlichkeit, wies Freisler 

weit von sich. Für ihn gab es keine andere Gesinnung als die nationalso-

zialistische.148) Das Strafrecht sollte nicht normativen Bestimmungen, 

sondern den theoretischen Direktiven der allgemeinen Ziele des national-

sozialistischen Staates und seiner Politik unterworfen werden. Nur diese 

Direktiven sollten letztlich entscheiden, wer, wann und wie bestraft 

wurde.149) In seiner Proklamation vom 23. März 1933 hatte Hitler von der 

deutschen Justiz Elastizität in der Urteilsfindung zum Wohl der Gesell-

schaft verlangt und erklärt: «Nicht das Individuum kann Mittelpunkt der 

gesetzlichen Sorge sein, sondern das Volk.»150) Dies war Freislers Ma-

xime während seiner gesamten Karriere von 1933 bis 1945. Und es wurde 

auch seine Maxime für das neue Strafrecht. Unter den führenden Natio-

nalsozialisten war Freisler einer der wenigen Revolutionäre, aber er rich-

tete seine Energien niemals gegen die Partei und den Staat, zu denen er 

gehörte. 

Das Strafrecht war nur ein Sektor innerhalb des nationalsozialistischen 

Staates. Doch weil sich der Staat gerade erst zu konsolidieren begann, war 

dieser Aspekt oder Sektor auch einer der wichtigsten in einer totalitären 
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Kampfideologie. Das Ziel der schnellen Konsolidierung erforderte drasti-

sche Strafmassnahmen, um das NS-Regime politisch zu stabilisieren, 

seine äussere Sicherheit zu stärken und die innere zu erhalten. Vergeltung 

und Erhaltung der Autorität waren die Ziele jeder Bestrafung.151) 

In dieser Hinsicht vertrat Hans Frank denselben Standpunkt wie 

Freisler152), wenn er auch bestrebt war, das bestehende Recht durch eine 

neue Form des «Germanischen Gewohnheitsrechts»153) drastischer und 

schneller zu ersetzen als Freisler. Dafür dehnte Freisler seine beabsich-

tigte totalitäre Rechtsreform auch auf andere Bereiche ausserhalb des 

Strafrechts aus. Erstens auf die Gesetzgebung, die den Bauernstand betraf, 

zweitens auf das Arbeitsrecht. Nach seiner Meinung ruhte eine gesunde 

nationalsozialistische Gesellschaft auf zwei Säulen. Die eine war eine ge-

sunde, konsolidierte Landwirtschaft, wobei Freislers Ideen in starkem 

Masse Darrés «Blut- und Boden»-Mythos widerspiegelten. Die andere 

Säule war eine zufriedene Arbeiterschaft, die sich nicht klassenkämpfe-

risch gegen den Staat erheben, sondern möglichst viel zu seinem Reich-

tum und seinem Wohl beitragen sollte.154) Es ist nicht schwierig zu ent-

decken, dass Freisler durch die russische Revolution und das deutsche 

Trauma der inneren Niederlage von 1918 beeinflusst wurde. Ausserdem 

muss man die rassischen und biologischen Analogien berücksichtigen, die 

sein Denken durchdrangen. 

Sein erster Bericht über die ersten Sitzungen stand noch im Zeichen der 

Idee, dass das Strafrecht als traditionelles Machtinstrument des Staates zu 

betrachten sei. In seinem zweiten Bericht war das Strafrecht bereits zum 

Instrument des Kampfes geworden, der das Regime stabilisieren sollte. 

Im dritten wurde es als Recht einer Blutsgemeinschaft dargestellt, getra-

gen von der «Blut- und-Boden»-Idee, als Sammlung von Gesetzen, die 

Institutionen wie Ehe und Sippe, die Existenz des Staates, seine innere 

Einheit, das Leben und die Ehre der höchtsen Staatsorgane sowie die na-

tionalsozialistische Bewegung schützen sollten.155) Das Individium sei 

nur eine Art Treuhänder, der die Interessen der ganzen Gemeinschaft ver-

trete; und so müsse das Strafrecht auch dafür sorgen, dass das persönliche 

Eigentum nicht gegen die Volksinteressen missbraucht werde. 

Die Verbrechen erhielten auch neue Bezeichnungen, so z.B. der traditio-

nelle Begriff der Verletzung von «Treu und Glauben» oder Veruntreuung 
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oder Dokumentenfälschung. Die Verbrechen wurden als «eigensüchtiges 

Handeln» gewertet; dazu zählten auch Diebstahl, Erpressung und Wucher 

– lauter Taten, die nach Freislers Ansicht «zum grössten Teil den klassi-

schen Delikten» zugehörten, die aber «nun unter alte, urwüchsig anmu-

tende Begriffe einer volkstümlichen Ethik gebracht» und neu geordnet 

worden seien.156) Schliesslich habe der «strafrechtliche Schutz des Staates 

und der körperlichen Unversehrheit des einzelnen Volksgenossen als Mit-

glied der Volksgemeinschaft»157) besondere Geltung. Die Existenz des 

Individuums sei in das Kollektiv eingebettet und nur als Teil des Ganzen 

geschützt. Auch hier lehnte Freisler das Prinzip nulla poena sine lege ab, 

denn «volksschädliches Verhalten, dem im Wege der Auslegung und Ge-

setzesanalogie nicht beizukommen ist, darf der Bestrafung nicht entge-

hen.»158) Mit anderen Worten, es gab keinen Schutz für das Individuum, 

der Vorrang vor den Interessen des Staates und seiner ausführenden Or-

gane gehabt hätte. Es war sogar beabsichtigt, eine Bestimmung für «poli-

tische Notstände» aufzunehmen, die absichtlich nicht definiert wurde – 

eine Idee Thieracks, der damals noch sächsischer Justizminister war.159) 

Dadurch sollten Interventionen des Staates in allen Bereichen legitimiert 

werden, auch in jenen, die nicht durch das Gesetz abgesichert waren, so 

dass die politische Führung also vollkommen freie Hand hätte. Auf diese 

Weise sollte eine totale innenpolitische Stabilität erreicht werden – auf 

Kosten der Schaffung eines Status ständiger Veränderungen im Recht und 

der Rechtsunsicherheit. Schon 1926 hatte Frank den Satz formuliert: «Al-

les, was dem Volk nützt, ist Recht, alles was ihm schadet, ist Unrecht.»160) 

Wer die Wirkungsweise dieses Prinzips abgrenzen, bestimmen und kon-

trollieren sollte – das war eine Frage, die man nicht zu beantworten 

brauchte, da der ganze Staat auf dem «Führerprinzip» basierte. 

Diese Ideen wurden im Strafrechtsausschuss der Akademie für Deutsches 

Recht nicht widerspruchslos akzeptiert. Zwischen den Beamten, immer 

noch in fundierten juristischen Traditionen verwurzelt, den Universitäts-

professoren, die von ähnlichen Voraussetzungen ausgingen, und den na-

tionalsozialistischen Justizfunktionären bestanden unüberbrückbare Ge-

gensätze.161) Ein Ausschussmitglied protestierte gegen Freislers Präven-

tivverfahren sowie gegen seine Gleichsetzung von Beihilfe und Täter-

schaft.162) Diese Differenzen wiesen auf die Existenz einer konservativen 
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bourgeoisen Front juristischer Experten hin, die gegen radikale national-

sozialistische Juristen wie Roland Freisler, Hans Frank und Thierack 

kämpfte. Luetgebrune versuchte erfolglos, zwischen den beiden Fronten 

zu vermitteln, und machte sich schliesslich bei beiden verdächtig. 

In der tatsächlichen Justizpraxis kann man bis zum Kriegsausbruch den 

Versuch beobachten, zu einer gemässigten Verfahrensweise zurückzu-

kehren. Erst der Krieg liess die Extreme langsam in den Vordergrund tre-

ten, bis sie schliesslich dominierten. Diese Feststellung trifft natürlich 

nicht auf den VGH zu, der von Anfang an radikal vorging, nach Kriegs-

ausbruch jedes vorstellbare Mass an Exzessen überschritt und sich darin 

gegen Ende des Krieges sogar noch steigerte. 

In den Vorkriegsjahren blieb das Problem der Rechtsreform stets ein Dis-

kussionsthema, aber Männer wie Hans Frank, von Intellektuellen wie 

Luetgebrune alleingelassen, entwickelten sich immer mehr zu Einzelgän-

gern, die der konservative Justizminister Gürtner erfolgreich in Schach 

hielt. Wenn Freisler als Staatssekretär seine revolutionäre Haltung auch 

beibehielt, zumindest in seinen veröffentlichten Werken, so wurde er doch 

in der Praxis innerhalb des Justizministeriums von dem konservativen 

Schlegelberger in die Schranken gewiesen. Trotz aller Diskussionen er-

zielte man keine Ergebnisse. Die geplante nationalsozialistische Rechts-

reform wurde niemals durchgeführt. Da man jedoch das bestehende 

Recht, besonders in den Kriegsjahren, auf grosszügige und flexible Weise 

anwandte, konnte man es zu einem hoch wirksamen Terrorinstrument um-

funktionieren. 

Neben dem Recht als Terrorinstrument tauchten neue und neuartige Insti-

tutionen auf, so wie jene, die der Staat auf den Konzentrationslagern auf-

baute.163) Nach dem Aufstieg der SS und Himmlers Ernennung zum Chef 

der deutschen Polizei schuf eine Einzelperson Institutionen und Organi-

sationen, die, falls nötig, völlig frei und ungehindert von der Justiz ope-

rieren konnten und die Strafjustiz schliesslich sogar zu ihrem eigenen In-

strument herabwürdigten. Das bestehende Strafrecht brauchte nicht er-

setzt zu werden; man brauchte ihm nur hier ein paar neue Zähne einzuset-

zen und dort ein paar andere schärfer zu schleifen. Unter dem Einfluss  
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politischer Motive und unter dem Zwang, politische Wirkungen zu erzie-

len, wurde das Strafrecht nach Ausbruch des Krieges ein Vergeltungs-

werkzeug und übernahm sogar die Funktion, für die sich Freisler bereits 

1933 eingesetzt hatte – die Präventivfunktion. Das Gesetz schlug sehr oft 

zu, bevor es tatsächlich gebrochen worden war. Es berücksichtigte die 

Persönlichkeitsstruktur des Angeklagten nicht mehr, ebenso wenig des-

sen persönliche Bedürfnisse. Es schlug blindlings zu. Nach 1939 wurden 

alle liberalen Traditionen der deutschen Justiz aufgegeben – mit der vom 

Zusammenbruch von 1918 geprägten Rechtfertigung, man müsse den Er-

fordernissen des Krieges Rechnung tragen. Dies führte zu einer Vielzahl 

präventiver Verhaftungen, zur kollektiven Gleichsetzung von Gruppen 

von «Verbrechern», z.B. Juden und Zigeuner, und zur völligen Hoff-

nungslosigkeit vieler Fälle von Einzelpersonen, die in die Maschinerie 

des Gesetzes gerieten. 
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IV. Der NS-Volksgerichtshof 1934-1939 

Die gesetzliche Grundlage, auf der der Volksgerichtshof operierte, wurde 

durch das geltende Strafgesetzbuch, eine grosszügige Interpretation sei-

ner Bestimmungen, durch andere Gesetze, zum Beispiel die Notverord-

nungen vom 28. Februar 1933, und durch Führerbefehle geschaffen, die 

das Strafgesetzbuch sozusagen ergänzten. Die Bestimmungen, die Hoch-

verrat im nationalsozialistischen Deutschland definierten, waren im er-

sten Abschnitt eines besonderen Teils des Strafgesetzbuchs enthalten.1) 

Laut Paragraph 81 war Hochverrat eine Handlungsweise, die darauf ab-

zielte, die Verfassung oder das Territorium eines der deutschen Länder zu 

verändern. Dieser Paragraph wurde nicht neu formuliert, obwohl das 

Reich und seine Behörden im Zuge der Gleichschaltung zentralisiert und 

die föderalistische Struktur abgeschafft wurden. Die Paragraphen 83 und 

84 befassten sich mit Verschwörungen zum Zweck des Hochverrats und 

galten stets im Fall der Aufdeckung einer solchen Verschwörung, auch 

wenn die Verschwörer noch keine Gelegenheit gefunden hatten, den be-

absichtigten Hochverrat zu begehen. In Paragraph 86 wurde die Vorbe-

reitung zum Hochverrat zur Straftat erklärt. Zunächst konnten solche Ver-

gehen nicht mit der Todesstrafe geahndet werden, sondern mit Gefängnis 

und Zuchthaus sowie der Vermögensbeschlagnahme.2) 

Die Bestimmungen hinsichtlich des Landesverrats waren nur teilweise im 

Strafgesetzbuch enthalten, wo sie im gleichen Abschnitt wie der Hoch-

verrat behandelt wurden. Bis zum 30. Januar 1933 wurde eine Verschwö-

rung mit dem Ziel, Landesverrat zu begehen, fast auf die gleiche Weise 

definiert wie im Paragraphen 84 eine Verschwörung zum Zweck des 

Hochverrats. Der Tatbestand des Landesverrats war gegeben, wenn ein 

Deutscher gemeinsam mit einer ausländischen Macht versuchte, einen 

Krieg gegen Deutschland auszulösen. Das Strafmass für solche Vergehen 

wurden zwischen 1933 und 1939 erheblich verschärft. Laut Paragraph 88 

war ein Verbrechen, als deutscher Staatsbürger in der Armee eines Landes 

zu dienen, das mit Deutschland verfeindet war. Der Paragraph 89 erklärte 

die Unterstützung von Landesverrat zum Nachteil Deutschlands oder sei-

ner Verbündeten zur Straftat. Der Paragraph 90 listete detailliert alle Ak- 
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tionen auf, die als Landesverrat galten, zum Beispiel die Zerstörung oder 

Sabotage von Kriegsmaterial, Festungen oder Kommunikationsmitteln, 

die Rekrutierung Deutscher für feindliche Mächte, die Anstiftung zur 

Fahnenflucht, Spionage oder Unterstützung von Spionen, Verrat von 

Operationsplänen oder Festungsplänen und schliesslich Anstiftung zur 

Meuterei innerhalb der deutschen Wehrmacht. Diese Paragraphen richte-

ten sich sowohl gegen Deutsche als auch gegen Ausländer, die in Deutsch-

land lebten. Wie im Falle des Hochverrats, so wurde auch Landesverrat 

zunächst nicht mit dem Tode bestraft.3) 

Man hatte schon vor der Jahrhundertwende die Ansicht vertreten, dass 

diese Gesetze zu lückenhaft seien. Während es zum Beispiel strafbar war, 

Staatsgeheimnisse an ausländische Mächte zu verraten, konnte der Ver-

treter einer ausländischen Regierung in diesem Zusammenhang nicht 

strafrechtlich verfolgt werden. 1893 wurden härtere Bestimmungen ein-

geführt4), die dann durch das «Gesetz gegen den Verrat militärischer Ge-

heimnisse vom 3. Juni 1914» ersetzt wurden.5) Nun war die Weitergabe 

offizieller Papiere, Skizzen und anderer geheimer Informationen strafbar, 

aber trotz der strengeren Gesetzgebung wurde die Todesstrafe für solche 

Vergehen nicht eingeführt. 

Die Nationalsozialisten hatten schon seit ihren Anfängen den «weichen» 

Kurs der Gesetzgebung im Zusammenhang mit verräterischen Aktivitäten 

scharf kritisiert und als Produkt des korrupten liberalen Zeitalters ver-

dammt, obwohl Hitler 1924 von diesem weichen Kurs profitiert hatte.6) 

Der Punkt 18 des Parteiprogramms vom Februar 1920 hatte die Todes-

strafe für Wucherer und Schieber gefordert, und dies erstreckte sich bald 

auch auf Hoch- und Landesverräter.7) 

Wie wir bereits festgestellt haben, lehnten es die Nationalsozialisten ab, 

Verbrechen mit anderen Augen zu betrachten, wenn sie aus politischer 

Überzeugung begangen wurden. Schon in der Notverordnung vom 4. Fe-

bruar 1933, gestützt auf den Artikel 48 der Verfassung, hatte man verfügt, 

dass gedrucktes Material oder Zeitungen mit verräterischem Inhalt kon-

fisziert werden konnten.8) Aber die eigentliche Wasserscheide in der 

rechtlichen Entwicklung bildete die «Verordnung des Reichspräsidenten 

zum Schutze von Volk und Staat» vom 28. Februar 1933 als Konsequenz 

des Reichstagsbrands, mit der, wie schon erwähnt, alle wichtigen grundle- 
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genden persönlichen Rechte, die in der Verfassung enthalten waren, auf-

gehoben wurden.9) Hochverrat wurde nun ebenso wie eine Reihe anderer 

Vergehen mit dem Tod bestraft, während ein Angriff auf den Präsidenten 

oder ein Regierungsmitglied mit dem Tod oder mit Zuchthaus geahndet 

wurde.10) 

Am 29. März 1933 wurde, diesmal auf der Grundlage des Ermächtigungs-

gesetzes, ein weiteres Gesetz verabschiedet, das für Verbrechen, die zwi-

schen dem 31. Januar und dem 28. Februar begangen worden waren, rück-

wirkend die Todesstrafe durch Erhängen oder Enthaupten einführte.11) 

Aufgrund dieses Gesetzes wurde Marinus van der Lubbe zum Tod verur-

teilt und hingerichtet.12) Die zweite Verordnung des Reichspräsidenten 

vom 28. Februar 1933 richtete sich gegen «Verrat am deutschen Volke 

und hochverräterische Umtriebe.»13) Besonders für Landesverrat wurde 

nun die Todesstrafe eingeführt, zum Beispiel für den Verrat militärischer 

Geheimnisse.14) Die Herstellung und Weitergabe gefälschter «geheimer 

Staatspapiere» waren ebenso strafbar wie das Aufbewahren und Verteilen 

gedruckten Materials mit verräterischem Inhalt15); doch hierfür reichte 

das Strafmass nur von Gefängnis- bis zu Zuchthausstrafen. Wenn man 

den Versuch unternahm, feindliches Propagandamaterial bei der Polizei 

oder der Wehrmacht zu verbreiten, so galt dies ebenfalls als Hochver-

rat.16) Deutsche, die sich im Ausland gegen ihr Vaterland wandten, mach-

ten sich ebenfalls strafbar. Die Höchststrafe für solche Vergehen war der 

Tod.17) 

So gross die Verwirrung, hervorgerufen durch diese zahlreichen Geset-

zesänderungen, anfangs auch war-man verfolgte die grundlegende Ab-

sicht, Hoch- und Landesverrat miteinander in Zusammenhang zu bringen, 

um in beiden Sparten prompt, schnell und gründlich verfahren zu kön-

nen.18) Die Absicht, Hochverrat üben zu wollen, sollte ebenso streng be-

straft werden wie die begangene Tat. Mildernde Umstände wurden völlig 

ausgeschlossen. Verrat wurde auf eine Ebene mit gewöhnlicher Krimina-

lität gestellt; und jeder, der sich eines solchen Verbrechens schuldig ge-

macht hatte, konnte auf unbestimmte Zeit inhaftiert werden, falls man ihn 

nicht zum Tod verurteilte. Ausserdem konnten Verräter nicht begnadigt 

werden.19) Zwischen 1933 und 1939 ersetzte die Gesetzgebung auf dem 

Verordnungswege zum Grossteil die Notverordnungen vom 28. Februar 

1933. 
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Am 17. August 1938 wurde die Kriegssonderstrafrechtsverordnung 

(KSSVO) erlassen, in der Spionage und Freischärlertum neu definiert 

wurden.20) Jeder Spion, der auf deutschem oder von Deutschland besetz-

tem Gebiet Informationen sammelte, um sie dem Feind zur Verfügung zu 

stellen, sollte mit dem Tod bestraft werden. Ein Freischärler oder Partisan 

war ein bewaffneter Nichtkombattant, der an Kampfhandlungen teil-

nahm. 

Am schwerwiegendsten war an dieser Verordnung der Paragraph 5, der 

eine neue Straftat einführte, die «Wehrkraftzersetzug», die ebenfalls mit 

dem Tod geahndet werden sollte. Dies war ein äusserst flexibler Para-

graph, der nach Kriegsausbruch eine grosse Rolle in den VGH-Prozessen 

spielen sollte.21) Wie wir später sehen werden, hatte der Krieg noch eini-

ges zu den Gesetzen beizutragen, die 1939 galten. 

Der Zuständigkeitsbereich des VGH wurde in einem Gesetz vom 24. 

April 193422) definiert und auf Fälle beschränkt, die mit Hoch- und Lan-

desverrat und jenen Vergehen zu tun hatte, die in der «Verordnung zum 

Schutze von Volk und Staat» vom 28. Februar 1933 aufgeführt waren23) 

und weiter oben zitiert sind. Im Prinzip sollte jeder Senat des VGH auf 

Kollegialbasis Entscheidungen treffen24), während der Ermittlungsrichter 

das ausschliessliche Recht hatte, Ermittlungen durchzuführen.25) 

Die Zuständigkeit des VGH war nicht exklusiv. Der Oberreichsanwalt 

konnte entscheiden, ob gewisse Prozesse, bei denen es um Verrat, insbe-

sondere um die Vorbereitung zum Verrat, ging, dem nächstuntergeordne-

ten Gericht, dem Oberlandesgericht, übertragen werden sollten oder 

nicht. An diese Regel hielt man sich ständig, um den VGH nicht zu über-

lasten. Aber durch den Oberreichsanwalt, einen Beamten des Justizminis-

teriums, konnte man Fälle, die vor untergeordneten Gerichten verhandelt 

wurden, im Auge behalten. Freisler selbst neigte dazu, die untergeordne-

ten Gerichte als Nebenstellen des VGH zu betrachten.26) 

Im Lauf der Zeit wurde der Zuständigkeitsbereich des VGH beträchtlich 

erweitert. 1935 wurde die «Wehrmittelbeschädigung» strafbar und ge-

nauso wie Verrat behandelt.27) Ebenso die Nichtanzeige von Hoch- und 

Landesverrat.28) Am 1. Dezember 1936 wurde ein neues Gesetz gegen 

«Wirtschaftssabotage» verkündet, um Personen strafrechtlich verfolgen 

zu können, die ihr Vermögen illegal ausser Landes gebracht oder ohne 
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staatliche Erlaubnis im Ausland investiert hatten.29) Auch dies gehörte zur 

Kategorie des Verrats und fiel damit in die Zuständigkeit des VGH.30) 

Dessen Zuständigkeitsbereich wurde noch erweitert, als sich Deutschland 

territorial ausdehnte. Die Volksabstimmung im Saarland am 13. Januar 

1935 führte zu einer neuen Verordnung, der zufolge alle nach dem 28. 

Februar 1935 in diesem Gebiet begangenen verräterischen Aktionen straf-

bar waren.31) Nach dem Anschluss Österreichs am 13. März 1938 wurde 

auch dieses neue Territorium in die Gesetzgebung einbezogen, die mit 

Verrat und verräterischen Umtrieben zusammenhing.32) 

Aber der VGH konnte dem Wiener Gerichtshof einzelne Fälle übertragen. 

Allerdings mussten sie nach der Verfahrensweise behandelt werden, die 

im Altreich üblich war, nicht nach der österreichischen.33) Die Gesetze 

galten für Straftaten, die nach dem 13. März 1938 begangen wurden. In 

den sudetendeutschen Gebieten, die nach dem Münchner Abkommen 

vom 30. September 1938 ebenfalls ins Reich aufgenommen wurden, war 

die Situation ähnlich.34) Die Annexion des tschechischen Rumpfstaates, 

die Gründung des «Reichsprotektorats Böhmen und Mähren» im März 

1939 schuf jedoch neue Bedingungen. Im Prinzip war das deutsche Gesetz 

nur auf deutsche Staatsbürger anwendbar und das tschechische auf die 

Bewohner des Protektorats.35) Doch die besonderen deutschen Bestim-

mungen hinsichtlich der Kategorie Verrat trafen auch auf Nichtdeutsche 

zu36), ebenso der ganze Komplex zusätzlicher Gesetze, die zu dieser 

Sparte gehörten und die man in Deutschland bis 1939 verabschiedet hat-

te.37) Der Oberreichsanwalt konnte entscheiden, welche Fälle den Ge-

richtshöfen in Prag, Dresden, Breslau und Leitmeritz übergeben werden 

sollten.38) In ähnlicher Weise verfuhr man im Memelgebiet, das seit dem 

22. März 1939 wieder dem Reich angehörte.39) 

Die territoriale Ausdehnung Deutschlands vor dem Zweiten Weltkrieg er-

weiterte die Kompetenzen des VGH erheblich, und weil es seit 1933 straf-

bar war, dass Deutsche im Ausland gegen ihre Nation agitierten, steigerte 

sich die Zahl der Angeklagten in starkem Mass. Sogar eine deutschfeind-

liche Aktion, begangen von einem Nichtdeutschen, beispielsweise einem 

Tschechen, vor der Auflösung des tschechischen Staates während des 

Zeitraums vom 30. September 1938 bis zum 15. März 1939, konnte nun 
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nun strafrechtlich verfolgt werden. Aber dafür brauchte der VGH die Zu-

stimmung des Reichsjustizministers. Wie wir noch sehen werden, konn-

ten deutsche Emigranten nach Ausbruch des Zweiten Weltkriegs, als 

grosse Teile Westeuropas innerhalb weniger Wochen in deutsche Hand 

fielen, arretiert werden, worauf sie sich zum grössten Teil vor dem VGH 

verantworten mussten.40) 

Der VGH betrachtete sich als primär politischer Gerichtshof und unter-

nahm keinen Versuch, diese Tatsache zu verschleiern; doch in der ersten 

Zeit seines Bestehens verhängte er keine allzu rigorosen Strafen. So ver-

urteilte der Erste Senat 1934 einen Mann, der erwiesenermassen Waffen 

und illegale Literatur in Polizeikreisen verteilt (also Hochverrat vorberei-

tet) hatte und bewaffnet gewesen war, zu zwei Jahren Gefängnis, abzüg-

lich der sieben Monate, die er in Untersuchungshaft verbracht hatte. Der 

Zweite Senat verurteilte einen Mann, der sich innerhalb der Reichswehr 

auf ähnliche Weise bestätigt hatte, zu neun Monaten Zuchthaus, abzüg-

lich der sieben Monate, die er in Untersuchungshaft gewesen war.41) Dies 

waren extrem milde Strafen, angesichts der Tatsache, dass die Verord-

nungen vom 28. Februar 1933 prinzipiell Zuchthausstrafen für solche 

Vergehen gefordert hatten. In Kassel, Freislers Hauptbetätigungsfeld vor 

1933, wurde ein ehemaliger kommunistischer Funktionär, der fortgesetzt 

illegale kommunistische Operationen durchgeführt hatte, zu eineinhalb 

Jahren Gefängnis verurteilt, inklusive der Untersuchungshaft.42) 

Nach deutschem Recht konnten einer Person, die eine Gefängnisstrafe 

absitzen musste, die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden.43) Als 

sich im November 1934 zwei VGH-Senate in zwei Fällen von verräteri-

schen Aktionen weigerten, den Angeklagten diese Rechte zu entziehen, 

gab das Justizministerium seiner Verärgerung über die Richter Aus-

druck.44) 

In den bisher erwähnten Fällen wurden Aspekte des Hochverrats behan-

delt. Was den Landesverrat an ging, so legte man erheblich strengere 

Massstäbe an, vor allem, weil die Öffentlichkeit Kritik an den milden 

Strafen geübt hatte.45) Doch obwohl man in diesem Bereich rigoroser ver-

fuhr, stellte das Reichsjustizministerium 1936 eine Liste von achtzehn 

Fällen zusammen, die der VGH zwischen 1935 und 1936 verhandelt 

hatte, und kritisierte die mangelnde Härte bei der Urteilsfällung.46) Was  
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die Todesstrafe anging, so war sie 1934 viermal und 1935 neunmal aus-

gesprochen worden.47) 

Als Thierack 1936 zum Präsidenten des VGH ernannt wurde, trat eine 

grundlegende Veränderung ein. Er vertrat den Standpunkt, dass sich die 

Richter die Ansichten der politischen Führung zum Massstab nehmen 

müssten, und von diesem Zeitpunkt an herrschte der Primat der politi-

schen Justiz. Die Erhaltung und Sicherung des Reichs sollten ebenso wie 

die Erhaltung des nationalsozialistischen Regimes die Hauptfunktionen 

des VGH sein.48) Thierack erklärte in einem Brief an Freisler, als 1942 

der erstere Justizminister und der letztere Präsident des VGH geworden 

war: «Bei keinem anderen Gericht als beim Volksgerichtshof tritt so klar 

zutage, dass die Rechtsprechung dieses höchsten politischen Gerichtsho-

fes mit der Staatsführung im Einklang stehen muss. Dabei wird es zum 

grössten Teil bei Ihnen liegen, die Richter in diese Richtung zu führen. 

Sie müssen sich daher jede Anklage vorlegen lassen und erkennen, wo es 

notwendig ist, in vertrauensvoller und überzeugender Aussprache mit 

dem zum Urteil berufenen Richter das Staatsnotwendige zu betonen. Ich 

hebe hierbei auch nochmals hervor, dass das in einer Weise geschehen 

muss, die den Richter überzeugt und nicht befiehlt.»49) 

Ein wichtiges Thema, das die VGH-Justiz nun zu beschäftigen begann, 

war der «politische Katholizismus», wie es das Reichsjustizministerium 

definierte. In einem Rundschreiben vom 20. Juli 1935 an die Reichsan-

wälte ebenso wie an den VGH betonte Staatssekretär Schlegelberger auf 

Gürtners Anweisung hin, dass die Justizbehörden in enger Zusammenar-

beit mit der Gestapo und anderen Verwaltungsorganen gegen Versuche 

vorgehen müssten, den Staat zu unterminieren und mit Hilfe des «politi-

schen Katholizismus» eine Spaltung innerhalb der Volksgemeinschaft 

herbeizuführen.50) 

Wo immer der politische Katholizismus auftrat, sollte er, ohne Rücksicht 

auf Person und Stellung, gnadenlos, aber auch mit grosser Vorsicht be-

kämpft werden.51) Schlegelberger berief sich auf alle Paragraphen des 

Strafrechts, die seit Bismarcks «Kulturkampf» existierten, zuzüglich auf 

die Gesetze, die man seit 1933 eingeführt hatte. Er wies darauf hin, dass 

man schnell handeln und die Bestrafung unmittelbar auf die Tat folgen 

müsse. In den Prozessen solle man Urteile fordern und aussprechen, die 

der deutschen Bevölkerung klarmachen würden, wie gefährlich es sei, ge- 
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gen den Staat und das Volk zu agitieren. Schliesslich verlangte er, ihm in 

solchen Fällen die Entwürfe der Anklageschriften in fünffacher Ausferti-

gung vorzulegen und ihm nach Abschluss der Ermittlungsarbeiten die Er-

gebnisse mitzuteilen. Ausserdem solle man Vorschläge einreichen, wie 

die einzelnen Fälle zu behandeln seien. Die offiziellen Anklageschriften 

und die Urteile sollten ebenfalls in fünffacher Ausfertigung vorgelegt 

werden.52) 

Vor Kriegsausbruch wurde jedoch kein Fall vor den VGH gebracht, in 

den protestantische oder katholische Geistliche und Nonnen verwickelt 

waren. Auf lokaler Ebene fanden allerdings, hauptsächlich auf Betreiben 

der jeweiligen örtlichen NSDAP-Führung, zahlreiche Prozesse gegen 

Geistliche und Nonnen statt, wobei die Anklagen von Homosexualität bis 

zu illegalem Devisenhandel reichten.53) Als Deutschland dann jedoch im-

mer tiefer in die internationale Krise verstrickt wurde, ging die Zahl die-

ser Prozesse, die teils echt waren, teils künstlich inszeniert wurden, zu-

rück. Es gibt zwar keine Beweise für Instruktionen von sehen der Regie-

rung, diese Prozesse zu stoppen beziehungsweise zu fördern, aber man 

kann mit gutem Grund annehmen, dass sie gestoppt wurden, um ange-

sichts der Krise die innerstaatliche Einigkeit zu wahren.54) 

Seit 1936 begann eine immer engere Zusammenarbeit zwischen den 

Staatsanwälten, den Richtern und dem VGH auf der einen und der Ge-

stapo auf der anderen Seite. Am 13. Juni 1936 wurden die erwähnten Ju-

stizorgane über eine Konferenz informiert, die für den Oktober in Berlin 

geplant war. Dabei sollten vor allem Themen zur Sprache kommen, die 

mit Hochverratssachen zusammenhingen.55) Die Konferenz fand dann am 

11. und 12. November 1936 statt. Freisler hielt die Eröffnungsrede56); da-

nach sprachen Gestapo-Beamte wie SS-Sturmbannführer Müller über die 

Komintern und die kommunistische Bewegung in Deutschland.57) 

Darauf folgten Vorträge über die Sozialdemokratie in Deutschland und 

Otto Strassers «Schwarze Front».58) Am nächsten Tag behandelte man 

Themen wie «Der Kommunist im polizeilichen Ermittlungsverfahren» 

und «Die Stellung der Vertrauensmänner der Gestapo im Strafpro-

zess».59) Dann wurde in allen Einzelheiten über die Themen diskutiert, 

und nach Freislers Schlussrede war die Konferenz beendet.60) Der offizi-

elle Bericht über die Konferenz endet mit der Feststellung, dass die Justiz 
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und die Gestapo übereinstimmend erklärt hätten, eine enge Zusammenar-

beit sei notwendig, um verräterischen Aktivitäten zu begegnen.61) Gut 

zwei Monate später ordnete Himmler an, alle Akten, die sich mit verräte-

rischen Aktionen befassten, regelmässig zwischen der Gestapo und den 

Staatsanwaltschaften sowie den Büros der VGH-Ermittlungsrichter aus-

zutauschen.62) 

Am 27. April 1937 wurde der VGH endlich auf Hitlers persönliche Ent-

scheidung hin fest innerhalb der deutschen Justiz verankert. Dies bedeu-

tete auch, dass die VGH-Richter in denselben Rang erhoben wurden wie 

die Richter des Reichsgerichts.63) 

Inwieweit der VGH im Besonderen und die Staatsanwaltschaft im Allge-

meinen abhängige Instrumente des Staates geworden waren, zeigte sich 

etwa zwei Jahre später bei einer Konferenz, die zwischen dem 23. und 25. 

Januar 1939 im Reichsjustizministerium stattfand.64) Zunächst beklagten 

sich die Staatsanwälte, weil ihnen in Bezug auf die Schuldigen der 

«Reichskristallnacht» vom November 1938 die Hände durch eine Mini-

sterialdirektive gebunden seien, der zufolge alle diese Fälle der Gestapo 

übertragen werden sollten.65) Freisler war sehr aggressiv in seiner Argu-

mentation und verlangte, dass die Strafverfolgung in den Händen der Ju-

stiz bleiben müsse und dass der Führer selbst entscheiden solle, in wel-

chen Fällen keine strafrechtliche Verfolgung durchgeführt werden dür-

fe.66) Sogar Mitglieder der Partei und ihrer Formationen könnten ohne 

grosse Publizität vor Gericht gestellt werden. Wenn nötig, sollten solche 

Personen aus der NSDAP ausgeschlossen werden.67) Gürtner wandte ein, 

dass nur in eklatanten Fällen Prozesse angestrengt werden sollten und 

man den Rest am besten vergesse.68) Oberstaatsanwalt Joel meinte, man 

solle die Verbrechen so behandeln, wie es angeordnet worden sei. Dies 

ging eindeutig aus der Anweisung Görings an die Gestapo hervor. Die 

Akten sollten der Gestapo und dem Chef der Sicherheitspolizei übergeben 

und von dort an das Oberste Parteigericht und danach an das Justizmini-

sterium weitergeleitet werden, das sich dann mit den Fällen befassen 

würde. 

Das Problem bestand jedoch darin, dass die Mehrheit der Konferenzteil-

nehmer die Ansicht vertrat, die Ereignisse jener Nacht seien erlaubt und 

sogar angeordnet worden. Wenn also irgendwelche Strafen verhängt wür-

den, sollte man es bei kleinen Geldbussen bewenden lassen. Aber jede 
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nach dem 11. November 1938 begangene Tat müsse streng bestraft wer-

den, da seit dem Tag die Gegenbefehle allgemein bekannt gewesen sei-

en.69) 

Gürtner versuchte erneut, die ganze Affäre herunterzuspielen, indem er 

vorschlug, die Öffentlichkeit auszuschliessen, sollte es tatsächlich zu sol-

chen Prozessen kommen, und kleinere Diebstähle überhaupt zu ignorie-

ren.70) 

Ein weiteres Thema betraf die Beziehung zwischen der Justiz und der Ge-

stapo. Mittlerweile war es üblich geworden, dass die Gestapo politische 

Verbrecher, wenn sie ihre Strafe abgesessen hatten oder freigesprochen 

worden waren, erneut festnahm. Freisler sah sich zu der Feststellung ge-

zwungen, dass man dagegen nichts tun könne, dass aber hinsichtlich die-

ser Praxis Gesetze eingeführt und legale Grundlagen dafür geschaffen 

werden müssten.71) 

Ein paar Tage zuvor hatte Thierack dem «Völkischen Beobachter» ein 

Interview gegeben und unterstrichen, dass die italienische und deutsche 

Justiz in ihren Ansichten übereinstimmten. Die bolschewistische Weltge-

fahr stellte eine besondere Herausforderung an autoritäre Staaten dar; und 

das faschistische Italien besitze seinen Tribunale Speciale per la difesa 

dello Stato, ein Pendant zum deutschen VGH. Der VGH sei nun schon 

fast fünf Jahre alt und habe seine Existenz während dieses Zeitraums mehr 

als gerechtfertigt. Ein paar Monate später betonte der Präsident des Zwei-

ten Senats im VGH, gleichzeitig der VGH-Vizepräsident, es sei aus-

schliesslich die Aufgabe dieses Gerichts, Verbrechen zu behandeln, die 

auf eine Vernichtung der Grundfesten des Staates abzielten, also Verrat 

und Wirtschaftssabotage.72) 

Das Thema der Wiederverhaftung von gerichtlich freigesprochenen Per-

sonen gewann im März 1939 neue Aktualität, als zwei Zeugen Jehovas 

freigesprochen, wieder arretiert und in ein Konzentrationslager gebracht 

wurden, weil sie nach Himmlers Ansicht immer noch an ihrem Irrglauben 

festhielten und deshalb den Staat gefährdeten.73) 

Einer der vielen Verratsfälle, der im Januar 1939 verhandelt wurde, be-

schäftigte sowohl die Wehrmacht als auch den VGH in besonderem Mass. 

Am 27. Januar 1937 hatte das Reichskriegsgericht den Artilleriesoldaten 

Paul Kompalla wegen Landesverrats zum Tode verurteilt.74) Sein Bruder, 

Ludwig Kompalla, ein Zivilist, war Mittäter und wurde vom VGH zu acht 
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Jahren Zuchthaus verurteilt.75) Daraufhin interventierte die Wehrmacht 

und beantragte Paul Kompallas Todesstrafe in eine Gefängnisstrafe um-

zuwandeln, was Hitler persönlich ablehnte. Stattdessen verlangte er, der 

VGH möge sich noch einmal mit seinem Urteil befassen.76) Nun wurden 

beide zum Tode verurteilt; aber diese Affäre führte zu einer umfangrei-

chen Korrespondenz und vielen Verhandlungen, die eine einheitliche Po-

litik des Reichskriegsgerichts und des VGH anstrebten. Freisler selbst 

sorgte dafür, dass ein paar geringfügige, aber nichtsdestoweniger zwin-

gende Paragraphen in das Strafrecht aufgenommen wurden, die es dem 

VGH gestatteten, als Revisionsgericht zu fungieren, aber nur zum Nach-

teil der Angeklagten.77) 

In den Vorkriegs Jahr en waren die Hochverratsfälle gegenüber den Lan-

desverratsdelikten eindeutig in der Überzahl. Das nationalsozialistische 

Regime war entschlossen, seine Position zu festigen und die Macht, die 

es besass, nie mehr aufzugeben. Deshalb wurde jede Agitation gegen die 

NSDAP als Hochverrat definiert. Der VGH unterstützte diesen Anspruch 

auf alleinige Macht voll und ganz. Obwohl er ja nur Einzelpersonen straf-

rechtlich verfolgte, so wurden doch im Prozessverlauf die Angeklagten 

sofort Gruppen zugeordnet, mochten es nun «Kommunisten» oder «Re-

aktionäre» sein.78) Wenn man für politische Gefangene Geld sammelte, 

so war das Hochverrat; denn dieses Geld würde schliesslich Leute unter-

stützen, die den nationalsozialistischen Staat zerstören wollten.79) Das-

selbe traf auf die kommunistische Mundpropaganda zu. In einer VGH-

Urteilsbegründung vom 10. Juli 1936 betonte der VGH, dass auch Instruk-

tionen, Bücher und Broschüren der Deutschen Kommunistischen Partei 

und ihrer angegliederten Organisation einen wichtigen Teil der Mundpro-

paganda darstellten.80) Diese Propaganda würde am Arbeitsplatz betrie-

ben, bei den Arbeitsämtern, in den Lagern des Reichsarbeitsdienstes und 

in der Wehrmacht, doch sogar auch in der SS und der SA.81) Die Urteils-

begründung nahm auch Bezug auf die Persönlichkeit des Angeklagten. 

Wenn es sich um einen überzeugten, fanatischen Kommunisten handele, 

sei es nur vernünftig anzunehmen, dass er jede Gelegenheit nutzen würde, 

um kommunistische Ideen zu propagieren, und dass er mit allen Mitteln 

darauf abzielen würde, die nationalsozialistische Regierung zu stürzen, 

sogar in einem improvisierten Gespräch.82) 
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Ein nicht so gut ausgebildeter und weniger überzeugter Kommunist 

würde bei einer beiläufigen Bemerkung, die seine kommunistische Ge-

sinnung verrät, nicht unbedingt daran denken, dass er versuchen könnte, 

den Gesprächspartner im kommunistischen Sinne zu beeinflussen – vor 

allem nicht, wenn er merke, dass der andere immun gegen solche Bemü-

hungen ist.83) In solchen Fällen schrieb der VGH staatsfeindliche Äusse-

rungen einer ärgerlichen Stimmung oder allgemeiner Streitlust zu. Und 

so betrachtete er auch in diesem speziellen Fall die Äusserungen des An-

geklagten nicht als hochverräterisch.84) 

In einem anderen Fall hatte der Beschuldigte in alkoholisiertem Zustand 

prokommunistische Bemerkungen gemacht; er wurde wegen Trunkenheit 

verurteilt, doch nicht wegen Hochverrats. In der Urteilsbegründung hiess 

es, der Angeklagte könne nicht der Vorbereitung zum Hochverrat be-

schuldigt werden, denn zum Zeitpunkt der Tat sei er wegen Trunkenheit 

nicht für seine Äusserungen verantwortlich gewesen.85) 

In Paragraph 83, Abschnitt 3, des StGB wurden vier Vergehen zusam-

mengefasst, die als ernste Formen der Vorbereitung zum Hochverrat gal-

ten. Vor allem bezog sich dieser Abschnitt auf die Organisationsarbeit 

zum Zweck des Hochverrats. Eines solchen Vergehens machte sich schul-

dig, wer sich mit anderen zusammenschloss, Gruppen oder Zellen bildete, 

sich mit Gleichgesinnten umgab, Mitgliedsbeiträge kassierte, illegale Li-

teratur verbreitete, Personen Zuflucht bot, die sich vor der Polizei ver-

steckten, verdächtige Personen schützte und ihnen Geld gab, der materi-

elle Geschenke machte.86) Mit anderen Worten, jede politische Aktivität 

ausserhalb des NSDAP-Rahmens konnte den Verdacht hochverräteri-

scher Umtriebe erregen und auf die Anklagebank des VGH führen. Einem 

VGH-Urteil vom 10. Januar 1939 zufolge wurde eine Partei als eine Ver-

einigung von Personen definiert, die ihre politischen Ziele verwirklichen 

wollten, indem sie eine Gruppe bildeten, und die damit wiederum gegen 

das Gesetz vom 14. Juli 1933 verstiessen, das jede Neubildung von poli-

tischen Parteien verbot.87) Jeder Gegner des Regimes, der aus dieser Iso-

lation auszubrechen versuchte, wurde sofort der organisatorischen Vor-

bereitung zum Hochverrat angeklagt.88) 

Dasselbe Gesetz richtete sich auch gegen jeden, der die Wehrmacht und 
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die Polizei, die Beschützer des Reichs, zu infiltrieren und zu unterwan-

dern suchte und damit Hochverrat beging. In einem Fall hatte der Ange-

klagte versucht, seinen Bruder, der in einer Waffenfabrik arbeitete, zu be-

einflussen und zur Sabotage zu überreden.89) Obwohl sich der Bruder wei-

gerte, wurde der Angeklagte des Hochverrats beschuldigt, weil ein Sabo-

tageakt nicht unbedingt durchgeführt werden musste – die Absicht ge-

nügte. Es reichte völlig aus, dass der Angeklagte in der Absicht, verräte-

rische kommunistische Ziele zu fördern, organisatorische Massnahmen 

getroffen hatte, um die deutsche Wehrmacht zu schädigen.90) 

Um des Vergehens überführt zu werden, zur Unterwanderung von Wehr-

macht und Polizei illegale Literatur verbreitet zu haben, genügte es, wenn 

man den Inhalt dieser Literatur mündlich weitergegeben hatte. Die Lite-

ratur selbst musste nicht notwendigerweise innerhalb der Wehrmacht ver-

teilt worden sein.91) 

Es konnte sogar als Hochverrat gelten, wenn man versuchte, die Metho-

den ausfindig zu machen, die die Polizei anwandte, um kommunistische 

Aktivitäten zu verhindern. Wer immer dergleichen tat, unterstützte nicht 

nur die Kommunisten, sondern bereitete auch eine hochverräterische Ak-

tion vor, da der Gewinn solcher Kenntnisse die Fortsetzung kommunisti-

scher Operationen erleichtern und den Einfluss der Kommunisten stärken 

würde, da sie dadurch neuen Mut fassen und ihre Moral festigen könn-

ten.92) Ein kommunistischer Funktionär wurde des Hochverrats beschul-

digt, weil er versucht hatte herauszufinden, ob ein bestimmter Polizeibe-

amter gegen die Kommunisten eingesetzt war oder nicht. Obwohl seine 

Bemühungen erfolglos blieben, betrachtete der VGH diese Aktion als 

Vorbereitung zum Hochverrat, da der Angeklagte alles getan hatte, um 

diese Information zu erhalten.93) 

Das dritte Verbrechen, für das der StGB-Paragraph 83, Abschnitt 3, galt, 

bezog sich auf die Beeinflussung der Massen durch Publikationen, Lite-

ratur, Schallplatten, bildliche Veröffentlichungen und Radiomitteilungen, 

die auf Hochverrat abzielten. Unter dem Begriff «Massen» verstand der 

VGH nicht nur eine unbegrenzte Zahl von Staatsbürgern, sondern jede 

Gruppierung von Männern und Frauen, die für den Staat eine Gefahr bil-

den konnten.94) So konnte sogar ein kleiner Personenkreis einem Massen-

einfluss unterworfen sein, wenn die angewandten Mittel auch ausserhalb  
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dieser Gruppe wirksam wurden oder wenn das allgemeine Ziel der Ope-

ration darin bestand, Gleichgesinnte heranzuziehen und zu befähigen, als 

gut ausgebildete, straff organisierte Gruppe andere Teile des deutschen 

Volkes zu beeinflussen.95) 

Die Verbreitung von Pamphleten und Literatur unter den Studenten mit 

dem Ziel, sie gegen den Staat zu beeinflussen, war Hochverrat.96) Ebenso 

die Ausgabe solcher Schriften an Leute, die sie ausserhalb der Hochschule 

weitergeben sollten. Die Massenbeeinflussung ging konzentrisch von 

kleinen Gruppen aus und erreichte grössere. Und so wurde jede Opposi-

tion gegen den Nationalsozialismus als verräterische und deshalb straf-

bare Handlung betrachtet.97) 

Dieselben Gesetze wandte man vor dem Krieg an, um zu verhindern, dass 

illegale kommunistische oder sowjetische Radiosender gehört wurden. In 

solchen Fällen brachte man dieselben Argumente vor wie bei der «Mund-

propaganda». Wenn jemand Nachrichten eines illegalen Senders hörte 

und weitererzählte, beging er Hochverrat. In einer Urteilsbegründung 

vom 26. Juli 1936 konstatierte der VGH, es sei eine wohlbekannte Tatsa-

che, dass deutsche Sendungen aus Moskau, die illegale KPD in Deutsch-

land unterstützen sollten, deren Aktionen als hochverräterisch eingestuft 

würden. Es sei eines der Hauptziele der Komintern und der KPD, die 

Massen intellektuell zu beeinflussen und dadurch den Sturz der legalen 

deutschen Regierung herbeizuführen.98) Angesichts der strengen Defen-

sivmassnahmen der deutschen Regierung gegen gedruckte kommunisti-

sche Propaganda hatten die KPD und die Komintern ihr Schwergewicht 

auf Radiopropaganda verlagert, um die Moral der Kommunisten in 

Deutschland zu stärken, ihre Kenntnisse der revolutionären Taktiken zu 

erweitern und ihren revolutionären Drang zu unterstützen.99) Dement-

sprechend bildete die illegale KPD Hörervereinigungen, um ihre Ziele zu 

fördern. Wenn ein Angeklagter die Massen habe beeinflussen wollen, so 

spiele die Zahl seiner Zuhörer keine Rolle, da die genaue Zahl ohnehin 

schwer zu bestimmen sei und die Aktion der Einzelpersonen nicht von 

den allgemeinen Zielen einer Partei getrennt werden könne, deren erklärte 

Absicht es sei, die deutsche Regierung zu stürzen.100) 

Ebensowichtig war der Paragraph 139 des StGB, dem zufolge jeder, der 

von verräterischen Aktivitäten oder entsprechenden Vorbereitungen wus-

ste, Hochverrat oder Landesverrat beging.101) 1934 hatte sogar das  
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Reichsgericht einer Neuformulierung des Paragraphen in diesem Sinne 

zugestimmt.102) Auch der VGH war damit einverstanden, fügte jedoch 

hinzu, dass jeder, der eine hochverräterische Aktion plane, auch gewillt 

sei, sie durchzuführen, so dass jede Vorbereitung zum Hochverrat die Ab-

sicht in sich berge, ihn zu begehen, und dass es deshalb einem Verrat 

gleichkomme, davon zu wissen und die Betreffenden nicht anzuzei-

gen.103) So betonte Gürtner am 20. Oktober 1936 in einem Brief, wer im-

mer heutzutage die KPD und die SPD unterstütze, begehe Hochverrat und 

müsse deshalb bestraft werden.104) Wenn die Verratsparagraphen dafür 

nicht ausreichten, solle man das Heimtücke-Gesetz vom 20. Dezember 

1934 anwenden oder den StGB-Paragraph über groben Unfug.105) 

Ab 1934 wurden die Paragraphen 3 und 4 des StGB auch auf Deutsche 

angewandt, die im Ausland lebten und dort gegen Deutschland agitierten. 

Der VGH sah in der KPD einen Vertreter des Weltkommunismus und der 

Weltrevolution, der sich hauptsächlich an der Komintern orientierte. Wer 

immer die KPD unterstütze, unterstütze auch die Komintern, die Weltre-

volution und das Bestreben, Deutschland den Bolschewiken zu unterwer-

fen. Die Unterstützung des Kommunismus jenseits der deutschen Grenzen 

würde der KPD neue Kraft geben. Der VGH verkündete eine ganze Reihe 

von Urteilen, die auf der These basierten, dass die Stärkung des Kommu-

nismus in der ganzen Welt auch die revolutionäre Situation in Deutsch-

land verschärfen und die Kommunisten ihrem Ziel näherbringen würde, 

die nationalsozialistische Regierung zu stürzen.106) Jede von Deutschen in 

Russland ausgeübte prosowjetische Aktivität war deshalb verräterisch; 

und die Leute, die aus Russland nach Deutschland zurückkehrten, liefen 

Gefahr, sofort wegen verräterischer Umtriebe angeklagt zu werden. Die 

VGH-Staatsanwaltschaft war jedoch 1936 bereit, dabei zu differenzieren, 

indem sie feststellte, dass die Mitgliedschaft in einer ausländischen kom-

munistischen Partei nicht unbedingt unter die Verratsparagraphen falle, 

sondern nur, wenn die ausländische Organisation eine Revolution in 

Deutschland entfesseln wolle.107) 

Bei der schon erwähnten Konferenz am 11. und 12. November 1936108) 

wurde konstatiert, dass die allgemeine Unterstützung einer ausländischen 

kommunistischen Partei durch einen deutschen Staatsbürger als Vorberei-

tung zum Hochverrat zu gelten habe, vor allem, wenn die betreffende Per- 
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son innerhalb der Reichsgrenzen wohnte. Im nächsten Jahr, am 16. Au-

gust 1937, befand der VGH einen Angeklagten des Hochverrats für schul-

dig, weil er im Ausland an einem kommunistischen Lehrgang teilgenom-

men hatte, der laut VGH darauf abzielte, die bestehende deutsche Regie-

rung zu stürzen.109) Und als am 23. August 1939 der deutsch-sowjetische 

Nichtangriffspakt zustande gekommen war und die Sowjets den Deut-

schen eine Vielzahl deutscher Kommunisten auslieferten, mussten sich 

diese entweder vor dem VGH verantworten, oder – und dies traf anschei-

nend auf die meisten zu – sie wurden in deutsche Konzentrationslager ge-

bracht.110) 

Der Ausbruch des spanischen Bürgerkriegs im Juli 1936 führte einerseits 

dazu, dass die Deutschen und die Italiener die spanischen Nationalisten 

unterstützten, während sich andererseits viele deutsche Kommunisten und 

Sozialisten den Internationalen Brigaden anschlossen, die den Republika-

nern beistanden. Schon im September 1937 wurden mehrere Prozesse ge-

gen deutsche Gefangene vorbereitet, die auf republikanischer Seite ge-

kämpft hatten, was als Hochverrat galt.111) Die Richtlinien für die Be-

handlung dieser Fälle waren so weit gefasst, dass sogar Spanier oder alle 

anderen Ausländer, die in diesem Bürgerkrieg auf republikanischer Seite 

gekämpft hatten, strafrechtlich verfolgt werden konnten.112) Dies galt 

auch für Deutsche, Spanier und andere, die in Deutschland Freiwillige für 

die Internationalen Brigaden geworben hatten.113) Gürtner bestätigte das 

am 27. Dezember 1937, indem er erklärte, dass der Eintritt in die rotspa-

nische Armee sowie die Rekrutierung anderer für diese Streitkräfte als 

Hochverrat betrachtet werden müsste, wenn man nachweisen könnte, dass 

die Beschuldigten indirekt auch revolutionäre Agitationen gegen die deut-

sche Regierung unterstützt hatten.114) Sogar das Auswärtige Amt vertrat 

diesen Standpunkt,115) obwohl es sich ursprünglich unter von Neurath – 

wie auch Hitlers aussenpolitischem Berater, von Ribbentrop, – gegen eine 

Intervention auf der iberischen Halbinsel ausgesprochen hatte.116) 

Am 18. Februar 1937 wurde ein Gesetz erlassen, dem zufolge es illegal 

war, am spanischen Bürgerkrieg teilzunehmen117) – ungeachtet der Tatsa-

che, dass die Legion Condor zu diesem Zeitpunkt bereits voll im Einsatz 

war. Das Gesetz richtete sich auch nur gegen Personen, die auf republika-

nischer Seite kämpften. Während der nächsten Monate tauchten in diesem 

116 



Zusammenhang mehrere Fälle auf, und die VGH-Staatsanwaltschaft 

wurde aufgefordert, die Frage zu prüfen, ob die Betreffenden durch ihre 

Teilnahme am spanischen Bürgerkrieg Hochverrat begangen hätten und 

deshalb strafrechtlich verfolgt werden könnten.118) Die Zahl dieser Fälle 

erhöhte sich nach Ausbruch des Zweiten Weltkriegs und nach Frankreichs 

Niederlage, als viele deutsche ehemalige Mitglieder der Internationalen 

Brigaden von der Vichy-Regierung an Deutschland ausgeliefert wur-

den.119) Es kam zu Komplikationen, weil die Mitglieder der deutschen 

Waffenstillstandskommission vielen dieser Personen versichert hatten, 

dass sie bei einer Rückkehr nach Deutschland straffrei ausgehen würden, 

worauf die Waffenstillstandskommission aufgefordert wurde, solche Ver-

sprechen nicht mehr zu geben.120) Erst 1942 gab die VGH-Staatsanwalt-

schaft die Anweisung, dass Personen, die aufgrund solcher Zusicherungen 

von Seiten der Waffenstillstandskommission nach Deutschland zurück-

gekommen waren, nicht strafrechtlich verfolgt werden dürften. Wenn je-

doch ein Kommunist auch auf andere Weise gegen das deutsche Reich 

agitiert hatte, sollte er vor Gericht gestellt werden, wobei allerdings seine 

Mitgliedschaft bei den Internationalen Brigaden nicht in die Anklage-

schrift aufgenommen werden sollte.121) 

Es war nur natürlich, dass sich das Bestreben des VGH primär gegen die 

Kommunisten richtete, da die KPD als einzige Partei immer wieder er-

klärte, sie wolle das nationalsozialistische Regime gewaltsam stürzen. 

Der VGH wandte sich ebenso gegen die KPD wie auch gegen ihre Unter- 

und Frontorganisationen, zum Beispiel die «Rote Hilfe» oder die kommu-

nistischen Jugendverbände. Jede kommunistische Aktivität wurde als 

Hochverrat betrachtet, gleichgültig ob sie sich innerhalb des KPD-Rah-

mens abspielte oder unabhängig davon. Nicht nur KPD-Mitglieder waren 

Kommunisten, sondern alle Personen, die ihre Sympathie für kommuni-

stische Ziele oder die Sowjetunion bekundeten. Es war die erklärte Ab-

sicht der NSDAP, öffentlich zu demonstrieren, dass sie anders und ent-

schiedener gegen die Kommunisten vorgehen würde als die Weimarer 

Republik.122) 

Der Reichstagsbrand hatte einen Vorwand für Massenverhaftungen von 

KPD-Mitgliedern geliefert, obwohl die Mehrheit nach ein paar Monaten 

wieder freigelassen worden und unbehelligt geblieben war, solange sie  
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sich jeder politischen Aktivität enthielt, wenn sie nicht der NSDAP dien-

te. 

Die Leute, die sich nicht unterordneten, bekamen die ganze Macht der 

Justiz zu spüren. Mathias Thesen und Robert Siewert – um nur zwei Bei-

spiele anzuführen – waren kommunistische Reichstagsabgeordnete gewe-

sen. Thesen wurde im August 1933 verhaftet, der Vorbereitung zum 

Hochverrat angeklagt und zu dreieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt. 

Nachdem er seine Strafe verbüsst hatte, wurde er wieder festgenommen 

und in ein Konzentrationslager gebracht, wo er erneut gegen den Natio-

nalsozialismus agitierte – mit dem Ergebnis, dass er sich vor dem VGH 

verantworten musste, der ihn zu vier Jahren Zuchthaus verurteilte, die er 

im Konzentrationslager Sachsenhausen zu verbüssen hatte. Dort wurde er 

im Oktober 1944 auf Himmlers Befehl erschossen.123) 

Die Argumentation des VGH in den Prozessen gegen ehemalige Kommu-

nisten kommt in einer Urteilsbegründung vom 5. Februar 1935 klar zum 

Ausdruck: «Schon vor der nationalen Erhebung verfolgte die KPD das 

Ziel, Regierung und Verfassung des Reiches durch Gewalt zu stürzen. 

Diese Bestrebungen sind auf Grund der Feststellungen zahlreicher Ver-

handlungen vor dem Reichsgericht und Volksgerichtshof bekannt. 

Nachdem die Organisation der KPD und ihre Nebenorganisationen durch 

die nationalsozialistische Regierung nach der nationalen Erhebung am 30. 

Januar 1933 zerschlagen und jede Betätigung für die KPD verboten war, 

setzten alsbald Bemühungen der KPD ein, die Parteiorganisation und die 

Nebenorganisationen wie ‚Rote Hilfe’ (RHD) und «Revolutionäre Ge-

werkschaftsoppositiom (RGO) illegal wiederaufzurichten. Die Vorberei-

tungen für diese Arbeiten in der Illegalität waren schon im Herbst 1933 

getroffen. Die Ziele der KPD waren, wie aus allen ihren Druckschriften 

hervorgeht, unverändert geblieben. Nach wie vor – nach der nationalen 

Erhebung sogar in verschärfter Form – strebte die KPD den gewaltsamen 

Sturz der Regierung des Deutschen Reiches und die Errichtung einer Ar-

beiter- und Bauernrepublik nach dem Muster Sowjetrusslands an. 

Da infolge des Verbots ihrer Organisationen und jeglicher Betätigung für 

sie ein offenes Werben für ihre Bestrebungen nicht mehr möglich ist, hat 

sich die KPD in erster Linie der Propagierung ihrer Ideen durch Druck- 
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schriften bedient, die im Ausland hergestellt, in grossen Mengen über die 

Grenze gebracht und in Deutschland verteilt werden. Teilweise, aber in 

geringerem Umfange, werden diese Druckschriften auch im Inland her-

gestellt. Zum Teil werden aber auch die Matern und Druckplatten im Aus-

land hergestellt, heimlich ins Inland geschafft und dann in illegalen 

Druckstellen zur Herstellung von Druckschriften benutzt. Beschaffung, 

Herstellung und Vertreibung dieser Druckschriften liegt in den Händen 

von technischen Leitern und Agit-Prop-Leitern im Reichs-, Bezirks- und 

Unterbezirksmassstabe. Neben diesen Bemühungen, ihre Ideen schriftlich 

in die Massen zu tragen und diese ideologisch zu beeinflussen, geht das 

Bestreben der KPD seit Beginn ihrer Illegalität dahin, die Partei auch or-

ganisatorisch wieder aufzubauen. Ganz Deutschland ist in Bezirke und 

Unterbezirke aufgeteilt, an deren Spitze PO-Leiter stehen, die den Wei-

sungen einer Landesleitung, die im Inland ihren Sitz hat, unterstellt sind. 

Diese Landesleitung wiederum untersteht einer illegalen Reichsleitung, 

deren Sitz sich im Ausland befindet, wohin nach der nationalen Erhebung 

ein grösserer Teil der leitenden Männer der KPD geflohen ist. Auch die 

Reichsleitung des sogenannten «Technischen Apparates’, der sich in er-

ster Linie mit der Propaganda durch Druckschriften zu befassen hat, ist 

ins Ausland verlegt. 

Ihre illegale Organisation sucht die KPD weit zu spannen. Sie ist sich klar, 

dass die Zahl ihrer verbliebenen Anhänger in Deutschland zu gering ist, 

um auch nur im Entferntesten einen Erfolg ihrer Bestrebungen zu garan-

tieren. Sie ist daher bemüht, mit den anderen marxistischen Parteien 

Deutschlands aus der Zeit vor der nationalen Erhebung, der SPD und der 

SAP, die gleichfalls verboten sind, und aus der Emigration, also vom Aus-

land her, ebenfalls auf einen gewaltsamen Sturz der Regierung und Ver-

fassung hinzuarbeiten, eine Einheitsfront zu schaffen, um den gemeinsa-

men Todfeind, die nationalsozialistische Regierung und Verfassung, ge-

meinsam zu stürzen. Im Rahmen des illegalen Wiederaufbaus ihrer Par-

teiorganisationen strebt die KPD auch die illegale Errichtung von Freien 

Gewerkschaften unter ihrer Führung an. In Verfolgung dieses Zieles in-

teressiert sie sich vor allem für die Bildung von Betriebszellen in den ein-

zelnen Betrieben.»124) 

Im Grossen und Ganzen schätzte der VGH die Tätigkeit der KPD in 
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Deutschland richtig ein. So in der gerade zitierten Urteilsbegründung des 

VGH, die einen Laborchemiker betraf, Mitglied der KPD seit 1924, der 

seit 1934 kommunistische Pamphlete hergestellt hatte, zuerst für die «Re-

volutionäre Gewerkschaftsopposition» und dann, seit August 1934, für 

die KPD, als er Leiter der kommunistischen Propaganda in Westdeutsch-

land wurde. 

Ein Solinger Drucker, der schon lange für die KPD gearbeitet hatte und 

seit Juli 1934 kommunistische Flugblätter druckte, stellte auch die kom-

munistische Zeitung «Freiheit» und vier Einzelnummern der «Roten 

Fahne» her. Diese Flugblätter, Plakate und Broschüren wurden mit Ma-

tern aus dem Saarland (zu jenem Zeitpunkt noch in französischer Hand) 

gedruckt sowie auch von dort finanziert. Zur Verteilung kamen sie im 

Rheinland, im Ruhrgebiet sowie in Berlin und Brandenburg. Kurz vor 

seiner Entdeckung gelang es dem Solinger Drucker ins Ausland zu ent-

kommen, aber im Juli 1935 wurde er im Saarland verhaftet. 

Besagter Laborchemiker hatte inzwischen einen Kölner Drucker gefun-

den, der 15’000 Exemplare der «Roten Fahne» und 9’000 Exemplare der 

«Jungen Garde», der Zeitung der kommunistischen Jugendorganisation 

druckte. Hauptverteiler war ein Düsseldorfer Kellner, der das Propagan-

damaterial in den Gebieten des Niederrheins wie auch in Berlin verteilte 

oder verteilen liess. Gleichzeitig erhielt er aus Belgien Propagandamate-

rial, das er ebenfalls verteilte. Ende 1935 wurde die ganze Organisation 

verhaftet. Am 5. Februar 1936 wurde der Laborchemiker wegen Hoch-

verrats zu lebenslänglichem Gefängnis verurteilt, der Solinger Drucker zu 

zehn Jahren, der Kölner Drucker zu acht Jahren Zuchthaus. Zwei weitere 

Kölner Drucker, die die letzteren unterstützt hatten, erhielten Freiheits-

strafen, ein vierter wurde mangels Beweisen freigesprochen, während 

dem Düsseldorfer Kellner zwölf Jahre Zuchthaus auferlegt wurden.125) 

In der Vorkriegszeit befasste sich der VGH hauptsächlich mit Mitgliedern 

der illegalen KPD; und das Strafmass verschärfte sich allmählich, beson-

ders nachdem Thierack VGH-Präsident geworden war. Am 4. Juni 1937 

wurden die beiden ehemaligen kommunistischen Reichstagsabgeordne-

ten Robert Stamm und Max Maddalena sowie drei weitere KPD-Funktio-

näre vom VGH verurteilt126), der sich in der Urteilsverkündung ausführ- 
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lich mit den Aktionen der kommunistischen Führung, ihrer Beziehung zur 

Komintern und ihren Zielen nach einer erfolgreichen Revolution in 

Deutschland auseinandersetzte. 

Ein Hamburger Redakteur, 1933 bereits zweimal wegen Hochverrats be-

straft, war seit Juni 1933 illegaler Bezirksleiter der KPD in Halle und seit 

Mai 1934 führender Funktionär in Berlin. Die Berliner Zentrale hatte re-

gelmässig Kontakt mit dem KPD-Politbüro, das sich zuerst in Prag befand 

und später seinen Sitz nach Paris verlegte. Die Propagandaarbeit war sehr 

umfangreich, und es standen mehr als ausreichende finanzielle Mittel zur 

Verfügung. Der Redakteur reiste häufig nach Moskau. 

Stamm, sein Mitangeklagter, übernahm den Posten des politischen KPD-

Führers in Bremen und Hannover, und im März 1934 wurde er politischer 

Führer in Berlin-Brandenburg. Dieses Amt bekleidete er bis zum Oktober 

1934. Dann wurde er Sonderkurier und operierte zwischen Saarbrücken, 

Prag und Moskau – bis zum März 1935, als man ihn beauftragte, von Ber-

lin aus eine Volksfront aus der KPD und den Gewerkschaften aufzubauen. 

Maddalena, ebenfalls schon vor 1933 verurteilt, wurde im März 1935 von 

Moskau nach Berlin geschickt. Als die Beschuldigten in Berlin eintrafen, 

wurden sie sofort verhaftet. Das Treffen hatte ein vierter Beschuldigter 

arrangiert, der seit dem Oktober 1934 ebenfalls in Berlin und davor in 

Moskau gewesen war. Der fünfte Angeklagte hatte eine militärisch-poli-

tische Schule in Moskau besucht und war nach Deutschland geschickt 

worden, wo er Propagandamaterial verteilen sollte. 

Stamm und der Hamburger Redakteur wurden zum Tod verurteilt, ebenso 

Maddalena, doch dessen Strafe wurde in lebenslange Haft umgewandelt, 

während dem vierten und dem fünften Funktionär zwölf beziehungsweise 

fünfzehn Jahre Zuchthaus auf erlegt wurden. Das Gericht richtete seine 

besondere Aufmerksamkeit auf die Fälschung offizieller Dokumente, da 

alle Angeklagten falsche Papiere benutzt hatten. Dies war der schwerwie-

gendste Fall von Hochverrat, mit dem sich der VGH seit seiner Gründung 

beschäftigt hatte. In seinem Urteil erkannte er, dass die beiden zum Tode 

Verurteilten in politischem Sinne «anständige Menschen» seien, aber sie 

hätten sich als gefährliche Staatsfeinde erwiesen. Welcher Deutsche auch 

immer «in dem schweren Daseinskampf seines wiedererstandenen und  
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geeinten Volkes» auf der Seite ausländischer und inländischer Feinde 

stehe, sei ein Feind des Volkes.127) Während des Kriegs wurde mindestens 

ein Fall behandelt, bei dem die Tat schon vor dem Krieg begangen wor-

den war. Ein Bautechniker hatte in seiner Jugend nationalen Vereinigun-

gen und später der SA angehört. Aber 1933 wechselte er zu den Kommu-

nisten über, für die er nach der NS-Machtübernahme illegal arbeitete. 

Vom November 1933 bis Mai 1935 hielt er sich in Moskau auf, um sich 

in einer militärisch-politischen Schule ausbilden zu lassen. Nach Berlin 

zurückgekehrt, leitete er verschiedene illegale Berliner KPD-Gruppen, 

veröffentlichte zahllose Traktate und Pamphlete, darunter auch eines, das 

sich mit angeblichen Unruhen in einer Unteroffiziersschule befasste. 

Nachdem ihn die Gestapo aufgespürt hatte, floh er im August 1936 und 

schloss sich den Internationalen Brigaden an, die im spanischen Bürger-

krieg kämpften. Bald darauf wurde er von den französischen Behörden 

interniert und später an Deutschland ausgeliefert. 

Er wurde vor dem VGH der Vorbereitung zum Hochverrat mit erschwe-

renden Umständen angeklagt, da er nicht nur als kommunistischer Orga-

nisator und Agitator fungiert, sondern auch versucht habe, mit seinen 

Flugblättern die Moral der Soldaten in der Unteroffiziersschule herabzu-

setzen. Ausserdem habe er auch im Ausland Hochverrat begangen, da er 

die Moskauer Schule besucht hatte. Nach Ansicht des VGH wog die Un-

treue eines ehemaligen SA-Mannes, der durch die nationalsozialistische 

Bewegung nur Vorteile genossen und nach der Machtergreifung Positio-

nen bekleidet hatte, die seiner Ausbildung angemessen waren, besonders 

schwer. Seine Agitationen seien vor allem deshalb so gefährlich gewesen, 

weil er in der illegalen Hierarchie der KPD eine ziemlich hohe Stellung 

innegehabt hatte. Schliesslich und endlich habe der Angeklagte nichts Po-

sitives für Volk, Führer und Reich getan; und da er nach der Überzeugung 

des Gerichts niemals ein nützlicher, treuer Staatsbürger werden würde, 

verurteilte es ihn zum Tod.128) Kommunistische Splitter- oder andere Op-

positionsgruppen wurden mit der gleichen Härte verfolgt wie die KPD. 

So erschienen am 7. Dezember 1937 Mitglieder des «Internationalen So-

zialistischen Kampfbunds» vor dem VGH, in dessen Urteilsbegründung 

festgestellt wurde: «Splittergruppen wie der ISK und andere marxistische 

122 



staatsfeindliche kleinere Organisationen, wie z.B. die Trotzki-Gruppe, die 

Brandler-Gruppe, die Roten Kämpfer, die anarchosyndikalistischen 

Gruppen und andere mehr, können, vom richtigen politischen Standpunkt 

aus gesehen, nicht jeweils für sich allein betrachtet werden. Es darf viel-

mehr niemals die grosse, einheitliche Linie all dieser Gruppen unterein-

ander und insbesondere ihre politische Verbundenheit mit den grossen 

marxistischen Parteien wie der KPD und SPD vergessen werden. Die Un-

terschiede all dieser Splittergruppen untereinander und zur KPD und SPD 

sind verschwindend klein gegenüber ihrer ganz auf derselben Linie lie-

genden einheitlichen Feindschaft zum nationalsozialistischen Staat und 

ihren gewaltsamen Umsturzbestrebungen. Infolgedessen rechnen auch 

die Splittergruppen damit, dass auf dem Wege zum gewaltsamen Umsturz 

die grossen marxistischen Parteien vorangehen, für die sie den Boden mit 

vorbereiten, um sich ihnen dann anschliessen zu können. Ihre Gefahr darf 

daher trotz der verhältnismässig geringen Anzahl ihrer Anhänger keines-

wegs unterschätzt werden.»129) 

Dies traf auf die bereits erwähnte Brandler-Gruppe zu, deren Mitglieder 

den Kommunisten Heinrich Brandler unterstützten. Er hatte sich für eine 

vereinigte Front von KPD und SPD eingesetzt. Ausserdem war er Mit-

glied der sächsischen Regierung gewesen, an deren Spitze ein Sozialde-

mokrat gestanden und in der die Kommunisten bald die Oberhand gewon-

nen hatten, und die dann im Herbst 1923 von der deutschen Regierung 

mit Hilfe der Reichswehr gestürzt worden war. Als die Komintern in den 

späten zwanziger Jahren ihren Kurs änderte und eine vereinigte Front be-

kämpfte, wurden Brandler und seine Freunde 1928 aus der KPD ausge-

schlossen. Sie bildeten nun eine eigene kommunistische Oppositions-

gruppe, die KPDO (Kommunistische Partei Deutsche Opposition), mit 

der sich der VGH am 11. Oktober 1935 befasste.130) 

Das Gericht gestand zu, dass sich die KPDO bemüht habe, die bürokrati-

sche Verknöcherung der KPD aufzulösen und eine innerparteiliche De-

mokratie zu etablieren. Aber diese Konflikte seien nur in partei-internem 

Sinne relevant, und die KPDO habe wie die linke Opposition und die 

ganze KPD eine Diktatur des Proletariats angestrebt und eine nach sowje-

tischem Vorbild orientierte Republik. Der VGH zitierte ausserdem einen  

123 



Reichsgerichtsentscheid vom 12. Januar 1934, in dem der verräterische 

Charakter der KPDO bestätigt worden war. 

Nach der «nationalen Erhebung» und der Ausschaltung des KPD-Partei-

apparats war die KPDO noch aktiver geworden, und sie versuchte, in ih-

ren Reihen all jene zu versammeln, die der SPD und der KPD den Rücken 

gekehrt hatten. Die KPDO kämpfte für eine Wiederaufrichtung der Partei 

im Einklang mit den Prinzipien der KPD und war bestrebt, mit ihrer Pro-

paganda die Autorität des Staates ebenso wie jene der KPD zu untermi-

nieren. In erster Linie bemühte sie sich, die Arbeiterklasse zu mobilisie-

ren und für den Klassenkampf zu begeistern, der die Grundlage für einen 

gewaltsamen Umsturz schaffen sollte. Wie die KPD, so stand auch die 

KPDO in engem Kontakt mit Emigrantenkreisen; sie versuchte, mit einer 

Flut von Pamphleten und «Greuelpropaganda» die Autorität der deut-

schen Regierung im Ausland zu untergraben. 

Der VGH verurteilte den Führer der Leipziger KPDO-Gruppe zu zwei 

Jahren und drei Monaten Zuchthaus, inklusive der fünfzehn Monate Un-

tersuchungshaft. In der Urteilsbegründung wurde betont, dass der Ange-

klagte zu einer Zeit hoher politischer Spannungen in Deutschland aktiv 

gewesen sei, während sich alles in Deutschland darauf konzentriert habe, 

die nationalsozialistische Idee von Staat und Volk auf breitester Ebene im 

Denken der Massen zu verankern. Als Funktionär habe der Angeklagte 

alles getan, um die Bemühungen der nationalsozialistischen Regierung, 

der deutschen Bevölkerung Frieden zu bringen, und sie zu einer grossen 

Volksgemeinschaft zu vereinen, zu durchkreuzen. Er habe illegale und 

verräterische Zeitungen verbreitet, um Unruhe und Unzufriedenheit zu 

stiften. Er würde der Höchststrafe nur deshalb entgehen, weil er sich Ende 

1933 von der KPDO getrennt habe und weil man die begründete Hoff-

nung hegen könne, dass er sich wieder zu einem nützlichen Mitglied der 

deutschen Volksgemeinsahft entwickeln würde.131) 

Die Sozialdemokraten und Gewerkschaftler, also die nichtkommunisti-

schen Organisationen der Linken, dienten ebenso als Zielscheiben des 

VGH wie die Kommunisten und ihre angeschlossenen Organisationen. 

Die SPD war durch einen Erlass vom 22. Juni 1933132) und ein Gesetz 

vom 14. Juli 1933133) offiziell verboten worden. Verstösse gegen dieses 

Gesetz führten zu Zuchthaus- und Gefängnisstrafen bis zu drei Jahren; 
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doch im Grossen und Ganzen ignorierte der VGH diese Bestimmungen 

und betrachtete alle Versuche der Wiederaufrichtung der SPD und der 

Gewerkschaften als Vorbereitung zum Hochverrat. Das Gericht ging da-

von aus, dass jeder politische Verband ausserhalb der NSDAP und ihrer 

Formationen seine Ziele nur mit Gewalt durchsetzen könne; und dies 

scheine dadurch bestätigt zu sein, dass sich die SPD-Führerschaft zuerst 

in Prag und dann in Paris neu organisiert habe. Wenn sich die SPD auch 

geweigert habe, gemeinsame Sache mit den Kommunisten zu machen, so 

arbeite sie doch bis zu einem gewissen Grad mit anderen revolutionären 

sozialistischen Gruppen zusammen, vor allem mit Emigranten; und die 

Parteiführer veröffentlichten beträchtliche Mengen an antinationalsozia-

listischem Propagandamaterial, das ins Reich geschmuggelt werde.134) 

Das Reichsgericht musste sich schon 1934 mit zwei Fällen befassen, die 

es zu der Erklärung veranlassten, die SPD sei nun eine revolutionäre Par-

tei geworden.135) Natürlich stimmte der VGH zu und verdammte am 25. 

April 1935 Jede Aktivität zum Nutzen der SPD als Hochverrat.136) Ebenso 

betroffen waren die untergeordneten Organisationen der SPD wie das 

Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, die paramilitärische Organisation der 

SPD. Am 21. August 1935 wurden mehrere Mitglieder dieses Verbands 

zu einigen Jahren Zuchthaus verurteilt.137) 

Die strafrechtliche Verfolgung illegaler Aktionen von KPD, SPD und ih-

rer Splittergruppen wurde in Deutschland konsequent fortgesetzt. Doch 

der VGH wandte sich ebenso gegen Gruppen, die zuvor den Nationalso-

zialisten angehört hatten. Besonders prominent war Otto Strassers 

«Schwarze Front». Otto Strasser, der Bruder von Georg Strasser (im Juni 

1934 beim sogenannten Röhm-Putsch ermordet), war 1930 unter dem 

Motto «Die Sozialisten verlassen die NSDAP» aus der NSDAP ausgetre-

ten.138) Er gründete die «Kampfgemeinschaft revolutionärer Nationalso-

zialisten», die er später in «Schwarze Front» umtaufte. In seinen «Vier-

zehn Thesen der deutschen Revolution» forderte Strasser die wirtschaft-

liche Neugliederung Deutschlands nach kommunistischen Grundsätzen, 

zum Beispiel die Abschaffung allen Privateigentums, die Sozialisierung 

des gesamten Landes, aller Bodenschätze und Produktionsmittel. Ausser-

dem sollte die Infrastruktur der deutschen Industrie reorganisiert werden. 
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In der Aussenpolitik setzte sich Strasser für eine Allianz mit der Sowjet-

union ein, um die Fesseln des Versailler Vertrages zu sprengen. Einer der 

ehemaligen Kommandeure der Schwarzen Reichswehr, Major Buchruk-

ker, bekannt durch den Küstrin-Putsch vom Oktober 1923139). gründete 

für Strasser eine eigene Wehrorganisation, die «Schwarze Garde», und 

versuchte, Dissidenten aus den Reihen der NSDAP dafür zu gewinnen 

wie Stennes und dessen Gruppe, die 1931 aus der Berliner SA und 

NSDAP ausgestossen worden waren. Zuerst wurden diese Pläne unter 

strengster Geheimhaltung verfolgt. Die «Schwarze Front» und die 

«Schwarze Garde» sollten erst dann in Erscheinung treten, wenn Deutsch-

land in eine ausweglose Krise geriete, die es tatsächlich lähmte, und keine 

stärkere Opposition zu erwarten wäre.140) 

Nachdem Hitler an die Macht gekommen war, verlangte Strasser im Fe-

bruar 1933, dass kein Mitglied seiner Organisation fliehen sollte. Er selbst 

aber verschwand bereits im März aus Berlin, um in Mittelund Süd-

deutschland unterzutauchen. Im Mai flüchtete er nach Österreich und im 

Juli nach Prag. Von Prag aus gelang es ihm, seine Anhänger in Deutsch-

land neu zu motivieren und ihre organisatorische und propagandistische 

Arbeit wieder aufzunehmen. Er rief ganz offen zum Widerstand gegen 

das nationalsozialistische Regime auf und gab in Prag die Wochenzeitung 

«Die deutsche Revolution» heraus, in der er immer wieder den gewaltsa-

men Sturz der nationalsozialistischen Regierung forderte. Daraufhin ver-

dammte der VGH die «Schwarze Front» in einer Urteilsbegründung vom 

20. Februar 1935 als hochverräterisch.141) 

Zwei Jahre später wurde das erste Mitglied der «Schwarzen Front» zum 

Tode verurteilt, ein jüdischer Architekturstudent namens Helmut Hirsch, 

der – nach Hitlers Ernennung zum Kanzler-nach Prag ausgewandert war 

und sich dort Otto Strasser angeschlossen hatte. Er sollte Sprengstoff ein-

setzen, um nationalsozialistische Spitzenleute zu ermorden, möglichst 

Hitler selbst, oder um öffentliche Gebäude in die Luft zu jagen. Es gelang 

ihm, die deutsche Grenze zu überschreiten; doch im Dezember 1936 

wurde er in Stuttgart, wo er den Sprengstoff in Empfang nehmen sollte, 

verhaftet. Er wurde vor Gericht gestellt, zum Tod verurteilt und am 4. 

Juni 1937 hingerichtet.142) 

Am 20. November desselben Jahres mussten sich sechs ehemalige Mit- 
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glieder der «Schwarzen Front» vor dem VGH verantworten, darunter 

auch ein mit Strasser befreundetes Ehepaar. Der Ehemann war von Stras-

ser zum Leiter der illegalen «Schwarzen Front» in Berlin ernannt worden 

und hatte diese Funktion bis zum Juli 1934 erfüllt. Während dieses Zeit-

raums schrieb er mehrere Geheimberichte, die seine Frau kopierte und an 

Strasser nach Prag schickte. Er hatte Strasser in Prag besucht und sogar 

versucht, den Berliner SA-Obergruppenführer Ernst kurz vor der Nieder-

schlagung des «Röhm-Putsches», deren Opfer dieser wurde, mit seinen 

Leuten auf die Seite der «Schwarzen Front» ziehen. 

Zusammen mit dem Ehepaar wurden auch zwei Berliner Kaufleute ange-

klagt, die in enger Verbindung mit einem anderen führenden Funktionär 

der Schwarzen Front gestanden hatten – mit Richard Schapke, der nach 

Kopenhagen geflohen war. Ausserdem wurde eine Berliner Ärztin, eine 

Freundin Strassers, angeklagt. Sie alle hatten Strasser in Prag besucht und 

Kontakte miteinander gehabt. 

Der letzte Angeklagte war während des Ersten Weltkrieges Offizier und 

Pilot bei der deutschen Fliegertruppe gewesen und hatte die Mitglieder 

der «Schwarzen Front» im Rheinland organisiert. Alle Angeklagten wur-

den des Hochverrats überführt und zu unterschiedlichen Gefängnis- und 

Zuchthausstrafen verurteilt.143) In den Vorkriegs jähren strengte der VGH 

immer wieder Prozesse gegen Mitglieder der «Schwarzen Front» an. Am 

5. Juli 1938 wurde Otto Strassers ehemaliger Arzt der Vorbereitung zum 

Hochverrat angeklagt, aber freigesprochen.144) Der Beschuldigte hatte in 

nahem Kontakt mit Strasser gestanden und ihn in Prag besucht; ausserdem 

war er mit anderen Mitgliedern der «Schwarzen Front» in Verbindung 

geblieben. Der VGH akzeptierte das Argument des Arztes, dass dessen 

Beziehung zu Strasser rein persönlich und dass er niemals Mitglied der 

«Schwarzen Front» gewesen sei. Man konnte ihm deshalb keine hochver-

räterische Aktivität vorwerfen. 

Ein weiteres weibliches Mitglied der Schwarzen Front wurde am 2. No-

vember 1938 zu sieben Jahren Zuchthaus verurteilt.145) Die Angeklagte 

war früher Mitglied der NSDAP gewesen und hatte bis 1932 einen hohen 

Posten in der Parteihierarchie bekleidet. Nach Gregor Strassers Ermor-

dung im Jahr 1934 hatte sie sich demonstrativ aus der NSDAP zurückge-

zogen und war in engen Kontakt mit Otto Strasser getreten. Wenn sie nach 

Prag und in die Schweiz reiste, nahm sie jeweils bei ihrer Rückkehr nach 
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Deutschland Strassers Propagandamaterial mit; und sie versuchte in aller 

Offenheit, neue Mitglieder für die «Schwarze Front» zu werben. Der 

VGH betrachtete ihre Tätigkeit als hochverräterisch.146) 1939 wurden 

weitere Mitglieder der Schwarzen Front zu verschiedenen Gefängnisstra-

fen verurteilt.147) 

Das Berlin der späten zwanziger Jahre war eine stets wechselnde politi-

sche Bühne, auf der, abgesehen von den grösseren Parteien, unzählige po-

litische Gruppierungen auftauchten, verschwanden und in diversen For-

men erneut in Erscheinung traten. Eine dieser Gruppen waren die Natio-

nalbolschewisten, ein in hohem Masse heterogener Verband, dessen Mit-

glieder auch in neokonservativen Kreisen zu finden waren und vice 

versa.148) So veröffentlichte Ernst Jünger mehrere Artikel im Organ der 

Nationalbolschewisten, «Der Widerstand», das von Ernst Niekisch her-

ausgegeben wurde, während Niekisch Essays für Jüngers Zeitschrift «Die 

Standarte» beisteuerte. Und Ernst von Salomon publizierte in beiden Zeit-

schriften.149) Niekisch war früher Grundschullehrer und während der No-

vemberrevolution in Bayern Vorsitzender des Arbeiter- und Soldatenrats 

gewesen.150) Nachdem die Räterepublik im Mai 1919 von Regierungs-

truppen beseitigt worden war, wurde Niekisch zu zwei Jahren Festungs-

haft verurteilt.151) Danach trat er verschiedenen Parteien bei und verliess 

sie wieder, bis er 1929 in Berlin den Widerstand-Verlag gründete.152) Um 

diesen Verlag herum entwickelte sich eine politische Organisation, der im 

Oktober 1930 etwa hundert Mitglieder angehörten. Die Versuche, Kon-

takte mit anderen rechtsradikalen Organisationen herzustellen, schlugen 

fehl – ausgenommen im Fall Hans Zehrers «Tat-Kreis», der Gruppe, die 

Ende 1932 glaubte, die Reichswehr würde unter der Führung des Generals 

von Schleicher ein autoritäres Regime einsetzen.153) Zu Niekischs engen 

Mitarbeitern zählten der ehemalige Offizier Dr. Drexel und der höhere 

Staatsbeamte Dr. Karl Tröger, zwei Mitglieder des Bundes Oberland. Trö-

ger publizierte bis zum April 1933 Rundschreiben, in denen er die Welt-

revolution und eine deutsche Aussenpolitik forderte, die sich auf die So-

wjetunion stützte. Dies lag voll auf Niekischs Linie.154) Hitlers eigenes 

offizielles Programm war in jener Zeit, sowohl innen- als auch aussenpo-

litisch, im Vergleich zu Niekischs Zielsetzung sehr gemässigt. 
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Nachdem Hitler an die Macht gekommen war, setzte Niekisch seine Ak-

tivitäten fort; und «Der Widerstand» wurde erst im Dezember 1934 ver-

boten. Ab April 1936 veröffentlichte Niekisch «Informationsbriefe» für 

eine Gruppe von etwa dreissig Leuten, die sich gegen den Nationalsozia-

lismus wandten und für eine Bindung an die Sowjetunion eintraten. 

Ausserdem schrieb er 1933 das Manuskript «Die deutsche Mobilma-

chung», das aber niemals publiziert, sondern von Dr. Drexel verwahrt 

wurde. In dieser Schrift forderte Niekisch, dass jede deutsche Regierung 

den Marxismus und die Sowjetunion unterstützen müsste. Während dieser 

Periode verfasste er noch mehrere andere Traktate, die alle unveröffent-

licht blieben. Erst 1936 wurde er von der Reichsschrifttumskammer aus-

geschlossen, der jeder deutsche Schriftsteller angehören musste, während 

ein Ausschluss für den Betreffenden bedeutete, dass er nichts mehr publi-

zieren durfte. Schliesslich wurde Niekisch im März 1937 zusammen mit 

Tröger, Drexel und siebzig anderen Gesinnungsgenossen verhaftet.155) 

Doch es dauerte bis zum 10. Januar 1939, bis der VGH Niekisch und sei-

nen beiden engen Mitarbeitern den Prozess machte, wobei Thierack den 

Vorsitz führte. Für Niekisch endete die Verhandlung mit einer lebenslan-

gen Zuchthausstrafe.156) Das Gericht betrachtete seinen Freundeskreis als 

politische Partei, was einen Verstoss gegen das Gesetz vom 14. Juli 1933 

darstellte, als eine Partei, deren Ziele jenen der NSDAP zuwiderliefen. 

Die Tatsache, dass es sich nur um eine kleine Gruppe handelte, wurde als 

belanglos angesehen, da Niekisch und seine Anhänger nicht bezweifelt 

haben konnten, dass sich ihre Aktivitäten gegen den bestehenden Staat 

richteten. Das sei durch Niekischs Publikationen, seine persönliche Kor-

respondenz und sein ungedrucktes Manuskript ausreichend bewiesen. 

Am 18. Februar 1939 wurde gegen Niekischs Frau und achtzehn andere 

Mitglieder der Gruppe vor dem VGH verhandelt. Mit Ausnahme von vier 

Angeklagten, die freigesprochen wurden, verurteilte man sie zu unter-

schiedlichen Zuchthaus- und Gefängnisstrafen.157) Auch mit anarchi-

stisch-syndikalistischen Gruppen musste sich der VGH in der Vorkriegs-

zeit befassen. Sie waren weder Kommunisten noch Sozialdemokraten, 

sondern bezogen ihre theoretischen Grundlagen aus den Schriften Proud-

hons, Bakunins und des Fürsten Kropotkin. Sie lehnten den Staat völlig 

ab und propagierten ein freies Bündnis und eine freiwillige Zusammenar- 
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beit zwischen allen Gesellschaftsmitgliedern. Ihre Organisation war die 

Freie Arbeiterunion Deutschlands (FAUD), gegründet 1897.158) In den 

letzten Jahren der Weimarer Republik war sie immer noch aktiv, obwohl 

sie nur eine kleine Randgruppe darstellte. Nach dem Januar 1933 emi-

grierte die FAUD-Führerschaft nach Amsterdam, wo sie Propagandama-

terial herausbrachte, das nach Deutschland geschmuggelt wurde. Aber 

1935 gab sie ihre Tätigkeit auf, weil sie zu gefährlich geworden war. Ei-

nes der aktivsten Mitglieder im Rheinland wurde vom VGH wegen Vor-

bereitung zum Hochverrat zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt. Auch 

mehrere andere Mitglieder wurden noch vor dem Krieg angeklagt; doch 

in diesen Fällen verhängte man keine Todesstrafe.159) 

Neben den organisierten Gruppen gab es auch ausgesprochene Einzelgän-

ger, die aus persönlichen und nicht aus politischen Gründen mit der NS-

Politik in Konflikt gerieten und letztlich vor dem VGH abgeurteilt wur-

den. Aber selbst in Fällen wo es sich herausstellte, dass die Angeklagten 

geistig gestört waren, konnten die Haftstrafen sehr streng ausfallen.160) 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass alle Senate des VGH bis 

1936 das bestehende Recht zwar extensiv und flexibel auslegten, aber im-

mer noch dazu neigten, angeklagte Einzelpersonen relativ mild zu bestra-

fen. Seit der Ernennung Thieracks zum Präsidenten des Volksgerichtshofs 

wehte ein schärferer Wind, aber bis zum Kriegsausbruch behielt man ei-

nen gemässigten Kurs bei, gemessen an der «Rechtspflege» der Folgezeit. 

Jedoch aus der Vorkriegspraxis des Volksgerichtshofes zu folgern, dass 

das Deutsche Reich bereits ein vollausgebildeter totalitärer Staat gewesen 

sei, wäre grundsätzlich falsch. Noch war der NS-Staat auf seine Entente 

mit den konservativen Eliten einschliesslich der Kirchen angewiesen. Wir 

müssen, zumindest zu diesem Zeitpunkt noch, zwischen dem totalitären 

Anspruch und der totalitären Realität unterscheiden. Noch war das deut-

sche Volk nicht dem vollen Druck des NS-Terrors ausgesetzt. Im Gegen-

satz zu den Kriegsjahren wurden VGH-Urteile nicht weit publiziert, son-

dern fanden sich abgedruckt in der juristischen Fachpresse wie auch in 

den Organen des NS-Führerkorps. Der Mehrheit der Bevölkerung waren 

sie weithin unbekannt. Vor Kriegsausbruch zögerte Hitler noch seine Ma- 
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xime, dass der, der nicht für ihn, gegen ihn sei, in vollem Masse anzuwen-

den. Der einzelne Bürger wurde noch nicht zwangsweise in den «neuen 

Staat» integriert. Er konnte, wenn er wollte, seine persönliche Distanz zu 

ihm halten. Die Anzahl der Mitglieder der NSDAP besagt in diesem Zu-

sammenhang sehr wenig, da nach 1933 opportunistische Motive oder auch 

einfach das wirtschaftliche Überleben eine grosse Rolle spielten. 

Es gab viele Ecken und Nischen, die von der NS-Gleichschaltung nie er-

reicht wurden. Innerhalb solcher Nischen entwickelten sich die potentiel-

len Widerstandskreise zum NS-Regime, in sie zog sich auch die «innere 

Emigration» all jener zurück, die sich weder privat noch öffentlich mit 

dem Nationalsozialismus identifizieren mochten, so Gottfried Benn oder 

Martin Heidegger, deren anfänglicher Enthusiasmus für die NS-Bewe-

gung sehr schnell verflog und durch Desillusion ersetzt wurde, wie auch 

bei Ernst Jünger, Ernst v. Salomon und vielen anderen. 

Obwohl die deutsche Presse strenger Zensur unterworfen war, konnten 

jene, die es sich leisten konnten, bis Kriegsausbruch an den Zeitungskios-

ken britische, französische, schweizer und andere ausländische Zeitungen 

kaufen. All jene, die sich ausserhalb des NS-Rahmens zu informieren 

wünschten, konnten dies durch Benutzung des «neuen Mediums» – über 

den Rundfunk. Selbst ein einfacher und billiger Radioapparat wie der 

«Volksempfänger» konnte ohne Mühe den Schweizer Sender Beromün-

ster, den Londoner, Pariser und Moskauer Rundfunk empfangen, und 

zwar auf Mittelwelle.161) 

Zweifelsohne, viele emigrierten, weil sie mussten, viele weil sie glaubten, 

dass sie mussten und viele, weil es ihnen zuwider war, unter dem NS-

Regime zu leben. 

George Grosz emigierte noch vor der «Machtübernahme», aber weniger 

als zwanzig Jahre später bekannte er: «Leider war ich selbst, anstatt ein 

normaler Illustrator zu sein, auch einer jener aufgeblasenen Frösche, und 

meine Zeichnungen waren Zerrbilder einer schiefen, dummen, von den 

pseudo-wissenschaftlichen Gesichtspunkten des Marxismus und Freudia-

nismus aus gesehenen und gedeuteten Welt ... Hätten die Deutschen 

(1933) das Zeug nicht verbrannt, so hätte ich wohl selber einen Haufen 

aufgeschichtet und ein Streichholz daran gelegt.»162) 
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Otto Dix andererseits zog es vor, in Deutschland zu bleiben. Es wurde 

ihm nicht erlaubt, seine Bilder öffentlich auszustellen, doch in seinem 

Haus am Bodensee konnte er weitermalen und die Bilder privat verkau-

fen. Zu seinen Kunden soll Arno Breker gezählt haben, gesichert ist auf 

jeden Fall, dass der damalige Reichsaussenminister Joachim v. Ribben-

trop seine Kinder von ihm malen liess. Dix wurde nur einmal in Haft ge-

nommen – von den Franzosen 1945.163) Paul A. Weber, der vorzügliche 

Illustratorder «Widerstands»-Hefte Ernst Niekischs, illustrierte nicht nur 

Neuauflagen der Friedericus-Biographie von Willibald Alexis, seine Gra-

phiken waren auch in der Grossen Deutschen Kunstausstellung in Mün-

chen zu sehen. Deutschland zwischen 1933 und 1939, in einem gewissen 

Mass bis 1945 und darüber hinaus, zeigte ein Janusgesicht, bestimmt 

durch den totalitären Anspruch des NS-Staates einerseits und die tägliche 

Realität andererseits, treffend charakterisiert und analysiert in der Studie 

von Hans Dieter Schäfer: Das gespaltene Bewusstsein.^ Jedoch in Fällen 

in denen der Einzelne, oder eine Gruppe aus ihrer Nische heraustraten und 

zum aktiven Widerstand gegen den NS-Staat übergingen, traf sie die ge-

ballte Macht des Gesetzes, pervertiert, so wie es stand und ausgelegt 

wurde, drohend, unheilvoll, denn hinter der Macht des Gesetzes stand 

nicht länger Justitia, sondern der schnell um sich greifende «SS-Staat» 

eines Himmler und Heydrich und all dessen, was diese Namen beinhalten. 
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V. Freisler als Publizist 

Zweifellos war Freisler als Staatssekretär ein äusserst vielbeschäftigter 

Mann. Neben der Erfüllung seiner vielen beruflichen Pflichten fand er in 

der Vorkriegszeit jedoch noch Zeit zu ausgedehnten Reisen. So hielt er 

z.B. Vorträge in Italien, wo er auch mit dem «Grosskreuz des Ordens der 

Krone von Italien» ausgezeichnet wurde. Weitere Auszeichnungen für ihn 

gab es mit der «Medaille zur Erinnerung an den 13. März 1938» (An-

schluss Österreichs), der «Medaille zur Erinnerung an den 1. Oktober 

1938» (Anschluss des Sudetenlandes) und der «Dienstauszeichnung der 

NSDAP» in allen drei Stufen, Bronze, Silber und Gold.1) 

Freisler war nicht nur ein sehr pflichtbewusster Beamter und ein produk-

tiver Briefschreiber, er veröffentlichte zwischen 1933 und 1942, bis er 

zum Präsidenten des VGH ernannt wurde, auch zahlreiche Artikel in 

Fachorganen. Seine Artikel deckten weite Fachbereiche ab, die hier the-

matisch behandelt werden sollen. 

Die Diskussion über Natur und Charakter des Staats war stets – von Hegel 

bis Carl Schmitt – ein besonderes Anliegen deutscher Philosophen und 

Rechtsphilosophen gewesen. In Hegels Sicht steht der Staat über der Ge-

sellschaft; das Individuum ist einer ihrer Angehörigen und nicht so sehr 

eine Privatperson; die bürgerliche Gesellschaft ist, im historischen wie im 

moralischen Sinn, dem Staat untergeordnet; der Staat steht über dem In-

dividuum, über einer Partei oder partikularistischen Interessen, er ist der 

oberste Gebieter und Richter, der durch sein institutionelles System alle 

inneren Konflikte absorbiert. Daher ist es jedoch umso wichtiger, dass der 

Staat auf dem festen Fundament des Rechts gründet, also ein Rechtsstaat 

ist.2) Weniger als ein Jahrhundert später waren andere Begriffe in die De-

finition des Staats eingedrungen, z.B. Tönnies’ Gemeinschaft3) und Her-

ders Konzept vom Volk4), doch zunehmend rassisch definiert und perver-

tiert. Max Weber versuchte, dieser Tendenz zu begegnen, indem er den 

Nationalstaat als «die säkulare Organisation der Nation»5) definierte. Für 

ihn war der Staat in erster Linie eine politische Vereinigung, die auf der 

subjektiven Entscheidung der Angehörigen der Nation gründet. Das kor-

respondiert wiederum mit Renans Definition des Nationalstaats als ple- 
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biscite de tous les jours, der tagtäglichen freien Entscheidung des Indivi-

duums zugunsten seiner Nation und seines Staates.6) 

Für den Nationalsozialismus jedoch gab es eine solche freie, subjektive 

Entscheidung nicht. Das Individuum wurde in die rassisch definierte 

Volksgemeinschaft hineingeboren, der es notwendig angehörte, und der es 

absolute Loyalität schuldete. Daraus folgte logisch, dass jeder, der eine 

subjektive Entscheidung gegen die Volksgemeinschaft traf, Verrat be-

ging. Mit anderen Worten: die angeblich organisch gewachsene Volksge-

meinschaft nahm den ersten Platz vor der Institution des Staates ein. Die 

NSDAP als deren repäsentatives Organ beanspruchte, wie wir gesehen 

haben, den Primat vor dem Staat. Doch da der Nationalsozialismus in kei-

ner Phase eine völlig einheitliche Ideologie schuf, bestanden im Bereich 

des Rechts alte Konzepte weiter, wenn auch im Verlauf von zwölf Jahren 

viele von ihnen ausgehöhlt und ihres ursprünglichen Inhalts beraubt wur-

den. Das Bürgerliche Gesetzbuch und das Strafgesetzbuch blieben erhal-

ten, wenn auch, besonders im Strafrecht, Gesetze substantiell abgeändert 

und Strafen für Gesetzesbrüche – gemäss den nationalsozialistischen 

Zwecken – drastisch verschärft wurden. Was Freisler selbst angeht – und 

das gilt ebenso für viele andere innerhalb und ausserhalb des deutschen 

Rechtswesens – würde die Fiktion des Rechtsstaates aufrechterhalten. 

Man mag sich fragen, ob sich diese Leute subjektiv dieser Fiktion bewusst 

waren, ob sie subjektiv wirklich glaubten, einem Rechtsstaat zu dienen 

und in ihm zu leben. Doch wie im vorhergehenden Kapitel gezeigt wurde, 

kann man diese Spekulation nicht auf Freisler beziehen, zumindest nicht 

seit 1936. 

Er nämlich hielt weiterhin an seinem Rechtsstaat fest: 

Der Rechtsstaat ist «der durch Einheit und Führung zusammengeballte 

Wille aller Kräfte im Volke und ihre Unterstellung unter einheitlichen, 

nicht untergeordneten Organen, sondern lediglich der Geschichte verant-

wortlichen Willen, der dadurch das Lebensrecht des Volkes zu wahren in 

die Lage versetzt wird. Nur die zusammengeballte völkische Kraft wird 

uns in diese Lage versetzen, wie einst die geballte Ladung den Tank 

zähmte der unsere Front bedrohte. Die organisierte Form, in der wir die 

geballte Ladung zum Schutze unseres Volkes zur Wirkung bringen, ist 

unser Begriff des Rechtstaates.»7) 
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Abgesehen davon, dass Freisler militärische Vergleiche und historische 

Analogien leicht in die Feder fliessen, betont er den rassisch bestimmten 

Gedanken vom ‚Volk‘, dessen Interessen der Rechtsstaat dienen muss, 

eine Forderung, die in der Hauptströmung deutscher Rechtsphilosophie 

kaum mehr vorhanden war. Doch wird hier, abgesehen von dem rassi-

schen Bezug, der Einfluss der Freund-Feind-Theorie Carl Schmitts deut-

lich.8) Der Staat ist die Summe des Volkes, eine Schlussfolgerung, die 

man auf den ersten Blick als liberal und demokratisch bezeichnen könnte. 

Dem stehen jedoch drei bedeutende NS-Perversionen entgegen: erstens 

die ausschliesslich rassische Definition des Volkes, dem der Rechtsstaat 

untergeordnet ist, was wenig zu tun hat mit dem von Herder ursprünglich 

formulierten Konzept, das frei war von der qualitativen Bewertung;9) 

zweitens die Negierung jeglicher subjektiver Wahlmöglichkeit des Indi-

viduums für oder gegen seine Zugehörigkeit zum Volk;10) drittens das 

Führerprinzip11), das praktisch jedes Mitglied der Volksgemeinschaft von 

jeder aktiven und positiven Teilnahme an den politischen und institutio-

nellen Entscheidungsprozessen ausschloss. 

Dennoch sprach sich Freisler gegen den totalen Staat aus, nicht um die 

Rechte des Individuums zu verteidigen, sondern wegen der Gefahr, dass 

der Staat zum Selbstzweck werden könne und dann nicht mehr nur Mittel 

zum Zweck sei. Der Zweck sei nicht das Individuum, sondern das Volk, 

die germanische Rasse selbst. Für den Nationalsozialismus sei der Staat 

kein blosses Instrument, sondern eher eine Institution, die durch die 

NSDAP mit dem Volk organisch verbunden sei. Daher seien die staatli-

chen Institutionen vom NS-Geist zu durchdringen, der für die Klugheit 

und die Dynamik nationalsozialistischen Handelns sorgen werde.12) 

In dieser Argumentation mit eingeschlossen ist nicht der totalitäre Staat 

als solcher, sondern der Totalitarismus des Nationalsozialismus und sei-

ner Ideologie. Der Staat als solcher war nicht mehr als ein Spiegelbild der 

Ideologie, die ihn durchdrang. Doch da Freisler offenbar nicht in der Lage 

war, eine zusammenhängende NS-Ideologie präzise zu definieren, um-

ging er dieses Dilemma, indem er ironisch versicherte, die organische 

Weltanschauung würde jeden Versuch, den NS-Staat zu definieren und zu 

kategorisieren, vereiteln. Doch damit versucht er eine Quadratur des Krei-

ses, denn er erläutert nirgendwo diese Ideologie detailliert. Er sagt nur,  
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der Nationalsozialismus sei eine totale Ideologie, doch der NS-Staat sei 

kein totalitärer Staat.13) 

Die Einheit von Führung und Volk sei durch verschiedene Massnahmen 

der Legislative etabliert worden. Man habe dem Reichstag die Herrschaft 

einer «unverantwortlichen toten Zahl»14) durch den Prozess der Gleich-

schaltung genommen, der die zentrifugalen Kräfte des Partikularismus 

zerstört habe. Und alle Beamten seien durch ihren Eid persönlich an Hitler 

gebunden. Führung, Verantwortung, Treue, Gefolgschaft – «das sind in 

unserem Staatsleben Rechtsbegriffe geworden, die tragend sind; tragend, 

weil jeder von ihnen eine Aufgabe enthält, die nie ganz ausgeschöpft sein 

wird, eine Aufgabe, die also stets Aufgabe bleiben und immer tragfähig 

sein wird.»15) 

Diese angebliche Herausforderung ist eine Seite der Münze, deren andere, 

Hitlers sozialdarwinistische Vorstellungswelt, das Leben als ewigen 

Kampf begreift, der, ungeachtet der Siege, die die Deutschen erringen 

würden, fortdauern werde und fortgesetzt werden müsse – als Teil des 

ewigen Reinigungsprozesses, durch den die Rasse ihre Reinheit und Kraft 

erhalten würde.16) 

Für Freisler war das ein organischer Prozess, der sich rationaler Katego-

risierung und Analyse entzieht und der nur intuitiv zu verstehen sei. Die-

ses Verständnis ist aber eine grundlegend rationale Leistung und steht da-

her im Gegensatz zur Intuition – das hat Freisler übersehen. Volk, Rasse 

und Blut, das seien die Säulen des NS-Rechtsstaats17), erklärte er katego-

risch. Dass diese Art von Rechtsstaat sich über bisherige universale und 

traditionelle Vorstellungen des fundamentalen Rechts hinwegzusetzen 

vermochte und unvereinbar mit ihnen war, das schien Freisler bereitwillig 

zu akzeptieren. Damit ordnete er die Prinzipien des Rechts den Ansprü-

chen des Nationalsozialismus unter, ganz gleich welche diese sein moch-

ten.18) 

In diesem Konzept war kein Platz für die Gewaltenteilung, die er als über-

holtes Vermächtnis der Vergangenheit betrachtete, einer Zeit, in der Miss-

trauen zwischen dem Volk und seiner politischen Führung dominiert 

habe. Da unter der NS-Führung dieses Misstrauen überwunden worden 

sei, bedürfe es nicht länger der Gewaltenteilung. An ihre Stelle sei die 

organische Einheit zwischen Führer und Gefolgschaft getreten und «das 

Vertrauen in die gesunde Einheit des Volkes und das Zutrauen zur Kraft 

136 



dieses Volkes, diese einheitliche Haltung sich durch die Geschichte hin-

durch zu bewahren ...»19) Fundamental für die Erhaltung des NS-Staates 

sei die Haltung seiner Justiz und seiner Juristen, die nicht durch irgend-

welche Vorstellungen eines im Wesentlichen statischen Naturrechts ein-

geengt werden dürften. Das Recht dürfe unter keinen Umständen die bio-

logischen Naturgesetze ignorieren. Um Volk und Staat zu sichern, müsse 

das Recht immer organisch und entwicklungsfähig, an veränderte Um-

stände anpassungsfähig sein; «denn das Recht, das heute gut ist, kann 

morgen schlecht sein». Doch es habe zu allen Zeiten als wichtigste Auf-

gabe das Wohl von Volk und Staat zu erhalten und dessen Interessen zu 

schützen.20) So sei das Recht, gab Freisler zu verstehen, nicht länger als 

ein normatives Absolutes, sondern ein Instrument politischer Zweck-

mässigkeit. 

Aufgrund der intuitiven Weisheit des Führers drücke das Volk seinen 

Willen durch die Institutionen der NSDAP aus und von dort durch die 

staatlichen Institutionen. Und dieser Wille in seinen vielfältigen Formen 

diene dem eigenen Überleben und müsse diesem immer dienen. Als dann 

Deutschland unter Hitlers Führung seine territorialen und ethnischen 

Grenzen überschritt, galt folgerichtig das Recht und seine Anwendung nur 

für Deutsche. Die Völker unter deutscher Herrschaft, insbesondere die des 

Ostens, mochten unter ihrem eigenen Recht leben, doch nur insoweit, als 

dies für die Interessen Deutschlands zweckdienlich sei, argumentierte 

Freisler. Doch werde eine Sondergesetzgebung auch den «niederen Ras-

sen», speziell Juden und Polen, das Recht bringen, jedoch nicht, um Recht 

zu sprechen, sondern um die deutsche Oberherrschaft zu behaupten und 

um die deutsche Rassereinheit zu sichern.21) Folgerichtig ist es keine 

Übertreibung zu sagen, dass Freislers Auffassung vom Staat auf brutaler 

Macht gründete – nicht mehr und nicht weniger –, nicht auf moralischen 

Überlegungen, sondern auf Zweckdienlichkeit. 

Freisler publizierte seinen ersten langatmigen Exkurs zu diesem Thema 

in der Folge des «Röhmputsches» – ungeachtet der Tatsache, dass einer 

seiner engen Gefährten früherer Jahre, Gregor Strasser, unter den Opfern 

war. Der Führer hatte gehandelt, und es war die Pflicht aller Deutschen, 

ihm zu folgen.22) Was Freisler privat gedacht haben mag, wissen wir  
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nicht; wir verfügen über keinerlei Quellen aus dieser Zeit. Andererseits 

erhob Hans Frank persönlich Protest gegen die Art des Vorgehens, was 

ihm sicher kaum die Zuneigung Hitlers einbrachte.23) 

Freisler argumentierte, dass Hitler in einem Staatsnotstand gehandelt 

habe. Daher sei sein Handeln nicht nur notwendig, sondern auch legal 

gewesen. Hinter diesem Argument stand offenbar auch das gewichtige 

Gratulationstelegramm des Reichspräsidenten.24) Ausserdem wurde Hit-

lers Anspruch, in dieser Stunde als «Vollstrecker des Rechts im höchsten 

Sinne»25) gehandelt zu haben, post factum durch Gürtners Gesetz vom 3. 

Juli 1934 rechtlich abgesegnet26), das jedoch nichts mit Legalität zu tun 

hatte. Freisler meinte, das deutsche Volk müsse nun die Reihen schliessen 

und dem Führer bedingungslos folgen, komme, was wolle. Speziell sol-

che Notstände würden das grosse Testgelände für das Führerprinzip 

schaffen. Rechtliche Grenzen, die dem einzelnen Deutschen gesetzt wür-

den, hätten für die NS-Führung keine Gültigkeit, da diese in ihrem Tun 

alle rechtlichen Funktionen des Staats in all seinen Aspekten vereine. Ein 

Notwehrakt eines Einzelnen, der ohne den ausdrücklichen Befehl des 

Führers durchgeführt werde, wäre hingegen nur dann akzeptabel, wenn er 

in voller Übereinstimmung mit der Führung des Volkes geschehe.27) 

Als man das Führerprinzip zur Grundlage nicht nur für die deutsche Füh-

rung, sondern auch für die Justiz machte, hätte das viele Leute innerhalb 

und ausserhalb des Rechtswesens alarmieren müssen. Doch abgesehen 

von Hans Frank erhob zu diesem Zeitpunkt niemand seine Stimme zu ei-

nem Protest. Im Gegenteil, offenbar herrschte die Meinung vor, mit der 

Eliminierung Röhms und der faktischen Neutralisierung der SA sei auf 

lange Sicht der politische Radikalismus in der NSDAP zum Schweigen 

gebracht worden und Hitler werde nun im Wesentlichen gemässigt und 

vernünftig reagieren. Zugegeben, manche mögen gedacht haben: Es ist 

ein schmutziges Geschäft, doch wo gehobelt wird, fallen Späne. 

Das Führerprinzip blieb eins von Freislers Lieblingsthemen in seinen 

Veröffentlichungen. Und so schreckte er einmal sogar vor einer Zitatfäl-

schung nicht zurück. In einem seiner Artikel verfolgt er das Führerprinzip 

zurück bis auf Karl den Grossen; und er zitiert den Berater des karolingi-

schen Kaisers, den englischen Mönch Alkuin, mit einem lateinischen Zi-

tat: 
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«Dum dignitas imperialis a Deo ordinata ad nil aliud exaltata esse vi detur 

nisi populo praeesse, proinde datur a Deo electis potestas et sapientia; po-

testas ut superbos apprimat et defendat ab improbis humiles; sapientia, ut 

regat et doceat pia sollicitudine subjectos.» Freisler fügt dann seine eigene 

Übersetzung an: 

«Da die Herrscherwürde, von Gott eingerichtet, offenbar zu nichts ande-

rem erhöht ist, als um das Volk zu führen und zu fördern, so gibt um des-

sentwillen Gott dem Auserwählten (meine Hervorhebung) Macht und 

Weisheit; Macht, um die Übermütigen im Zaume zu halten und um die 

Schwachen vor Gaunern zu schützen; Weisheit, damit sie in frommem 

Ansporn die Untertanen lenke und lehre.» 

Wo im lateinischen Originalzitat den Auserwählten, also der Plural, steht, 

reduziert Freisler das zum Singular, wahrscheinlich um es auf Hitler als 

Einzelnen anwendbar zu machen.28) 

Auch auf die Anwendbarkeit des Führerprinzips im Gerichtssaal legt 

Freisler grossen Nachdruck. Immer sei der Richter der präsidierende Füh-

rer der Verhandlung. Seine Führung sei wichtiger als die verstaubten Ak-

ten, die den Fall behandeln. Freisler geht soweit zu fordern, dass Besitzer 

und Schöffen eher der Führungsrolle des Richters den Vorzug geben als 

dem Recht.29) 

Freisler treibt hier seine Meinung bis zum Exzess. Doch begünstigt bis 

zum heutigen Tag tatsächlich die Rolle, die ein Vorsitzender Richter in 

Deutschland in einem Prozess spielt, die von Freisler aufgezeigte Ent-

wicklung. In England beschränkt sich das Drama im Gerichtssaal auf das 

– manchmal äusserst scharfe – Wortgefecht zwischen Ankläger und Ver-

teidigung, wobei der Vorsitzende Richter eine relativ passive Rolle spielt, 

indem er an den Angeklagten oder die Zeugen nur Fragen richtet, um be-

stimmte Punkte zu klären. In seinem Resümee weist er die Jury im We-

sentlichen nur auf bestimmte Rechtsstandpunkte hin und summiert die 

Beweisführung. Im Gegensatz dazu spielt bei einem deutschen Gericht 

der Vorsitzende Richter auch die Rolle des Untersuchungsführers. Je nach 

dem Temperament des Richters kann er sogar heute noch dabei zu einem 

Inquisitor werden. Seine Rolle beschränkt sich nicht auf die Klärung be-

stimmter Punkte und das Resümee zur Lenkung der Jury; seine Rolle ist 

genauso aktiv wie die des Anklägers und der Verteidigung. Exzesse gab 

es in der Vergangenheit und wird es auch in Zukunft geben. Das Problem 
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liegt hier im Rechtssystem und im Temperament des jeweiligen Richters 

begründet. Doch es ist immerhin ein Unterschied, ob dieses Verhalten die 

Norm ist oder ob es durch das Führerprinzip sanktioniert wird. Bei kei-

nem anderen Gericht wurde die Rolle des Richters als Führer stärker be-

tont als beim VGH. 

In einem Staat, in dem das Führerprinzip herrschte, war Treue eine logi-

sche Folge. Wie wir noch sehen werden, fand dieser Begriff häufig Ver-

wendung in Freislers Urteilen als Präsident des VGH; auch benutzte er 

ihn oft während der Verhandlungen: 

«Treue kann man nur einem Mann geloben und halten. Treue schwört je-

der Amtswalter der Bewegung dem Führer. Treue schwört jeder Beamte 

des Dritten Reichs dem Führer. Treue schwört jeder Soldat dem Führer. 

Jeder, einerlei in welcher Stellung er sich befindet – und mag die Reihe 

der Vorgesetzten von ihm bis zum Führer auch noch so gross sein –, jeder 

schwört die Treue dem Führer. Nur ihm!»30) 

Dieses Zitat und die häufige Beschwörung der «Treue» in den Gerichts-

verhandlungen zeigen, dass Freislers Ansicht über die Treue recht simpel 

und unreflektiert war. Das zeigt auch seine Bezugnahme auf die letzten 

Ostgoten, die sich 552 in der Schlacht gegen die Byzantiner unter Narses 

am Fusse des Vesuvs um ihren König Teja scharten.31) Freislers Quelle 

zu seiner Ansicht über germanische Treue ist leicht zu finden. Es sind 

kaum seine Studien über alte germanische Rechtsauffassungen, sondern 

in erster Linie der sehr populäre und bis zum heutigen Tag wirklich le-

senswerte Roman des deutschen Historikers und Schriftstellers Felix 

Dahn (1834-1912) Ein Kampf um Rom (1876). Er beschreibt das Schick-

sal der Ostgoten vom Tod Theoderichs des Grossen bis zum Tod Tejas, 

ihres letzten Königs. Freisler schmückte oft den Roman aus, indem er be-

hauptete, dass die Goten mit ihrem König bis zum letzten Mann gekämpft 

hätten, während Dahn seiner Hauptquelle, Prokop, vertraut, der berichtet, 

Narses habe den überlebenden Goten gestattet, mit ihrem toten König auf 

den Schultern nach Norden frei abzuziehen, 

«bis wir 

im kühlen blauen Meer  

die Insel Thule finden».32) 
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Unter Wissenschaftlern wird auch heute noch darüber gestritten, was das 

eigentliche Wesen der germanischen Treue ist.33) Einigkeit besteht nur 

darüber, dass es eine allumfassende spezifisch germanische Vorstellung 

von Treue nicht gegeben hat – ausser in der Geschichtsschreibung. Der 

wahrscheinlich erste, der auf eine solche Vorstellung hingewiesen hat, 

war Tacitus in seiner Germania. Sein Hauptanliegen war es jedoch, den 

Gegensatz zwischen der dekadenten römischen Gesellschaft und der Kraft 

der unverdorbenen germanischen Stämme als Warnung darzustellen.34) 

Aus der Angelsachsenchronik erfahren wir z.B., wie der Tod von König 

Cynewulf (757) von seinen Nachfolgern gerächt wird.35) Doch aus alle-

dem können wir wenig über Ursprünge und Komplexität der germani-

schen Treue erfahren. Es gab statt bedingungsloser Treue eine vertrags-

mässige Beziehung, die beide Seiten band; Treue um Treue; eine Bezie-

hung mit Rechtscharakter, doch nicht spezifisch germanisch. Unter den 

Karolingern wurde diese Beziehung neu definiert, so dass man nicht mehr 

zwischen Treue und Gehorsam unterschied.36) 

Die Idee eines spezifisch germanischen Treuebegriffs entstand um die 

Wende vom 15. zum 16. Jahrhundert bei deutschen Humanisten des Ober-

rheins. Durch die Einführung der Druckpresse gewann die Idee weite Ver-

breitung, besonders unter den rebellischen deutschen Bauern, die in ihren 

Flugschriften argumentierten, das Recht sei göttlich bestimmt, und die 

Menschen könnten kein Recht machen, bestenfalls könnten sie altes Recht 

finden. Das Recht, zu dem die vertragsmässige Beziehung der Treue ge-

hörte, sei im Wesentlichen statisch und unzerstörbar. Tausend Jahre Un-

Recht könnten nicht das ewig existierende Recht, das göttlich bestimmt 

und im Geist der Freiheit geformt sei, ausser Kraft setzen. Das Recht stehe 

über Staaten, Königen und Landesherren. Sie könnten kein neues Recht 

schaffen, sondern nur existierendes Recht anwenden, dem sie genauso un-

terworfen seien wie der ärmlichste Bauer.37) 

Doch habe ein Treuebruch stattgefunden, das sage das Recht, als die ehe-

mals freien Bauern zu unfreien Leibeigenen gezwungen wurden. Dies war 

die feste Überzeugung der Bauern, die sich gegen ihre Herren erhoben. Es 

war eine Revolte gegen den sich entwickelnden Territorialstaat, der seine 

Leistungsfähigkeit durch eine öffentliche Verwaltung und ein öffentliches 
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Gesetzbuch steigern wollte. Für diesen Prozess schien das alte germani-

sche Recht allein ungeeignet, auch wegen seiner regionalen Unterschiede. 

Als Alternative bot sich von ganz allein die Übernahme des kodifizierten 

Römischen Rechts an, das schon seit tausend Jahren existierte. Man 

brauchte es nur einzuführen, dann hätte das ganze Land ein systematisch 

gegliedertes und einheitliches Gesetzbuch gehabt.38) 

Doch für die Bauern war dieses Recht Un-Recht, in einer Sprache ver-

fasst, die sie nicht verstanden. Sie erhoben sich für das alte allgemeine 

Recht. Weit davon entfernt, Rechtsbrecher zu sein, begriffen sie sich 

selbst als Verteidiger des Rechts gegen ihre Landesherren. Der im Wer-

den begriffene Territorialstaat sei der Rechtsbrecher, nicht sie, die Bau-

ern. In einem an den Kaiser gerichteten Pamphlet klagten sie ihre Herren 

an, sie hätten die Treu gebrochen, und appellierten an ihn, das Recht, so 

wie sie es seit undenklichen Zeiten kannten, wiederherzustellen.39) 

Abgesehen von der Frage der Praktikabilität einer Anwendung alter Ge-

setze in einer modernen und höchst komplexen Gesellschaft, hätte die An-

wendung einer so komplexen Ordnung, germanische Treue genannt, in 

Hitlers Deutschland ein Chaos verursacht. Das hätte der im NS-Staat be-

stimmenden Idee vom Führerprinzip widersprochen, denn es wäre das 

Prinzip von Treue um Treue eingeführt worden, eine vertragsmässige Be-

ziehung zwischen Führer und Gefolgschaft, beide gleichermassen bin-

dend, beide dem Recht unterwerfend. 

Betrachtet man den schlimmen Missbrauch und die Perversion des Treue-

prinzips im und durch den NS-Staat, wie man sich auf dieses Prinzip be-

rief und wie es zur Rechtfertigung von Verbrechen herangezogen wurde, 

so ist diese kleine Abschweifung vom eigentlichen Thema nicht nur ge-

rechtfertigt, und notwendig. 

Es ist mehr als zweifelhaft, ob Freisler sich der eigentlichen Komplexität 

seiner oft geäusserten Vorstellungen bewusst war. Er berief sich auf eine 

höchst romantische Version von Prinzipien, über die er recht wenig wus-

ste. 

Dessenungeachtet brandmarkte er jeden Treuebruch sofort als Verrat, 

obwohl ihm dabei die Komplexität dieser Frage in einem Zeitalter der 

Ideologien nicht entgangen sein dürfte. Er ignorierte das je 
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doch einfach, um aus der engen und perversen Perspektive des National-

sozialismus, wie er ihn verstand, Gesetze umformen und anwenden zu 

können. 

Für Freisler simplifizierende Interpretation der Treue war natürlich jeder 

Treuebruch Verrat. In der Tat meinte er, wo sich die Haltung gegenüber 

Hochverrat und Landesverrat nicht wirklich geändert habe – gemeint war, 

wo Verrat nicht mit dem Tode bestraft würde –, dort habe auch keine echte 

Revolution stattgefunden. Als Beispiel führte Freisler stets 1918 und die 

Schaffung der Weimarer Republik an, die bei Hochverrat nur kosmetische 

Änderungen vorgenommen habe, während bei Landesverrat sogar die 

Strafen herabgesetzt worden seien.40) 

Die nationalsozialistische Idee von Volk und Staat unterscheide sich von 

der des Liberalismus und dieser wiederum vom Absolutismus. Ebenso 

habe der Nationalsozialismus selbst seinen ganz spezifischen Charakter. 

In Preussen habe die Aufklärung zu einer faktischen Gleichsetzung von 

Herrscher und Staat geführt; ebenso sei dort der Herrscher zum ersten 

Diener des Staates geworden.41) Freisler erwähnte nicht, dass seit Einfüh-

rung des Preussischen Allgemeinen Landrechts der König ebenso dem 

Recht unterworfen war.42) 

Was im Zeitalter des Absolutismus ein Verbrechen gegen den Staat war, 

sei in Hochverrat und Landesverrat aufgeteilt worden. Und das sei auch 

in der liberalen und liberaldemokratischen Periode so geblieben. Diese 

Teilung sei anational. Beim Hochverrat ergäben sich zwei Fragen. Könne 

man Hochverrat wirklich verurteilen? Und kann ein Mensch infolge einer 

Pflichtenkollision zum Hochverräter werden? Die erste Frage müsse man 

weitausholend in Bezug auf das Wesen des Hochverrats beantworten, ins-

besondere im Hinblick auf nationalsozialistische Aktionen zwischen 1919 

und 1933. Die zweite Frage verneinte er. Es gebe weder eine rechtliche 

Handhabe gegen Hochverrat noch gegen Landesverrat mehr, wenn die Ju-

stiz eine höhere Moral und übernationale Pflichten über die Pflicht zur 

Treue gegenüber dem NS-Staat stelle, wenn man z.B. Humanität über das 

Volk setze. Um zu einer normalen Entwicklung zurückzukehren, müsse 

man die Unterscheidung zwischen Hochverrat und Landesverrat abschaf-

fen, ähnlich dem italienischen Strafgesetzbuch von 1930.43) Es seien zwar  
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unterschiedliche, andererseits aber auch identische Straftaten, da beide 

sich gegen das Leben des Volkes richteten. 

Alle politischen Amnestien bis 1933 seien nichts anderes gewesen als die 

Befreiung der Gefangenen des politischen Kampfes. Das Ringen um 

Amnestien habe weniger das «Ob» betroffen als das «Wie weit?»44) Häu-

fige Amnestien zeigten, dass der Staat die Straftat nicht mehr ernst nehme. 

Diese Tendenz sei auch beim Landesverrat zu beobachten. Der rechtliche 

Schutz des Einzelnen gegenüber dem Staat, wie ihn die Magna Carta fest-

legt, sei eine Schranke gegen jede Verfolgung wegen Landesverrats. Die 

destruktiven Kräfte von Liberalismus, Internationalismus und Pazifismus 

hätten bereits die Fundamente des Straftatbestands Landesverrat unter-

höhlt. Daher gebe es für den NS-Staat der Zukunft, für das neue NS-Straf-

gesetzbuch eine entscheidende Maxime: «Recht oder Unrecht – mein Va-

terland!»45) Die Doppeldeutigkeit dieser Maxime schien Freisler nicht zu 

erkennen. 

Doch er hatte die Kräfte erkannt, die die traditionelle Auffassung von Ver-

rat aushöhlten, obwohl seine nationalistischen Scheuklappen ihn nicht se-

hen liessen, bis zu welchem Ausmass die Erosion schon fortgeschritten 

war. Er erkannte nicht die komplexe Internationalisierung des Verrats in 

einem Zeitalter der Ideologien, das keine Grenzen respektierte.46) 

Verrat mag gewöhnlich eine Frage von Zeit und Ort sein, doch immer ist 

er eine Frage des Treuebruchs. Auf Treue beruht das Leben menschlicher 

Gemeinschaften, ganz gleich welcher Form, welchen Charakters. Doch 

Treue ist eine gegenseitig verpflichtende Beziehung. Was, wenn einer der 

Partner, in unserem Fall der Staat und seine Führer, diese Beziehung als 

erster bricht? Dieser Frage wich Freisler, wahrscheinlich wohlüberlegt, 

aus. Er ging darüber hinweg, vielleicht mit der stillschweigenden Voraus-

setzung, dass ausschliesslich der Einzelne zu einem Treuebruch fähig sei, 

oder eine Gruppe gegenüber dem Staat, speziell dem NS-Staat. 

Verrat ist ein Element in der historischen Entwicklung von politisch or-

ganisierten Gemeinschaften; und jede grundlegende Änderung innerhalb 

dieser Gemeinschaften beginnt in der Regel mit einem Akt des Verrats. 

In der europäischen Geschichte war jahrhundertelang die Treue eine Be-

ziehung von Person zu Person. Das germanische Wort Rat bezog sich auf 
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den Schutz Gottes oder seines weltlichen Vertreters auf Erden, des Königs 

– zum Nutzen der Gemeinschaft. Raten umfasste alles, was ein König de-

nen schuldete, die ihm die Treue hielten, und denen er wiederum Treue 

schuldete – Schutz, Beistand und Hilfe, Fürsorge und Rat.47) Verraten ist 

gleichbedeutend mit einem vorsätzlichen Ausscheren aus der Gemein-

schaft der Geschützten, ein Ausscheren eines Mitglieds der Gemeinschaft 

oder auch des Königs. Die Beziehung zwischen ihnen war eine direkte 

und persönliche. Innerhalb des Feudalsystems regierten die Vasallen ihr 

Land mit den gleichen Vollmachten und Beschränkungen, die sie an den 

König oder Landesherren banden. Solange es in Mittel- und Westeuropa 

nur einen Gott und eine Kirche gab, solange akzeptiert wurde, dass alle 

weltliche Macht der Gnade Gottes entsprang, gab es keinen Verrat als sol-

chen. Doch Ketzerei – ein Treuebruch gegenüber dem König – war ein 

Verstoss gegen die göttliche Ordnung. 

Spätestens seit der Reformation änderte sich das. De facto, doch nicht de 

iure wurde die Auffassung von Treue säkularisiert. Der entscheidende 

Umbruch kam mit der Französischen Revolution, die Gott und den König 

abschaffte; und damit entstand auch ein völlig neues Verständnis des Ver-

hältnisses zwischen Treue und Verrat. Im Rahmen der Nation entwickelte 

sich die Volkssouveränität, verkörpert im Parlament und in der öffentli-

chen Meinung. Das Verbrechen gegen den Staat und gegen die Gesell-

schaft trat an die Stelle des Verbrechens gegen die Krone. Und als die 

Ideen der Französischen Revolution mit ihren universalen Ansprüchen die 

französische Nation durchdrungen hatten, war das Zeitalter der Ideologien 

geboren, das immer weniger Respekt vor nationalen Grenzen zeigte. 

Die Beziehung zur Treue wurde entpersönlicht, es gab immer weniger 

Treue. Wir sind in unserem Jahrhundert auf drastische Art Zeugen des 

Anwachsens von Verrat geworden – von einem individuellen Akt zu ei-

nem Gruppenakt oder sogar Massenakt. Auch Freisler schloss wie viele 

andere seine Augen vor den Folgen dieser Entwicklung. Bis auf den heu-

tigen Tag trifft kein Gesetzbuch Vorkehrungen gegen diese Entwicklung. 

Und es ist mehr als zweifelhaft, ob man überhaupt wirksame Vorkehrun-

gen treffen kann, wenn man nicht gleichzeitig das Gefüge des Staats zer-

stören will. 
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Für unser Zeitalter ist es bezeichnend, dass praktisch über Nacht ganze 

Gruppen zu Verrätern wurden, oder zumindest für potentielle Verräter 

gehalten wurden.48) 1940 wurde Marschall Pétain mit einem überwälti-

genden Votum der Französischen Nationalversammlung französischer 

Staatschef. Das Parlament stattete ihn auch mit weitreichenden diktatori-

schen Vollmachten aus. Damals waren General de Gaulle und seine 

Gruppe in London die Verräter. Beide – Pétain in Vichy und de Gaulle in 

London – handelten im Interesse Frankreichs, wie sie es verstanden. Vier 

Jahre später waren plötzlich Pétain und seine Anhänger die Verräter. 

Wer will wirklich beurteilen, ob die ersten Atomverräter nicht in der 

Überzeugung handelten, es sei zu gefährlich, wenn nur ein Staat das 

Atombombenmonopol innehabe? Aufschlussreich ist auch der Fall 

Robert Oppenheimer.49) Zwischen 1936 und 1945 tat er alles für die Sa-

che der Demokratie, dazu zählten z.B. seine Geldspenden für die spani-

schen Republikaner. 1953 war er ein Sicherheitsrisiko geworden, weil er 

es unterlassen hatte, einen persönlichen Freund als potentiellen Spion an-

zuzeigen, und mehr noch, weil er zögerte, für die Weiterentwicklung des 

nuklearen Waffenarsenals einzutreten, nachdem die furchtbare Zerstö-

rungskraft der Atomwaffen offenkundig war.50) 

Mit anderen Worten, Eid, Treue, Gehorsam, das Wertsystem vergangener 

Jahrhunderte, das alles ist sehr problematisch geworden und wurde im 

gleichen Mass verdrängt wie seine ursprünglichen Repräsentanten, die 

durch unpersönliche Institutionen ersetzt wurden, deren einzige 

Massnahme zum Schutze jener, die sie schützen sollen, eigentlich nur die 

Ausstellung des Passes ist. Und die Bedeutung dieses Dokuments hat sich 

bis zur Bedeutungslosigkeit verringert, verglichen mit der Achtung, die 

es vor einem Jahrhundert genoss.51) Verrat ist kein verachtenswerter Akt 

mehr, der den Verräter automatisch von seiner Umwelt isoliert. Das zeigt 

z.B. in England der Verratsfall Anthony Blunt von 1979 und seine Aus-

wirkungen. Etablierte Werte befinden sich im Stadium der Auflösung; 

und an ihre Stelle ist noch nichts getreten, das das Bindemittel und die 

integrierende Kraft bilden könnte, die für den Zusammenhalt der Gemein-

schaften nötig sind, die in Form von Staaten existieren. Ambivalenz be-

herrscht das politische und gesellschaftliche Leben, auch in der Bundes-

republik, wo z.B. die Wehrpflichtigen in der Bundeswehr keinen Eid  
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mehr schwören, sondern ein Gelöbnis ablegen, ein blosses Versprechen. 

Nur Offiziere und Berufssoldaten schwören einen Eid auf etwas, das tat-

sächlich nur das provisorische politische Gefüge eines Teils der Nation 

ist. 

Freislers literarische Abirrungen hinsichtlich seiner Auffassung von Ver-

rat sind keineswegs einzigartig. Einzigartig und barbarisch ist nur sein 

Eintreten für eine beträchtliche Ausweitung der Verratstatbestände. Für 

ihn ging die grösste Gefahr für den Staat und seine Führung von Akten 

des Hochverrats und des Landesverrats aus. Diese waren für ihn und viele 

seiner Zeitgenossen so schwerwiegend, dass irgendwelche Betrachtungen 

über Verratsmotive irrelevant erschienen. Die Erinnerung an 1918 war 

noch nicht ausgelöscht. Freisler meinte, bei jeglicher Straftat, besonders 

jedoch in Verratsfällen, sei der blosse Wille dazu, die Absicht, genauso 

gefährlich wie die begangene Straftat und müsse daher mit gleicher 

Schärfe bestraft werden.52) Das allein würde garantieren, dass das Recht 

wieder zu einer Ethik des Volks zurückfände. Der Führer, Adolf Hitler, 

allein bestimme die Gestalt des Reiches. Und wenn jemand eine Straftat 

begehe unter dem Vorwand, das Reich zu verbessern, so sei er genauso 

ein Verräter wie alle anderen Verratstäter. Bereits vor Ausbruch des Krie-

ges hatte Freisler also seine Haltung klar definiert, die er dann auch den 

20.-Juli-1944-Verschwörern gegenüber einnahm. 

In einem seiner Artikel stellte er eine formidable Liste von Straftaten zu-

sammen. Sie schlossen Vergehen ein, die bis dato, also 1938, noch nicht 

ins deutsche Strafgesetzbuch auf genommen waren. Weiterhin auch Straf-

taten, die Freisler erst durch weite Auslegung der die Verratshandlungen 

betreffenden Gesetze zu Straftaten erhob. So sollte bereits die geringste 

Kritik an der Regierung eine Straftat darstellen. Freisler zog zur Begrün-

dung ebenfalls die extensiv ausgelegte existierende Notstandsgesetzge-

bung heran. Um schliesslich kirchlicher Kritik von den Kanzeln herab zu 

begegnen, versprach Freisler eine weitere Stärkung der Gesetzgebung, die 

Bismarck im Kulturkampf eingeführt hatte und die noch nicht völlig aus 

dem deutschen Strafgesetzbuch verschwunden war.53) 

In Freislers Liste von Straftaten nahmen Verbrechen gegen das Blut-

schutzgesetz, vor allem Rassenschande die erste Stelle ein.54) Schon in 

seinen Reformvorschlägen zum Strafgesetzbuch von 1933/34 hatte Freis- 

147 



ler angeführt, Blut und Boden seien die heiligsten deutschen Werte; deren 

grundlegenden Bestandteile seien rassereine Ehen und der Schutz der Fa-

milie.55) 1935 stellte er fest, dem Nationalsozialismus sei «die biologische 

Betrachtungsweise eigen. Biologisch sieht er das Volk, sein inneres und 

äusseres Wachsen, biologisch bedingt seine Geschichte, biologisch be-

dingt auch die Lebenszielsetzung des Volkes und die richtige Wahl des 

Weges zur Verwirklichung dieses Lebenszieles. Biologisch erfassbar er-

scheint dem Nationalsozialismus auch das Recht ,..»56) 

Mit dieser Sicht, mit diesem «anderen Begriff vom Wesen des Rechtes» 

unterschied sich der Nationalsozialismus von früheren Regierungen, eine 

Tatsache, die Freisler ohne Weiteres bestätigt.57) Frühere Rechtsstand-

punkte, egal ob sie auf dem Naturrecht basierten, auf der Gesellschafts-

vertragstheorie oder auf Rousseaus «Volonté générale», hätten alle die 

biologische Ordnung der Dinge ignoriert. Das neue deutsche Recht müsse 

auf der Idee von der biologischen Substanz des Volkes basieren, um die 

Rassereinheit zu sichern. Es sei Aufgabe des Staates, «der in Deutschland 

im Laufe der Jahrhunderte eingetretenen Rassenmischung Einhalt zu ge-

bieten» und dahin zu streben, das nordische Blut zu erhalten und zu stär-

ken. Das sei ausschlaggebend für das deutsche Volkstum.58) 

Dieser Prozess könne durch drei «Angriffe auf die Rasse» gefährdet wer-

den: erstens durch Rassenschande, den Geschlechtsverkehr zwischen 

Deutschen und Juden, der durch das Verbot der Ehe zwischen Deutschen 

und Juden verhindert werden solle; zweitens durch Verletzung der Ras-

senehre, durch den öffentlichen Verkehr zwischen Deutschen und Juden; 

drittens durch Rassengefährdung – das bedeutete praktisch eine General-

klausel für jede auch nur entfernt denkbare und mögliche Verletzung der 

Nürnberger Gesetze von 1935. Unter diesem Gesichtspunkt sollte z.B. 

erfasst werden: «Gegenpropaganda gegen Aufklärungsmassnahmen der 

Volksführung». Der Schutz der Rasse sei eine überragende Aufgabe nicht 

nur für die Regierung, sondern gleichermassen auch für die deutsche Ju-

stiz. Die Pflicht der deutschen Nation und jedes einzelnen Bürgers sei es, 

Rassenhygiene zu praktizieren; deren Verletzung sei gleichbedeutend mit 

Verrat.59) 

Dennoch beschäftigte sich Freisler in seinen Publikationen niemals aus-

drücklich mit dem angeblichen «Judenproblem». Wie wir später noch se- 
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hen werden, äusserte er sogar gewisse Zweifel an der Existenz einer «jü-

dischen Weltverschwörung».60) Doch waren derartige antisemitische 

Strömungen keineswegs spezifisch nationalsozialistisch, sondern sie wur-

den weitgehend mitgetragen von Angehörigen der deutschen Oberschicht, 

insbesondere von der im Entstehen begriffenen konservativen Opposition 

gegen Hitler-ein Punkt, der im Zusammenhang mit der Verschwörung ge-

gen Hitler, die im Attentat vom 20. Juli 1944 kulminierte, noch einmal 

aufgegriffen wird. 

Besondere publizistische Anliegen Freislers waren auch der VGH, seine 

Stellung im deutschen Rechtswesen, das Ziel, ihn an die Spitze zu brin-

gen, und das Ersetzen des Reichsgerichts. Der VGH sollte die Führungs-

rolle in der gesamten Justiz übernehmen. Das Fehlen einer solchen Füh-

rung habe zu dem Durcheinander und der Unordnung geführt, die für die 

deutsche Justiz vor 1933 charakteristisch gewesen seien. In ähnlicher 

Weise habe das Fehlen eines Führers Deutschland in den Abgrund ge-

führt. 

«Einen grossen, starken Kerl, der das Gesamte als Persönlichkeit gebaut 

hätte – den gab es nicht. Ideen sind gewiss gut, an Ideen hat es nicht ge-

fehlt, man hatte nun einen Vorrat, der für zwei Generationen ausreichte; 

Ideen sind vortrefflich, aber Menschen sind besser.»61) 

Mit diesen Worten charakterisierte Freisler das Wilhelminische Deutsch-

land. Er übernahm sie ohne die geringste Änderung aus Veit Valentins 

Studie über die deutsche Revolution von 1848/49.62) Zur Zeit dieses Pla-

giats befand sich Valentin als Emigrant in England. 

Eine der Hauptaufgaben des VGH sei nicht nur die Führung der Verjün-

gung der Justiz, sondern auch der Verjüngung ganz Deutschlands durch 

das unerschütterliche Festhalten am Führerprinzip. Die Beteiligung des 

Volks sei durch Einbeziehung von Laienrichtern zu garantieren. 

Der Präsident eines jeden Senats müsse der Führer sein, dessen Anwei-

sungen von den Berufs- und Laienrichtern ohne Gegenfrage Folge zu lei-

sten sei. Nur auf diese Art und Weise würde man den Weg zurück zur 

wahren «germanischen» Verhandlungsform finden, d.h. zu jener roman-

tischen Vision Freislers über das, was er sich als ein «germanisches» Ge-

richtsverfahren vorstellte.63) Neben der Ermittlung der Tatsachen sei es 
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die wichtigste Aufgabe des Richters, das Verfahren so schnell wie mög-

lich durchzuführen. Er führt und entscheidet; seinen Berufskollegen wie 

den Laienrichtern, die das Volk repräsentieren, wird eine beratende, nicht 

aber eine entscheidende Funktion zugewiesen. Nur der Vorsitzende ist im 

Besitz der ausschliesslichen Verantwortung, eine Forderung, die er nicht 

müde wurde immer wieder zu wiederholen, besonders nach Kriegsaus-

bruch. Vom Richter des VGH bis zum jüngsten Anwalt war ein jeder «ein 

Soldat des Gesetzes.»64) 

Obgleich Hans Franks Versuche, das kodifizierte römische Gesetz mit ei-

ner NS-Variante eines «germanischen» Gemeingesetzes zu ersetzen, im 

Sande verliefen, glaubte doch Freisler in seinen Veröffentlichungen auf 

dieser sekundären Front die «Reform» des Strafgesetzes plakatieren zu 

können, um das Strafgesetz der NS-Ideologie anzupassen. Die Basis dafür 

bot ihm die bereits oben diskutierte Denkschrift Kerrls aus dem Jahre 

1933, die aber von Freisler entworfen worden war.65) Obgleich auch die-

ser Denkschrift kein Glück beschieden war, fanden zwei von Freislers Ge-

danken ihren Niederschlag, besonders in den Urteilen des VGH. Erstens 

«das gesunde Volksempfinden», gegen das zu verstossen die Todesstrafe 

bedeuten konnte. Zweitens, dass der Wille und die Absicht, Verrat zu be-

gehen, mit einer vollbrachten Verratshandlung gleichzusetzen sind.66) 

Freisler argumentierte, dass innerhalb von allgemeinen NS-Postulaten 

(über deren präzisen Inhalt er sich nicht ausliess, sondern sie als gegeben 

betrachtete) der Richter der realen Sachlage besser Rechnung tragen 

könne, «als wenn er durch enger gefasste Tatbestände eingeengt wird».67) 

Das Recht könne bestenfalls Richtlinien liefern; nur dann könne es erfolg-

reich sein und dem Volk vollen Schutz und Gerechtigkeit garantieren.68) 

Das bedeutet letztlich nicht mehr und nicht weniger, als das Freisler ein-

gesteht, dass seine Bemühungen um eine gründliche Revision des Straf-

gesetzbuches im NS-Sinn gescheitert waren. Es bedeutet aber auch die 

Befürwortung einer quasi legalen Anarchie, in der das existierende Recht 

nur noch die Rolle eines Handlangers spielen sollte. Dieses Recht bestand 

demnach nur noch aus Gummiparagraphen, die je nachdem, wie es die 

Situation erforderte, enger oder weiter ausgelegt werden konnten. Die 

Strafen sollten hart sein; Zuchthausstrafen mit Schwerstarbeit sollten 

wörtlich ausgelegt werden.69) 
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Obwohl die vom VGH verhängten Todesstrafen und Freiheitsstrafen sich 

ungefähr die Waage hielten – wie man später noch sehen wird –, bestand 

die Tendenz, eher eine Todesstrafe als eine lebenslängliche Freiheitsstrafe 

zu verhängen. Die Todesstrafe als solche inspirierte Freislers eher phan-

tasievolle Vorstellungswelt. Er lehnte öffentliche Exekutionen ab, befür-

wortete jedoch Selbst-Hinrichtungen, z.B. unter Anwendung des «Giftbe-

chers» – ein weiteres Rückbesinnen auf angeblich germanische Praxis.70) 

Um schnell Recht sprechen zu können, sei eine Überprüfung der Prozess-

ordnung erforderlich. Dazu sei es nötig, Wiederaufnahmen von Verfahren 

einzuschränken. Diese seien nicht nur verschwendete Zeit, sondern sie 

würden auch das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Justiz erschüttern.71) 

Freisler meinte damit offensichtlich, man könne gelegentliche Fehlurteile 

ruhig in Kauf nehmen, wenn nur das Vertrauen der Öffentlichkeit in die 

Unfehlbarkeit der Justiz erhalten bleibe. Grundsätzlich gebe es nur zwei 

Gründe, die eine Wiederaufnahme erlaubten; erstens wenn ein Richter 

gröblich gegen bestehende Rechtsgrundsätze verstossen habe; zweitens 

wenn neues und schlüssiges Beweismaterial gefunden worden sei. Auf 

eine Wiederaufnahme solle verzichtet werden, wenn sie das Urteil nur un-

wesentlich revidieren würde.72) Diese Maximen wurden dann vom VGH 

praktiziert. 

Zur Reform der Juristenausbildung hatte Freisler einen recht radikalen 

Vorschlag zu machen. Nicht mehr die Justiz, sondern die Institutionen der 

NSDAP sollten den Juristennachwuchs auswählen. Diese Reform könne 

jedoch nicht über Nacht geschehen. Im Moment sei erst einmal sicherzu-

stellen, dass Referendare und Assessoren nicht länger, wie es jahrhunder-

telang üblich gewesen sei, praktisch ohne Verdienst arbeiten müssten, 

sondern dass sie angemessen bezahlt würden, so dass der Juristennach-

wuchs aus allen Schichten der Volksgemeinschaft kommen könne, und 

nicht nur aus Familien, die es sich leisten könnten, ihren Sohn unbegrenzt 

zu finanzieren. 

Drei Kriterien sollten jedoch für die Auswahl des Nachwuchses bestim-

mend sein. Erstens sollten die Kandidaten gesund sein-in Anbetracht der 

schweren Last, die auf einem Richter ruhte. Für gute Gesundheit könne 

die aktive Betätigung des Kandidaten in einer der NS-Formationen sor-

gen. Und eine intakte Gesundheit setze natürlich eine rassisch einwand- 
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freie Abstammung voraus. Zweitens sollte der Kandidat Führungsquali-

täten unter Beweis stellen, die er in der Hitlerjugend und dann in den NS-

Formationen erwerben könne. Drittens solle er zeigen, dass er später in 

der Arbeit für die Gemeinschaft volle Befriedigung finden werde. Dies 

zeige sich schon in seiner Schulzeit. Und diese Charaktereigenschaft 

werde einen potentiellen Kandidaten mit biologischen Fragen konfrontie-

ren. Allein die Beschäftigung mit der Geschichte werde ihn zwangsläufig 

in diese Richtung führen. Das wiederum werde ihm das Gespür für die 

Bedürfnisse des Volks vermitteln und für die wesentlichen Faktoren sei-

ner Existenz.73) 

Nach dem Polenfeldzug sah Freisler den «Deutschen Osten» als vorzüg-

liches Versuchsgelände, das die Spreu vom Weizen trennen werde. Ein 

Gelände für germanische Reformen ebenso wie ein Gebiet, in dem der 

zukünftige Richter mit solchen niederen Rassen wie Polen und Juden um-

zugehen habe, für die eine spezielle Gesetzgebung, z.B. das Polenstraf-

recht existierte. Dessen Anwendung erlaube keinerlei Sentimentalität. 

Was zähle, seien die Interessen des deutschen Volkes. Eine neue Genera-

tion von Kolonisatoren müsse heranwachsen, die die Aufgabe neu anpak-

ken würden, die einst die Deutschordensritter aus ihren Händen hätten 

gleiten lassen. «Alle, die im Osten sich bewährt haben, werden dem Ant-

litz der Rechtspflege im Gesamtreich ihre Züge aufprägen.»74) 

Im NS-Staat, in dem die organische Einheit von Führung und Volk herr-

sche, sei die Rolle der Justiz nicht die eines Kontrolleurs der Exekutive, 

sondern die eines vertrauensvollen Gefolgsmanns der Führung.75) Das 

Recht, obwohl unzulänglich, sei dennoch insoweit bindend, als es vom 

Nationalsozialismus adaptiert werden könne. Doch das Prinzip von der 

Trennung der Gewalten existiere für niemanden mehr, da es auf Miss-

trauen basiere. Der Führer und die NSDAP hätten dieses Misstrauen über-

wunden und es ersetzt durch das «Vertrauen in die gesunde Einheit des 

Volkes».76) Diese Einheit werde auch dadurch demonstriert, dass generell 

Richter auf Vorschlag der Gauleiter an das Justizministerium ernannt 

würden, während VGH-Richter direkt von Hitler oder seinem Stellvertre-

ter bestellt würden. «Die deutsche Rechtspflege kann stolz darauf sein, 

dass sie die erste Hoheitssparte des Dritten Reiches ist, die in der Perso-

nalpolitik den Grundsatz der Einheit von Bewegung, Volk und Staat im 
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ganzen Reich und für alle Beamtengruppen restlos durchgeführt hat.»77) 

Mit dieser Erklärung negierte Freisler ohne Weiteres die Unabhängigkeit 

der Justiz. In einer organischen Einheit wie der Nationalsozialismus, sei 

die Unabhängigkeit der Justiz obsolet geworden. Es bestehe eine gegen-

seitige Abhängigkeit aller Organe des Staates, doch keine Unabhängigkeit 

eines einzelnen Organs. Die Unabhängigkeit der Justiz müsse genauso 

wie individualistische Tendenzen ignoriert werden, da der Nationalsozia-

lismus seine Kraft aus der ewig fliessenden Quelle des Volkes beziehe; 

und eine der Hauptaufgaben der Justiz sei es, dieses Wasser sauber zu 

halten.78) Es sei nicht Aufgabe der Richter, das Recht zu schaffen, sondern 

die des Volkes, das in der NSDAP repräsentiert sei und vom Führer gelei-

tet werde. Die Richter hätten das Recht nur im Interesse des Volkes und 

nicht so sehr im Interesse des Einzelnen anzuwenden.79) Mit anderen 

Worten: erste und wichtigste Aufgabe der Justiz war es, sich den totalitä-

ren Ansprüchen des Nationalsozialismus voll und ganz unterzuordnen. 

Nach Ausbruch des Krieges, nachdem insgesamt elf neue Gesetze und 

Verordnungen erlassen worden waren, erweiterte Freisler den Katalog 

seiner Forderungen.80) Die «Verordnung über ausserordentliche Rund-

funkmassnahmen» fand seine besondere Beachtung. Diese Verordnung 

untersagte den deutschen Rundfunkhörern das Abhören feindlicher und 

neutraler Rundfunksendungen sowie die Verbreitung von Nachrichten 

ausländischer Sender. Freisler meinte dazu, bestraft werde nicht die Neu-

gier als solche, sondern die willentliche seelische Selbstverstümmelung 

eines Deutschen, die zusammen mit dem durch die Verbreitung von Nach-

richten des Auslands angerichteten Schaden defaitistische Auswirkungen 

haben können.81) Die Befürchtung, der November 1918 könne sich wie-

derholen, stand immer im Hintergrund von Freislers Überlegungen. 

Genau wie in Deutschland sollte auch in den eroberten oder annektierten 

Gebieten für die deutsche Justiz die Maxime gelten: «Härte gegen den 

Volksfeind ist Fürsorge für das Volk! Einmal hat sie gefehlt, und dann 

kam – 1918!»82) Und dass Härte regierte, zeigte sich nicht nur an der Pra-

xis des VGH, der hauptsächlich innerhalb Deutschlands operierte, son-

dern auch am Einsatz von Sondergerichten im Reich und in den besetzten 
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Gebieten sowie an den Aktivitäten der Einsatzgruppen.83) Darauf näher 

einzugehen, würde jedoch den Rahmen dieser Studie sprengen. Erwähnt 

werden soll nur noch, dass das im Jahr 1941 eingeführte Strafrecht gegen 

Polen und Juden diese Gruppen jedes rechtlichen Schutzes beraubte.84) 

Während Freisler die slawischen Völker als «Untermenschen» ansah, hob 

er in einem Artikel über die deutsche Justiz in den Niederlanden die «ka-

meradschaftliche» Zusammenarbeit zwischen deutschen und holländi-

schen Juristen hervor, die «kameradschaftliche Hilfestellung» bei einer 

«kameradschaftlichen Aufgabe».85) 

Wenn man Freislers Publikationen einmal chronologisch durchgeht, be-

sticht auf den ersten Blick die Klarheit von Stil und Ausdruck. Hierin 

praktizierte er das, was er von der deutschen Justiz verlangte: «Der 

Rechtswahrer der deutschen Strafrechtspflege denkt, spricht und schreibt 

deutsch!»86) Seine Artikel sind frei von der komplizierten, oft verwirren-

den Juristensprache, wie sie damals und heute – und nicht nur in Deutsch-

land – verbreitet ist. Jeder Artikel erscheint überzeugend begründet, doch 

nicht frei von Merkmalen eines ehrgeizigen Scharlatans. Analysiert man 

seine Artikel jedoch thematisch, so bleibt nur ein plumpes Eintreten für 

die totalitären Ansprüche des Nationalsozialismus-Totalitarismus, denen 

er beständig Rechtsgeltung verschaffen wollte, selbst wenn das ein be-

trächtliches Abweichen vom geltenden Recht oder sogar dessen Umkeh-

rung bedeutete. Freislers Ziel war es, eine Doktrin der unkontrollierten 

Macht zu proklamieren. 

Im Laufe der Jahre 1942/43 riss der Strom von Freislers Publikationen 

allmählich ab. Mit dem Tod des Reichsjustizministers Gürtner im Januar 

1941 hatte eine Art Interregnum eingesetzt, in dem der Staatssekretär 

Schlegelberger das Justizministerium kommissarisch leitete. Dies bedeu-

tete für Freisler eine beträchtliche Zunahme der Verwaltungsarbeit. Als 

Folge davon fehlte ihm schliesslich wohl die Zeit für eine Fortsetzung 

seiner publizistischen Tätigkeit. Anderthalb Jahre nach Gürtners Tod be-

fand sich Freisler in einer Position, in der er unbarmherzig die Maximen 

praktizieren konnte, die er bis dahin der deutschen Justiz zur Anwendung 

empfohlen hatte. 
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VI. 1942: Justiz in der Krise 

Nach dem Kriegsausbruch im September 1939 wurden die Gesetze ver-

schärft und die Strafen schneller vollstreckt. Das Kriegsstrafrecht wurde 

mit drakonischer Strenge gegen jeden angewandt, der es laut Richter-

spruch verletzt hatte. 1941, nach Gürtners Tod, beklagte Staatssekretär 

Schlegelberger immer noch die Milde, mit der die deutschen Gerichte die 

Straffälligen behandeln und damit das ganze deutsche Volk in Gefahr 

bringen würden.1) 

Bis 1938/39 arbeiteten die Justiz, die Gestapo und der SD eng zusammen, 

wobei die Justiz die aussergesetzlichen Aktivitäten dieser Dienste noch 

bis zu einem gewissen Grad einschränkte, wenn die Polizeiorgane auch in 

Einzelfällen angebliche Justizirrtümer in drastischster Form «korrigier-

ten».2) Im Jahre 1939 erhöhte sich die Zahl der Fälle, wo Personen, die 

der VGH freigesprochen hatte, von der Gestapo wieder verhaftet und in 

Konzentrationslager gebracht wurden.3) 

Am 27. März 1939 akzeptierte das Reichsjustizministerium diese Praxis 

im Fall zweier Zeugen Jehovas, indem es feststellte, es habe in Fällen, wo 

Zeugen Jehovas freigesprochen würden oder ihre Strafe verbüsst hätten, 

nichts dagegen, wenn sie in Konzentrationslager gebracht würden, «da sie 

trotz Verbüssung einer gegen sie erkannten Strafe nach wie vor hartnäckig 

an ihrer Irrlehre festhalten und so auch weiterhin das Staatswohl gefähr-

den.»4) Wann immer Zeugen Jehovas freigesprochen oder aus dem Ge-

fängnis entlassen werden sollten, verständigte das Reichsjustizministe-

rium die Gestapo, damit ein Polizeitrupp zur Stelle war, um die Betreffen-

den wieder zu verhaften.5) 

Anfangs hatte der VGH Bedenken wegen dieses Verfahrens geäussert. 

VGH-Präsident Thierack hatte sogar noch in einem Brief vom 21. Januar 

1939 erklärt, es sei nach seiner und der Meinung aller VGH-Mitglieder 

unerträglich, dass die Betroffenen nach einem Freispruch von der Polizei 

in «Schutzhaft» genommen würden.6) Aber bereits wenig über ein Jahr 

später wandte sich einer der Oberreichsanwälte am 29. Juli 1940 an Gürt-

ner und wies daraufhin, dass er das Problem der Schutzhaft mit Thierack 

besprochen habe. Es solle in Zukunft so verfahren werden, dass ein An- 
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geklagter mit Zustimmung des VGH-Präsidenten nach einem Freispruch 

oder nachdem eine Gefängnisstrafe bereits durch die in Untersuchungs-

haft verbrachte Zeit abgesessen sei, prinzipiell der Gestapo ausgehändigt 

werde, es sei denn, die Gestapo habe ausdrücklich ihr Desinteresse kund-

getan. Im Fall eines Freispruchs wegen bewiesener Unschuld würde vom 

Oberreichsanwalt eine Anfrage bei der Gestapo erfolgen, ob sie an diesem 

Fall interessiert sei. Sollte die Gestapo ihr Interesse erklären, dann würde 

der Oberreichsanwalt die Überführung des Freigesprochenen an die Ge-

stapo einleiten.7) 

Das lief darauf hinaus, dass die Justiz im Allgemeinen und der VGH im 

Besonderen schon in den ersten Kriegsjahren vor Himmlers SS-Staat völ-

lig kapituliert hatten. 

Inzwischen, am 26. Juli 1939, hatte Hitler persönlich angeordnet, dass 

alle Personen in der Schutzhaft der Justiz sofort dem Reichsführer-SS 

übergeben werden sollten, damit man sie in Konzentrationslager bringen 

könne.8) Der Grund dafür lag in den Anforderungen des Vierjahresplans. 

Anlässlich des 50. Geburtstags Hitlers am 20. April 1939 beabsichtigte 

man, eine grosse Zahl von Konzentrationslagerinsassen freizulassen.9) 

Himmler protestierte gegen diese Massnahme mit der Begründung, er 

habe ohnedies zuwenig Arbeitskräfte in den Lagern, ebenso in den Ge-

fängnissen.10) Doch noch wichtiger war eine Steigerung der Zahl der Ar-

beitskräfte, um die Ziele zu erreichen, die im Vierjahresplan festgelegt 

waren.11) Manche Untersuchungsgefangene wurden mit sinnloser Arbeit 

beschäftigt. Eine Inspektion des Zuchthauses Brandenburg-Görden durch 

einen Beauftragten der Kanzlei des Führers ergab, dass viele der Schutz-

häftlinge damit beschäftigt waren, für Privatfirmen Pappsoldaten herzu-

stellen und diese zu bemalen. Hitler entschied sofort, dass der Vierjahres-

plan Vorrang habe, so z.B. die im KZ Sachsenhausen betriebene Herstel-

lung von Ziegeln, und befahl daher die schnelle Überstellung der Schutz-

häftlinge an den Reichsführer-SS.12) 

Während der ersten Kriegsmonate zeigten einige Oberlandesgerichte die 

Tendenz, Fälle von Hochverrat und ähnliches selbst zu behandeln und 

nicht dem VGH zu überlassen. Dieser Praxis wirkte Freisler sofort durch 

ein Rundschreiben an alle Oberlandesgerichte entgegen, in dem er sie bei 

folgenden Verbrechen für unzuständig erklärte: 
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(a) heimtückische Vergehen gegen das Gesetz gegen heimtückische An-

griffe auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiuniform vom 20. 

Dezember 1934; 

(b) alle Fälle von Hoch- und Landesverrat; 

(c) Vergehen gegen die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze 

des deutschen Volkes vom 4.2.1933; 

(d) wirtschaftlicher Landesverrat.13) 

Da es nicht möglich war, gegen ein VGH-Urteil Berufung einzulegen, 

hielt Gürtner eine Art Berufungsgericht für notwendig; und am 4. Novem-

ber 1939 schuf er ein solches, indem er innerhalb des VGH einen «Beson-

deren Senat» einrichtete, der VGH-Urteile überprüfen sollte, gegen die 

Berufung eingelegt wurde.14) Doch dieser neue Senat, der wie jeder an-

dere VGH-Senat aus Berufs- und Laienrichtern bestand, neigte dazu, eher 

die Einwände des Staatsanwalts, der ein Urteil zu mild fand, zu berück-

sichtigen als die Meinung des Verteidigers, dem es zu hart schien. Ausser-

dem konnte der Verteidiger nicht direkt in die Berufung gehen, sondern 

nur über den Staatsanwalt.15) 

Was die Behandlung der Polen betraf, die in den von Deutschland annek-

tierten polnischen Gebieten lebten, und der Russen, deren Territorien 

noch annektiert werden sollten, so schrieb Freisler am 24. Juni 1941 einen 

Brief an den Reichsstatthalter und Gauleiter Greiser, in dem er eine 

frühere mündliche Vereinbarung über die Einrichtung von Standgerich-

ten, die Übertragung des Begnadigungsrechts, Hinrichtungen durch Hän-

gen und die Verwendung von Justizhäftlingen als Geiseln zusammenfas-

ste. In diesem Brief stimmte er der Gründung von Standgerichten zu und 

erklärte, sie würden in das Strafrecht für Polen eingegliedert. Zusätzlich 

sprach er Greiser im Reichsgau Posen (Wartheland), für den er verant-

wortlich war, das Recht zu, Prozesse aus eigener Initiative anzustrengen, 

also Polen vor ein Standgericht zu stellen, die sich schwerer Vergehen 

gegen die «deutsche Aufgabe des Wiederaufbaus» schuldig gemacht hät-

ten. Die Standgerichte sollten nur zwei Strafen verhängen – die Einwei-

sung in ein Konzentrationslager oder die Todesstrafe. Ausserdem wurde 

Greiser für die Dauer des Krieges in seinem Reichsgau das Begnadigungs-

recht vom Führer persönlich übertragen. Aber man war sich darin einig, 
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tragen. Aber man war sich darin einig, dass es wenig Sinn hätte, irgendje-

manden zu begnadigen. Die Todesstrafe sollte durch Erhängen vollstreckt 

werden, und man stellte übereinstimmend fest, dass es nötig wäre, einige 

Untersuchungsgefangene als Geiseln zu nehmen. Mit dieser Vereinba-

rung würde man der öffentlichen Kritik entgegenwirken, ebenso Hitlers 

persönlicher Kritik an der Milde der Justiz.16) 

Was niemals völlig ausgeschaltet werden konnte, hatte Gürtner schon im 

September 1939 beklagt, nämlich die Diskrepanz in der Rechtsprechung 

zwischen dem VGH, der Wehrmachtsjustiz und den polizeilichen Stand-

gerichten.17) Der VGH versuchte, sich mit der SS hinsichtlich des Straf-

rechts für Polen und Juden zu arrangieren; aber Himmler widersetzte sich 

allen Bemühungen, den VGH an die Stelle der Standgerichte zu setzen, 

weil normale Zustände, wie die im Altreich, «bisher nicht erreicht wor-

den» seien und «auch in der unmittelbaren Zukunft nicht erwartet wer-

den» könnten. Während die Einführung des deutschen Strafrechts im 

Osten akzeptiert wurde, blieb das «Sonderstrafrecht» weiterhin in Gel-

tung, aufgrund dessen Himmler seine eigenen sogenannten Gerichtsver-

fahren durchführte.18) 

Ende 1941 bestand der VGH aus sechs Senaten. Dem ersten sass VGH-

Präsident Thierack vor. In den Senaten waren 78 Berufsrichter und 74 

Berufsstaatsanwälte tätig. Ausser drei Richtern und zwei Staatsanwälten 

gehörten alle der NSDAP an, waren der Partei aber erst nach dem 30. 

Januar 1933 beigetreten, in einem «Bergrutsch des Gesinnungswandels», 

wie Freisler es bezeichnet hatte. Ausserdem gab es 81 Laienrichter.19) Da-

von waren 71 hohe Funktionäre der NSDAP und ihrer Formationen, der 

Rest Offiziere der drei Wehrmachtteile im Rang eines Obersten oder Ge-

nerals. Keiner der Wehrmacht-Laienrichter war NSDAP-Mitglied.20) 

Trotz des deutsch-russischen Nichtangriffspakts vom 23. August 1939 

ging der VGH nach Kriegsausbruch mit gesteigerter Aktivität gegen die 

illegale KPD vor; und dieses Vorgehen erfuhr eine weitere Steigerung 

nach dem Ausbruch des Krieges gegen die Sowjetunion. Von da an wur-

den alle staatsfeindlichen kommunistischen Handlungen nicht nur als 

Hochverrat, sondern auch als landesverräterisches Vergehen betrachtet, 

das die Ziele der Feinde des Deutschen Reiches, wie es Paragraph 91b des 

StGB definierte, förderte. Ehemalige kommunistische Funktionäre wur- 
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den sofort der Spionage verdächtigt und zum grössten Teil verhaftet. Die 

Beschuldigungen in den Anklageschriften gegen diese Leute verlagerten 

sich von Hochverrat mehr auf Landesverrat, weil man in den Beschuldig-

ten Agenten des «Weltbolschewismus» und der Sowjetunion sah.21) Die 

Grenzen zwischen Hoch- und Landesverrat wurden immer mehr ver-

wischt. 

Das Strafmass wurde drastisch verschärft. Am 28. Mai 1942 berichtete 

der Oberreichsanwalt dem Reichsjustizministerium, dass die österreichi-

schen Oberstaatsanwälte und die Gestapo in Wien ihn gebeten hätten, den 

Kommunisten härtere Strafen aufzuerlegen, und er setzte sich dafür ein, 

dass selbst für Kommunisten in untergeordneten Positionen die Todes-

strafe obligatorisch sein sollte.22) Schlegelberger, der damals das Reichs-

justizministerium kommissarisch leitete, teilte Hitler in einer Führerinfor-

mation mit, dass kommunistischer Hochverrat während des Krieges viel 

strenger bestraft werden müsse als zuvor – ohne Ausnahme mit dem Tod, 

da alle kommunistischen Aktionen Landesverrat darstellten.23) Vom 7. 

Juli 1942 an verurteilte der VGH auch Personen zum Tod, die man be-

schuldigte, früher Mitglieder der KPD oder einer ihrer untergeordneten 

Organisationen gewesen zu sein.24) 

Dass die Kommunisten in Deutschland aktiv blieben, wird in den Lage-

berichten des Oberreichsanwalts25) deutlich, die häufig darauf hinwiesen, 

dass man kommunistische Zellen und Organisationen entdeckt habe. 

Ausserdem geben natürlich zahlreiche Urteile des VGH Aufschluss über 

die beharrlichen Versuche der Kommunisten, sich in Deutschland im Un-

tergrund zu reorganisieren, vor allem nach dem deutschen Angriff auf die 

Sowjetunion. Angestellte und Arbeiter der Frankfurter Hauptpost hatten 

schon vor Kriegsausbruch begonnen, sich wegen der angeblich schlechten 

Arbeitsbedingungen und der niedrigen Löhne zu organisieren. Mit 

Kriegsausbruch übernahmen die Kommunisten die Führung dieser Grup-

pe, aktivierten die illegale Arbeit in Form einer Antikriegspropaganda und 

formulierten die Ziele einer künftigen Revolution in Deutschland. Sie ver-

teilten Flugblätter und sammelten die Adressen eingerückter Soldaten, um 

ihnen Propagandamaterial zu schicken. Kontakte mit einer kommunisti-

schen Zelle in Wiesbaden wurden hergestellt. Aber da sie ihr Propagan-

damaterial auch Soldaten an der Front schickten, konnten sie schliesslich 
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entdeckt werden, und am 24. Juni 1942 wurden der Gründer der Zelle, 

zwei andere Kommunisten aus Frankfurt und ein weiteres Zellenmitglied 

wegen Hochverrats zum Tod verurteilt. Am selben Tag wurde zwei wei-

teren Mitgliedern dieser Gruppe in einem anderen Prozess gleichfalls die 

Todesstrafe auferlegt.26) 

Ende Juni 1941 zirkulierten im Gebiet von Mannheim zahlreiche Anti-

Hitler-Flugblätter, die dessen Sturz und das Ende des Krieges forderten. 

Sie stammten aus einem Kreis, der auch seine eigene Zeitung, «Der Vor-

bote», herausbrachte und dessen Anführer, Georg Lechleiter, ein ehema-

liges kommunistisches Landtagsmitglied war. Im Februar 1942 wurden 

Lechleiter und seine Helfershelfer auf gespürt. 19 Mitglieder der Gruppe 

wurden zum Tod verurteilt, unter ihnen Lechleiter, und am 15. September 

1942 wurden sie hingerichtet.27) Am 9. Oktober 1942 wurden fünf ehe-

malige Kommunisten in Berlin vom VGH zum Tod verurteilt. Der An-

führer dieser Gruppe war ein Bäcker, der Flugblätter und Plakate veröf-

fentlicht und die Arbeiter aufgefordert hatte, ihr Arbeitstempo zu dros-

seln. Der Bäcker hatte einen Gesinnungsgenossen, der wie er selbst früher 

KPD-Mitglied gewesen war. Ein Musiklehrer, der die Kopiermaschine 

für die Flugblätter und Plakate beschafft hatte, wurde ebenfalls angeklagt. 

Während des Ersten Weltkriegs war er Pilot gewesen und für seine Tap-

ferkeit vor dem Feind ausgezeichnet worden. Auch ein Büroangestellter 

und ein Fabrikarbeiter, die die deutschen Sendungen der BBC abgehört 

und deren Nachrichten verbreitet hatten, wurden angeklagt. Alle diese 

Personen, bis auf eine, wurden zum Tod verurteilt und hingerichtet. Die 

Ausnahme war eine Stenotypistin, der man zubilligte, dass ihr wegen ih-

rer Jugend nicht voll bewusst gewesen sei, was sie getan hatte, und die zu 

sieben Jahren Zuchthaus verurteilt wurde.28) 

Am 28. Juli 1944 wurde ein zweiundsiebzigjähriger Berliner Tischler 

zum Tod verurteilt. Der Angeklagte, dessen «marxistische» Vergangen-

heit bis ins Jahr 1895 zurückreichte, hatte von 1942 bis 1944 regelmässig 

ausländische Radiosender abgehört. Anfang 1944 hatte er auch einen 

kommunistischen Funktionär für eine Nacht versteckt und Propaganda-

material weitergegeben, das er von ihm erhalten hatte. Im Urteil, verkün-

det vom damaligen VGH-Präsidenten Freisler, wurde festgestellt, es sei 

war besonders schwer, einen so alten Mann zum Tod zu verurteilen, aber 
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er sei ein Verbrecher erster Ordnung. «Wer die erste Voraussetzung dafür 

schafft, dass kommunistische Wühlratten unterirdisch uns zersetzen kön-

nen, nämlich ihnen Quartier verschafft, der betätigt sich damit selbst un-

mittelbar kommunistisch. Diese kommunistische Betätigung ... ist aber 

zugleich eine verräterische für unsere Kriegsfeinde, denn diese wissen, 

dass sie mit unseren Soldaten im Osten, im Westen und im Süden nicht 

fertig werden können. Sie sind darauf angewiesen, dass sie Verräter in 

unserer Mitte finden, die uns von innen her aushöhlen. Das weiss auch 

jeder. Erst recht ein Mann wie ..., der mit seinen Gedanken sich so weit in 

das Feindlager vertieft hat, dass er sogar sich eingehende Notizen über 

sein ständiges Rundfunkhören machte! So hat sich also ... zum Propagan-

disten unserer Kriegsfeinde gemacht ... Dadurch ist er für immer ehrlos 

geworden ... 

Die Rechtspflege hat ... die Aufgabe, in solchen Fällen auch über den Ein-

zelfall hinaus jedem anderen Verräter gleicher Art klarzumachen, was 

ihm blüht, damit er vielleicht doch noch von seinem Verhalten ablässt. 

Daher musste um dieser erforderlichen Breitenwirkung in der politischen 

Strafrechtspflege willen ... mit dem Tode bestraft werden, obwohl er be-

reits über 70 Jahre alt ist.»29) 

Im Frühjahr 1942 wurde in Berlin eine kommunistische Zelle innerhalb 

der bedeutenden Waffenfirma Rheinmetall-Borsig AG gegründet, die un-

ter den anderen Fabrikarbeitern Prophezeiungen über die Niederlage 

Deutschlands verbreitete, zur Industriesabotage aufrief und mittels Flug-

blättern eine Fusion von SPD und KPD befürwortete, die eine Vereinigte 

Kommunistische Partei Deutschlands bilden sollten. Diese Gruppe stellte 

auch Kontakte mit Kriegsgefangenen her, vor allem mit französischen 

und russischen, gab Flugblätter in mehreren Sprachen heraus und ver-

steckte einen kommunistischen Agenten. Als die Gruppe zwei Jahre spä-

ter entdeckt wurde, verurteilte der VGH am 25. Juli 1944 zwei führende 

Mitglieder dieser Gruppe zum Tod. Ein Angeklagter wurde zu sieben Jah-

ren Zuchthaus verurteilt. Die Anklage hatte auf Vorbereitung zum Hoch-

verrat und Feindbegünstigung gelautet. Der Urteilsspruch basierte auf 

versuchter «Wehrkraftzersetzung». Im Urteil erklärte Freisler: «Wer im 

vierten Kriegsjahr unter deutschen Rüstungsarbeiten solche Zersetzungs-

flugblätter verbreitet, noch dazu mit solch langdauernder Hartnäckigkeit  
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und in solchem Umfang, der weiss, dass er damit unsere innere Geschlos-

senheit und unsere eiserne Bereitschaft, alles für den Sieg einzusetzen, 

aushöhlt ... und dass er damit in unserer Mitte die Geschäfte unserer 

Kriegsfeinde besorgt. Das hat auch ... gewusst. So ist er als Verräter un-

seres Volkes in unserem Kampf um unser Leben zu einem für immer ehr-

losen Knecht unserer Feinde geworden. Sein Verhalten arbeitet geradezu 

auf die Wiederkehr eines Jahres 1918 hin, ist also in höchstem Masse ge-

fährlich ...» Dieser Fall dient nur als ein Beispiel von vielen zahlreichen 

Verurteilungen von Kommunisten.30) 

Der Hauptimpuls kommunistischer Aktivitäten kam natürlich aus Mos-

kau. Nach dem deutschen Angriff auf Russland, setzten die Sowjets deut-

sche Agenten hinter den deutschen Linien und im Reichsgebiet ab. So 

wurden im Mai 1942 zwei Agenten in Ostpreussen und einen Monat spä-

ter zwei weitere in Westpreussen abgesetzt. Die ersten beiden wurden so-

fort gefangen. Die beiden anderen, die den Auftrag hatten sich mit der 

«Roten Kapelle» in Berlin in Verbindung zu setzen, wurden erst ein we-

nig später aufgespürt, und alle wurden zum Tode verurteilt.31) 

Die «Rote Kapelle» konzentrierte sich in Deutschland in Berlin um Harro 

Schulze-Boysen, damals Oberleutnant im Luftwaffenforschungsamt, Gö-

rings persönlichem Geheimdienst, der vor allem internationale Telefon-

verbindungen anzapfte. 117 Mitglieder der «Roten Kapelle», die nicht ge-

nügend auf ihre Sicherheit geachtet hatten, wurden im Sommer 1942 ver-

haftet. Hitler stimmte sofort dem Vorschlag zu, der VGH solle diesen 

Leuten den Prozess machen, wobei Göring die Verhandlungsführung 

überwachen sollte. Allerdings behielt Hitler es sich vor, alle wichtigen 

Urteile zu bestätigen. Das missfiel dem Oberstkriegsgerichtsrat der Luft-

waffe Dr. Manfred Roeder. Erstens war er gegen einen Massenprozess 

und dessen mögliche psychologischen Auswirkungen auf das ganze deut-

sche Volk. Zweitens warf er ein, dass noch nicht alle Fragen geklärt seien, 

und deshalb könne man keine Schnellverfahren durchführen. Ausserdem 

– und dies war der wesentliche Punkt – liege der ganze Fall nicht im Kom-

petenzbereich des VGH. Hier gehe es um Militärspionage von Angehöri-

gen der Wehrmacht, und dafür sei ausschliesslich das Reichskriegsgericht 

(RKG) zuständig, das oberste Tribunal der Wehrmacht. 

Göring nahm zwar Notiz von Roeders Kommentaren, war aber keines- 
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wegs entzückt davon, denn Hitlers Schelte gegen die deutsche Justiz im 

April 1942, von der noch zu berichten sein wird, richtete sich auch gegen 

die Wehrmachtjustiz, der es nicht gelungen sei, während des Winterfeld-

zugs in Russland 1941/42 gegen die Generäle vorzugehen, die ihre Trup-

pen entgegen Hitlers Befehlen vor Moskau zurückgezogen hatten. Und – 

mag es nun richtig oder falsch sein – die Wehrmachtjustiz stand auch in 

dem Ruf, ein Gegengewicht zum VGH darzustellen. Doch Roeder, unter-

stützt von den Richtern des RKG, intervenierte erfolgreich und veranlas-

ste Göring, den Prozess dem RKG zuzuteilen. Ende Oktober 1942 hatte 

Göring die widerwillige Zustimmung Hitlers erhalten, und einen Monat 

später wurde die erste Anklageschrift verfasst. Von den 117 Verhafteten 

blieben 76 übrig, die angeklagt wurden, und diese Gruppe wurde auf 

zwölf verschiedene Verfahren aufgeteilt. Die Anklage lautete auf Landes-

verrat. Schulze-Boysen, ein Grossneffe des Admirals von Tirpitz, gab 

seine verräterischen Handlungen bereitwillig zu. Andere verteidigten sich 

hartnäckig und mit gewissem Erfolg – sehr zur Verärgerung Hitlers, der 

mehrere Gefängnisstrafen in Todesstrafen umwandeln liess. 

Dies war das Ende der «Roten Kapelle» in Deutschland.32) Aber es war 

nicht das Ende der kommunistischen Aktivität in Deutschland. Ausser 

Agenten und Aktivisten wurden auch jene Personen angeklagt und verur-

teilt, die Mundpropaganda trieben. Ein Berliner Handwerker wurde zum 

Tod verurteilt, weil er Hitler als grössten Schlächter der Geschichte be-

zeichnet hatte. «Jeder weiss, dass der Führer alles darangesetzt hatte, die-

sen Krieg zu vermeiden, und als der Feind ihn vom Zaune gebrochen 

hatte, um ihn wenigstens zu lokalisieren. Der Deutsche, der eine solche 

Äusserung tut, propagiert schon damit in besonders gefährlicher Weise 

kommunistisches Gedankengut, bereitet also kommunistischen Hochver-

rat vor.»33) Der Innendekorateur Louis Birk aus Wiesbaden, schon zuvor 

mehrmals wegen Beleidigung bestraft, wurde am 29. April 1943 aus drei 

Gründen angeklagt: Erstens beschuldigte man ihn, in Deutschland eine 

feindliche Macht unterstützt zu haben, zweitens, die Verfassung des 

Reichs durch Hochverrat bedroht und die Wehrmacht in der Ausübung 

ihrer Pflicht behindert zu haben, und drittens, öffentlich versucht zu ha-

ben, den Wehrwillen des deutschen Volkes zu untergraben, d.h. Wehr-

kraftzersetzung betrieben zu haben. 
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Birk war nicht einmal Kommunist. Bis 1929 war er Angehöriger der SS 

gewesen, und er gehörte immer noch der Deutschen Arbeitsfront (DAF) 

und der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) an. Im Sommer 

1942 hatte er zum erstenmal erklärt, dass Hitler in Wirklichkeit gar nicht 

Hitler, sondern «Schüttelgruber» heisse. Als seine Gesprächspartner ihm 

keinen Glauben schenkten, sagte er, dass er noch viel peinlichere Ge-

schichten auf Lager habe. Im Dezember 1942 wiederholte Birk seine Be-

hauptung vor einem Verwaltungsbeamten der Wehrmacht und fügte 

hinzu, Hitler habe dem Staat niemals einen Pfennig Steuern gezahlt. Dann 

äusserte er sich sehr pessimistisch über die Kriegssituation und meinte, 

Deutschland werde den Krieg verlieren, und alle Opfer seien dann um-

sonst gewesen. Er forderte den Beamten auf, seine Uniform wegzuwerfen 

und sich woanders eine Stellung zu suchen. Ende Januar 1943 machte er 

vor anderen Personen ähnliche Bemerkungen, ausgeschmückt mit Neuig-

keiten, die er den Sendungen ausländischer Radiostationen entnommen 

hatte. Und als die 6. Armee am 1. Februar 1943 in Stalingrad kapitulierte, 

zeigte er sich hochbefriedigt, worauf er angezeigt wurde. Während des 

Prozesses behauptete der Angeklagte, er könne sich nicht an diese Äusse-

rungen erinnern, was das Gericht jedoch nicht akzeptierte. Der VGH 

nahm aber zur Kenntnis, dass Birk zahlendes Mitglied der SS gewesen 

war, Anfang der 20er Jahre gegen die Separatisten gekämpft hatte und 

von den Franzosen eingesperrt worden war. Der VGH erklärte, er könne 

nicht eruieren, was Birks Sinneswandel verursacht habe; aber seine Ver-

gehen seien so schwerwiegend, dass nur die Todesstrafe eine adäquate 

Bestrafung darstelle.34) 

In einem ähnlichen Fall wurde ein deutscher Bergmann, der einer Schaff-

nerin ein britisches Flugblatt gezeigt und erklärt hatte, es enthielte die 

Wahrheit, am 7. Januar 1943 zum Tod verurteilt. Das Gericht konsta-

tierte: «Der Verteidiger hat gemeint, der Angeklagte sei doch nur ein 

Meckerer. Aber dem kann der Volksgerichtshof nicht zustimmen. Wer 

mit feindlichen Flugblättern in der Hand öffentlich sagt, das Volk solle 

Revolution machen, der höhlt höchst gefährlich die innere Front aus, wäh-

rend der deutsche Soldat in schwerem Kampf sein Leben einsetzt. Der 

versetzt unserem Heer einen Dolchstoss. Höchst gefährlich – wie 1917/18 

zeigt –, selbst wenn der erste oder zweite oder viele erste solcher Dolch- 
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stösse noch nicht treffen. Und das weiss auch jeder, so auch der freilich 

etwas beschränkte Angeklagte! Er ist also kein Meckerer, sondern ein ge-

fährlicher Feind des kämpfenden Volkes. Er tut gerade das, worauf der 

Engländer spekuliert, wenn er Bomben und Flugblätter gemischt ab wirft: 

Das Volk zersetzen, seine Wehrkraft im totalen Krieg schwächen, den 

Feind begünstigen.35) 

Ein anderer Angeklagter hatte mehr Glück als Birk. Er war bei den VW-

Werken angestellt und hatte im Juli 1942 eine Nachricht mit folgendem 

Wortlaut an eine Arbeiterin aus dem Osten geschickt: «Kopf hoch, 

Helene, es wird noch alles gut, auch wir warten seit 1933 auf die Befrei-

ung. Ein alter Genosse.» Der VGH betrachtete dies als Verletzung des 

«Heimtücke-Gesetzes» und verurteilte ihn zu einem Jahr Gefängnis, in-

klusive der Zeit, die er im Untersuchungsgefängnis verbracht hatte. Im 

Urteil wurde festgestellt, einige Aussagen schienen zu bestätigen, dass der 

Angeklagte versucht habe, kommunistische Propaganda zu treiben, doch 

sei dies nicht absolut sicher. Davon abgesehen sei der Angeklagte ein aus-

gezeichneter Arbeiter, der seine früheren kommunistischen Neigungen 

aufgegeben und die ihm unterstellten Russen mit grosser Strenge beauf-

sichtigt habe.36) 

Professor Dr. Robert Havemann, vor wenigen Jahren verstorben, war ein 

wesentlich bedeutenderer Fall. Als Pharmakologe und Dozent an der Ber-

liner Friedrich-Wilhelm-Universität war Havemann aufgrund seiner Ent-

deckungen und Erfindungen zu internationalem Ruhm gelangt. Er grün-

dete die «Europäische Union», für die er andere Intellektuelle warb. Er 

forderte, dass das Unionsprogramm keine nationalsozialistischen Prinzi-

pien enthalten solle, sondern bolschewistische und angelsächsische Ele-

mente. Im September 1943 wurden Havemann und drei seiner Genossen 

verhaftet, und am 15. Dezember 1943 mussten sie sich dem VGH stellen. 

Alle vier wurden zum Tod verurteilt; doch Havemann wurde nicht hinge-

richtet, weil er seit etlichen Jahren geheime Forschungsarbeiten für die 

Wehrmacht ausführte, die er nun fortsetzen sollte. Deshalb wurde der 

Hinrichtungstermin immer wieder verschoben, bis Havemann schliesslich 

1945 befreit wurde. Einige andere Mitglieder der Europäischen Union 

wurden vom VGH freigesprochen.37) 

Zu den engeren Mitarbeitern Hitlers in der Frühzeit der NSDAP bis No-

vember 1923 zählte Hauptmann a. D. Josef (Beppo) Römer, der 1921 das 
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Freikorps Oberland im Kampf gegen die polnischen Aufständischen in 

Oberschlesien geführt hatte. Im Ersten Weltkrieg hatte er hohe Auszeich-

nungen erhalten. Nach seiner anfänglichen Sympathie für die NSDAP 

schloss er sich gegen Ende der zwanziger Jahre den Kommunisten an. Er 

kam in Kontakt mit Niekisch und Otto Strasser, wurde nach 1933 mehr-

mals verhaftet, aber wegen seiner Verdienste während des Ersten Welt-

krieges immer wieder freigelassen. Er blieb weiterhin aktiv und gelangte 

schliesslich zu der Überzeugung, dass man Deutschland nur durch Hitlers 

Tod erlösen könne. Mit der finanziellen Unterstützung des Industriellen 

Nikolaus von Halem traf er Vorbereitungen, um Hitler eigenhändig zu 

ermorden, doch aus dem Plan wurde nichts. Der «Aufbruchkreis», den er 

organisiert hatte, wurde 1942 von der Gestapo zerschlagen. In Berlin hatte 

der Kreis etwa 100 Mitglieder gewonnen, in München 35, einige auch in 

Essen, Leipzig, Innsbruck und Wien. Römer selbst wurde am 19. Februar 

1944 verhaftet; am 25. September 1944 machte ihm der VGH den Pro-

zess. Er wurde zum Tod verurteilt und unmittelbar danach gehängt. Bald 

darauf wurden auch seine ehemaligen Kameraden angeklagt und ebenso 

unnachsichtig bestraft.38) 

Jugendverbände, die schon vor 1933 existiert hatten und sich nach 1933 

neu zu organisieren versuchten, waren der gleichen Verfolgung unterwor-

fen wie die ehemaligen politischen Parteien.39) Obwohl viele ihrer Führer 

emigriert waren, konnten sie sich im deutschen Untergrund recht wir-

kungsvoll organisieren.40) 

Viele dieser Jugendgruppen degenerierten zu kriminellen Banden. Im 

Rheinland formierten sich die «Edelweisspiraten», eine Gruppe von 60 

Mitgliedern, die 1943 zerschlagen wurde.41) Sie hatten nicht nur Dieb-

stähle begangen und von Bomben beschädigte Häuser geplündert, son-

dern auch Angehörige der Hitlerjugend angegriffen. Ende 1944, als Köln 

zum Kriegsgebiet erklärt worden war und die Amerikaner Aachen bereits 

besetzt hatten, bildete sich eine neue «Edelweiss-Gruppe», die in der glei-

chen Weise wie die alte vorging. Ein Dutzend ihrer Mitglieder, zwischen 

15 und 17 Jahre alt, wurden auf frischer Tat ertappt, von einem Standge-

richt zum Tod verurteilt und zum Zweck der Abschreckung öffentlich ge-

hängt.42) 

Alle bisher angeführten Fälle basierten auf den Paragraphen des Straf-

rechts, die sich auf versuchten Hochverrat bezogen, oder auf gesetzlichen 
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Bestimmungen, die mit diesen Paragraphen zusammenhingen. Der Lan-

desverrat war immer noch ein gesondertes Thema, so sehr sich Freisler 

auch bemühte, Hoch- und Landesverrat gleichzusetzen. Schon vor dem 

Krieg hatte es eine Reihe spektakulärer Spionagefälle gegeben, in die ein 

polnischer Offizier verwickelt war, der seine Informationen von drei Se-

kretärinnen aus dem Reichswehrministerium erhalten hatte. Er erhielt eine 

lebenslängliche Freiheitsstrafe, die er aber nicht anzutreten brauchte, da 

man ihn gegen einen in Polen verurteilten deutschen Spion austauschte. 

Doch zwei der Sekretärinnen wurden zum Tod verurteilt, die dritte zu le-

benslanger Haft.43) 

Wie wir gesehen haben, wurden die Gesetze und das Strafmass schon in 

den Vorkriegsjahren verschärft. Landesverrat und die Beschaffung von 

Staatsgeheimnissen durch Spionage wurden nach den Paragraphen 89 und 

90 des StGB geahndet, Kontakte, die auf Landesverrat abzielten, nach 

dem Paragraph 90c, während sich im Krieg die Kategorie «Feindbegün-

stigung» in unvorhersehbarer Weise ausdehnte. Die Anwendung der Pa-

ragraphen 89 und 90 hing vor allem davon ab, wie der Begriff «Staatsge-

heimnis» interpretiert wurde. Der VGH pflegte sich nicht um Angelegen-

heiten zu kümmern, die nur aus innenpolitischen Gründen geheimgehal-

ten wurden, ebenso wenig um Dinge, die nur vertraulich behandelt und 

nicht ausdrücklich geheimgehalten werden mussten. In seiner Anfangs-

phase betrachtete der VGH eine Tat nur dann als Verbrechen, wenn ihr 

Ziel war, dem Reich aussenpolitischen Schaden zuzufügen.44) 

Doch seit dem 26. Mai 1933 galt der Begriff «Spionage» nicht mehr nur 

für militärische Geheimnisse, sondern für alle Staatsgeheimnisse, und um 

dies gesetzlich zu untermauern, wurde dem StGB der Paragraph 92a hin-

zugefügt.45) Dadurch erhielt der VGH die Möglichkeit, schon allein Vor-

bereitungen zum Landesverrat zu verfolgen, auch wenn die Tat noch gar 

nicht vollendet worden war. Der Landesverrat-Abschnitt des StGB erfas-

ste auch Taten, die ihrem Wesen nach rein kriminell waren, aber einbezo-

gen wurden, wenn sie auch eine Verletzung der Loyalität darstellten, die 

jeder Deutsche dem Reich schuldete. Auch wenn jemand einen anderen 

aufforderte, Landesverrat zu begehen, wurde das mit der Todesstrafe be-

legt. Während des Krieges wurden Pläne zum Landesverrat in besonders 
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schwerwiegenden Fällen mit dem Tod bestraft, auch wenn diese Pläne 

schon Jahre vor dem Krieg geschmiedet worden waren. Dies war eine 

rückwirkende Rechtsprechung46), veranlasst durch den Prozess gegen den 

Emigranten Leo Sklarek. Zusammen mit seinem Bruder, der inzwischen 

gestorben war, hatte Sklarek in einem der aufsehenerregendsten Korrup-

tionsfälle der Weimarer Republik eine wichtige Rolle gespielt und bereits 

vier Jahre Zuchthaus abgesessen. Nach seiner Freilassung war er nach 

Prag gegangen und dort verhaftet worden, als die Deutschen Böhmen und 

Mähren besetzten. Im Herbst 1941 wurde er vor dem VGH des Landes-

verrats angeklagt und nur zu acht Jahren Zuchthaus verurteilt. Dies brach-

te Hitler so in Wut, dass Staatssekretär Schlegelberger eine rückdatierte 

Forderung nach einem Todesurteil im Fall Sklarek stellte. Dieses Urteil 

wurde zwar nicht ausgesprochen, aber man übergab Sklarek der Gestapo, 

die ihn in ein Konzentrationslager brachte und wunschgemäss ermor-

dete.47) 

Am 6. Mai 1940 wurden die Paragraphen 3 und 4 des StGB ergänzt, so 

dass sie alle von Deutschen im Ausland begangenen Taten, die sich gegen 

Deutschland richteten, erfassten, ebenso derartige Aktionen von Auslän-

dern.48) Aber die strafrechtliche Verfolgung eines Ausländers erforderte 

die Zustimmung des Justizministeriums.49) Ausserdem hatten Ausländer 

eher die Aussicht, zu einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe statt zum Tod 

verurteilt zu werden. Während sich der deutsche Machtbereich in Europa 

ausdehnte, wurden immer mehr Emigranten aufgespürt. Besonders die er-

beuteten tschechischen und polnischen Akten lieferten unerwartete Ein-

sichten, in quantitativer wie qualitativer Hinsicht. Das traf überwiegend 

auch auf die Akten der französischen, belgischen und holländischen Ge-

heimdienste zu. 

Am 30. Juli 1940 berichtete der Oberreichsanwalt, dass man während der 

Besetzung der Niederlande eine ganze Reihe von Landesverratsfällen und 

Verbindungen zwischen den Spionagenetzen der britischen und holländi-

schen Geheimdienste aufgedeckt habe. Über Frankreich und Belgien wur-

den ähnliche Berichte vorgelegt. Im Juni 1940 spürte man in den polni-

schen Akten 77 Fälle von Landesverrat auf.50) Natürlich erhob sich die 

Frage, ob ausländische Offiziere, Beamte etc. ebenso verfolgt werden 

konnten wie deren deutsche Agenten. Bei einer Konferenz im Justizmini- 
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sterium am 16. Februar 1940 argumentierte man, dass eine solche Verfol-

gung, insbesondere des polnischen Geheimdienstes, im Prinzip möglich 

sei, aber nicht obligatorisch, wenn die betreffende Person im Ausland 

agiert habe, es sei denn, sie hätte niederträchtige Methoden angewandt.51) 

Man vereinbarte, dass Angehörige des polnischen Geheimdienstes nur 

verfolgt werden sollten, wenn sie ihre Straftaten auf deutschem Territo-

rium begangen hatten oder Volksdeutsche oder «private Kollaborateure» 

waren. In den besetzten Westgebieten verfuhr man nach denselben Re-

geln.52) Aber wegen dieses Themas kam es zwischen dem Oberkom-

mando der Wehrmacht und dem Reichssicherheitshauptamt zu einer Mei-

nungsverschiedenheit. Während die Wehrmacht dafür eintrat, solche Fäl-

le grosszügig zu behandeln, befürwortete das Reichssicherheitshauptamt 

einen härteren Kurs. Schliesslich einigte man sich auf der Basis, dass die 

Wehrmacht das Reichssicherheitshauptamt über alle Fälle informieren 

sollte.53) 

Der plötzliche Anstieg von Landesverratsfällen bürdete dem VGH soviel 

Arbeit auf, dass sich Thierack am 18. Dezember 1941 über die starke und 

ständig wachsende Belastung beschwerte.54) Trotz des deutsch-russischen 

Paktes hatten die Sowjets in Deutschland im gleichen Mass wie zuvor 

weiterspioniert. Aber ihr Spionagenetz blieb der deutschen Spionageab-

wehr nicht verborgen, die es bis 1942 unter Beobachtung hielt. Dann 

wurde eine Anzahl dieser russischen Spionagenetze zerschlagen und ihre 

Angehörigen verhaftet, vor allem in Ostpreussen.55) 

Am 15. September 1942 wurde ein jüdischer Kaufmann aus Brüssel na-

mens Blumberg wegen Spionage zum Tod verurteilt. Der Beschuldigte 

besass zwar einen italienischen Pass, hatte aber lange Zeit in Österreich, 

Ungarn, Rumänien, Kanada und Frankreich gelebt, bevor er sich 1930 in 

Brüssel niedergelassen hatte. Dort wurde er vom französischen Geheim-

dienst engagiert, und so kam er vor dem Krieg mehrmals nach Deutsch-

land, um Garnisonen und Anlagen der Wehrmacht auszukundschaften. 

Die Deutschen fanden die entsprechenden Akten, verhafteten Blumberg, 

stellten ihn vor Gericht und richteten ihn hin.56) 

In einem ähnlichen Fall war ein ehemaliger Kommunist aus Bremen, der 

in Deutschland von der Anklage des Hochverrats freigesprochen worden 

war, 1937 nach Antwerpen ausgewandert und vom belgischen sowie vom 
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französischen Geheimdienst als Agent angeheuert worden. Er lieferte sei-

nen Arbeitgebern detaillierte Informationen über deutsche Häfen und 

Schiffswerften. Ausserdem engagierte er einen weiteren Deutschen als 

Mitarbeiter. Während der Kommunist der Verhaftung entging, wurden 

sein Komplize und mehrere andere Leute, die mit beiden in Verbindung 

gestanden hatten, festgenommen. Der Mitarbeiter und eine weitere Per-

son wurden zum Tod verurteilt, die übrigen für längere Zeit ins Gefängnis 

gesteckt.57) 

Die polnischen Spionagefälle können umfassender dokumentiert werden. 

So arbeitete ein ehemaliger Angehöriger der Reichswehr von 1924 bis 

1928 für den polnischen Geheimdienst in Oberschlesien. Der Mann er-

hielt seine Informationen von einem Unteroffizier der Reichswehr. Beide 

wurden verhaftet und am 9. März 1943 zum Tod verurteilt.58) 

In einem anderen Fall war der schwedische Militârattaché in einem Spio-

nageprozess gegen drei Polen verwickelt. Einer der angeklagten Polen 

hatte 1942 dem Schweden mitgeteilt, dass die Deutschen in Warschau 

Generalstabskarten von Schweden druckten. Sein Informant war ein ehe-

maliger polnischer Offizier, der sich während des Ersten Weltkriegs in 

der österreichischen Armee durch besondere Verdienste ausgezeichnet 

hatte. Dieser Mann gab einen weiteren polnischen Offizier als seinen In-

formanten an; doch der letztere leugnete, etwas von der Angelegenheit zu 

wissen. Der VGH konnte den Fall nicht zufriedenstellend aufklären und 

sprach die beiden angeklagten Offiziere frei. Der erste Angeklagte je-

doch, der die Information an den Schweden weitergegeben hatte, wurde 

zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt, weil er das Wohl des Reichs fahrläs-

sig gefährdet habe. Das Gericht anerkannte jedoch, dass er nicht von einer 

feindseligen Haltung gegenüber Deutschland motiviert worden sei.59) 

1936 hatte die tschechische Polizei zwei Sudetendeutsche auf den Ver-

dacht hin verhaftet, dass sie mit dem deutschen Geheimdienst in Verbin-

dung stünden. Die Festnahme war durch einen Brief veranlasst worden, 

den die Tschechen abgefangen hatten. Sie arretierten sowohl den Absen-

der als auch den Adressaten; aber keiner der beiden war zu einem Ge-

ständnis bereit. Daraufhin sperrte die tschechische Polizei einen sudeten-

deutschen Gewerkschaftler zunächst in die Zelle des Absenders, dann in 
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die des Adressaten, mit dem Auftrag, das Vertrauen der beiden Männer 

zu gewinnen und herauszufinden, ob sie für Deutschland spionierten. 

Nachdem der Spion die gewünschten Informationen erhalten hatte, gab er 

sie an die Tschechen weiter. Die Sudetendeutschen wurden zu Gefängnis-

strafen verurteilt. Dann erhielt der deutsche Informant der Tschechen den 

Befehl, zwei Deutsche über die deutsch-tschechische Grenze zu locken, 

doch dieser Plan konnte nicht durchgeführt werden. Später fiel der Infor-

mant in deutsche Hände, und am 22. November 1940 verurteilte ihn der 

VGH zu fünfzehn Jahren Zuchthaus. Die Zahl solcher Fälle ist Legion. 

Die bereits zitierten müssen hier genügen.60) 

In anderen Fällen von Landesverrat versorgten die Beschuldigten den 

Feind mit Waffen oder hatten auf andere Weise «Feindbegünstigung» be-

gangen. Zu dieser Kategorie gehörte auch die «Wehrkraftzersetzung» . 

Ein Österreicher war 1929 nach Frankreich gegangen, um sich dort Arbeit 

zu suchen. Er heiratete eine Französin und bemühte sich um die französi-

sche Staatsbürgerschaft. Aber nach dem Anschluss Österreichs entsprach 

er dem Wunsch seines Vaters und entschied sich für die deutsche Staats-

angehörigkeit. Als der Krieg ausbrach, wurde er vorübergehend interniert; 

und nach seiner Freilassung suchte er erneut um die französische Staats-

bürgerschaft an. Gleichzeitig meldete er sich freiwillig zum Dienst in der 

französischen Armee. Er wurde in die Fremdenlegion aufgenommen, 

nach Algier versetzt und schliesslich im Sommer 1941 in Südfrankreich 

aus der Armee entlassen. Er blieb als Landarbeiter in Frankreich, doch im 

Januar 1943 wurde er von der deutschen Polizei festgenommen, und 

schliesslich machte ihm der VGH den Prozess. Im Urteil wurde festge-

stellt, der Angeklagte wäre verpflichtet gewesen, sich für den Dienst in 

der deutschen Wehrmacht zu melden. Er habe sich seiner Pflicht entzogen 

und somit Paragraph 5 der KSSVO verletzt. Gleichzeitig habe er Landes-

verrat begangen, indem er als deutscher Bürger in der französischen Ar-

mee gekämpft hatte. Deshalb habe er sein Blut und sein Volk verraten. 

Seine Entscheidung für die deutsche Staatsbürgerschaft sei nur ein Lip-

penbekenntnis gewesen, und das «gesunde Volksempfinden» verlange 

seine Ausmerzung. Am 15. Juli 1943 wurde er zum Tod verurteilt.61) 
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Nach dem Paragraphen 91 b des StGB schloss Landesverrat alle Hand-

lungen zugunsten des Feindes ein, zum Beispiel die Arbeit in einer feind-

lichen Fabrik, die Anwerbung Freiwilliger für feindliche Streitkräfte, die 

Beschaffung und Weitergabe militärischer Informationen, auch wenn sie 

nicht geheim waren, die Unterstützung von Agenten, die mit Fallschirmen 

absprangen, die Befreiung von Kriegsgefangenen oder Beihilfe zu deren 

Flucht, die Verbreitung feindlicher Flugblätter und die Benutzung ge-

fälschter Lebensmittelkarten. Die Bestimmung dieses Paragraphen, wo-

nach es illegal war, Freiwillige für feindliche Streitkräfte anzuwerben, 

kam vor allem in Böhmen und Mähren zur Geltung, wo viele Tschechen 

versuchten, über die Balkanländer nach Frankreich und später nach 

Grossbritannien zu gelangen, um sich der «Tschechischen Legion» anzu-

schliessen. Sogar Deutsche, die polnischen oder russischen Kriegsgefan-

genen aus Mitleid Nahrungsmittel oder Lebensmittelkarten gaben, ris-

kierten eine Anklage wegen Wehrkraftzersetzung. Ein offizieller Bericht 

vom 1. August 1942 enthüllte, dass zahlreiche Prozesse anhängig waren, 

in denen sich Deutsche verantworten mussten, die insgesamt sechs- bis 

achthundert französischen Kriegsgefangenen zur Flucht verhülfen hat-

ten.62) 

Im «Reichsprotektorat» Böhmen und Mähren war der Fall des Generals 

Elias wohl der bedeutendste und gleichzeitig symptomatisch für den Ver-

lust der Rechtssicherheit im Grossdeutschen Reich.63) In der Nacht des 

29. Januar 1941 erlitt Reichsjustizminister Franz Gürtner einen Schlagan-

fall und starb. Ob die letzte Verteidigungsbastion des Rechtsstaats mit 

seinem Tod zusammenbrach, ist mehr als zweifelhaft, da er sich im Lauf 

seiner Karriere so stark zur NS-Seite geneigt hatte, dass im Grunde alle 

Barrieren zwischen der Justiz (besonders dem VGH) und der NSDAP ver-

schwunden waren. Das Einzige, was er noch aufrechterhalten wollte, war 

die äussere Form des Rechtsstaats. Auf Jeden Fall verursachte sein Tod 

eine Zeit des Interregnums im Reichsjustizministerium, die Heydrich so-

fort auszunutzen verstand. 

Nach der Besetzung von Böhmen und Mähren im März 1939 verfolgte 

das Reich zuerst einen sehr gemässigten Kurs, der auf der Linie des 

Reichsprotektors Konstantin Freiherr von Neurath lag. Aber schon 1940 

wurden wichtige Teilgruppen von Obrana naroda, der tschechischen mi-

litärischen Widerstandsorganisation, aufgespürt und verhaftet. Zunächst 
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verhinderte Hitler, dass den Leuten der Prozess gemacht wurde; er gab nur 

die Anweisung, eine Anklageschrift zu verfassen.64) Als die Zahl der 

tschechischen Unruhen und damit die Anzahl der Gefängnisinsassen an-

stieg, bat VGH-Oberreichsanwalt Lautz im Führerhauptquartier erneut um 

die Erlaubnis, in diesen Fällen Verfahren einleiten zu dürfen. Dies wurde 

gestattet, aber Hitler erklärte, dass Todesstrafen unerwünscht seien. Auf 

seine Anordnung hin mussten bereits verkündete Todesurteile aufgehoben 

werden.65) 

Doch Reinhard Heydrich, der Leiter des Reichssicherheitshauptamtes, 

beobachtete all dies mit erheblichen Bedenken, ebenso wie Bormann und 

Goebbels.66) Auch Neuraths Staatssekretär, Karl-Hermann Frank, fühlte 

sich angesichts der Situation ziemlich unbehaglich. Er war selbst Sudeten-

deutscher und fand, dass Neurath für den Posten des Reichsprotektors zu 

nachgiebig sei.67) Die Studentenunruhen in Prag, die dazu führten, dass 

die Hochschulen geschlossen wurden, und die daraus resultierende allge-

meine Atmosphäre der Unruhe im Protektorat ermöglichten es Frank, 

Heydrich, Bormann und Goebbels, Hitler davon zu überzeugen, dass man 

Härte zeigen müsse, um die Tschechen unter Kontrolle zu bringen. 

Am 23. September 1941 wurde Neurath in Hitlers Hauptquartier befohlen, 

wo er erfuhr, dass der Führer beschlossen habe, im Protektorat schärfere 

Massnahmen zu ergreifen. Reinhard Heydrich, der Chef der Sicherheits-

polizei und des SD, sollte nach Prag geschickt werden – angeblich, um 

Neurath zu vertreten, der aus gesundheitlichen Gründen einen längeren 

Urlaub nehmen sollte. Aber Neurath kehrte nur mehr für kurze Zeit nach 

Prag zurück, um seine Sachen zu holen.68) 

Heydrich zog in den Prager Hradschin, verfolgte eine Politik von «Zuck-

erbrot und Peitsche» und erzielte, was die deutschen Beziehungen zur 

tschechischen Arbeiterschaft betraf, erhebliche Erfolge. Er brauchte nicht 

lange, um festzustellen, dass die Quelle der öffentlichen Unruhe in der 

autonomen Protektoratsregierung, geleitet von General Alois Elias, zu su-

chen war. Während des Ersten Weltkriegs hatte Elias auf österreichischer 

Seite gekämpft und war 1938 zum Kommandeur des 5. tschechischen Ar-

meekorps ernannt worden. Nach dem Münchner Abkommen wurde er zu- 
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erst Verteidigungsminister, dann Verkehrsminister, und seit dem 28. 

April 1939 war er Ministerpräsident. Als 1940 Paris fiel, fand der SD 

französische Akten, die den Beweis erbrachten, dass Elias persönlich über 

einen Kurzwellensender mit tschechischen Emigranten im Ausland in 

Verbindung gestanden hatte.69) Der SD suchte nach weiteren Beweisen 

gegen Elias, offensichtlich mit Erfolg. Heydrich, damals noch in Berlin, 

schlug vor, Elias zu verhaften, doch das wurde von Neurath verhindert. 

Als Neurath ausgeschaltet war, konnte Heydrich seine Ziele uneinge-

schränkt verfolgen. Seine Beschuldigungen gegen Elias können im We-

sentlichen in sechs Punkten zusammengefasst werden: 

1. Ende April 1939 war der tschechische General Ingre an Elias mit der 

Aufforderung herangetreten, am Aufbau einer Untergrundorganisation 

mitzuwirken und sich auch an deren Arbeit zu beteiligen. Elias hatte sich 

scheinbar geweigert, aber den Vorfall nicht gemeldet. 

2. Der tschechische General Neumann hatte 1939 eine militärische Wi-

derstandsgruppe gegründet. Er selbst konnte zwar dann entkommen, aber 

ein Mitglied der Gruppe wurde festgenommen und belastete Elias, der an-

geblich vom Aufbau der Organisation gewusst hatte. 

3. Ebenfalls im Jahr 1939 war Zdenek Schmoranz, ein höherer tschechi-

scher Beamter, in die eben erst gegründete tschechische Zensurstelle, den 

ehemaligen tschechischen Geheimdienst, eingetreten. Er hatte unter an-

derem die Aufgabe, Informationen über deutsche Truppenbewegungen zu 

sammeln. Im August 1939 wurde diese Operation entdeckt und die Ange-

legenheit zunächst dem Reichskriegsgericht, später dem VGH-Staatsan-

walt übergeben. Heydrich beschuldigte Elias, dieser habe von den Vor-

gängen gewusst, weil es unwahrscheinlich sei, dass er in seiner früheren 

prominenten militärischen Position nicht alle Mitglieder des tschechi-

schen militärischen Geheimdienstes gekannt habe. 

4. Elias hatte angeblich dem Leiter einer anderen Geheimdienstorgani-

sation, Oberstleutnant Trebicky, 50’000 Kronen überwiesen. 

5. Um die Jahreswende 1939/40 waren die Minister Necas, Feierabend, 

General Gihak und einige andere, verkleidet als Lokomotivführer, über 

die slowakische Grenze geflohen. Elias wurde verdächtigt, dieses Unter-

nehmen unterstützt zu haben. 
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6. Vom Frühjahr 1939 bis zum Sommer 1940 hatte der Bürgermeister von 

Prag, Otakar Klapka, zusammen mit dem Stadtkämmerer, Professor Ernst 

Wenig, Angehörige der «Tschechischen Legion» und deren Familien fi-

nanziell unterstützt und dabei öffentliche Gelder verwendet. Auch Ge-

stapo-Gefangenen gaben sie finanzielle Hilfe; und weitere Staatsgelder 

wurden benutzt, um ehemaligen tschechischen Offizieren die Flucht ins 

Ausland zu ermöglichen, so dass sie sich der Tschechischen Legion an-

schliessen konnten. Klapka hatte Elias nicht nur über diese Transaktionen 

informiert, sondern Elias selbst hatte auch Äusserungen gemacht, die 

ernsthafte Zweifel an seiner Loyalität gegenüber den Deutschen zulies-

sen. Nach Elias’ Ansicht war dem Protektorat nur eine kurze Lebensdauer 

beschieden. Er sagte, die Tschechoslowakei werde letztlich durch den 

Krieg ihre Freiheit zurückgewinnen. Die deutsche Luftwaffe sei sowohl 

in Quantität als auch in Qualität unzureichend, und das gleiche treffe auch 

auf das System der deutschen Bahnverbindungen zu. Klapka versicherte, 

diese Bemerkungen hätten ihn zu weiteren antideutschen Aktivitäten er-

muntert.70) 

Heydrich war entschlossen, Elias vor Gericht zu bringen. Am 25. Septem-

ber 1941 besuchte er Thierack, den Präsidenten des Volksgerichtshofs, 

informierte ihn über die Massnahmen, die er im Protektorat ergreifen 

wollte, und erkundigte sich, welche Fortschritte der VGH beim Verfassen 

der Anklageschrift gegen Klapka gemacht habe. Thierack sagte, er müsse 

sich erst einen Einblick verschaffen, und Heydrich stimmte zu; dabei be-

tonte er, die ganze Sache müsse geheimgehalten werden und Thierack 

dürfe kein einziges Wort über das Thema verlieren. 

Thierack ging dann zu Oberreichsanwalt Lautz und erklärte ihm, alle 

tschechischen Fälle, deren Behandlung man bisher hinausgezögert habe, 

würden bald vor Gericht kommen. Lautz erwiderte, er würde noch drei 

bis vier Wochen brauchen, um die Ermittlungen abzuschliessen und die 

Anklageschriften fertigzustellen.71) 

Am nächsten Tag lud Thierack den Ermittlungsrichter ein, ihn an einem 

Ort aufzusuchen, wo er noch einige andere Geschäfte zu erledigen hatte. 

Er informierte sich über die tschechischen Angelegenheiten und kehrte 

dann nach Berlin zurück. 

Am 27. September, an einem Samstagmorgen, rief er Heydrich an und 

verabredete ein Treffen mit ihm. Dabei erwähnte Heydrich zum erstenmal 
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den Namen Elias und meinte, sein Interesse gehe weit über den tschechi-

schen Ministerpräsidenten hinaus.72) 

Es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, dass Heydrich die Absicht gehabt 

hätte, Elias durch ein Standgericht auszuschalten. Eine solche Methode 

hätte im Widerspruch zu seiner gesamten Politik in Böhmen und Mähren 

gestanden. Heydrich und Thierack beschlossen, dass sich Elias vor dem 

VGH verantworten müsste, und zwar so schnell wie möglich. Heydrich 

gab der Sorge Ausdruck, die Untersuchungen im Fall Klapka könnten 

weitere drei oder vier Wochen dauern. Im Fall Elias wünschte er, dass 

man ohne Umschweife zur Sache komme. Um das zu erreichen, verein-

barten Heydrich und Thierack offenbar – hier sind die Beweise nicht 

schlüssig und eher zweideutig –, den Oberreichsanwalt zu umgehen und 

die Anklage in Heydrichs Hände zu legen. Wenn dies den Tatsachen ent-

spräche, so hätten beide in grober Weise gegen die Gerichtsverfassung 

des VGH verstossen. 

Jedenfalls war Thierack mit dem Verlauf der Dinge zufrieden, da er wus-

ste, wie wenig Hitler von der Justiz hielt. Und es war ihm ebenso bewusst, 

dass die Spitze des Justizministeriums immer noch unbesetzt war. Viel-

leicht hoffte er, diesen Spitzenposten übernehmen zu können, wenn er 

sich der NSDAP gegenüber loyal zeigte und mit Heydrich zusammenar-

beitete, dessen Unterstützung er brauchte. Er hätte den Oberreichsanwalt 

jederzeit veranlassen können, innerhalb von 24 Stunden Anklage zu erhe-

ben; doch damit hätte er Heydrich in den Hintergrund gedrängt, und Hey-

drich wollte die Anklage selbst kontrollieren.73) 

So verlangte Thierack von Lautz die Klapka-Akte, und nachdem er sie 

studiert hatte, übergab er sie Ministerialrat Joel, der noch am selben Tag 

mit Heydrich nach Prag reiste. Joel war ein Mann von bescheidenem In-

tellekt und bemerkenswerten Ambitionen. Wie die meisten seiner Kolle-

gen war er der NSDAP erst am 1. Mai 1933 beigetreten; doch er bekam 

die Gelegenheit, einen Schlüsselposten zu bekleiden, als man ihm das 

Amt eines Verbindungsmanns zwischen dem Reichsjustizministerium 

und SS, SD und Gestapo gab. Er ging zum RSHA und stieg in der SS-

Hierarchie sehr rasch nach oben. Seine kompromisslose Haltung gegen-

über allen Elementen, die dem Staat feindlich gesinnt waren, machte ihn 

innerhalb der SS schnell prominent. Die Rolle, die er in der Elias-Affäre  
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spielte, verwickelte ihn eindeutig in einen Zwiespalt. Einerseits musste er 

als Mitglied des Reichsjustizministeriums auf das achten, was zwischen 

Thierack und Heydrich vorging. Und andererseits musste er sein eigenes 

Ministerium zum Narren halten. 

Der Tag, an dem Thierack mit Heydrich zusammentraf, war auch der Tag, 

an dem Neurath seinen ausgedehnten Urlaub antreten und Heydrich seine 

Aufgaben übernehmen sollte. Lautz, der nicht wusste, was gespielt wurde, 

reiste zu seiner Konferenz in der Nähe von Wien, nachdem er veranlasst 

hatte, dass die Klapka-Akte und die Gefangenen der Gestapo übergeben 

wurden. 

Am nächsten Tag, am Sonntag, dem 28. September, erfuhr Thierack, dass 

Elias verhaftet worden war und ein volles Geständnis abgelegt hatte. Am 

Montagmorgen veröffentlichte der «Völkische Beobachter» die Nach-

richt, dass sich Elias vor dem VGH verantworten müsse. Natürlich war 

das Reichsjustizministerium überrascht. Staatssekretär Freisler versuchte 

erfolglos, nähere Einzelheiten in Erfahrung zu bringen. 

Man teilte Lautz mit, er solle sich verfügbar halten, um in Prag bei den 

Prozessen gegen Klapka und Elias die Anklage zu vertreten. Lautz fragte 

nach dem Prozesstermin, und man erklärte ihm, dass man ihn bald infor-

mieren werde. Er wurde niemals informiert, denn Heydrich war fest ent-

schlossen, bei der Anklage persönlich Regie zu führen. 

Plötzlich rief Joel aus Prag an und erwähnte nebenbei, dass am nächsten-

Tag, einem Dienstag, die VerhandlunggegenEliäsvordem VGH stattfin-

den werde. Im Justizministerium herrschten Verwirrung und Entsetzen. 

Man rief Thierack an, der den Unwissenden mimte und scheinheilig 

fragte, ob Joel das Justizministerium denn nicht informiert habe. Thierack 

wurde ins Justizministerium beordert, wo er vom kommissarischen Leiter 

des Ministeriums, Schlegelberger, empfangen wurde. Schlegelberger 

brachte seine Missbilligung deutlich zum Ausdruck und fragte Thierack, 

ob er nicht wisse, dass schon der Name Heydrich «ein Programm» dar-

stelle. Aber Thierack war überzeugt, dass er an Heydrichs Seite der Macht 

näher sei als Schlegelberger, und nahm wenig Notiz von dessen Kritik. 

Und Schlegelbergers Versuch, das Innenministerium und sogar die 

Reichskanzlei zu mobilisieren, verlief ergebnislos. Nur Wilhelm Stuckart, 

Staatssekretär im Innenministerium, telefonierte mit Heydrich in Prag, um 
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zu erreichen, dass die VGH-Oberreichsanwaltschaft die Anklagevertre-

tung übernahm. Heydrich weigerte sich in aller Entschiedenheit und ver-

teidigte seine Ansprüche mit dem Hinweis auf die ausserordentlichen 

Vollmachten, die Hitler ihm übertragen habe. Schlegelberger blieb 

schliesslich nichts anderes übrig, als den Massnahmen, die man ergriffen 

hatte und noch ergreifen würde, zuzustimmen.74) Thierack erhielt die An-

klageschrift, die die Gestapo verfasst hatte, und Lautz bemühte sich in 

letzter Minute erfolglos, seine Position als Oberreichsanwalt des VGH 

geltend zu machen. Er war sehr verbittert, denn er hatte in der Nähe von 

Wien auf weitere Instruktionen gewartet, die jedoch niemals kamen. Nun 

betrachtete er die ganze Affäre als eine Art Verschwörung, die gegen ihn 

persönlich gerichtet war.75) 

Das Justizministerium in Berlin war ernsthaft befremdet. Trotzdem be-

stieg der Erste Senat des VGH, unter Thieracks Vorsitz am Dienstag, dem 

30. September, eine Maschine nach Prag und wurde dort von Joel erwar-

tet. Am nächsten Tag begann der Prozess gegen General Elias. Statt der 

roten Robe des Oberreichsanwalts erblickte man die schwarze Uniform 

des SS-Obersturmbannführers Dr. Geschke. Der Angeklagte sah sich 

etwa 200 Zuschauern gegenüber, darunter Neuraths Staatssekretär Karl-

Hermann Frank, der vor nicht allzulanger Zeit sehr positive Ansichten 

über Elias geäussert hatte. Die Verhandlung wurde in deutscher Sprache 

geführt. Ein Dolmetscher war anwesend, wurde jedoch nicht gebraucht, 

weil Elias fliessend Deutsch sprach.76) 

Die Anklage lautete auf versuchten Hoch- und Landesverrat. Einer der 

Klagepunkte musste fallengelassen werden, nämlich die finanzielle Un-

terstützung, die Trebicky von Elias erhalten hatte. Elias war zwar in die-

sem Punkt geständig, doch er erklärte, es sei nur um 7’000 Kronen ge-

gangen, die Trebickys kranke Frau bekommen habe. Trebicky selbst war 

inzwischen gestorben. Man diskutierte auch über Necas’ und Feierabends 

Flucht, erzielte aber keine schlüssigen Resultate. 

Als man zum Anklagepunkt Neumann kam, beteuerte Elias seine Un-

schuld, und der Zeuge, den die Gestapo aus dem Gefängnis holte, erklärte, 

seine frühere Aussage sei nur die Äusserung seiner persönlichen Ansicht 

gewesen. Und so musste man diesen Punkt wegen Mangels an Beweisen 

fallenlassen. 
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Was die Anklagepunkte Ingre und Schmoranz anging, so erklärte sich der 

Angeklagte für teilweise schuldig. Aber Elias behauptete, er habe jede 

Zusammenarbeit mit General Ingre abgelehnt und Präsident Hacha über 

die ganze Angelegenheit informiert. Er habe Schmoranz davor gewarnt, 

irgendwelche Dummheiten zu machen, die schriftlichen Berichte des 

Mannes verbrannt und den Innenminister angewiesen, ihn zu isolieren. 

Dr. Geschke beharrte jedoch auf seiner Meinung, dass es sich um schwer-

wiegende Vergehen handele, da Elias es in beiden Fällen versäumt habe, 

die deutschen Behörden zu verständigen. Doch vom rechtlichen Stand-

punkt aus betrachtet lagen immer noch zu wenig Beweise vor – bis der 

Fall Klapka behandelt wurde. Dieser Punkt genügte, um die Anklage we-

gen Landesverrats und Feindbegünstigung zu stützen. Denn die betreffen-

den Vorgänge lagen erst fünfzehn Monate zurück und hatten also bereits 

nach Kriegsausbruch stattgefunden, während sich die anderen Anklage-

punkte auf Ereignisse bezogen, die sich zwei Jahre oder noch länger zuvor 

abgespielt hatten.77) 

Elias gab im Zusammenhang mit dem Fall Klapka bereitwillig zu, dass er 

von der finanziellen Unterstützung gewusst habe. Er rechtfertigte seine 

Haltung, indem er auf das Dilemma hinwies, in dem er sich befunden 

habe, als er gezwungen worden sei, sich zwischen den Forderungen der 

Menschlichkeit und den Interessen des Reichs zu entscheiden. Und er 

fügte hinzu, in diesem Fall habe er beschlossen, lieber den letzteren zu 

schaden. Aber er bestritt die Äusserungen, die Klapka ihm in den Mund 

gelegt hatte, und ihn ermutigt zu haben. Ganz im Gegenteil, erklärte er, 

denn er habe seit 1939 erkannt, dass das künftige Wohl des tschechischen 

Volkes in einer engen Zusammenarbeit mit dem Reich liege sowie in der 

Wiederherstellung der geopolitischen, sozialen und wirtschaftlichen Be-

dingungen, wie sie zur Zeit der Habsburger Monarchie herrschten. Die 

SS-Anklage beschrieb Elias als «fanatischen Tschechen» und rief Klapka 

als Zeugen auf. Liederlich gekleidet und unrasiert, kam er direkt aus dem 

Gestapo-Gefängnis und versicherte, dass er die Wahrheit gesagt habe. Of-

fenbar glaubten ihm die VGH-Richter.78) Das Gericht zog sich zurück, 

um das Urteil zu formulieren, das 27 Seiten füllt und Hinweise auf die 

Gültigkeit des ganzen Verfahrens enthält sowie auch erkennen lässt, dass 

das Gericht Zweifel an der Rolle gehegt haben musste, die es in dieser 

Angelegenheit spielte. 
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Die Richter räumten ein, dass nach dem Paragraphen 7 des VGH-Geset-

zes nur die Reichsanwaltschaft das Recht gehabt hätte, die Anklage zu 

erheben und zu führen, und dass sie entsprechend einem anderen Paragra-

phen während der Verhandlung ständig hätte anwesend sein müssen. 

Aber man argumentierte, der Prozess habe im Protektorat Böhmen und 

Mähren stattgefunden, in dem Heydrich nach dem Willen des Führers 

aussergewöhnliche Machtbefugnisse habe, ganz abgesehen von der Tat-

sache, dass Heydrich den Notstand im Protektorat ausgerufen und dass 

der Reichsprotektor die Macht habe, Gesetze in eigener Verantwortung 

zu ändern, wenn es das öffentliche Interesse verlangte, und im Fall einer 

unmittelbaren Gefahr Verordnungen aller Art zu erlassen. Diese Erklä-

rungen sollten offensichtlich das Vorgehen des VGH in Prag rechtferti-

gen. Elias wurde wegen versuchten Hochverrates und Feindbegünstigung 

zum Tod verurteilt.79) 

Am nächsten Tag ging der Fall Klapka über die Bühne. Wenn dieser ge-

hofft hatte, durch seine Aussage gegen Elias sein Leben retten zu können, 

so wurde er enttäuscht. Thierack hatte die Anklageschrift gegen Klapka 

erst nach seiner Ankunft in Prag gelesen, und nach einer Verhandlung, 

die kaum mehr als zwei Stunden dauerte, wurde auch Klapka zum Tod 

verurteilt. Im Anschluss an diese beiden Prozesse wurden weitere 150 bis 

200 Leute von Standgerichten hingerichtet. 

Doch Heydrich beschränkte seine Operationen nicht auf Prag. Er war sehr 

verärgert über die Haltung des Justizministeriums, und am 1. Oktober 

1941 übermittelte er Bormann eine Nachricht per Fernschreiber ins Füh-

rerhauptquartier: «Trotz verschiedener Behinderungsversuche durch das 

Reichsjustizministerium und Staatssekretär Schlegelberger gelang es 

dank der Loyalität und dem politischen Verständnis des Präsidenten des 

Volksgerichtshofes Dr. Thierack, innerhalb von drei Tagen zu einem ab-

schliessenden und endgültigen Urteil zu kommen.80) 

Am nächsten Tag betonte Heydrich in einer Rede vor den deutschen Lei-

tern der Verwaltung, der Wehrmacht und der NSDAP noch einmal, dass 

es «dank der Loyalität des Präsidenten des Volksgerichtshofes und trotz 

des Reichsjustizministeriums ... möglich gewesen sei, «die Verfahren ge-

gen Elias und Klapka in der kürzesten möglichen Zeit durchzuführen.81) 
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Doch nun hatte Heydrich das Reichsjustizministerium aktiviert. Lam-

mers, Reichsminister und Chef der Reichskanzlei, war über Heydrichs 

Fernschreiben informiert worden. Er sah seine Position bedroht, und so 

schrieb er einen persönlichen Brief an Bormann, in dem er sich gegen 

Heydrichs Andeutungen verwahrte und das Justizministerium verteidigte. 

Schlegelberger habe korrekt gehandelt und seiner Pflicht genügt. Und er 

sei nur deshalb so und nicht anders vorgegangen, weil man ihn nicht von 

Heydrichs eigenmächtigen Aktionen verständigt habe. Lammers schickte 

Schlegelberger eine Kopie des Briefes, für die ihm letzterer dankte. Es 

dauerte nicht lange, bis Schlegelberger herausgefunden hatte, wer Hey-

drich informiert hatte, nämlich Ministerialrat Joel und Thierack selbst, 

und er fand vor allem Thieracks Haltung äusserst illoyal.82) 

Auch Heydrich erhielt einen Brief, in dem das Vorgehen des Ministeri-

ums gerechtfertigt wurde; doch dadurch wurde das Eis kaum geschmol-

zen. Heydrich beharrte auf seiner Version und stimmte neue Lobeshym-

nen auf Joel und Thierack an. Darauf antwortete Schlegelberger mit einer 

weiteren Beschwerde über die mangelnde Information.83) 

Nun musste man sich noch mit Thierack befassen. Der wies die Beschul-

digung, er habe sich illoyal und unklug verhalten, zurück und berief sich 

auf Stuckarts Intervention aus dem Innenministerium. Ganz abgesehen 

davon habe Heydrich auf äusserster Geheimhaltung bestanden. Thierack 

habe Heydrich gesagt, dass er Schlegelberger in Kenntnis setzen werde, 

doch Heydrich habe erwidert, das wolle er selbst tun. Er werde mit 

Freisler Verbindung aufnehmen. Freisler war tatsächlich verständigt wor-

den, hatte aber sein Wissen für sich behalten.84) Die Beschuldigung, der 

VGH habe in Prag wie ein Standgericht agiert, versuchte Thierack durch 

Hinweise auf tschechische Pressestimmen zu entkräften, die «das würde-

volle Vorgehen des VGH» gepriesen hätten.85) Als ob die tschechischen 

Zeitungen die Möglichkeit gehabt hätten, etwas anderes zu veröffentli-

chen! Doch Thierack ignorierte absichtlich den Kernpunkt der Angele-

genheit. Es war nicht die Verfahrensweise bei den Prozessen, die in Frage 

gestellt werden musste, sondern die ganze Konzeption des VGH, da der 

Fall Elias auf nichts anderes hinauslief als auf eine formale Übertragung 

von Justizbelangen in den Kompetenzbereich von SD und Polizei. Schon 
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früher hatte man Schritte in diese Richtung unternommen, aber noch nie-

mals in so augenfälliger Weise. Doch 1941 warder VGH noch nicht das 

Revolutionstribunal, zu dem er sich drei Jahre später entwickelt hatte. 

Es ist unmöglich festzustellen, inwiefern Thieracks Rolle im Fall Elias 

ein Jahr später auf seine Beförderung zum Justizminister eingewirkt hat. 

Um diese Zeit war Heydrich bereits tot, und Schlegelberger wurde mit 

einer Abfindung von 100’000 Mark in den Ruhestand versetzt. Anderer-

seits wurde Joel auf einen Nebenposten im Justizministerium abgescho-

ben, wo er isoliert und ohne den geringsten Einfluss blieb.86) 

Ein anderer Fall, Gegenstand intensiver Diskussion, wenn auch nicht in 

der Öffentlichkeit, war die Affäre Herschel Grynszpan, der am 7. Novem-

ber 1938 Ernst vom Rath, einen Legationssekretär87) an der deutschen 

Botschaft in Paris, erschossen hatte. Dieser Mord löste in Deutschland 

den Judenpogrom vom 9. bis 11. November 1938 aus.88) Hier soll weder 

Grynszpans Tatmotiv erörtert noch das Verhalten erklärt und analysiert 

werden, das er im Gewahrsam der französischen Polizei zeigte. Aber es 

soll festgestellt werden, dass die bis jetzt vorherrschende Meinung, 

Grynszpans Verbrechen liesse sich auf die Situation seiner Eltern zurück-

führen – auf den Umstand, dass diese als Polen in Deutschland gelebt hat-

ten und dann zusammen mit anderen polnischen Juden nach Polen abge-

schoben worden waren – keineswegs der vollen Wahrheit entspricht. 

Im Juli 1940, nach der Niederlage Frankreichs, wurde Grynszpan zum 

erstenmal von der deutschen Polizei verhört und dann nach Deutschland 

gebracht, zunächst in das Konzentrationslager Sachsenhausen und im 

Sommer 1941 ins Untersuchungsgefängnis Berlin-Moabit. Das Justizmi-

nisterium übergab dem Oberreichsanwalt des VGH zwei dicke Akten und 

erteilte ihm den Auftrag, die Anklageschrift gegen Grynszpan zu verfas-

sen. Angeblich stammte die Idee, einen grossen Prozess aufzuziehen, von 

Martin Bormann.89) Aber nachdem der VGH die Akten studiert hatte, be-

zweifelte er, dass er in diesem Fall zuständig sei, obwohl es zu jenem 

Zeitpunkt noch so aussah, als hätte der Mörder politische Motive ge-

habt.90) Das Justizministerium antwortete, der Mordanschlag habe indi-

rekt der Führung des Dritten Reiches gegolten und würde deshalb eine 

Anklage wegen Hochverrats rechtfertigen. 
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Auch das Reichspropagandaministerium versuchte, das Beste daraus zu 

machen, nachdem sich dessen späterer Ministerialrat Diewerge seit 1938 

mit der Affäre befasste.91) Ursprünglich glaubte man, Grynszpan könne 

schon im Januar 1942 vor Gericht gestellt werden. Zu dieser Zeit war 

Thierack krank. Dennoch schrieb Goebbels am 24. Januar 1942 in sein 

Tagebuch: «Der Mordprozess Grynszpan steht wieder zur Debatte.» 

Doch dann folgt ein Hinweis, an dem der Plan, einen öffentlichen Prozess 

zu führen, letzten Endes scheitern sollte: «Grynszpan hat das freche Ar-

gument gefunden, dass er mit dem erschossenen Legationsrat vom Rath 

ein homosexuelles Verhältnis gehabt habe. Das ist natürlich eine unver-

schämte Lüge; immerhin ist sie geschickt erdacht, und sie würde, wenn 

sie im öffentlichen Prozess vorgebracht würde, sicherlich das Hauptargu-

ment der ganzen gegnerischen Presse werden. Ich lasse deshalb Vorsorge 

treffen, dass nur ein Teil der Prozessverhandlung öffentlich vor sich geht, 

der andere Teil soll hinter verschlossenen Türen stattfinden.92) 

Den deutschen Psychiatern, die Grynszpan untersuchten, erzählte er, er 

habe sich vom Rath sexuell zur Verfügung gestellt – als Gegenleistung 

für das Versprechen, dass vom Rath den Eltern Grynszpans in Deutsch-

land helfen würde. Es war eine peinliche Situation, vor allem, weil Hitler 

persönlich vom Rath am Grabe die letzte Ehre erwiesen hatte. 

Am 11. Februar 1942 schrieb Goebbels in sein Tagebuch: «Diewerge 

kommt von Paris zurück und hält mir ausführlich Vortrag über die dorti-

gen Zustände. Er hat mit Bonnet (dem ehemaligen französischen Aussen-

minister – Anmerkung des Verfassers) gesprochen, der bereit ist, in dem 

demnächst stattfindenden Mordprozess gegen den Juden Grynszpan aus-

zusagen.»93) 

Trotzdem waren die Justizbehörden hinsichtlich ihrer Kompetenz noch 

unsicher und beunruhigt angesichts der Tatsache, dass Grynszpan das 

wusste und vor Gericht ausnützen konnte. Professor Friedrich Grimm, 

Rechtsberater des Auswärtigen Amts, glaubte im April 1942 nach wie 

vor, dass der Grynszpan-Prozess Mitte des Monats in Berlin stattfinden 

würde.94) 

Grynszpans Behauptung, er habe homosexuelle Beziehungen zu vom 

Rath erhalten, war spätestens seit Dezember 1941 im Umlauf. Zu diesem 

Zeitpunkt bat Diewerge das Auswärtige Amt brieflich um eine Zusam- 
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menkunft, bei der die propagandistischen Vorbereitungen für den Prozess 

besprochen werden sollten. Es war ausdrücklich die Aufgabe Diewerges, 

alle nötigen Arrangements zu treffen.95) Karl Engert, der Vizepräsident 

des VGH, sollte bei dem Prozess im grossen Saal des VGH in Berlin, 

Bellevuestrasse 16, den Vorsitz führen. 

Dr. Lautz und Reichsanwalt Dr. Künze sollten die Anklage vertreten, 

während Dr. Weimann als Verteidiger fungieren sollte. Im Gerichtssaal 

sollten Lautsprecher eingebaut werden, ebenso zusätzliche Telefonzellen 

für die Ausländskorrespondenten. Auch ein Dolmetscher stand zur Ver-

fügung. Der Prozess sollte möglichst schnell beendet werden. Diewerge 

lehnte es ab, ihn über mehrere Wochen auszudehnen.96) Er sollte keines-

wegs länger als sieben Tage dauern. Dann sollte über das tägliche Proze-

dere diskutiert werden. Am ersten Tag sollten, falls Grynszpan die Aus-

sage verweigerte, sofort die französischen Zeugen aufgerufen werden. In 

diesem Zusammenhang wurde erstmals Grynszpans angebliches homo-

sexuelles Verhältnis mit vom Rath erwähnt, doch zu diesem Zeitpunkt 

nahm man noch keine grosse Notiz davon. Am zweiten Tag sollten die 

Mordmotive und die Persönlichkeit vom Raths besprochen werden, wäh-

rend der dritte Tag für eine Diskussion über die politischen Hintergründe 

der Tat vorgesehen war. Darüber wollte man auch noch am vierten Tag 

sprechen, ausserdem Georges Bonnet als Zeugen vernehmen. Am sech-

sten Tag würden der Ankläger und der Verteidiger ihre Plädoyers halten, 

und am siebenten sollte der VGH das Urteil und das Strafmass verkün-

den.97) 

Offenbar griff im April 1942 Hitler persönlich ein, und der Prozessbeginn 

wurde für den 11. Mai 1942 festgesetzt. Schlegelberger unterrichtete Go-

ebbels am 10. April 1942 brieflich über diesen Termin, teilte ihm auch 

mit, dass der Führer den Prozess anbefohlen habe, und wies erneut darauf 

hin, dass Grynszpan seine homosexuellen Beziehungen zu vom Rath auch 

in der Verhandlung behaupten werde.98) Schlegelberger legte das maschi-

negeschriebene Protokoll einer Konferenz bei, die Freisler am 22. Januar 

1942 mit allen Personen abgehalten hatte, die mit der propagandistischen 

Auswertung des Prozesses befasst waren.99) Bei dieser Konferenz war er-

wähnt worden, dass Grynszpan den VGH ablehnen und dessen Zustän-

digkeit in seinem Fall anzweifeln könnte – ein Punkt, über den sich in 
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diesem Stadium nicht einmal das Reichsjustizministerium im Klaren war. 

Ausserdem könnte er das Thema Homosexualität zur Sprache bringen; 

doch man erwartete, dass Hitler dennoch befehlen werde, den Prozess 

ohne Rücksicht darauf durchzuführen.100) 

Vier Tage später trat Herschel Grynszpan in den Hungerstreik, was man 

Hitlers Hauptquartier in Restenburg in einer Führerinformation mit-

teilte.101) Dann geschah zunächst einmal nichts, bis eine weitere Führerin-

formation folgenden Inhalts übermittelt wurde: «Der Jude Grynszpan hat 

in einer verschlüsselten Niederschrift zugegeben, dass seine Behauptung 

gleichgeschlechtlicher Beziehungen zu vom Rath unrichtig ist. Er deutet 

jedoch den Verdacht an, dass der Ermordete zu anderen gleichgeschlecht-

liche Beziehungen gehabt habe. 

In diesem Zusammenhang ist von Interesse, dass ein Bruder des ermorde-

ten vom Rath, Oberleutnant und Chef einer Reiterschwadron, vom Feld-

Kriegsgericht der Division z.B. V. 428 wegen Unzucht mit Männern zu 

einem Jahr Gefängnis und zum Rangverlust verurteilt worden ist.»102) 

Nach dieser Entdeckung waren die Beteiligten tatsächlich nicht mehr 

daran interessiert, einen Schauprozess zu inszenieren: Es waren keine po-

litischen Umstände, wie das durch die Prominenz der in dem Verfahren 

geladenen französischen Zeugen verursachte und unerwünschte propa-

gandistische Missverhältnis, die Grynszpan retteten, nicht einmal seine 

angeblichen homosexuellen Beziehungen zu vom Rath, sondern ihn ret-

tete allein die simple Tatsache, dass vom Raths Bruder ähnliche Neigun-

gen hatte wie er angeblich selber und dafür bestraft worden war. Das Ri-

siko moralischer Peinlichkeiten war zu gross, und die ganze Affäre wurde 

auf unbestimmte Zeit verschoben. Grynszpan hatte Glück. Er überlebte 

das Konzentrationslager, kehrte nach Paris zurück und wanderte später 

nach Israel aus, wo er sich Mitte der siebzigerJahre in Tel Aviv immer 

noch seines Lebens freute. 

Inzwischen sah sich die deutsche Justiz einer wachsenden Kritik ausge-

setzt, die niemand anders als Hitler selbst übte. Schon in seinem Tischge-

spräch vom 1. August 1941 äusserte er seine Zweifel an der «fixen Idee» 

der deutschen Justiz, nach einer reichseinheitlichen zentralisierten Ge-

setzgebung zu streben. Warum sollte es keine Gesetze geben, die nur für 

einen Teil des Reichs Geltung hätten?103) 
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Am 8. Februar 1942 gab er der Meinung Ausdruck, die deutsche Justiz 

sei nicht elastisch genug.104) Sie übersehe die gegenwärtige Gefahr, dass 

sich die Kriminellen «eine Art Einbruchstelle» in die Gesellschaft öffnen 

könnten, durch die sie schlüpfen würden, sobald der richtige Moment ge-

kommen sei. 

Am 22. März 1942 beklagte sich Hitler über die milde Strafe, mit der ein 

Frauenmörder davongekommen war, denn dieses Verbrechen fand er be-

sonders abscheulich.105) Für den verstorbenen Reichsjustizminister Dr. 

Gürtner habe er nicht viel übriggehabt, ihm jedoch eine gewisse Loyalität 

und Objektivität geschuldet.106) 

Am 5. Mai 1942 erklärte er, der einzige Jurist in seinem engeren Kreis 

von Mitarbeitern, der wirklich etwas tauge, sei der Reichsminister und 

Chef der Reichskanzlei Heinrich Lammers, denn er wisse, dass es seine 

Funktion sei, «für die Staatsnotwendigkeiten die juristische Untermaue-

rung zu finden»; und er «verwechsle nicht juristische Abstraktionen mit 

dem praktischen Leben».107) 

Am 10. Mai 1942 bezog sich Hitler auf den Reichstagsbrand und be-

merkte, Juristen seien «leider nur so international wie die Verbrecher, 

abernichtso geschickt wie sie». Deshalb «habe sich der Prozess über Wo-

chen hingeschleppt und mit einem lächerlichen Ergebnis geendet».108) 

Am 22. Mai 1942 befasste er sich mit Spionage, an der sich nach seiner 

Meinung zwei Gruppen der deutschen Gesellschaft beteiligten – die «so-

genannte gute Gesellschaft und das Proletariat», während der Mittelstand 

zu «solide» für derartige Akte sei. Dann kam er auf andere Verbrechen zu 

sprechen und verlangte barbarische Strafen für Leute, die während der 

Verdunkelungen ihr Unwesen trieben, ob sie nun stahlen, Frauen verge-

waltigten, irgendwo einbrachen oder sonstige Verbrechen begingen. 

Wenn man da nicht mit brutaler Härte vorgehe, ergäben sich zwei Gefah-

ren: Erstens würde die Kriminalität Proportionen erreichen, die man nicht 

mehr kontrollieren könne, zweitens würde eine Diskrepanz zwischen dem 

anständigen Mann, der an der Front falle, und dem «Schweinehund» ent-

stehen, der in der Heimat durch Straftaten seine Haut rette, da er genau 

wisse, dass er «bei dem Vergehen xy nach Praragraph Soundsoviel auf 

begrenzte Zeit ins Gefängnis wandere».109) 

Am 31. Mai 1942 war Hitler auch auf die Frage eingegangen, nach wel-

chen Gesichtspunkten man die Richter auswählen solle. Die Kriterien 

müssten von Grund auf geändert werden. Da man von einem Richter um- 
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fangreiche Erfahrungen im praktischen Leben verlangen müsse, könne 

man in Zukunft nur solche Leute für die Richterlaufbahn in Erwägung 

ziehen, die ihre Fähigkeiten bereits in anderen Lebenssphären erprobt hät-

ten, die sich mit den nationalsozialistischen Ansichten identifizierten und 

sich der Probleme der Menschenführung bewusst seien. Niemand sollte 

vor seinem 35. Geburtstag Richter werden.110) 

Die Justiz habe ihn oft mit ihrer Verfahrensweise in Landesverratsprozes-

sen «zur Raserei gebracht». «So habe sie einmal einen Landesverräter be-

gnadigen wollen», weil er primär in eine Schmuggeloperation verwickelt 

gewesen sei. Er (Hitler) habe auch grosse Schwierigkeiten gehabt, Gürt-

ner davon zu überzeugen, dass der Verrat von Bunkerbauten Landesverrat 

sei und hart bestraft werden müsse. Er werde jeden Landesverräter, der zu 

milde bestraft worden sei, «durch ein SS-Kommando abholen und er-

schiessen» lassen. Auch der VGH habe sich anfangs nicht an die «stren-

gen Massstäbe» gehalten, die er gesetzt habe. Jeder, der sich von der 

Volksgemeinschaft ausschliesse, sollte liquidiert werden.111) 

Und Hitler versäumte es keineswegs, persönlich einzugreifen. Als in Po-

len ein Jude aufgespürt wurde, der über 30’000 Eier gehortet hatte, von 

denen über die Hälfte verfault war, und ihn daraufhin ein Wehrmachtge-

richt zu einer milden Gefängnisstrafe verurteilte, wandelte Hitler die Ge-

fängnis- in die Todesstrafe um.112) 

Doch der Zwischenfall, der den Gewittersturm auslöste, der die gesamte 

deutsche Justiz berühren sollte, hatte seine Wurzeln im Russlandfeldzug 

1941/42, in dem Generaloberst Erich Hoepner seine Truppen aufgrund 

starker russischer Angriffe eigenmächtig zurückzog und damit Hitlers Be-

fehle ignorierte. Aus diesem Grund hatte Hitler ihn zusammen mit ande-

ren Generälen entlassen. Hoepner beanspruchte daraufhin seine Pension, 

die er zunächst nicht bekam. Dann verlangte er, man möge vor der Wehr-

machtsgerichtsbarkeit ein Disziplinarverfahren gegen ihn einleiten. Man 

bestritt jedoch allerorten, für diesen Fall zuständig zu sein. Hoepner 

strengte nun einen Zivilprozess an – und gewann ihn.113) Später gab Hitler 

zu, er habe in dieser Sache zu voreilig gehandelt, und er liess Hoepner 

durch seinen Wehrmachts-Chefadjutanten, Oberst Schmundt, wissen, 

dass man in angemessener Weise für ihn und seine Familie sorgen wür-

de.114) 
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Trotzdem war Hoepners Sieg vor dem Landgericht Berlin der Tropfen, 

der das Fass zum Überlaufen brachte. Ausserdem wurde auch von anderer 

Seite scharfe Kritik an der Justiz geübt, zum Beispiel von Goebbels, der 

in seinem Tagebuch am 20. März 1942 besondere Machtbefugnisse des 

Führers befürwortete: «Die Justiz darf nicht die Herrin des Staatslebens, 

sie muss die Dienerin der Staatspolitik sein ... Eine Generalvollmacht an 

den Führer, die ihn ermächtigt, Offiziere, die ihre Pflicht verleugnen, kraft 

eigener Befugnis nicht nur ihrer Posten zu entheben, sondern infam zu 

kassieren, würde schon als Beispiel Wunder wirken.115) 

Doch dann hielt Hitler seine Reichstagsrede am 26. April 1942. Es sollte 

seine letzte Reichstagsrede und die letzte Reichstagssitzung sein. Nur ei-

nen knappen Monat davor, am 29. März, hatte Hitler in einem Tischge-

spräch konstatiert, dass «kein vernünftiger Mensch ... die Rechtslehren» 

verstehe, «die die Juristen sich ... zurechtgedacht hätten. Letzten Endes 

sei die ganze heutige Rechtslehre nichts anderes als eine einzige grosse 

Systematik der Abwälzung der Verantwortung.» Er, Hitler, «werde des-

halb alles tun, um das Rechtsstudium, das heisst das Studium dieser 

Rechtsauffassungen, so verächtlich zu machen wie nur irgendmöglich. 

Denn durch dieses Studium würden keine Menschen herangebildet, die 

fürs Leben passten und geeignet seien, dem Staat die Aufrechterhaltung 

seiner natürlichen Rechtsordnung zu garantieren. Dieses Studium sei eine 

einzige Erziehung zur Verantwortungslosigkeit.» 

Er werde persönlich dafür sorgen, dass die Justizverwaltung bis auf zehn 

Prozent «wirklicher Auslese» reduziert würde. Auch der ganze Schöffen-

Schwindel müsse ein Ende haben. Er wolle dem Richter ein für allemal 

die Möglichkeit nehmen, die Verantwortung für seine Entscheidung ab-

zulehnen, mit der Ausrede, die Schöffen hätten ihn überstimmt. 

Heute erkläre er «klar und eindeutig», für ihn sei jeder Jurist «entweder 

von Natur defekt» oder aber er werde es mit der Zeit.116) Der Anlass zu 

diesem besonderen Gefühlsausbruch bot ein Fall, der am 19. März 1942 

vor dem Oldenburger Landgericht verhandelt wurde. Ein 29jähriger Bau-

techniker namens Ewald Schlitt hatte 1937 geheiratet. Er hatte seine Frau 

so lange misshandelt, bis sie geistesgestört wurde und an den Folgen der  
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Misshandlungen im Oktober 1941 in einer Irrenanstalt verstorben war. 

Schlitt wurde wegen Totschlags angeklagt und zu fünf Jahren Zuchthaus 

verurteilt. Als Hitler davon erfuhr, war er entsetzt über die milde Strafe 

und rief Schlegelberger an, der nichts von dem Fall wusste. Hitler schrie, 

das sei typisch für die ganze Justiz. Ein Verbrecher werde auf Staatsko-

sten für fünf Jahre eingesperrt, während Hunderttausende an der Front für 

ihre Frauen und Kinder ihr Leben riskierten. Er drohte Schlegelberger und 

dem gesamten Justizministerium, er werde sie «zum Teufel jagen», wenn 

dieses Urteil nicht sofort revidiert würde. Wenn das nicht geschehe, werde 

er die gesamte Strafverfolgung117) einfach dem Reichsführer SS überant-

worten. 

Danach rief er Freisler an, der wie Schlegelberger auch keinen Rat wusste, 

wie man das Urteil revidieren sollte. 

Bemerkenswert ist dieser Vorgang nicht an sich, sondern die Tatsache, 

dass sich Hitler um diese wie auch viele andere «Kleinigkeiten» küm-

merte, was sich auch in seinen «Tischgesprächen» widerspiegelt (obwohl 

neuerdings berechtigte Zweifel an deren Authentizät aufgekommen sind, 

die noch der Klärung harren). Nichtsdestoweniger widerlegen diese und 

viele andere Vorgänge, manche davon reine Lapalien, David Irvings 

These, dass Hitler zu sehr mit seiner Kriegsführung beschäftigt gewesen 

sei, um Zeit dafür zu haben sich um die Geschehnisse hinter der Front zu 

kümmern.118) Den damals geläufigen Ausruf: «Wenn das der Führer wüs-

ste!?» ist die einfache Antwort entgegenzusetzen: «Ja, er wusste es 

schon». Sein persönlicher Diener, der Chef des Persönlichen Dienstes bei 

Hitler, Heinz Linge bestätigt, dass Hitler auch während der ganzen 

Kriegszeit seine Akten eifrig las119), besonders die geheimen Lageberich-

te des Sicherheitsdienstes der SS, die ihm monatlich vorgelegt wurden. 

Zusammengestellt wurden sie im Reichssicherheitshauptamt auf die In-

itiative Otto Ohlendorfs, um die deutsche Führung mit einem den Tatsa-

chen entsprechenden Stimmungsbild der deutschen Bevölkerung zu ver-

sorgen.120) 

Hitlers Ärger über Jenen Fall, ebenso über die Affäre Hoepner, kam in 

seiner Reichstagsrede vom 26. April 1942 zum Ausdruck, in der konsta-

tierte, er erwarte ganz bestimmte Dinge: «Dass mir die Nation das Recht 

gibt, überall dort, wo nicht bedingungslos im Dienste der grösseren Auf-

gabe, bei der es um Sein oder Nichtsein geht, gehorcht und gehandelt  
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wird, sofort einzugreifen und dementsprechend handeln zu dürfen. Front 

und Heimat, Transportwesen, Verwaltung und Justiz haben nur einem ein- 

zigen Gedanken zu gehorchen, nämlich dem der Erringung des Sieges.  

Es kann in dieser Zeit keiner auf seine wohlerworbenen Rechte pochen, 

sondern muss wissen, dass es heute nur Pflichten gibt (Hitler bezieht sich 

hier auf den Fall Hoepner – Anmerkung des Verfassers). 

Ich bitte deshalb den deutschen Reichstag um die ausdrückliche Bestäti-

gung, dass ich das gesetzliche Recht besitze, jeden zur Erfüllung seiner 

Pflichten anzuhalten bzw. denjenigen, der seine Pflichten, nach meiner 

Ansicht mit gewissenhafter Einsicht nicht erfüllt, entweder zur gemeinen 

Kassation zu verurteilen oder ihn aus Amt und Stellung zu entfernen ohne 

Rücksicht, wer er auch sei oder welche erworbenen Rechte er besitzt. 

Und zwar gerade deshalb, weil es sich unter Millionen Anständigen nur 

um ganz wenige einzelne Ausnahmen handelt, denn über allen Rechten 

auch dieser Ausnahmen steht heute eine einzige gemeinsame Pflicht ... 

Ebenso erwarte ich, dass die deutsche Justiz versteht, dass nicht die Na-

tion ihretwegen, sondern sie der Nation wegen da ist, das heisst, dass 

nicht die Welt zugrunde gehen darf, in der auch Deutschland eingeschlos-

sen ist, damit ein formales Recht lebt, sondern dass Deutschland leben 

muss, ganz gleich wie immer auch formale Auffassungen der Justiz dem 

widersprechen mögen. Ich habe – nur um ein Beispiel zu erwähnen – kein 

Verständnis dafür, dass ein Verbrecher, der im Jahre 1937 heiratet und 

dann seine Frau so lange misshandelt, bis sie endlich geistesgestört wird 

und an den Folgen einer letzten Misshandlung stirbt, zu fünf Jahren 

Zuchthaus verurteilt wird, in einem Augenblick, in dem Zehntausende 

brave deutsche Männer sterben müssen, um der Heimat die Vernichtung 

durch den Bolschewismus zu ersparen. Das heisst also, um ihre Frauen 

und Kinder zu schützen. Ich werde von jetzt ab in diesen Fällen eingrei- 

fen und Richter, die ersichtlich das Gebot der Stunde nicht erkennen, ih-

res Amtes entheben.»121) 

Mit anderen Worten, Hitler war nun, abgesehen von seiner Funktion als 

Führer, als Oberster Befehlshaber der Wehrmacht, als Regierungschef, 

als oberste vollziehende Autorität und Parteiführer, auch noch Deutsch-

lands oberster Richter. Einen Präzedenzfall gab es jedoch schon, als sich 
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nämlich Hitler am 13. Juli 1934 zur Rechtfertigung der Morde vom 30. 

Juni bis 2. Juli 1934 zum «obersten Gerichtsherrn» gemacht hatte. Jetzt, 

1942, hatte Hitler die oberste richterliche Macht de facto und de iure inne. 

Einen Tag nach Hitlers Rede notierte Goebbels in seinem Tagebuch: «Die 

Generäle finden eine gewisse, nur zwischen den Zeilen wahrnehmbare 

Abfertigung. Er spricht auch von Einzelnen, die in der kritischen Phase 

versagt und die Nerven verloren haben. In diesem Zusammenhang fordert 

der Führer für sich absolute Vollmacht, im Kriege das zu tun, auch Per-

sonen gegenüber, was er für notwendig hält, ohne auf sogenannte wohl-

erworbene Rechte Rücksicht nehmen zu müssen, diese Forderung wird 

vom Reichstag mit stürmischem Beifall quittiert.»122) 

Doch in der deutschen Öffentlichkeit erhob sich die Frage, «aus welchem 

Grund wohl der Führer nochmals eine besondere Ermächtigung verlange, 

da er doch bereits als Führer und Reichskanzler ... alle Macht in seiner 

Person vereinigt halte».123) 

Andererseits wirkte diese Episode auch beruhigend, da man annahm, dass 

der Führer bis ins kleinste Teil über alles informiert sei, was in Deutsch-

land geschah, und dass seine Reichstagsrede all jene warnen sollte, die 

immer noch glaubten, sie brauchten sich den Erfordernissen der Zeit nicht 

anzupassen. Aus diesem Blickwinkel gesehen, fand der zweite Teil von 

Hitlers Rede «begeisterten Widerhall», besonders «in einfacheren Krei-

sen»; und man gab der Hoffnung Ausdruck, dass von nun an «gegen alle 

Volksgenossen – unabhängig von Person und Stellung – rücksichtslos 

durchgegriffen werde, sofern sie nicht ihre Pflichten gegenüber der 

Volksgemeinschaft erfüllen».124) 

Aber in manchen Gegenden Deutschlands, zum Beispiel in Leipzig, fiel 

sowohl in Arbeiterkreisen als auch in der Intellektuellenschicht das Wort 

«Diktatur»125); und Carl Goerdeler, der ehemalige Oberbürgermeister von 

Leipzig, erklärte, mit Hitlers Rede sei in Deutschland der tiefste Stand der 

Gesetzlosigkeit erreicht worden. Nun könne praktisch jeder Deutsche ein 

Opfer werden, ohne die Möglichkeit, gesetzliche Hilfe zu beanspru-

chen.126) 

Auch die Beamten waren alarmiert, und der Justiz hatte die Rede einen 

grossen Schock versetzt.127) Sogar Freisler bezeichnete Hitlers Rede ein 

paar Tage später in einem Privatbrief als aussergewöhnlich, und was die 
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Justiz betraf, als völlig ungerecht.128) Ein Richter fasste die Wirkung 

von Hitlers Rede mit folgenden Worten zusammen: «Die Wirkung der 

Führerrede auf die Richter meines Bezirks war geradezu niederschmet-

ternd. Die proklamierte Absetzbarkeit der Richter und die Art der Ver-

kündigung vor der Weltöffentlichkeit in Form eines Ermächtigungsbe-

schlusses durch den Reichstag unter dessen frenetischem Beifall ist in 

ihrer Wirkung auf die deutsche Richterschaft überhaupt nicht abzuse-

hen...»129) 

Sogar Goebbels gab das zu. Am 13. Mai 1942 schrieb er in sein Tage-

buch: «Der SD-Bericht legt dar, dass die Führerrede immer noch im 

Mittelpunkt der Diskussionen im Volke stehe. Vor allem die Beamten 

und die Juristen können sich immer noch nicht beruhigen. Sie fühlen 

sich durch diese Rede geradezu wie geschlagen. Es wäre vielleicht an 

der Zeit, ihnen eine kleine Ermunterungspille zu verabreichen. Es hat 

keinen Zweck, zwei Stände so tief zu demütigen, dass sie überhaupt die 

Lust am Krieg und an der Arbeit verlieren. Ich werde eine günstige Ge-

legenheit abwarten, um ein solches Verfahren einzuschlagen.» 

Und das trotz der Tatsache, dass sich Goebbels in den letzten Monaten 

zu einem der Hauptgegner der deutschen Justiz entwickelt hatte. Am 17. 

April hatte er notiert: «Ich habe eine ausführliche Aussprache mit dem 

Ministerialdirigenten vom Justizministerium, dem ich klarlege, dass die 

Justiz die Aufgabe hat, vor allem im Kriege, der Volksführung zu die-

nen und nicht umgekehrt. Das Justizministerium bedauert sehr, mit der 

Volksführung im Kriege keinen engen Kontakt zu haben, insbesondere 

keine Verbindung zum Führer zu besitzen. Ich erkläre mich bereit, die-

sen Kontakt herzustellen, und werde jetzt auf die Rechtspflege ein er-

höhtes Augenmerk richten; denn Kritisieren allein kann Ja hier nichts 

ändern, man muss versuchen, mit den vorhandenen Kräften, da sie nicht 

ausgewechselt werden können und sollen, auszukommen. Jedenfalls 

sind die Herren im Justizministerium durchaus willens und bereit, auf 

einen volksverbundenen Kurs der deutschen Justizpflege einzugehen; 

man muss ihnen nur sagen, was man will, und das werde ich jetzt in 

ausgedehntem Umfange tun.»130) 

Doch im Grossen und Ganzen blieben die Juristen deprimiert. «Die Füh-

rerrede hat auf weite Kreise der Beamtenschaft einen niederschmettern-

den Eindruck gemacht und die Vorstellung wachgerufen, dass der gute 
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Wille des überwiegenden Teils der Beamtenschaft, dem nur verschwin-

dend geringe Ausnahmen gegenstehen, verkannt wird. Die Folge ist eine 

allgemeine Unsicherheit, die nur ganz allmählich überwunden werden 

wird ,..»131) 

So beklagte der Generalstaatsanwalt Naumburg eine «allgemeine Unsi-

cherheit» unter den Juristen als Folge der Führerrede132), während der Ge-

neralstaatsanwalt Braunschweig erklärte, den Rechtswahrern wolle es 

«nicht in den Kopf, dass sie nun politische Beamte sein sollen».133) Und 

die entsprechende Behörde in Celle untermalte gar, dass die Autorität 

richterlicher Urteile künftig auch von rechtsuchenden Bürgern angezwei-

felt werden würde.134) 

Die Vertrauenskrise wurde zu einer Justizkrise, und Hitlers Manöver hatte 

Erfolg. Während es zuvor immer noch Richter und Beamte gegeben hatte, 

die sich gegen jede fremde Einmischung in juristische Vorgänge wehrten, 

hatte Hitlers Rede die Tore weit geöffnet. Allgemeine Unsicherheit brei-

tete sich aus, und für die nächste Zeit wurde die Justiz zum Sündenbock 

für alles Übel. Die richterliche Unabhängigkeit war zum Tod verurteilt 

worden. Deshalb brauchten die Juristen, wie Goebbels es ausdrückte, eine 

«kleine Ermunterungspille».135) 

Zu den Institutionen, die von Hitlers Rede am wenigsten betroffen waren, 

gehörte der VGH. Trotzdem begann er gemeinsam mit dem Justizminis-

terium eine Verteidigungsfront gegen Angriffe von aussen zu bilden. 

Schlegelberger schrieb einen Protestbrief an Bormann; Hans Frank 

schrieb an Goebbels.136) Die SS-Zeitung «Das Schwarze Korps», die den 

VGH vor dem Krieg bei verschiedenen Gelegenheiten gerühmt hatte, ver-

öffentlichte einen Artikel unter dem Titel «Unabhängig – wovon?», in 

dem sie objektive Richter ablehnte und eine politische Justiz verlangte.137) 

Wiederum protestierten Schlegelberger und Frank, ebenso Freisler. Alle 

drei erwähnten die «Gefahren für die innere Einheit des Volkes», die 

durch solche unbegründeten Angriffe entstünden, worauf sich Himmler 

persönlich an «Das Schwarze Korps» wandte und befahl, jeglicher An-

griff, auch der leichteste, gegen die Justiz und die Juristen habe in Zukunft 

zu unterbleiben. Alle weiteren Übergriffe in dieser Hinsicht werde er, 

Himmler, persönlich streng bestrafen.138) 

Freisler zeigte sich in seiner Privatkorrespondenz weiterhin sehr irrritiert 
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über Hitlers Rede, wenn er sich auch nach aussen hin nichts davon an-

merken liess.139) 

Wenige Monate zuvor, am 20. Januar 1942, war Freisler als Vertreter 

des Reichsjustizministeriums Teilnehmer an der von Reinhard Heydrich 

einberufenen «Wannsee-Konferenz» gewesen, in der die Massendepor-

tation des europäischen Judentums nach dem Osten der einzige Punkt 

der Tagesordnung war. Freislers Teilnahme an dieser Konferenz wirft 

selbstverständlich die Frage nach dessen Wissen um die «Endlösung» 

auf. Doch der Verfasser schliesst sich der Meinung Heinz Hohnes an: 

«Es ist kein Zufall, dass die meisten Arbeiten der Historiker über den 

Holocaust für die Wannsee-Konferenz nur ein paar Absätze übrighaben. 

Aus gutem Grund: Man weiss zu wenig über sie. 

Die Quellenlage ist äusserst dürftig. Ein vom Amt IV des Reichssicher-

heitshauptamtes erstelltes Sitzungsprotokoll von fünfzehn Seiten, die 

Aussagen Eichmanns in seinem Jerusalemer Verfahren, die eher ver-

schleiernden als aufklärenden Erinnerungen überlebender Konferenz-

teilnehmer, dazu allenfalls noch ein paar Dokumente aus dem Umfeld 

der Konferenz – mehr ist nicht da.»140) Auch fehlt das Original des Pro-

tokolls. Die National Archives in Washington, Yad Vashem in Jerusa-

lem und das Institut für Zeitgeschichte, um nur einige der wichtigsten 

Archive zu nennen, besitzen nur Photokopien. Dr. Robert Kempner, der 

US-Ankläger im «Wilhelmstrassenprozess» in dem das Dokument zum 

erstenmal vorgelegt wurde, hat bisher jede Anfrage über den Verbleib 

des Originals unbeantwortet gelassen.141) Das Dokument das die «End-

lösung» des «jüdischen Problems» zum Gegenstand hat, durch Depor-

tation nach dem Osten, Vernichtung durch Arbeit wie auch die direkte 

Liquiditation, schliesst das Judentum aller europäischer Staaten ein, ein-

schliesslich das der neutralen wie auch Feindstaaten (Grossbritannien), 

die nicht unter deutscher Kontrolle standen bzw. noch nicht erobert wa-

ren. 

Wusste Freisler zum Zeitpunkt seiner Teilnahme an der Konferenz von 

der systematischen, «fabrikmässigen» Ausrottung der Juden in 

Auschwitz und ähnlichen Lagern? Kaum, denn zum Zeitpunkt der 

Wannsee-Konferenz waren die Gaskammern in Auschwitz noch nicht 

in Betrieb. Nichtsdestoweniger, wie das Verfahren gegen die Ver-

schwörer vom 20. Juli 1944 zeigen wird, war Freisler der allgemeine 

Prozess und Begriff der «Judenausrottung» durchaus geläufig.142) Es 
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bedurfte also nicht der Wannsee-Konferenz, um ihn über diesen Punkt 

aufzuklären. 

Inzwischen hatte das Ministerium noch immer keinen Minister. Am 20. 

März 1942 empfahl Goebbels dem Führer, Thierack zum Reichsjustizmi-

nister zu ernennen. Die Debatten fanden grossteils in Hitlers Hauptquar-

tier statt, und es war hauptsächlich Lammers, der dem Führer die Ent-

scheidungen oder Vorschläge unterbreitete.14) In einem Bericht vom 17. 

August 1942 wird die Vorbereitung folgender Dokumente erwähnt: 

(a) die Ernennung Thieracks zum Reichsjustizminister; 

(b) die Ernennung Dr. Curt Rothenbergers zum Staatssekretär im Reichs-

justizministerium; 

(c) das Dokument, das sich auf Schlegelbergers Versetzung in den Ru-

hestand bezieht; 

(d) das Dokument, das sich auf Freislers Versetzung in den Wartestand 

bezieht; 

(e) das Dokument, durch das der Generalgouverneur für die besetzten 

polnischen Gebiete, Hans Frank, von seinem Amt als Präsident der 

«Akademie für Deutsches Recht» entbunden wird; 

(f) die Ernennung Freislers zum Präsidenten der «Akademie für Deut-

sches Recht»; 

(g) das Protokoll für die Vereidigung Thieracks als Reichsminister der 

Justiz; 

(h) eine Anordnung bezüglich Aufwandsentschädigungen für Thierack 

und Rothenberger.144) 

Ausserdem sollte Thierack «Leiter» – nicht «Reichsführer», wie es Frank 

bisher war – des Nationalsozialistischen Rechtswahrerbundes werden.145) 

Das Reichsrechtsamt, bisher unter der Leitung Hans Franks, sollte aufge-

löst werden.146) Hinsichtlich der Frage, ob man einen zweiten Staatssek-

retär im Justizministerium beibehalten solle, war man sich noch nicht im 

Klaren. Auch die Frage, wer Präsident des VGH werden solle, blieb offen, 

aber nicht lange.147) 

Lammers diskutierte die ganze Angelegenheit mit Hitler und Bormann, 

wobei eine bedeutende Änderung vorgenommen wurde: Während man 

vereinbarte, dass Thierack Justizminister werden sollte, Schlegelberger 

mit einer «Ehrengabe» von 100’000 Mark in den Ruhestand versetzt und 
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der Hamburger Oberlandesgerichtspräsident Rothenberger zum Staatssek-

retär im Reichsjustizministerium ernannt werden würde, sollte Freisler das 

Justizministerium verlassen.148) Hitler wusste von Freislers Geistesver-

wandtschaft mit Franks Reformideen über das «Germanische Recht» und 

fand, dass er sich nicht zum Präsidenten der «Akademie für Deutsches 

Recht» eigne, schlug aber vor, dass Freisler Nachfolger Thieracks als Prä-

sident des VGH werden solle. Wenn Freisler dieses Amt nicht akzeptiere, 

sollte er in den Wartestand versetzt werden.149) Freisler akzeptierte und 

wurde am 20.8.1942 zum Präsidenten des VGH ernannt. Thierack wurde 

ausser zum Reichsjustizminister auch noch zum Präsidenten der Akade-

mie für Deutsches Recht und – auf Vorschlag des Leiters der Parteikanzlei 

Bormann – zum Leiter des NS-Rechtswahrerbundes (NSRB) ernannt. 

Gleichzeitig wurden das Reichsrechtsamt und die Gau- und Kreisrechts-

ämter der NSDAP aufgelöst. Die NS-Rechtsbetreuungsstellen sollten im 

Rahmen der Gau- und Kreisstabsämter ihre Tätigkeit fortsetzen.150) 

Ausserdem unterzeichnete Hitler noch einen «Erlass über besondere Voll-

machten des Reichsministers der Justiz», in dem es hiess: «Zur Erfüllung 

der Aufgaben des Grossdeutschen Reiches ist eine starke Rechtspflege er-

forderlich. Ich beauftrage und bevollmächtige daher den Reichsminister 

der Justiz, nach meinen Richtlinien und Weisungen im Einvernehmen mit 

dem Reichsminister und Chef der Reichskanzlei und dem Leiter der Par-

tei-Kanzlei eine nationalsozialistische Rechtspflege aufzubauen und dafür 

alle erforderlichen Massnahmen zu treffen. Er kann hierbei vom bestehen-

den Recht abweichen.»151) Praktisch war Thierack also nicht nur Hitler, 

sondern auch Lammers und Bormann untergeordnet. 

Diese Massnahmen Hitlers, seine Usurpation der richterlichen Macht, wie 

er sie in seiner Reichstagsrede, wie auch in dem eben zitierten Erlass pro-

klamierte, verursachten nicht die legale Anarchie, sondern institutionali-

sierten sie – ein wesentlicher Schritt weiter auf dem Weg der Realisierung 

der totalitären Forderungen des NS-Staates im Allgemeinen, der Auswei-

tung der persönlichen Macht Hitlers im Besonderen. Was von der Unab-

hängigkeit des deutschen Justizwesens übriggeblieben war-und im Zu-

sammenhang mit derr VGH existierte diese ja von vornherein nicht – diese  
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Überreste wurden nun hinweggefegt durch den nackten und brutalen 

Machtanspruch, der den Rechtsstaat ersetzte. Bisher hatte Hitler seine 

Massnahmen innerhalb des Reiches mit dem Mantel der Legalität umge-

ben, obwohl an diesem Mantel die Zeichen der Abnützung nicht mehr zu 

übersehen waren. 1942 glaubte er, von dem bisherigen Gebrauch absehen 

zu können. Die Diktatur war in seiner Sicht genügend zementiert, um je-

den Hinweis auf den Artikel 2 des Ermächtigungsgesetzes überflüssig zu 

machen. 

Aber betrachten wir doch die Kausalkette: Jeder Ring in ihr bestand im 

allgemeinen Zusammenhang aus einem eher nebensächlichen Missgriff 

durch die Justiz, durch die Gerechtigkeit, so wie Hitler sie interpretierte. 

So wird es auch in diesem Kontext schwierig sein, hinter den Reaktionen 

Hitlers eine gezielte langfristige Planung zu erkennen, Teil eines Pro-

grammes, das er sich schon vor langer Zeit ausgedacht hatte. Aber Hitler 

wäre nicht Hitler gewesen, wenn er nicht sofort die sich ihm bietenden 

Möglichkeiten erkannt und diese entsprechend genutzt hätte. Mit wenigen 

Ausnahmen den Juristen zu keiner Zeit gewogen, versetzten ihn juristi-

sche Missgriffe – oder das, was er darunter verstand – in den Zustand 

extremen Zorns, und er reagierte mit der vollsten Stärke eines Tempera-

ments, das zu zügeln er keine Notwendigkeit mehr sah. 

Angesichts des deprimierenden Eindruckes, den Hitlers Massnahmen in 

der deutschen Justiz hinterliessen, ist es überraschend, dass kein einziger 

Fall publik wurde, in dem ein Richter oder Staatsanwalt als Reaktion von 

seinem Posten zurücktrat. Natürlich hätte offener Protest das volle Ge-

wicht des Polizeistaates gegen den Betroffenen ins Spiel gebracht, aber es 

gab auch andere Möglichkeiten, wie eine «angegriffene Gesundheit». 

Doch scheint es kein Zeugnis zu geben, wonach auch nur ein Mitglied des 

deutschen Justizwesens einen Schritt dieser Art in Betracht gezogen hätte. 

Und warum sollte man zurücktreten zu einem Zeitpunkt, da das Reich auf 

einer Welle militärischer Siege ritt? Warum zurücktreten, um eventuell 

als gemeiner Soldat an der Ostfront zu landen? 

Die unangenehme Wahrheit muss hier unverblümt ausgesprochen wer-

den: Trotz persönlichen Missbehangen unterwarfen sich die Vertreter des 

deutschen Justizwesens, insbesondere der Richterstand, der Macht der 

Korruption, nicht im materiellen, aber im ethischen Sinne. Ihre Politisie-

rung hatte in den Tagen der Weimarer Republik ihren Anfang genommen, 
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die ersten Schritte auf einer schlüpfrigen, abwärtsführenden Bahn waren 

bereits getan, jetzt nahm die Geschwindigkeit, die in den moralischen Ab-

grund führte, rasant zu. 

Doch für den Historiker sollte diese Entwicklung kein Anlass sein, vor-

schnell und im Nachhinein schnell und leicht von der Feder fliessende 

Verdammungsurteile von sich zu geben. Macht er den Versuch, sich in 

damalige Lage zu versetzen, bemüht er sein Einfühlungsvermögen, so 

mag er wohl zu dem Schluss kommen: Hier, doch durch die Gnade Gottes 

gerettet (oder die der «späten Geburt»), gehe ich. 

Aber eine Stimme des Protestes regte sich. Es war Hans Frank. Er war, 

was seinen Status im deutschen Rechtswesen betraf, in erheblichem Mass 

degradiert worden. Er wurde nicht nur vom Amt des Präsidenten der Aka-

demie für Deutsches Recht entbunden, sondern auch vom Amt des Leiters 

des Reichsrechtsamtes der NSDAP und von der Führung der NSRB. Trotz 

seiner brutalen, tyrannischen Herrschaft in Polen hatte er stets auf dem 

Primat des Gesetzes innerhalb der deutschen Reichsgrenzen bestanden; 

und aufgrund dieser seiner Beharrlichkeit war er mit vielen Mitgliedern 

der NSDAP-Hierarchie aneinandergeraten.152) Im November 1941 hatte 

er eine private Rede in Berlin gehalten, in der er sich über die wachsende 

Rechtsunsicherheit beklagte, die auf eine Überbetonung der Staatssicher-

heit und die Einmischung der Polizei zurückzuführen sei. Er betonte die 

Notwendigkeit einer unabhängigen Justiz und eines angemessenen Spiel-

raums für sie. Der NSRB sei die Kampforganisation, die den Punkt 19 des 

NSDAP-Parteipro-J gramms in die Realität umsetzen sollte, und ange-

sichts des künftigen Weltreichs sei eine Rechtsordnung in wachsendem 

Mass erforderlich.153) Im Juni 1942 wiederholte Frank öffentlich, was er 

in Berlin gesagt hatte.154) Ein paar Wochen später, am 1. Juli 1942, hielt 

er eine Rede, die er mit programmatischen Schlagworten einleitete: «Kein 

Reich ohne Recht – auch das unsere nicht! Kein Recht ohne Richter – 

auch das deutsche nicht! Kein Richter ohne echte Macht nach oben – auch 

der deutsche nicht! Für mich, der ich seit jeher innerhalb der Bewegung 

den Rechtsgedanken jedermann gegenüber vertreten habe, ist es wahrlich 

keine Freude, erleben zu müssen, dass da und dort immer wieder Stimmen 

laut werden, die da sagen: man braucht für den autoritären Staat, in dem 
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wir leben, keine Richter oder keine unabhängige Rechtsprechung. Ich 

werde mit dem ganzen Fleiss meiner Ideen immer wieder bezeugen, dass 

es schlimm wäre, wollte man etwa polizeistaatliche Ideale als ausgeprägt 

nationalsozialistische hinstellen, hingegen aber altgermanische Rechtan-

schauungen völlig zurücktreten lassen.»155) 

Unter grossem Applaus plädierte er für eine Erneuerung des deutschen 

Rechts und seinen Vorrang innerhalb des Staates. 

Einige Wochen danach sprach er in München vor Universitätsstudenten 

und übte versteckte Kritik an Hitlers Ansichten über die Justiz, wie sie in 

seiner Rede vom 26. April 1942 zum Ausdruck gekommen waren. Er pro-

testierte gegen die Einmischung der SS und verlangte die Formulierung 

eines neuen Gesetzkodex’ für das Deutsche Reich.156) 

Auf die Veränderungen vom 20. August 1942 reagierte er, indem er sei-

nen Rücktritt vom Amt des Generalgouverneurs einreichte, den Hitler je-

doch nicht annahm. Frank notierte in seinem Tagebuch: «In fortschreiten-

dem Mass hat sich leider in den Reihen auch der nationalsozialistischen 

Staatsführung der Gesichtspunkt vorherrschend gezeigt, dass die Autori-

tät desto gesicherter sei, je unbedingter die Rechtsunsicherheit auf Seiten 

der machtunterworfenen Staatsbürger sich darstelle. Die Ausweitung des 

willkürlichster Anwendung ausgelieferten Vollmachtsbereiches der poli-

zeilichen Exekutivorgane hat zur Zeit ein solches Mass erreicht, dass man 

von einer völligen Rechtlosmachung des einzelnen Volksgenossen spre-

chen kann. Freilich wird dieser Umstand begründet mit der Notwendig-

keit des Krieges oder mit der Notwendigkeit der völligen Zusammenbal-

lung aller nationalen Energien auf ein Ziel und vor allem der völligen Un-

terbindung jeder Möglichkeit oppositioneller Störungen im Ablauf des 

völkischen Freiheitsprogramms. Demgegenüber vertrete ich die Meinung, 

dass der deutsche Charakter in sich ein so eminent starkes Rechtsempfin-

den trägt, dass bei Befriedigung dieses Rechtsempfindens die Gemein-

schaftsfreude sowohl wie die Einsatzfreudigkeit unseres Volkes unend-

lich wirkungsvoller aufflammen würden und durchgehalten werden könn-

ten, als das in Anwendung starrer Gewaltsätze jemals der Fall ist. Wenn 

es so wie heute möglich ist, dass jeder Volksgenosse ohne jede Verteidi-

gungsmöglichkeit auf jede Zeitdauer in ein Konzentrationslager gebracht 
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werden kann, wenn es so ist, dass jede Sicherstellung von Leben, Freiheit, 

Ehre, anständig erworbenem Vermögen usw. entfällt, dann entfällt damit 

nach meiner festen Überzeugung auch die ethische Beziehung zwischen 

Staatsführung und Volksgenossen völlig. Es bedarf dann des grössten und 

ausschliesslich durch die grandiose Persönlichkeit des Führers durchhalt-

baren Vertrauensmasses des deutschen Volkes, um diese Entwicklung 

noch einige Zeit zu ertragen. 

Nach meinen Kenntnissen aus der Geschichte ist der Sachverhalt klar: 

Wenn unser Deutsches Reich Bestand haben soll, bedarf es nächst der 

klaren Staatsführung, nächst der klaren Eindeutigkeit der Wehrlage, der 

Gesunderhaltung der Rasse und der Aufrechterhaltung der nationalsozia-

listischen Weltanschauung vor allem dieses inneren Rechtsfriedens und 

der dauernden Befriedigung des Gerechtigkeitsbedürfnisses unseres Vol-

kes. Die elementaren Formen, in denen diese Notwendigkeiten dauernd 

institutionell Rechnung getragen wird, sind folgende: 

1. Kein Volksgenosse darf verurteilt werden, es sei denn durch den or-

dentlichen Richter in einem ordentlichen Verfahren und auf Grund ei-

nes Gesetzes, das vor Begehung der Tat in Kraft war. 

2. In diesem Verfahren muss die volle Gewähr gegeben sein, dass der 

Beschuldigte zu dem gesamten Sachverhalt der gegen ihn vorgebrach-

ten Anklage vernommen wird und sich dazu frei zu äussern vermag. 

3. Der Beschuldigte muss die Möglichkeit haben, sich in jedem Stadium 

des Verfahrens eines rechtskundigen Verteidigers bedienen zu dürfen. 

4. Der Verteidiger muss völlig frei und unabhängig seines Amtes walten 

und damit die Waffengleichheit zwischen Staatsanwalt und Angeklag-

tem gewährleistet sein. 

5. Der Richter oder das Gericht muss seine Entscheidung völlig unab-

hängig, d.h. ohne jede Beeinflussung des Urteilsspruches durch ir-

gendwelche nicht zur Sache selbst gehörigen Momente treffen in lo-

gischer Erkenntnis des Sachverhaltes und in gerechter Anwendung des 

Gesetzesinhaltes. 

6. Wenn die auf Grund dieses Urteils vollzogene Strafe perfekt geworden 

ist, dann hat die Tat ihre Sühne erfahren. 
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7. Schutzhaftmassnahmen und Sicherungshaftmassnahmen können von 

polizeilichen Organen ebenso wenig wie Strafen an Konzentrationsla-

gerhäftlingen vorgenommen oder vollzogen werden, es sei denn in 

Anwendung dieser selben Gesichtspunkte, d.h. also nach Bestätigung 

der geplanten Massnahmen durch den ordentlichen, unabhängigen 

Richter. 

8. In entsprechender Weise hat auch die volksgenössische Rechtspflege 

in allen Beziehungen des eigentlichen Zivilprozesses die völlige Si-

cherstellung der Wahrnehmung der Einzelinteressen zu gewährlei-

sten.»157) 

Nach Franks Ansicht waren dies die Grundsätze, auf denen das «alte ger-

manische Recht» basiert hatte und die nun wieder befolgt werden müs-

sten. In seinem Tagebuch fuhr er fort: «Niemals wurden mir bei der Ver-

kündung dieser Grundsätze, die ich in feierlicher Weise und in grösstem 

Ausmass vor 25’000 Menschen auf dem letzten Leipziger Tag des Deut-

schen Rechts 1939 verkündete, Schwierigkeiten gemacht. Erst mit dem 

Aufstieg des Apparates der Geheimen Staatspolizei und dem zunehmen-

den Einfluss der autoritären polizeilichen Führungsgesichtspunkte wurde 

diese meine Anschauung in zunehmenden Gegensatz zu einer immer stär-

ker werdenden Repräsentanz konträrer Art gebracht. Als ich nun in den 

letzten Jahren insbesondere auch in stets zunehmendem Masse die per-

sönliche Verärgerung des Führers über die Juristen in vielfachen Zeugnis-

sen zur Kenntnis nehmen musste, als die Eingriffe des Staates in die Justiz 

immer stärker wurden und das Verhältnis zwischen Polizei- und Justizor-

ganen sich zu einer fast völligen Beherrschung der Justiz durch die Poli-

zeiorgane entwickelte, wurde mir klar, dass es mir persönlich immer 

schwieriger werden würde, meine von mir als heilig empfundene Idee so 

wie früher zu verkünden. Es traten da und dort auch für mich Hemmnisse 

aller Art auf, und immer deutlicher musste ich die Ungunst der Machtge-

waltigen dieser Zeit meinen Überlegungen gegenüber spüren. 

Dabei wurde die Position, in der ich mich befand, umso schwieriger, als 

im Bereich der Justiz die Schwäche gegenüber mit bombastisch demon-

strativer Stärke vorgetragenen antijuristischen Argumenten immer spür-

barer wurde. Es wagte schon bald kein Richter mehr, ohne Aufblick zu 

irgendeiner autoritären Position sein Urteil zu fällen, was selbstverständ- 
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lich wiederum zur Folge hatte, dass eine grauenvolle Verzweiflung über 

die Rechtsentwicklung in Deutschland Platz griff. Das Organ der SS, das 

‚Schwarze Korps’, befleissigte sich unter offensichtlich höchster Dul-

dung eines stets aggresiver und verletzender werdenden Tones gegen alle 

Rechtseinrichtungen und Rechtswahrer ... 

Im Hinblick auf die Entwicklung habe ich mich entschlossen, in vier gros-

sen Reden, die ich im Laufe des Juni und Juli in den Universitäten Berlin, 

Wien, München und Heidelberg hielt und deren Wortlaut ich vollinhalt-

lich dieser Erklärung beifüge, noch einmal zusammenfassend meine 

Rechtsidee und, wie ich fest überzeugt bin, die Rechtsidee unseres ganzen 

Volkes an den Stätten vorzutragen, die in den geistesgeschichtlichen 

Kampfperioden unseres Volkes immer edelste Plätze der Verteidigung 

von Menschenwürde, Persönlichkeitsglück und Staatsideal waren, näm-

lich an unseren Universitäten. Ich war mir dabei vollkommen darüber 

klar, dass nur durch ein in der weitesten Öffentlichkeit festgestelltes Ziel 

die Rechtsidee noch einmal zum Vorteil von Führer, Reich, Bewegung 

und Volk vorgetragen werden konnte. Da auch die Gegner der Rechtsidee 

und die Gegner der Rechtswahrer während des Krieges nicht schwiegen, 

sondern gerade den Krieg für geeignet hielten, ihre schweren und verlet-

zenden Angriffe gegen die Rechtswahrer und ihre Arbeit immer noch zu 

steigern, musste auch ich sprechen. Verzweifeltste Briefe aus allen Krei-

sen der Rechtswahrer kamen zu mir als dem Führer der Rechtswahrer. 

Aus dem deutschen Volk drang in vielen Briefen eine wahrhaft verzwei-

felte Stimmung über ein immer weiteres Umsichgreifen der Rechtsunsi-

cherheit zu mir. Eine Möglichkeit, mit dem Führer persönlich über diese 

Fragen zu sprechen, wurde mir trotz verschiedener Versuche, eine Be-

sprechung mit dem Führer herbeizuführen, nicht gegeben. Ich hielt es für 

notwendig, mich als Reichsleiter, Reichsminister und hoher Funktionär 

des Reiches im Namen des Führers zur Rechtsidee zu bekennen, um da-

mit eine beruhigende Stimmung ins Land fliessen zu lassen ... Indessen 

war ich mir aber auch klar darüber, dass mit diesen Reden voraussichtlich 

meine Tätigkeit im Bereich des Rechtslebens ihr Ende finden würde. Die 

Kontroverse war bereits unheilbar geworden ... Meine Hoffnung, dass der 

Führer ... die Erkenntnis gewinnen würde, wie notwendig die Umgestal- 
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tung des Rechtslebens im Sinne der altgermanischen Rechtsidee sei, trog 

mich. Der Führer liess mich durch Reichsminister Dr. Lammers auffor-

dern, meine Ämter als Reichsführer des Nationalsozialistischen Rechts-

wahrerbundes, als Präsident der Akademie für Deutsches Recht und als 

Leiter des Reichsrechtsamtes der NSDAP niederzulegen. Zugleich ver-

hängte der Führer über mich ein absolutes Redeverbot, von dem nur aus-

genommen sein sollten meine Reden, die ich als Generalgouverneur... im 

Generalgouvernement halten würde. 

Ich legte diese meine Ämter nieder und war damit praktisch am Ende mei-

ner Tätigkeit als Rechtsführer der NSDAP und des Dritten Reiches ange-

langt. 

Als nunmehr zu Beginn der vorigen Woche vom Führer der bisherige Prä-

sident des Volksgerichtshofes Thierack, mit dem ich und die ganze 

Rechtswelt in schwerstem Konflikt standen – weil er es war, der als 

Volksgerichtshofpräsident zum ersten Mal Vertreter der Polizei in dem 

Strafverfahren in Prag als Staatsanwälte zugelassen hatte, unter Ausschal-

tung des eigenen Oberreichsanwalts des Volksgerichtshofs, und der nicht 

nur dadurch, sondern auch durch sein sonstiges Verhalten seine völlige 

Übereinstimmung mit dem neuen Kurs wiederholt praktisch zum Aus-

druck gebracht hat –, zum Reichsjustizminister ernannt wurde, wurde er 

zugleich zum Reichsführer des Nationalsozialistischen Rechtswahrerbun-

des und zum Präsidenten der von mir gegründeten Akademie für Deut-

sches Recht berufen ... Damit betonte der Führer nach aussen hin – zu-

sammen mit dem Erlass, den er an den neuen Reichsjustizminister 

Thierack richtete und mit dem er ihn ermächtigte, beim Aufbau einer na-

tionalsozialistischen Rechtspflege vom geschriebenen Recht abzuwei-

chen – seine Entschlossenheit, nunmehr mit den von mir propagierten Ge-

sichtspunkten in jeder Weise Schluss zu machen. Da für mich diese Ent-

wicklung nicht überraschend kam, konnte sie mich auch nicht treffen. Ich 

sehe hierin nicht eine Krisis des Rechts, sondern eine Krisis des Staates, 

und ich flehe in meinem Innern zu Gott, dass er die unausbleiblichen Fol-

gen so gering wie möglich einmal möge ausschlagen lassen ... 

Wenn mich in diesem Augenblick etwas mit Trost erfüllt, dann der Um-

stand, dass wenigstens zwei der von mir gegründeten Institutionen, näm-

lich der Nationalsozialistische Rechtswahrerbund und die Akademie für  
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Deutsches Recht, vom Führer nicht sogleich aufgelöst wurden. Er hat da-

mit wenigstens indirekt meiner Aufbauarbeit eine gewisse Anerkennung 

gezollt. 

Dass in diesem Gesamtzusammenhang der Auseinandersetzung des Füh-

rers mit den Rechtsaufgaben der Zeit nun die gesamten Blitze seiner an-

tijuristischen Anschauungen sich auf meinem Haupte sammelten, ist ge-

recht. Denn ich allein bin für diese Entwicklung verantwortlich, ich trage 

die Schuld an ihr, und ich musste denn auch, sollte diese Entwicklung, 

wie nun geschehen, beendet werden, getroffen werden. Ich hoffe nur, dass 

man meinen Mitarbeitern diesen Gesichtspunkt zu ihren Gunsten nicht 

vorenthält ...»158) 

Die Kampagne gegen Frank war damit noch nicht beendet. Als er Anfang 

September 1942 seine Arbeit wieder aufnahm, wurden die Angriffe gegen 

ihn fortgesetzt, sowohl öffentlich als auch privat.159) Nur die Verschlech-

terung der militärischen Position Deutschlands bewog ihn, auf seinem Po-

sten zu bleiben. Doch er betonte: «Ich gebe ihnen nichts in meiner Mei-

nung nach, dass der jetzt vom Führer eingeschlagene Kurs der Gewalt, 

der völligen Vernichtung der Rechtssicherheit und des Regimes mit Hilfe 

von Konzentrationslager und Polizeiwillkür für den Führer wie für sein 

Reich eine der schwersten Gefahren darstellt, die überhaupt erstehen 

konnten. Es ist wieder dasselbe Bild ... wie wir es 1914 bis 1918 erlebt 

haben: während die Front auf das Heroischste kämpft, wird in der Heimat 

die innenpolitische Situation ... in eine Entwicklung getrieben, die Volk 

und Regierung auseinanderbringt.»160) 

Im Oktober 1942 brachte SS-Brigadeführer Otto Ohlendorf vom Reichs-

sicherheitshauptamt die Niederschrift eines Vortrags in Umlauf, den er 

selbst gehalten hatte. Der erste Teil dieses Vortrags befasste sich mit dem 

Aspekt der Rechtssicherheit und der richterlichen Unabhängigkeit und 

unterstrich Deutschlands Bedrohung. Ohlendorf erklärte, der Kampf ge-

gen diese Bedrohung, deutsches Kriegsziel, habe zu Massnahmen ge-

führt, die im In- und Ausland Anlass zu der Anschuldigung gegeben hät-

ten, man würde das «Recht vergewaltigen» und dergleichen mehr sowie 

das Gesetz durch brutale Gewalt ersetzen. Die Plutokratien führten den 

Krieg nach dem Motto «Für das Recht, gegen die Gewalt!» Und mit der 

gleichen Parole habe sich Dr. Hans Frank offenbar zu ihrem «Wortfüh-

rer» gemacht. Ohlendorf lenkte die Aufmerksamkeit auf die Tatsache, 

dass man sich, wohin man sich heutzutage auch immer wenden mochte, 

204 



der Beschwerde Franks begegnen würde, die elementaren Inhalte des 

Rechtswesens seien bedroht und es gebe in Deutschland keine Rechtssi-

cherheit und richterliche Unabhängigkeit mehr. «Frank ruft aus: ‚Das 

Recht bleibt ewig heilig, ein Ideal der Gemeinschaft, stark und stolz, eine 

wahrhaft göttliche Sendung. Das Recht ist die grosse Sehnsucht aus dieser 

Zeit. Alle die irren, die Stärke mit Brutalität verwechseln. Stark ist, wer 

das Recht nicht fürchtet.’» 

Ohlendorf war völlig anderer Meinung als Frank und behauptete, auf 

diese Weise würde das Gespenst der Angst vor einem allmächtigen Poli-

zeistaat beschworen, der Angst, dass die Rechte des Individuums zugun-

sten des allmächtigen Staates vernachlässigt würden. Danach befasste 

sich Ohlendorf mit speziellen Punkten wie der richterlichen Unabhängig-

keit und erklärte, alle diese Fragen würden eine eindeutige Lösung erfor-

dern, da sie von grösster Bedeutung seien. Eine Nation ohne eine geeig-

nete auf dem Gesetz basierende Ordnung könne nicht existieren. Und 

wenn Deutschland eine neue Ordnung auf dem Kontinent einführen 

wolle, dann könne dies nur innerhalb des gesetzlichen Rahmens gesche-

hen. Man könne eine bestehende Ordnung mittels brutaler Gewalt zerstö-

ren, doch eine neue Ordnung verlange nach dem Gesetz. 

In der Realität könne man nun beobachten, «dass gegenwärtig eine ge-

schichtlich gewordene formale Rechtsordnung erst jetzt in ihren Grund-

mauern erschüttert wird und zerbricht, in der diejenigen, die sie verteidi-

gen, das Recht schlechthin sehen.» Die Situation gleiche jener eines Chri-

sten, der sich von der Kirche abgewandt hat, um seinen Glauben aus in-

nerer Überzeugung heraus zu finden. Was Deutschlands Jurisprudenz im 

Moment charakterisiere, sei ein verknöchertes Dogma, das mit der explo-

siven Kraft einer neuen Weltanschauung konfrontiert werde. Jene, die das 

Dogma verteidigten, stellten sich praktisch damit gegen den Nationalso-

zialismus. Der Grund dafür liege in dem grossen Einfluss, der immer noch 

von den alten Institutionen, zum Beispiel von der Kirche, ausgeübt werde. 

Jede Rechtsordnung sei von zwei grundlegenden Faktoren bestimmt – er-

stens der Beziehung des Volkes zu seinen Gesetzen und Richtern, zwei-

tens von der Einstellung der Richter zum Gesetz und zum Volk. Eines der 

grössten Hindernisse, die sich Deutschland in den Weg gelegt hätten, be-

stehe darin, dass es im Lauf des 15. und 16. Jahrhundert das alte Recht 
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durch das Römische Recht ersetzt habe, ein Prozess, der sich im 19. Jahr-

hundert durch die Einführung des Römischen Privatrechts wiederholt 

habe. Das Ergebnis dieser Vorgänge sei eine tiefgreifende Entfremdung 

zwischen den Deutschen, vor allem die Entstehung streng geteilter Ge-

sellschaftsklassen, wobei Begriffe wie privates Eigentum zur Trennung 

geführt hätten. Begriffe, die der Volksgemeinschaft fremd seien. Daher 

der Punkt 19 des NSDAP-Programms. Dann ging Ohlendorf noch weiter 

auf die wesentlichen Vorbedingungen der Rechtssicherheit ein: 

«1. Die einzelnen Rechtssätze müssen so bestimmt und erkennbar sein, 

dass eine Gleichmässigkeit und Voraussehbarkeit des staatlichen 

Handelns soweit als möglich gewährleistet erscheint. 

2. Der Richter ist streng an das Gesetz zu binden, wobei ihm auch in-

sofern weitgehend j ede Möglichkeit zu nehmen ist, seiner subjekti-

ven Auffassung Eingang in seine Entscheidungen zu verschaffen, als 

die Verwendung von Generalklauseln wie ‚Treu und Glauben‘ oder 

‚gute Sittern ... vermieden werden sollen, deren Auslegung wesent-

lich von der persönlichen, nicht voraussehbaren Einstellung des ein-

zelnen Richters abhängig ist. 

3. Eine Handlung darf nur dann strafbar sein, wenn sie durch einen ge-

setzlichen, nach abstrakten Begriffsmerkmalen genau umschriebe-

nen Straftatbestand erfasst wird. Was den Einzelnen als Folge seiner 

Tat erwartet, muss ebenfalls voraussehbar und bestimmbar sein. Was 

nicht verboten ist, ist erlaubt. 

4. Im Strafprozess steht der Angeklagte dem Staatsanwalt als gleichbe-

rechtigt gegenüber. Gegen mögliche ‚Übergriffe’ des Staatsanwalts 

in die Freiheitsphäre des Angeklagten sind in die Strafprozessord-

nung auf Schritt und Tritt Sicherungen durch die richterliche Kon-

trolle eingebaut.»161) 

Ohlendorf führte damit fast die gleichen Argumente an, wie sie Frank 

schon jahrelang gepredigt hatte; doch indem er diese Argumente nun für 

die SS übernahm, sollte sie offenbar zum Born aller Gerechtigkeit wer-

den. Laut Ohlendorf lenke der Nationalsozialismus «den Blick vom Ein-

zelnen ab und zur Geheimschaft hin» und breche mit dem liberalen «Be-

griff der Rechtssicherheit. Wir meinen mit Rechtssicherheit die Gerech-

tigkeit in dem Sinne, dass der Einzelne als Glied der Gemeinschaft darauf 
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vertrauen kann, dass unter allen Umständen Recht geschieht.»162) 

Deutschlands Feinde könnten dies sehr wohl mit dem Chaos gleichsetzen, 

weil Deutschland nach Richtern verlange, die an ein organisches Recht 

gebunden seien, nach Richtern, die ihre Wertmassstäbe aus dem Volk ab-

leiten, aus der Rasse, dem Boden, der Arbeit, der Ehre, der Treue und so 

weiter. Der nationalsozialistische Richter sei an die nationalsozialistische 

Ideologie gebunden und erst in zweiter Linie an das Gesetz. 

Es war ziemlich unwahrscheinlich, dass Richter, die den Nationalsozia-

lismus als Privatangelegenheit betrachteten, solche Argumente akzeptie-

ren würden, und dies war auch das Schlachtfeld, auf dem die nationalso-

zialistischen Rechtswahrer und die Juristen alten Schlages ihre Kämpfe 

austrugen. 

Aber, so fragte Ohlendorf, was solle man von Franks Beschwerden über 

die Polizei, ihre Konzentrationslager, die Erschiessungen und die Vor-

beugehaft halten? Fast täglich könne man in der Zeitung lesen, dass der 

Reichsführer-SS die Hinrichtung einer Person ohne vorangegangenes Ge-

richtsurteil befohlen habe oder dass ein Priester, den ein Gericht freige-

sprochen habe, in ein Konzentrationslager gebracht worden sei. 

Dies sei in der Tat ein zentrales Problem, denn nicht nur Deutschlands 

Feinde, sondern auch die Deutschen selbst sähen darin eine Bedrohung 

der Rechtssicherheit. Doch Rechtssicherheit bedeute nicht die Sicherheit 

des Individuums, sondern der Gemeinschaft. Von diesem Gesichtspunkt 

aus müsse man alle politischen Aktionen betrachten. Zusammen mit der 

Justiz sei die Polizei für Deutschlands innere Sicherheit verantwortlich. 

Zweifellos griffen die Aktivitäten beider Institutionen manchmal ineinan-

der über oder kämen sich in die Quere. Doch es sei vor allem wichtig, 

dass ihren Operationen eine klare politische Entscheidung zugrunde liege. 

Es sei Aufgabe der Justiz, die innere Ordnung zu sichern, indem sie die 

Personen bestrafe, die das Gesetz verletzen. Politische Erwägungen spiel-

ten auch eine wesentliche Rolle, weil die Volksgemeinschaft geschützt 

werden müsse. Und sie spielten eine ebenso grosse und entscheidende 

Rolle in den Aktionen der Polizei, die ihre Aufgabe, die innere Sicherheit 

zu garantieren, prompt erfülle, ohne jedoch in allen Fällen immer im-

stande zu sein, mit Blick auf die Wahrung des Gleichgewichts zwischen 
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Schuld und Strafe zu handeln. Die Aufgaben der Justiz und der Polizei 

tendierten in dieselbe Richtung, aber ihre Massnahmen basierten auf 

grundlegend verschiedenen Voraussetzungen. In der Praxis sei diese kras-

se Trennung nicht immer klar erkennbar, und dies sei vielleicht der Grund 

für die Angriffe gegen die Polizei. Ohlendorf gab bereitwillig zu, dass 

sich die Polizei nicht immer als ein die Justiz ergänzendes Organ be-

trachte. In den letzten Jahren habe sie sehr oft unannehmbare Gerichts-

entscheide korrigieren müssen. Dies habe sich aus den internen Schwie-

rigkeiten der Justiz ergeben, ebenso aus der Unzulänglichkeit der existie-

renden Gesetze. Zum Beispiel garantiere das deutsche Recht in seiner der-

zeitigen Form nicht hundertprozentig die Bestrafung politischer Verbre-

chen. Jedenfalls sei es eine Streitfrage, ob man es als Korrektur oder als 

Ergänzung der Justiz betrachten solle, wenn die Polizei in zweifelhaften 

Fällen nach dem «gesunden Volksempfinden» handele. Sicher, Korrek-

turen des Strafrechts gehörten zu den politischen Massnahmen, die man 

ergreife, um einer zu milden Justiz entgegenzuwirken. Und diese 

Massnahmen würden meist in Form von Erschiessungen durchgeführt. 

Doch diese seien in jedem Fall durch einen Führerbefehl angeordnet; also 

sei der Vorwurf, die SS handele eigenmächtig, völlig fehl am Platz. Die 

Differenzen zwischen der Justiz und der Polizei enthielten noch manche 

Gefahren, die die bestehende Rechtsordnung zwangsläufig gefährdeten; 

doch Deutschland habe noch immer kein gesundes Rechtssystem. 

Deutschland befinde sich im Kriege, und der Krieg habe seine eigenen 

Gesetze. Zum Beispiel würden die deutschen Gerichte immer noch über-

trieben milde Strafen über Polen verhängen, die brutale Gewaltverbre-

chen begangen hatten. Deshalb müsse die Polizei als Korrektiv auftreten. 

Ebenso sei es ihre Aufgabe, Präventivmassnahmen zu ergreifen, ein Ver-

brechen zu verhindern, bevor es begangen werde. Je gesünder sich das 

deutsche Recht entwickele, desto überflüssiger würden die polizeilichen 

Interventionen. Rechtsunsicherheit sei nicht durch polizeiliche Eingriffe 

geschaffen worden, sondern durch das ausserordentlich breite Spektrum 

gerichtlicher Strafen für ein und dasselbe Vergehen.163) 

Deshalb werde es im Lauf der Zeit notwendig sein, die Unabhängigkeit 

der Richter, ihre unanfechtbare Bestallung und die Tatsache, dass sie in- 

208 



nerhalb des Justizapparates nicht versetzt werden könnten, in Frage zu 

stellen. Hitlers Rede vom 26. April 1942 habe neue Machtbefugnisse ge-

schaffen und neuen Quellen, die sich bei der Schaffung neuer Gesetze als 

fruchtbar erweisen würden, den Weg geebnet. Ein Richter, der sich in der 

Ausübung seiner Pflichten nachlässig zeige, könne nun ohne grosse Um-

stände entlassen werden. Ausserdem existiere das exklusive Band zwi-

schen Richter und Gesetz nicht mehr. An allererster Stelle stehe die Bin-

dung des Richters an die nationalsozialistische Ideologie. Solange die 

Richter diese Ideologie als ihr Prinzip betrachteten und ihre Prozesse da-

nach orientierten, seien sie völlig freie, unabhängige Vertreter des Geset-

zes. Sie hätten sich viel zulange veralteten Wertvorstellungen untergeord-

net, die der Krieg ad absurdum geführt habe, was durch zwei entschei-

dende Argumente belegt werde. 

Erstens müsse die Justiz politische Funktionen erfüllen. Die Aktivität des 

Strafrichters müsse sich ausdrücklich auf die politische Ebene konzentrie-

ren. Der Strafrichter habe immer wieder Entscheidungen zu treffen, die 

auf politischen Konzepten basierten. Deshalb müsse die politische Füh-

rung ihren Einfluss sicherstellen, wenn sie nicht an falschen politischen 

Entscheidungen scheitern wolle.164) Zweitens sei dieser Einfluss der poli-

tischen Führung auf die Aktionen der Richter nicht unter allen Umständen 

notwendig. Man könne völlig darauf verzichten, sobald ein politisch und 

ideologisch einheitliches Richterkorps zur Verfügung stehe. Wie die Ver-

gangenheit zeige, sei dies bisher nicht der Fall gewesen. Die Justiz habe 

ihre erste Gelegenheit, die Richter ausschliesslich nach politischen und 

ideologischen Gesichtspunkten auszuwählen, versäumt. Deshalb mangele 

es ihnen immer noch an der nationalsozialistischen Grundhaltung, die es 

jedem ermöglichen würde, die richtigen Entscheidungen zu treffen. 

Ausserdem habe es die Justiz versäumt, ihre Handlungsweise den politi-

schen Notwendigkeiten anzupassen, und deshalb müsse der Einfluss von 

oben auf den einzelnen Richter eher verstärkt als verringert werden.165) 

Der SD-Informationsdienst habe diese Erfahrungen vollauf bestätigt.166) 

Deshalb habe die SS stets einen Kurs verfolgt, nach dem nur der Richter, 

der Nationalsozialist aus Überzeugung sei, von äusseren Einwirkungen 

unbehelligt bleibe. Wenn sich ein Richter dem Nationalsozialismus nicht 

verpflichtet fühle, so seien Fehlurteile unvermeidlich, wie das zum Bei- 

209 



spiel in römisch-katholischen Richterkreisen zu beobachten sei. Die 

Feinde der SS hätten insofern recht, als die alte Unabhängigkeit der Rich-

ter nicht mehr existiere. Deshalb seien Franks Reden im Grunde bedeu-

tungslos, weil bisher noch niemand versucht habe, die deutschen Rechts-

probleme vom politischen Standpunkt aus zu erklären. Die blosse Tatsa-

che, dass man Kritik an den Juristen als Beleidigung dieses Berufstandes 

interpretiere, zeige den falschen Weg, den die Personalpolitik der Justiz 

eingeschlagen habe. Aber die Kritik an den Richtern richte sich nicht 

prinzipiell gegen ihre Aktivitäten, sondern nur gegen jene, die im Wider-

spruch zu den nationalsozialistischen Maximen stünden. «Ich möchte 

zum Schluss noch einmal Ihren Blick über die auf die Grenzen Deutsch-

lands beschränkten Erörterungen dieser Fragen hinaus auf die zukünftige 

Neuordnung Europas lenken. Auch das deutsche Recht wird dazu seinen 

Beitrag liefern müssen, nicht in der Form, dass wir, wie Frank es sieht, 

‚über die Trauernden, über die Gequälten, über die Unschuldigen und alle 

die, denen Unrecht geschah, einmal in der Gerechtigkeit den Ausgleich 

suchen’. Gewiss müssen wir uns von dem Odium befreien, dass wir den 

anderen Völkern Europas, die von uns zu einer neuen Ordnung zusam-

mengeführt werden sollen, den Kommissstiefel in den Nacken setzen 

wollten. Darüber brauchen wir weiter keine Worte zu verlieren. Aber wir 

haben es nicht nötig, dies im Sinne einer Wiedergutmachung für angeb-

lich begangenes Unrecht zu tun. 

Was heisst es denn, wenn Frank die Menschlichkeit anruft und behauptet, 

wir leugneten sie und hielten sie für etwas Müdes, für irgendetwas, was 

sich mit der Stärke dieser Zeit nicht vertrüge? Ein Volk, das wie das uns-

rige in einer Auseinandersetzung auf Tod und Leben steht, kann nicht im 

Zeichen der Menschlichkeit Völker zu sich bekehren wollen, die es in 

diesem Existenzkampf nicht begreifen wollen oder es sogar dabei stören. 

Die Schwierigkeiten, die dabei für eine künftige Gewinnung dieser Völ-

ker entstehen können, sehen wir ganz genau. Wir wissen, dass z.B. in den 

nordischen Ländern unsere Abwehrmassnahmen, die Erschiessung von 

Reichsfeinden, usw., mit bolschewistischen Methoden verglichen wer-

den, ja, dass man dort vielfach sogar schon den Nationalsozialismus dem 

Bolschewismus gleichsetzt. 

In unserer Grundeinstellung zum Recht vermag uns das nicht zu beirren. 
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Wir haben als Ausgangspunkt für unser Rechtsdenken das Volk gewählt, 

dem das Recht zu dienen hat. Eines Tages werden auch die von uns an-

geblich gequälten Völker verstehen lernen, wie segensreich es für sie 

selbst war, dass wir diese Auffassung verwirklicht haben; denn sie ermög-

licht uns schliesslich auch mit den Sieg, der nicht nur uns, sondern allen 

Völkern Europas zugute kommen wird.» 

Danach berief er sich auf das Vorbild Italiens, wo man erklärt habe, 

Deutschland kämpfe für die neue Ordnung in Europa in der militärischen 

Arena, während Italien, wie einst in den Tagen des Römischen Reiches, 

Europa ein neues Recht schenken werde.167) Ohlendorfs Gedanken ma-

chen deutlich, dass in der Grundeinstellung kaum Unterschiede zwischen 

ihm und Hans Frank bestanden. Aber Ohlendorf versuchte, den Einfluss 

der Polizei im Allgemeinen und der SS im Besonderen auf die Justizpraxis 

zu untermauern und ihnen ausreichende Machtbefugnisse zuzusprechen, 

damit sie Gerichtsentscheide korrigieren konnten. So wurde die Krise der 

deutschen Justiz beendet, indem sie sich Hitler völlig unterwarf, wie man 

es bereits 1939 verlangt hatte. 

Am 3. September 1942 gab der SD einen Bericht über die öffentlichen 

Reaktionen auf die Veränderungen innerhalb der Justiz heraus. Darin 

wurde betont, dass diese Veränderungen unter den Mitgliedern des Ju-

stizapparates zu erheblichen Meinungsverschiedenheiten geführt hätten. 

Sogar politisch verlässliche Richter seien nicht einer Meinung und be-

trachteten die Ereignisse im Grossen und Ganzen eher skeptisch. Sie 

wehrten sich gegen politische Leitlinien und Instruktionen und erklärten, 

die Herausstellung sogenannter Fehlurteile sei weit übertrieben. 

Der Bericht zählte dann eine Reihe von Urteilen auf, die der Führer selbst 

korrigiert hatte, zum Beispiel im Fall einer Mutter, deren Kind beim Spie-

len in heisses Wasser gefallen und daraufhin gestorben war und die man 

zu sechs Wochen Gefängnis verurteilt hatte. Dieses Urteil hatte Hitler mit 

der Begründung aufgehoben, die Mutter sei durch den Verlust des Kindes 

schon genug gestraft. Er betonte auch, dass Frauen prinzipiell milde be-

straft werden sollten.168) 

Ohlendorfs Ausführungen waren eine Antwort an Frank, aber es bei dieser 

Feststellung zu belassen, würde, abgesehen von den persönlichen Moti- 
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ven, das eigentliche Grundmotiv verschleiern. In der Realisierung der to-

talitären Forderungen des NS-Staates musste die Unabhängigkeit der Ju-

stiz als Machtquelle ebenso ausgeschaltet werden, wie es bei anderen In-

stitutionen, z.B. der Wehrmacht, bereits der Fall war. Das Instrument der 

Ausschaltung wie beim «Röhm-Putsch» war die SS. Im Gegensatz zu 

Röhm, der das Monopol der Wehrmacht als Waffenträgerin der Nation in 

Frage gestellt hatte und dabei zu Fall gekommen war, ging Himmler we-

sentlich langsamer und vorsichtiger vor. Er organisierte seine anfangs 

kleine SS als eine eng zusammengeschlossene und gut disziplinierte Ein-

heit, mit Hilfe derer er langsam aber sicher in alle Bereiche des Staatswe-

sens, wie auch der Wirtschaft eindringen konnte. Innerhalb der SS-Füh-

rung waren die Juristen als Berufsgruppe überrepräsentiert, besonders im 

Verwaltungs- und Sicherheitswesen.169) Entsprechend der in Deutschland 

bis zum heutigen Tage gültigen Maxime, wonach eine juristische Ausbil-

dung unabdingbare Voraussetzung für eine Karriere im Staatsdienst ist, 

konnten hochqualifizierte Juristen in jeder Sphäre der Staatstätigkeit ein-

gesetzt werden. Dieser Verfasser neigt dazu Himmler ein weit grösseres 

Ausmass rational kalkulierter langfristiger Planung zuzuschreiben als Hit-

ler. Er war skrupellos, gleichzeitig aber vorsichtig, machte immer nur ei-

nen Schritt, jeden aber mit dem Ziel, die Macht des «Ordens unter dem 

Totenkopf» weiter und langfristig zu konsolidieren. Seine ersten Schritte 

gegenüber dem Justizwesen in der Vorkriegszeit haben wir bereits er-

wähnt und analysiert. 1942 war Himmlers «KZ-Staat» bereits zur Wirk-

lichkeit geworden und stand ausserhalb jeder Kontrolle. Seine Machtvoll-

kommenheit und sein Einfluss hatten bereits ein Ausmass erreicht, dass 

Himmler de facto bereits deutscher Innenminister war, bevor er es, ein 

Jahr später, de iure wurde. Von dieser Perspektive her gesehen waren Oh-

lendorfs Ausführungen nicht nur eine Antwort an Frank, noch ein Macht-

anspruch, sondern die öffentliche Erklärung, dass die SS auch ihren Su-

premat über die Justiz etabliert hatte. Mit voller Sanktion Hitlers konnte 

er jeden Anspruch auf die Unabhängigkeit der Justiz verwerfen und deren 

Hohlheit und Mangel an wirklicher Substanz demonstrieren. Frank konnte 

sich darob wohl beschweren, aber seine Beschwerde übersah einen wich-

tigen Punkt, nämlich das Ausmass, in dem die Justiz selbst an dem Ast 

gesägt hatte, auf dem sie sass. Vom April 1942 anwärts war es Hitler, der 
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über die SS das, was er unter «Gerechtigkeit» verstand, vollkommen über-

wachte – Teil eines Prozesses, der, wie Ohlendorf impliziert, nur in dem 

Augenblick seine Vollendung finden würde, in dem jeder Richter auch 

ein vollkommen überzeugter Nationalsozialist war. Dass es in diesem Zu-

sammenhang der SS vorbehalten blieb, die entsprechende Auswahl zu 

treffen, bedarf keiner weiteren Erläuterung. In unserem Zusammenhang 

genügt es, darauf hinzuweisen, dass der neu ernannte Reichsjustizminister 

Hitler, Bormann, Lammers und auch Himmler unterstand. 

Die Wurzeln dieser Entwicklung bis 1942 lassen sich aber bis in die zwei-

Jahrzehnte vor dem Zweiten Weltkrieg zurückverfolgen. Man muss sie 

im Kontext des geschädigten und verwirrten Rechtsbewusstsein des deut-

schen Volkes sehen, ein Thema das wohl Gegenstand einer weiteren Un-

tersuchung sein sollte. Es muss hier genügen, auf den blutigen Terror von 

links und rechts hinzuweisen, auf die Atmosphäre des offenen und laten-

ten Bürgerkrieges, der die Weimarer Republik kennzeichnete, die Feme-

Morde, das gespaltene Rechtsbewusstsein gegenüber Fällen, die aus der 

Überzeugung entstanden, es sei die nationale Pflicht eines jeden Deut-

schen, die schmachvollen Bedingungen des Versailler Vertrages zu um-

gehen. All dies und noch viel mehr halfen, den deutschen Begriff des 

Rechtsstaates auszuhöhlen und den Blick der Öffentlichkeit diesem Pro-

zess gegenüber zu trüben. 
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VII. Freisler als VGH-Präsident 
1942-1944 

Freisler selbst war nicht so erfreut über sein neues Amt, wie man es hätte 

erwarten können, vor allem deshalb nicht, weil er nicht die erste Wahl 

war. Aber-wie er es kurz nach seiner Ernennung in einem Privatbrief aus-

drückte, indem er eine Äusserung des Reichswehrministers Gustav Noske 

aus dem Jahr 1919 zitierte-»Einer wird ja der Bluthund sein müssen.»1) 

Trotzdem versuchte er das Beste aus seiner Beförderung zu machen und 

suchte um eine Audienz bei Hitler nach, um diesem offiziell seinen 

Dienstantritt zu melden.2) Obwohl Thierack ihm versichert hatte, dieses 

Ansuchen zu unterstützen, tat er nichts dergleichen, denn wenn jemand 

Zugang zu Hitler haben sollte, dann nur er selbst als Reichsjustizminister 

und nicht der Präsident des Volksgerichtshofs.3) Freisler wusste nichts 

davon und schrieb am 16. Oktober 1942 einen Brief an Thierack, in dem 

er sich für dessen Unterstützung bedankte und erklärte, er habe Hitler ei-

nen schriftlichen Bericht geschickt. «In mein Amt habe ich mich inzwi-

schen eingelebt. Die Arbeit des Volksgerichtshofes habe ich so eingeteilt, 

dass ich persönlich auch durch eigene richterliche Tätigkeit jede Art von 

Hoch- und Landesverrat, sowohl von Deutschen als auch von Fremdvöl-

kischen im Reich, selbst in ihrer Eigenart, ihrem Umfang und ihrer Ge-

fährlichkeit, durch eigene, wie ich hoffe, für den Gerichtshof richtungge-

bende Richterarbeit zu erfassen und zu bekämpfen vermag. 

Unter dem Hochverrat Deutscher überragt zur Zeit der kommunistische 

jeden anderen; er tritt besonders massiert in einigen Gebieten der Alpen- 

und Donaugaue auf. Kommunistischen Hochverrat während des Krieges 

mit den Sowjets betrachtet der Volksgerichtshof selbstverständlich zu-

gleich als Feindbegünstigung. 

Unter den vielen Verfahren, die in den letzten Wochen abgeschlossen 

sind, verdient besondere Hervorhebung das Verfahren gegen den früheren 

tschechischen General Homola, der der Chef der zweiten Garnitur der 

‚Narodni obrana’ (recte: «Obrana näroda»), der tschechischen Offiziers-

widerstandsbewegung, gewesen ist. Er wurde zum Tode verurteilt. 
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Unter den Verfahren der nächsten zwei Monate verdient hervorgehoben 

zu werden: 

1) das Verfahren gegen den früheren Schriftsteller Dr. Klotz, der sich als 

Emigrant im Auslande in höchstem Masse hoch- und landesverräte-

risch betätigt hat; 

2) einige Verfahren gegen Mitglieder kommunistischer Sabotageorgani-

sationen im Ausland, deren Ziel Terrorangriffe auf deutsche, italieni-

sche und japanische Handelsschiffe gewesen sind. 

Der Grynszpan-Prozess dagegen wird nach dem Befehl des Führers bis 

auf Weiteres nicht bearbeitet.»4) 

Mit Punkt 2 meinte Freisler deutsche kommunistische Sabotagespeziali-

sten, die unter der Führung des in Moskau ausgebildeten Ernst Wollweber 

im neutralen Ausland Sprengladungen an deutschen Schiffen angebracht 

hatten, vor allem in schwedischen Häfen.5) Dem Brief Freislers an 

Thierack lag ein Schreiben an Hitler bei: 

«Mein Führer! 

Ihnen, mein Führer, bitte ich melden zu dürfen: das Amt, das Sie mir ver-

liehen haben, habe ich angetreten und mich inzwischen eingearbeitet. 

Mein Dank für die Verantwortung, die Sie mir anvertraut haben, soll darin 

bestehen, dass ich treu und mit aller Kraft an der Sicherheit des Reiches 

und der inneren Geschlossenheit des deutschen Volkes durch eigenes Bei-

spiel als Richter und als Führer der Männer des Volksgerichtshofes ar-

beite, stolz, Ihnen, mein Führer, dem obersten Gerichtsherrn und Richter 

des deutschen Volkes, für die Rechtsprechung Ihres höchsten politischen 

Gerichtes verantwortlich zu sein. 

Der Volksgerichtshof wird sich stets bemühen, so zu urteilen, wie er 

glaubt, dass Sie, mein Führer, den Fall selbst beurteilen würden. 

Heil meinem Führer 

In Treue 

Ihr politischer Soldat gez. 

Roland Freisler.»6) 
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Dem Brief Freislers an Thierack war ein Schreiben des letzteren an 

Freisler vorausgegangen, in dem er erklärt hatte, dass er noch einiges hin-

zufügen wolle: 

«Dabei bewegt es mich persönlich, dass ich Ihnen im Volksgerichtshof 

und seinen Richtern ein Gericht übergab, das ich mit Freude aufgebaut 

und geführt habe. 

Bei keinem anderen Gericht als beim Volksgerichtshof tritt so klar zutage, 

dass die Rechtsprechung dieses höchsten politischen Gerichtshofes mit 

der Staatsführung in Einklang stehen muss. Dabei wird es zum grössten 

Teil bei Ihnen liegen, die Richter in dieser Richtung zu führen. Sie müssen 

sich daher jede Anklage vorlegen lassen und erkennen, wo es notwendig 

ist, in vertrauensvoller und überzeugender Aussprache mit dem zum Ur-

teil berufenen Richter das Staatsnotwendige zu betonen. Ich hebe hierbei 

auch nochmals hervor, dass das in einer Weise geschehen muss, die den 

Richter überzeugt und nicht befiehlt. Denn der Richter hat mit seiner ei-

genen Verantwortung das Urteil zu tragen. Natürlich darf diese Richter-

führung sich nur auf das Notwendige erstrecken. Überflüssige Einfluss-

nahme bringt den Richter nur zum verantwortungslosen Richterspruch 

und wird von dem verantwortungsvollen Richter als schwer tragbare Be-

lastung empfunden. Es muss dahin kommen, dass der Richter in Sachen, 

die es erfordern, von selbst zu Ihnen kommt, und dass Sie in Sachen, in 

denen dies überflüssig war, ihn dies auch fühlen lassen. 

Im Allgemeinen muss sich der Richter des Volksgerichtshofs daran ge-

wöhnen, die Ideen und Absichten der Staatsführung als das Primäre zu 

sehen, das Menschenschicksal, das von ihm abhängt, als das Sekundäre. 

Denn die Angeklagten vor dem Volksgerichtshof sind nur kleine Erschei-

nungsformen eines hinter ihnen stehenden grösseren Kreises, der gegen 

das Reich kämpft. Das gilt vor allem im Kriege 

lch will versuchen, das an einzelnen Beispielen zu verdeutlichen: 

1) Wenn ein Jude, noch dazu ein führender Jude, wegen Landesverrats – 

und sei es auch nur wegen Beihilfe hierzu – angeklagt ist, steht hinter 

ihm der Hass und der Wille des Judentums, das deutsche Volk zu ver-

nichten. In der Regel wird das also Hochverrat sein, der mit dem Tode 

zu ahnden ist. 
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2) Wenn im Sinne des Kommunismus nach dem 22. Juni 1941 von einem 

Deutschen im Reich gehetzt oder auch nur versucht wird, das Volk in 

kommunistischem Sinne zu beeinflussen, so ist das nicht nur Vorbe-

reitung zum Hochverrat, sondern auch Feindbegünstigung – nämlich 

der Sowjetunion. 

3) Wenn im böhmisch-mährischen Raum die Tschechen immer wieder 

unter dem Einfluss des Londoner Senders, sei es auch nur durch 

Hetze, gegen das Reich wühlen, so ist das nicht nur Vorbereitung zum 

Hochverrat, sondern ebenfalls Feindbegünstigung. 

Sollte Ihnen einmal unklar sein, welche Linie Sie einzuhalten haben oder 

welche politischen Zweckmässigkeiten notwendig sind, so wenden Sie 

sich vertrauensvoll an mich. Ich werde stets in der Lage sein, Ihnen die 

erforderliche Aufklärung zu geben. Ich erinnere Sie dabei an meine Aus-

führungen. Auch mir war seinerzeit klar, dass der Vertrag mit Sowjetruss-

land im August 1939 nichts daran änderte, wie die Staatsführung den 

Kommunismus beurteilte, aber ich wusste nicht, ob es damals opportun 

war, die schwersten Strafen gegen Kommunisten im Reich zu verhängen. 

Ich habe mir damals selbst helfen müssen, heute stehe ich Ihnen bei sol-

chen, oft nicht leichten Entscheidungen gern zur Verfügung. 

Betrachten Sie bitte, lieber Parteigenosse Freisler, meine Ausführungen 

nicht als ein Belehrenwollen. Ich schrieb diesen Brief nur, weil ich die 

Bedeutung Ihrer Stellung kenne und Ihnen hierbei helfen will. 

Heil Hitler! 

(gez.) Dr. Thierack».7) 

Angesichts der personellen Veränderungen an der Spitze der deutschen 

Justiz erscheint es angebracht, die Gesetze, Vergehen und Strafen zusam-

menzufassen, mit denen sich der VGH beschäftigte, und detaillierte Sta-

tistiken seiner Aktivitäten anzuführen.8) 
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Gesetz Gesetz- 

pragraph 

Vergehen Bestrafung 

StGB §80 Gebiets- und Verfassungshoch-

verrat 
Tod 

 
§81 Hochverräterischer Zwang Tod oder Zuchthaus 

 2§82 Vorbereitung des Hochverrats Tod, Zuchthaus oder 

Gefängnis 
 §84 minder schwere Fälle des Hoch-

verrats 

Zuchthaus oder 

Gefängnis 
 §89 Landesverrat Tod oder Zuchthaus 
 

§90 Ausspähung Tod oder Zuchthaus 
 §90a Landesverräterische Fälschung Zuchthaus 
 §90b Verrat früherer Staatsgeheim-

nisse 

Gefängnis 

 §90c Landesverräterische Beziehun-

gen 

Gefängnis 

 §90d Preisgabe von Staatsgeheimnis-

sen 

Gefängnis 

 §90e Fahrlässige Preisgabe von 

Staatsgeheimnissen 

Gefängnis 

 §90f Volks verrat durch Lügenhetze Zuchthaus 
 §90g Landesverräterische Untreue Tod oder Zuchthaus 
 §90h Landesverräterische Beweisver-

nichtung 

Zuchthaus 

 §90i 

Landesverräterische Bestechung 

Zuchthaus 

 §91 

Herbeiführung von Kriegsgefahr 

Tod oder Zuchthaus 

 §91a Waffenhilfe Tod oder Zuchthaus 
 

§91b Feindbegünstigung Tod oder Zuchthaus 
 §92 Beabsichtigter Landesverrat Zuchthaus 
 §94, Abs. 1 Angriff auf den Führer Gefängnis 
 §139, Abs. 2 

Schwere Fälle der Nichtanzeige 

von Hoch- und Landesverrat und 

der Wehrmittelbeschädigung 

Tod oder Zuchthaus 

Wehrmacht-

schutzverord-

nung V. 

25.11.1939 

§ 1 Abs. 1 Schwere Fälle der Wehrmittelbe-

schädigung 

Tod oder Zuchthaus 

 §5 Gefährdung befreundeter 

Streitkräfte 

Zuchthaus oder 

Gefängnis 

Verordnung 

zum Schutze 

von Volk und 

Staat v. 

28.2.1933 

§5 Abs. 2 Unternehmen der Tötung des 

Reichspräsidenten oder eines Re-

gierungsmitgliedes 

Tod oder Zuchthaus 
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Gesetz gegen 

Wirtschafts 

§1 Vermögensverschiebung ins 

Ausland 

Tod 
 

sabotage V. 

1.12.1936 

   

KSSVOv. 

17.8.1938 

§1 Spionage Tod 

Verordnung Art. 1 Falsche Angaben über wirt Tod, Zuchthaus 

zum Schutze 

der Rüstungs-

wirtschaft v. 

23.1.1942 

 schaftlichen Bedarf oder Be-

stand 

oder Gefängnis 

KSSVO, Er- § 1 Nr. 5 Öffentliche Wehrkraft Tod, Zuchthaus 

gängzung der 

Zuständig- 

keitsverord- 

zersetzung oder Gefängnis 

nung v. 

29.1.1942 

Während diese Gesetze und Verordnungen das rechtmässige Fundament 

der Urteilssprechung des Volksgerichtshofs bildeten, ist es ebenso inter-

essant, sich die Anzahl der Anzeigen angeblicher Vergehen zu betrachten 

und sie mit der Anzahl der eigentlichen Anklagen zu vergleichen. 

Anzeigen9) 

Andere Delikte13) 

1939 

1940 

1941 

1942 

1943 

1944 

Jahr 

4‘918 

4‘599 

5‘603 

4‘727 

6‘584 

           13‘986 

Anklagen10) 
Hochverrat11) Landesverrat12) 

1939   341   151 189   1 

1940   598   381 214   3 

1941   690   376 308   6 

1942 1044   652 377 15 

1943 1327   830 494   3 

1944 2120 1859 256   5 

Während im Zeitraum von 1939 bis 1944 fast eine Verdreifachung er An-

zeigen zu beobachten ist, vervielfachte sich die Anzahl der erhobenen An-

klagen um mehr als das Sechsfache, ohne jedoch die Flut der Anzeigen 
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auch nur annähernd zu bewältigen. Die Ursachen der Denunzierungen 

werden wohl immer im Dunkeln bleiben, ausser vielleicht 1944, ein anor-

males Jahr in Hinsicht auf die Ereignisse des 20. Juli 1944. Aber hinter 

jeder Denunzierung sind Motiv oder Motivkomplexe versteckt, die sich 

der empirischen Forschung entziehen. War es, unter anderem, der zuneh-

mende Druck des Krieges, der letzte Funken Hoffnung, die Katastrophe, 

die dem deutschen Reich ins Gesicht starrte, doch noch abwenden zu kön-

nen? Eine schlüssige Antwort wird wohl niemals zu geben sein. Doch die 

Anzeigenflut ist keineswegs auf ein Deutschland beschränktes Phänomen. 

Im besetzten Frankreich erreichte selbst noch 1944 die Denunzierungs-

welle ein Ausmass, die es den SD- und Gestapostellen wie auch den Si-

cherheitsbehörden der Vichy-Regierung unmöglich machte, ihrer Herr zu 

werden.14) Im Reich zeigen die Fälle von Hochverrat eine zunehmende 

Tendenz, während Landesverratsfälle starke Schwankungen aufweisen. 

Diese Diskrepanz spiegelt sich auch in der Zusammenstellung und dem 

Vergleich von neuen Fällen mit den eigentlich erhobenen Anklagen bzw. 

deren Abgabe an den Generalstaatsanwalt (GStA) wider:15) 

Jahr Neueinein-

gänge 

Einstellun-

gen 

Abgabe an 

GStA 

Auf andere 

Art erledigt 

Anklagen 

1935 5096 1040 2596 1039   317 

1936 5895 1147 3438   852   268 

1937 5592 1003 2821 1302   254 

1938 5171 1095 1556 1707   277 

1939 4918   989 1573 1740   339 

1940 4599   951 1218 1367   596 

1941 5603 1365 1785 1770   690 

1942 4727 1096 1547 1460 1044 

1943 6584   693 2872 1287 1336 

Was man unter «Auf andere Art erledigt» zu verstehen hat, ist keineswegs 

klar. Aber angesichts der engen Zusammenarbeit des VGH mit der Ge-

stapo kann man annehmen, dass eine ganze Reihe von Fällen eine Ge-

richtsverhandlung überhaupt nicht erlebten und dass die betreffenden de-

nunzierten Personen in Konzentrationslager eingewiesen wurden. Auch 

ist es von Interesse zu beobachten, dass die Anzahl der Untersuchungsge-

fangenen des Volksgerichtshofes, die sich im Dezember 1938 auf 1‘230 

belief, bis zum April 1943 auf 4‘128 angewachsen war und dass, während 
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im Gründungsjahr 1934 der Volksgerichtshof insgesamt 57 Sitzungen ab-

hielt, die Anzahl der Sitzungen 1943 auf 1‘258 anwuchs. Leider gelten 

die Akten für 1944 und 1945 als vernichtet.16) 

Nach den von Thierack und Freisler selbst erfolgten Zusammenstellungen 

der Urteile in den Jahren 1937 bis 1944 ergibt sich für den Volksgerichts-

hof das folgende Bild:17) 

Zuchthaus 
Jahr Ange-

klagte 

Tod Lebens- 10-15 5-10 

Jahre 

Unter 

5 Jahre 

Gefäng-

nis 

KZ Geldstrafe Frei-

spruch lang Jahre 

1937 618   32 31   76 115 101   99 
  

  52 

1938 614   17 29   56 111   91 106 — —   54 

1939 470   36 22   46 100   98 131 — —   40 

1940 1096   53 50   69 233 416 188 — —   80 

1941 1237 102 74 187 388 266 143 — —   70 

1942 2572 1192 79 363 405 191 183 45 — 107 

1943 3338 1662 24 266 586 300 259 42 — 181 

1944 4379 2079 15 114 756 504 331 11 2 489 

Zwischen 1934 und 1938 war die Anzahl der Todesurteile noch verhält-

nismässig niedrig, 1935 mit 4 Todesurteilen und Vollstreckungen, 1935 

mit 9 Todesurteilen und 8 Vollstreckungen, 1936 mit 10 Todesurteilen 

und Vollstreckungen, 1937 mit 32 Todesurteilen und 28 Vollstreckungen 

und 1938 mit 17 Todesurteilen und 16 Vollstreckungen. 

Von den sechs Senaten, die vor Freislers Ernennung bis 1942 existierten, 

sprach der Erste Senat, der vom Präsidenten des VGH geleitet wurde – 

zunächst von Thierack, dann von Freisler –, stets die meisten Todesurteile 

aus. Dafür waren Thierack und Freisler verantwortlich, weil beide die 

wichtigsten und schwerwiegendsten Fälle an ihren Senat zogen. Im Jahr 

1942, bevor Freisler Präsident wurde, sprach der Erste Senat 649 Todes-

urteile von insgesamt 1‘192 aus; 1944 fällte er 866 von insgesamt 

2‘097.18) Somit sprach Thierack über 54%; Freisler hingegen «nur» knapp 

41% der vom VGH gefällten Todesurteile aus. 

Bald nach Thieracks oben zitiertem Brief vom 9. September 1942 führte 

er die «NS-Richterbriefe» ein, die regelmässig an alle Richter geschickt 

wurden und die NSDAP-Richtlinien für die Justizverwaltung enthielten. 

Alle befassten sich mit dem gleichen Themenkreis – das Justiz- und  
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Rechtsprechung im Einklang mit den Forderungen des Führers reformiert 

werden müssten, dass die juristische Ausbildung reformbedürftig sei und 

die Notwendigkeit bestehe, zum alten germanischen Führerprinzip zu-

rückzukehren, in dem der Führer gleichzeitig der oberste Richter war, und 

dass die richterliche Unabhängigkeit zu relativieren sei. Fragen der Be-

gnadigung könnten nur durch den Führer persönlich behandelt werden. 

Auch die Verteidiger sollten in Zukunft strengen Kontrollen unterzogen 

werden. Ausserdem strebe man eine Gesetzesreform an, um dem morali-

schen Verfall der deutschen Frauen während des Kriegs zu begegnen. Die 

juristische und gerichtliche Verfahrensweise bedürften der Vereinfa-

chung, ältere Anwälte sollten in den Ruhestand treten. Da man es als Zeit-

verschwendung betrachte, Verurteilte in Gefängnissen festzuhalten, soll-

ten sie der Rüstungsindustrie zur Verfügung stehen, insbesondere Spezia-

listen aus Schlüsselindustrien. Natürlich fand auch die Behandlung von 

«Untermenschen», zum Beispiel von Polen und Juden, Erwähnung. Sie 

besassen kein Anrecht auf ein ordnungsgemässes Gerichtsverfahren, da 

sie auf Grund der NS-Verordnungen als «gesetzlos» galten.19) 

Eine Verordnung vom 29. Januar 1943 übertrug dem VGH alle Fälle von 

Wehrkraftzersetzung, obwohl dieser das Recht behielt, Fälle nach eige-

nem Ermessen an ein untergeordnetes Gericht abzugeben, beispielsweise 

an ein Oberlandesgericht.20) Soweit Fälle von Wehrkraftzersetzung vor 

dem VGH verhandelt wurden, verhängte man zumeist die Todesstrafe. 

Zuchthaus- und Gefängnisstrafen wurden, je länger der Krieg dauerte, vor 

allem nach Stalingrad, immer seltener. Zwischen Januar 1943 und Januar 

1944 wurden 124 Todesurteile wegen Wehrkraftzersetzung ausgespro-

chen und vollstreckt. Die Anzahl der verhandelten Fälle belief sich allein 

in Berlin im Jahr 1943 auf 241, während die Zahl der verhandelten oder 

anhängigen Fälle von Januar 1944 bis zum Dezember 1944 auf 893 

stieg.21) 

Die sogenannten «Defätisten» stellten die Mehrheit der Angeklagten, jene 

Personen, die die Kriegsentwicklung hinsichtlich Deutschlands pessimi-

stisch betrachteten und der nationalsozialistischen Propaganda öffentlich 

mit Skepsis und Zweifel begegneten. Thierack teilte sie in drei Gruppen 

ein – die Reste von Marxisten und Kommunisten, die Intellektuellen, die 

ihre eigenen Fähigkeiten überschätzten, und all jene Leute, denen jedes  
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Gefühl für soldatische Tugenden abging. Freisler war vorsichtiger und 

vertrat den Standpunkt: Da man den Defätismus nicht juristisch definie-

ren könne, müsse man darüber von Fall zu Fall entscheiden. Er gab der 

Meinung Ausdruck, dass harmlose Meckerer sehr oft ungerechtfertigt als 

Defätisten abgestempelt würden.22) 

Da mit Ausnahme der Verhandlungen zum Komplex des 20. Juli 1944 

die Verhandlungsprotokolle (wie auch der polizeilichen Vernehmungs-

protokolle, auch zum 20. Juli) als verschollen oder vernichtet betrachtet 

werden müssen, ist der Historiker gezwungen einen beträchtlichen Grad 

der Unsicherheit über die Richtig- und Gültigkeit der jeweiligen Ankla-

gepunkte in Kauf zu nehmen. 

Eines der ersten Opfer dieser Rechtsprechung war ein Redaktionsmitglied 

des «Völkischen Beobachters», das sich skeptisch über den Ausgang des 

Krieges geäussert und sarkastische Bemerkungen über Hitler und Go-

ebbels hinzugefügt hatte. Der Mann hatte Glück, denn man verurteilte ihn 

nur zu fünf Jahren Gefängnis, da er kein eigentlicher Staatsfeind, sondern 

nur ein Schwächling sei.23) Andererseits wurde ein 55jähriger Rentner am 

21. Mai 1943 zum Tod verurteilt, obwohl er ein Psychopath war. Er war 

ein Feind der NSDAP, weil sie einen Punkt des Parteiprogramms nicht 

erfüllt hatte, nämlich die «Brechung der Zinsknechtschaft». Während des 

Krieges hatte er Hitler sowie anderen Parteiführern und NSDAP-Funktio- 

nären beleidigende Postkarten geschickt. Auf einer dieser Karten behaup-

tete er, dass Deutschland nur eine Leiche brauche – die von Hitler. Er 

wurde wegen Wehrkraftzersetzung verurteilt. Sein fragwürdiger Geistes-

zustand – normalerweise ein Grund für ein milderes Urteil – wurde nicht 

berücksichtigt, da das deutsche Volk sowieso von geistesschwachen 

Menschen befreit werden müsste.24) Einen Monat später, am 26. Juni 

1943, verurteilte man eine junge Kriegswitwe zum Tod, weil sie politi-

sche Witze erzählt hatte, zum Beispiel jenen von Göring, der Hitler auf 

der Spitze des Berliner Funkturms bat, dem deutschen Volk doch einen 

Gefallen zu tun. Auf des Führers Frage welchen, antwortete Göring, er 

solle vom Turm springen.25) 

Am 8. September 1943 wurde ein praktischer Arzt namens Dr. Alois Gei-

ger zum Tod verurteilt, weil er gegenüber einer Patientin, der schwange-

ren Frau eines Frontsoldaten und Mutter dreier Kinder, skeptische Be-

merkungen über den Krieg gemacht hatte. Er habe versucht, ihren Glau- 
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ben an den deutschen Sieg zu erschüttern, indem er behauptete, dass ihr 

Mann im Fall einer deutschen Niederlage ermordet werden könnte, da er 

auch NSD AP-Mitglied und hoher HJ-Führer war. Die Urteilsbegründung 

lautete: «Im Juli dieses Jahres kam in Soldatenuniform der HJ.-Oberbann-

führer Will zu dem niederbayerischen Landarzt Alois Geiger und bat ihn, 

sich um seine Frau, die mit drei Kindern aus Berlin nach Niederbayern 

evakuiert war und ihr viertes Kind erwartete, ärztlich wegen ihrer 

Schwangerschaft zu bekümmern. 

Ende Juli und Anfang August ging deshalb Geiger zweimal zu Frau Will 

und hat dabei nach seiner eigenen Angabe ihr Folgendes gesagt: Sie habe 

aber Mut, sich jetzt noch ein Kind zuzulegen, denn wenn es schiefgehe, 

dann stehe es traurig um uns. Auf den Einwand von Frau Will, dass sie 

vom Siege überzeugt sei, will er davon gesprochen haben, dass es doch 

immerhin, zumal nach den Ereignissen in Italien, auch möglich sei, dass 

der Krieg verlorengehe; besonders schlimm sei, wenn uns die Russen be-

siegen, denn dann sei das unser physischer Tod als Volk; dann sei eine 

Niederlage durch die Engländer und Amerikaner schon das kleinere Übel. 

Als Frau Will entgegnete, die fressen uns ja schon jetzt auf, habe er ge-

antwortet, sie stehe eben zu sehr unter dem Eindruck unserer gefärbten 

Propaganda; und auf den erschrockenen Ausruf der Frau, was denn dann 

mit ihnen (gemeint war ihr Mann) geschehe, antwortete er: Die in solchen 

exponierten Stellungen sind, kommen dann – denn dann gibt es ein Mas-

senkatyn – natürlich zuerst dran. 

Das gibt Geiger selbst zu. Er hat sicher viel mehr gesagt. Denn im Ver-

fahren hat Frau Will bekundet, er habe ihr z.B. geraten, sofort dafür zu 

sorgen, dass ihr Mann aus seinem jetzigen Amt herauskomme, damit er 

nicht als erster drankomme. Der Volksgerichtshof hat aber seinem Urteil 

nur das zugrunde gelegt, was Geiger selbst zugibt, weil er nicht ohne Not 

die schwangere Frau der weiten Reise als Zeugin nach hier aussetzen 

wollte. Und das war nicht nötig. Denn was Geiger zugibt, langt wirklich 

schon ... 

Geiger, der als gebildeter Mann eine besondere Stütze der festen Haltung 

unserer Heimatfront sein müsste, hat sich durch diese Untergrabung un-

seres Wehrwillens (Pgph. 5 KSSVO) für immer ehrlos gemacht. Er 

musste deshalb um unseres Sieges willen mit dem Tode bestraft wer-

den.»26) 
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Leute wie er müssten aus der deutschen Volksgemeinschaft ausgeschlos-

sen werden, und deshalb gebe es nur eine einzige Strafe für ihn – die To-

desstrafe. 

Am 1. September 1943 wurde August Barsch, der Bürgermeister eines 

Dorfes in der Mark Brandenburg, zum Tod verurteilt, weil er jahrelang 

feindliche Radiosender abgehört, deren Aussagen im Dorf verbreitet, de-

fätistische Ansichten geäussert und sogar versucht hatte, andere Dorfbe-

wohner zum Abhören von BBC London anzustiften. Er habe die Heimat-

front jahrelang selbst «zermürbt». Als Mitglied der NSDAP und Zellen-

leiter in seinem Dorf war er «dem Führer dafür verantwortlich, ... dass 

unsere innere Front hält ... So aber hat er sich selbst für immer ehrlos 

gemacht, weil er unsere Heimatfront unterwühlt hat.»27) 

Dass auch Prominenz keinen Schutz vor der Rechtsprechung des Volks-

gerichtshofes bot, zeigt der Fall des international renommierten Pianisten 

Karlrobert Kreiten im gleichen Monat. Obwohl holländischer Staatsange-

höriger, hatte sich Kreiten einige Jahre zuvor um die Mitgliedschaft in der 

NSDAP beworben, war aber abgelehnt worden. Während eines Gastspiels 

in Berlin im März 1943 äusserte er sich ablehnend gegenüber dem NS-

Regime und prophezeite, dass dessen Führung «einen Kopf kürzer ge-

macht werden würde». Von einer Gesprächsteilnehmerin prompt denun-

ziert, kam er Anfang September vor den Volksgerichtshof, der ihn zum 

Tod verurteilte. «Er ist in unserem jetzigen Ringen – trotz aller berufli-

chen Leistungen als Künstler – eine Gefahr für unseren Sieg. Er muss zum 

Tode verurteilt werden. Denn unser Volk will stark und einig und unge-

stört unserem Sieg entgegenmarschieren.» Selbst eine persönliche Inter-

vention des weltberühmten Dirigenten Wilhelm Furtwängler erwies sich 

als nutzlos.28) Dieses Urteil hat durch einen Kommentar im Berliner «12-

Uhr-Blatt» noch eine besondere Note bekommen. Dort hiess es: «Wie un-

nachsichtig jedoch mit einem Künstler verfahren wird, der statt Glauben 

Zweifel, statt Zuversicht Verleumdung, statt Haltung Verzweiflung stif-

tet, geht aus einer Meldung der letzten Tage hervor, die von der strengen 

Bestrafung eines ehrvergessenen Künstlers berichtet. Es dürfte heute nie-

mand dafür Verständnis haben, wenn einem Künstler, der fehlte, eher ver-

ziehen würde als dem letzten gestrauchelten Volksgenossen ...» 

Verfasser dieses Kommentars war Werner Höfer, heute einer der mass- 
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geblichen politischen Fernsehjournalisten der Bundesrepublik.29) 

Todesurteile gab es für die Behauptung, dass deutsche Jagdflugzeuge 

nicht die Flughöhen alliierter Bomber erreichen könnten30), für pessimi-

stische Kriegsprognosen31) und für die öffentlich ausgesprochene Forde-

rung nach Absetzung Hitlers, um der Wehrmacht Gelegenheit für einen 

Friedensschluss mit den Alliierten zu geben.32) Dagegen hatten zwei 

Österreicher mehr Glück. Sie hatten es unterlassen, einen Fall von ver-

suchtem Hochverrat anzuzeigen. Slowenische Partisanen hatten in Kärn-

ten einen Bauernhof überfallen. Der Bauer und seine Tochter waren mit 

dem Tod bedroht worden und hatten deshalb versprochen, die Partisanen 

nicht zu denunzieren. In diesem Fall folgerte Freisler, die beiden Ange-

klagten seien offensichtlich von schlichtem Gemüt und leicht einzu-

schüchtern; deshalb verurteilte er sie nur zu vier Jahren Gefängnis.32) 

Grosse Aufmerksamkeit erregte im Februar 1943 im In- und Ausland ei-

ner von Freislers grossen Fällen. Es ging um die Jugendgruppe «Weisse 

Rose», die sich in München um Professor Kurt Huber sowie Hans Scholl 

und seine Schwester Sophie gebildet hatte und seit 1942 gegen das NS-

Regime agitierte.33) Dieser Fall ist so bekannt, dass hier nicht weiter dar-

auf eingegangen werden muss. 

Nach ihrer Verhaftung leugneten die Geschwister Scholl zunächst ihre 

Aktionen, legten aber dann ein volles Geständnis ab, so dass man auf die 

Methoden des «verschärften Verhörs» verzichten konnte. Am Nachmittag 

des 21. Februar 1943 wurde den Angeklagten, zu denen mittlerweile auch 

Christoph Probst zählte, die Anklageschrift vorgelegt. Am nächsten Tag 

sollte in München der Prozess stattfinden, obwohl Berlin, Nord- und 

Nordwestdeutschland bereits unter schweren Luftangriffen zu leiden hat-

ten, so dass es sich als schwierig erwies, Richter, Laienrichter und Vertei-

diger rechtzeitig nach München zu bringen. Deshalb verblieb den Ange-

klagten und ihrem Anwalt nur wenig Zeit, um sich auf die Verhandlung 

vorzubereiten. Aber der Tatbestand lag so klar auf der Hand, dass jede 

Verteidigung, so klug sie auch aufgebaut sein mochte, von vornherein 

aussichtslos war. 

Am 22. Februar 1943 führte Freisler den Vorsitz im Prozess gegen die 

Scholls und Probst. Sie wurden der Vorbereitung zum Hochverrat und der 

Feindbegünstigung mit der Absicht, Landesverrat und Wehrkraftzerset- 
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zung zu begehen, angeklagt. Freisler blieb während der Verhandlung kühl 

und gelassen und hielt sein Temperament im Zaum. Den Angeklagten 

wurde das Recht zuerkannt, am Ende des Prozesses ein paar abschlies-

sende Worte zu sagen, ein Recht, von dem Sophie Scholl keinen Ge-

brauch machte. Hans Scholl bat um Probsts Leben, aber Freisler brachte 

ihn zum Schwei 

gen, weil der Angeklagte nur das Recht hatte, in eigener Sache zu spre-

chen. Probst bat um sein Leben, um seiner Frau und seiner beiden Kinder 

willen. Die Angeklagten wurden zum Tod verurteilt, und die Strafe sollte 

noch am selben Tag im Gefängnis München-Stadelheim durch Enthaup-

ten vollzogen werden. Man gab den Scholls die Gelegenheit, ein letztes-

mal mit ihren Eltern zu sprechen, dann erlaubte man den Verurteilten, ein 

letztesmal zusammenzu 

treffen und ein paar Worte zu wechseln. Danach wurde die Strafe voll-

streckt. Sophie starb «frei, furchtlos, mit einem Lächeln auf den Lippen.» 

Bevor Hans Scholl seinen Kopf auf den Block legte, rief er so laut, dass 

es durch die leeren Gefängniskorridore hallte: «Lang lebe die Freiheit!» 

Probst folgte ihm. Himmler jedoch wollte zu diesem Zeitpunkt keine 

Märtyrer aus den Verurteilten machen und ordnete offenbar von Berlin 

aus die Verschiebung der Hinrichtungen an. Sein Telegramm traf jedoch 

um ein paar Stunden zu spät ein.31) 

 

Ob der Scholl-Prozess die deutsche Justiz mehr als andere VGH-Prozesse 

besudelt hat, ist fraglich. Die Tatbestände waren ganz klar, und das führte 

zu einer beträchtlichen Verkürzung der Verhandlung. Natürlich sollten 

die Todesurteile der Abschreckung dienen, aber der Prozess war keines-

wegs ein Beispiel für jene Fälle, in denen Freisler seinen politischen Fa-

natismus in vollem Mass ausspielte. Umständehalber konnte die Vertei-

digung nicht besser oder schlechter agieren, als sie es tat. 

 

Am 19. April 1943 kam Freisler erneut nach München – diesmal um 

Alexander Schmorell, Otto Graf und Professor Kurt Huber den Prozess 

zu machen. In seiner Urteilsbegründung stellte Freisler sofort einen Zu-

sammenhang mit dem Urteil vom 22. Februar her. Und die Anklage führte 

an, dass Schmorell, in Übereinstimmung mit den Scholls, Flugblätter her-

gestellt und in Salzburg, Linz, Wien und München verteilt hatte. Zu die-

sem Zweck habe er auch versucht, in Stuttgart Geld aufzubringen, und an 

Versammlungen von verräterischem Charakter teilgenommen. Graf habe 
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als Organisator fungiert, während Huber von Anfang an über diese Akti-

vitäten informiert gewesen sei. Zu diesen Angeklagten kamen noch elf 

weitere, darunter ein Stuttgarter Fabrikant, der Schmorell 5’000 RM ge-

geben hatte. Da dieser Industrielle als beispielhafter Arbeitgeber galt und 

viel mehr als andere Fabrikbesitzer getan hatte, um die sozialen Bedin-

gungen seiner Arbeiter zu verbessern, kam er mit zehn Jahren Zuchthaus 

davon. 

Zwei weitere Angeklagte, ein junger Arzt und ein Student aus Freiburg 

im Breisgau, hatten Kontakt mit Schmorell gehabt. Sie hätten geahnt, was 

hinter seinen Aktivitäten steckte, seien sich aber nicht sicher gewesen und 

hätten es deshalb versäumt, ihn anzuzeigen. Beide wurden zu sieben Jah-

ren Zuchthaus verurteilt. Einige von Hans Scholl beeinflusste Gymnasi-

asten wurden als seine Opfer betrachtet und bekamen fünf Jahre Gefäng-

nis. Die übrigen erhielten niedrige Gefängnisstrafen von einem Jahr bis 

zu ein paar Monaten.32) 

Der letzte Angeklagte war der ehemalige Spielleiter am Weimarer Natio-

naltheater, Dr. Falk Harnack, dessen Bruder, Dr. Arvid Harnack, ein Jahr 

zuvor vom RKG wegen seiner Zugehörigkeit zur «Roten Kapelle» zum 

Tod verurteilt und hingerichtet worden war. Freisler anerkannte die kul-

turellen Verdienste, die sich Harnack in Deutschland erworben hatte, und 

betrachtete die Situation als so einzigartig, dass er ihn freisprach.33) 

Professor Huber jedoch, der dem Gericht und dem Staat seine morali-

schen Prinzipien ausführlich darlegen durfte, Alexander Schmorell und 

Willi Graf wurden zum Tod verurteilt. So brachten die Aktivitäten der 

«Weissen Rose» fünf jungen Leuten und einem renommierten Akademi-

ker den Tod.34) Ihre Bemühungen waren vergeblich gewesen – ihre Hoff-

nung, das deutsche Volk zur Vernunft zu bringen, indem man sein Ge-

wissen wachrüttelte, hatte sich als illusorisch erwiesen. 

Auch die Kirche war vor Strafverfolgung durch den VGH nicht sicher. 

Wann immer Freisler mit Geistlichen, vor allem mit katholischen Prie-

stern und Nonnen zu tun hatte, konnte er es sich nicht verkneifen, sie mit 

sarkastischen Angriffen zu bombardieren. Doch sein Leitsatz war, dass 

jeder Deutsche das NSDAP-Programm kannte, das die Freiheit aller reli-

giösen Bekenntnisse im Deutschen Reich und innerhalb der NSDAP ga- 
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rantierte, ohne sich aber an eine Konfession zu binden – eine Haltung die 

mit der Formel «positives Christentum» beschrieben wurde. Predigten ge-

gen den Krieg oder den Nationalsozialismus mussten zwangsläufig die 

Widerstandskraft des deutschen Volkes schwächen und die feindliche 

Propaganda multiplizieren.35) 

Am 4. November 1942 erhielt Hitler die Führerinformation Nr. 139 mit 

folgendem Inhalt: «Drei katholische Geistliche haben in Lübeck unter 

dem Vorwand religiöser Betreuung Gruppen gebildet, in denen sie bis 

Juni 1942 gegen den nationalsozialistischen Staat gehetzt haben. Neben 

von englischen Fliegern abgeworfenen Predigten des Bischofs von Galen 

(der sich öffentlich gegen das NS-Euthanasieprogramm ausgesprochen 

hatte – der Autor) und zahlreichen anderen äusserst gehässigen Hetz-

schriften und -nachrichten haben sie die Behauptung verbreitet, schwer-

verwundete deutsche Soldaten und Invaliden des Krieges und der Arbeit 

würden in Lazaretten getötet. Die 50 Angehörigen der Gruppen, die zur 

Hälfte Soldaten sind, wurden aufgefordert, die Hetzschriften an der Front 

und in der Heimat zu verteilen. Das Strafverfahren wird vor dem Volks-

gerichtshof durchgeführt werden.36) 

Die drei Geistlichen, alle relativ jung, waren verhaftet worden. Eine Zeit-

lang hatten sie einzeln oder gemeinsam die deutschen Sendungen des 

BBC abgehört und bei Gruppenversammlungen darüber gesprochen. Na-

türlich befassten sie sich hauptsächlich mit den Massnahmen des NS-Re-

gimes, zum Beispiel der Auflösung von Orden und Klöstern, die in Ka-

sernen und Kliniken umgewandelt wurden. Sie diskutierten über die 

schlechte Behandlung der Polen, verbreiteten Nachrichten über angebli-

che Meutereien innerhalb der Wehrmacht und unwahre Gerüchte über Eu-

thanasiemassnahmen, die angeblich bei schwerverwundeten deutschen 

Soldaten praktiziert würden. Schliesslich brachten sie auch diverse Ge-

rüchte über Hitler und die führenden Persönlichkeiten des Dritten Reiches 

in Umlauf. 

Der VGH machte ihnen am 22. Juni 1943 in Lübeck unter dem Vorsitz 

des Vizepräsidenten Engert den Prozess. Am nächsten Tag wurden sie 

zum Tod verurteilt, nachdem man sie des Landesverrats, der Feindbegün-

stigung und der Wehrkraftzersetzung schuldig gesprochen hatte. Zusam-

men mit den Geistlichen wurden zwei weitere Männer verurteilt, einer zu 
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fünf Jahren Zuchthaus, der andere zu einem Jahr Gefängnis. Die Geistli-

chen wurden am 10. November 1943 hingerichtet.37) 

Am 2. Juli 1943 verurteilte der VGH einen weiteren Geistlichen zum Tod. 

Diesmal führte Freisler den Vorsitz. Der Angeklagte stammte aus Tirol. 

Er war 1920 nach Belgien gezogen und dort zum Priester geweiht worden. 

Nachdem er eine Zeitlang in einer österreichischen Pfarrgemeinde gear-

beitet hatte, schickte ihn die «Gesellschaft Mariä», der er angehörte, im 

Januar 1939 nach Frankreich und dann nach Spanien. Man hatte ihn we-

gen seiner antinazistischen Einstellung versetzt. Sowohl in Frankreich als 

auch in Spanien sprach er in seinen Predigten über die Bedrohung, der die 

deutsche Kirche ausgesetzt sei, und erklärte, dass der Nationalsozialismus 

eine weltweite Gefahr für die Religion und den Katholizismus darstelle. 

Offenbar erzielten seine Predigten nur geringe oder gar keine praktischen 

Ergebnisse, und so nahm er im Juli 1942 Verbindung mit dem britischen 

Konsul in Valencia auf, von dem er britisches, gegen Deutschland gerich-

tetes Propagandamaterial erhielt. Auf der Reise nach Deutschland, wo er 

es verteilen wollte, wurde er verhaftet. Freislers Urteilsbegründung war 

bei allem Schwulst ungewöhnlich detailliert. Die allgemeine Geisteshal-

tung des Priesters charakterisierte er mit den Worten: «Als das deutsche 

Blut in mächtigem Strome von den Alpen bis zur Nordsee sich sein Gross-

deutsches Reich schuf, blieb er abseits, ja feindlich. Denn er hielt den Na-

tionalsozialismus für einen Todfeind der Religion und der katholischen 

Kirche.» Dann fuhr er fort: «Dem Angeklagten hat der Vorsitzer vorge-

halten, dass der Führer und das Parteiprogramm, die bevorrechtigte öf-

fentlich-rechtliche Stellung der Kirche und ihre Subvention eine Behaup-

tung über Religionsfeindschaft des Nationalsozialismus von vornherein 

zur Lüge stempeln. Jakob G. berief sich für seine Behauptung auf dreier-

lei: 

a) auf die Schliessung privater Schulen. Ganz zu Unrecht. Damit bekun-

det der Nationalsozialismus nur, dass er die Erziehung der Deutschen 

von morgen als das deutsche Volk von heute in eigener Verantwortung 

durchführen wolle; 

b) auf Rosenbergs ‚Mythus des 20. Jahrhunderts’; wie die Hauptverhand-

lung ergab, hat er das Buch völlig missverstanden, wahrscheinlich,  
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weil sein Dogmatismus ihm ein Eindringen in das Wesen dieses Bu-

ches gar nicht gestattete; 

c) auf eine Sendung des Vatikan-Senders von 1938, in der die Behaup-

tung der Religionsfeindschaft und Christenunterdrückung durch den 

Nationalsozialismus auf gestellt war; mindestens äusserst leichtfertig, 

am Kreuzweg zwischen Volkstreue und Volksverrat, ganz vage Agi-

tationsbehauptungen einer deutschfremden Stelle entscheidend wer-

den zu lassen! Er hat für seine Behauptungen keine Grundlage. 

Jakob G. war sich darüber klar, durch sein Verhalten das deutsche Volk 

und Deutsche Reich schwer zu schädigen und im Kriege dadurch dem 

Feinde zu helfen. Er erklärt dazu, für ihn gehe das Gebot der Kirche und 

ihr Interesse über die Stimme des Blutes, über Volkszugehörigkeit und 

Vaterland. Er sehe in diesem Kriege zwei Gefahren für das deutsche Volk: 

Die eine Gefahr, dass England siegt; dieser Sieg würde das deutsche Volk 

schädigen. 

Die andere Gefahr (!!!), dass Deutschland siegt. Dieser Sieg sei eine 

schwerere Gefahr für das deutsche Volk als der Sieg Englands; denn dann 

bleibe der Nationalsozialismus. All das erklärte der Angeklagte selbst und 

fügte hinzu, dass er auch eine Gesinnungstäterschaft als solche anerkenne; 

denn wie der Katholizismus erhebe er einen weltanschaulichen Totalitäts-

anspruch. Deshalb müsse er – Jakob G. – ihn auch bekämpfen und werde 

das zeitlebens tun ... Es kann nur eine Antwort geben: Wer so die Stimme 

des Blutes in sich verrät, wer alles daran setzt, Deutschland seinen Freun-

den zu entfremden und Deutschlands Feinden zu helfen, weil ihr Sieg für 

unser Volk weniger schlimm sei als unser Sieg – ein solcher Deutscher 

hat für immer, für unser Geschlecht und die Reihe der deutschen Ge-

schlechter nach uns, seine Ehre verwirkt; und er muss deshalb als verrä-

terischer Helfer unserer Kriegsfeinde (Paragraph 91 b StGB) mit dem 

Tode bestraft werden.» 

Die Strafe wurde am 13. August 1943 vollstreckt.38) Weitere Fälle dieser 

Art einschliesslich gegen Wehrmachtgeistliche folgten. Selbst die Inter-

vention des hl. Stuhles erwies sich als erfolglos.39) 

Aber es gab auch Freisprüche. Ein protestantischer Geistlicher, den man 

der Wehrkraftzersetzung beschuldigt hatte, wurde freigesprochen, weil 

sein Defätismus nicht bewiesen werden konnte.40) Doch bis zum Ende des 

Zweiten Weltkriegs wurden mindestens 26 weitere Priester, hauptsächlich 
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Katholiken, zum Tod verurteilt und hingerichtet40), was vielleicht mehr 

auf Freisler ausgeprägten Antikatholizismus hinweist als auf eine allge-

mein antichristliche Haltung. Mit dem Vergehen der Wehrkraftzersetzung 

musste sich der VGH am häufigsten befassen. An zweiter Stelle standen 

die «Nacht-und-Nebel-Prozesse». Sie basierten auf dem «Nacht-und-Ne-

bel-Erlass», den Hitler im Dezember 1941 persönlich veranlasst hatte. 

Nachdem die Deutschen einen Grossteil von Nord- und Westeuropa be-

setzt hatten, herrschte bis zum Russlandfeldzug relative Ruhe. Von da an 

nahmen die Angriffe auf einzelne Angehörige der deutschen Besatzungs-

macht zu, hauptsächlich von Kommunisten initiiert, ebenso die Sabotage-

akte. Hitlers vergebliches Bemühen, den Krieg zu beenden, mobilisierte 

viele Leute, die das Geschehen bis dahin tatenlos und wie betäubt be-

obachtet hatten, während der Russlandfeldzug die Kommunisten aktiv auf 

den Plan rief. Dem muss aber auch hinzugefügt werden, dass alle Terror- 

und Sabotageakte gegen die deutschen Streitkräfte klar gegen die Waf-

fenstillstandsabkommen verstiessen – in Frankreichs Fall unterzeichnet 

von der Regierung Marschall Pétains, ins Amt berufen von niemand an-

derem als der französischen Nationalversammlung, die ihm ausserordent-

liche Vollmachten verlieh. Demzufolge verstiess jeder Widerstand gegen 

die Haager Landkriegsordnung. 

Laut Hitler sollte jeder, der an öffentlichem Aufruhr oder an einem Ter-

ror- oder Sabotageakt teilnahm, prinzipiell zum Tod verurteilt oder nach 

Deutschland deportiert werden. Die Angehörigen der Personen, die man 

nach Deutschland verschleppte, sollten nicht benachrichtigt werden. Kei-

tel, der Chef des OKW, übersetzte Hitlers Befehl in den folgenden Erlass: 

«Es ist der lange erwogene Wille des Führers, dass in den besetzten Ge-

bieten bei Angriffen gegen das Reich oder die Besatzungsmacht den Tä-

tern mit anderen Massnahmen begegnet werden soll als bisher. Der Führer 

ist der Ansicht: Bei solchen Taten werden Freiheitsstrafen, auch lebens-

lange Zuchthausstrafen, als Zeichen der Schwäche gewertet. Eine wirk-

same und nachhaltige Abschreckung ist nur durch Todesstrafen oder 

durch Massnahmen zu erreichen, die die Angehörigen und die Bevölke-

rung über das Schicksal des Täters im ungewissen halten. Diesem Zweck 

dient die Überführung nach Deutschland. 

Die anliegenden Richtlinien für die Verfolgung von Straftaten entspre- 
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chen dieser Auffassung des Führers. Sie sind von ihm geprüft und gebil-

ligt worden.»42) 

Diesen Richtlinien zufolge mussten Angriffe auf das Reich oder die deut-

sche Wehrmacht in den besetzten Gebieten prinzipiell sofort mit dem Tod 

bestraft werden. Die Richtlinien setzten sich aus sechs Punkten zusam-

men. Erstens bestand Keitel darauf, sich die Entscheidung vorzubehalten, 

welches Gericht praktisch imstande und formal kompetent sei, um diesen 

oder jenen Fall zu behandeln. Zweitens musste der öffentliche Ankläger 

seine Entscheidung hinsichtlich einer Anklage von seiner Pflichtauf-

fassung abhängig machen. Drittens lag es im Ermessen des öffentlichen 

Anklägers anzuordnen, wer hingerichtet oder aus der Untersuchungshaft 

entlassen werden sollte. Viertens mussten die Hauptverhandlungen hinter 

verschlossenen Türen stattfinden. Fünftens durfte ausländisches Beweis-

material nur mit der Zustimmung des öffentlichen Anklägers zugelassen 

werden. Sechstens und letztens konnte der Ankläger vor der Urteilsver-

kündung die Anklageschrift jederzeit zurückziehen oder die Verhandlung 

verschieben. Das Gericht musste dem Antrag des Anklägers, eine Ver-

handlung zu verschieben, stattgeben. Der Ankläger musste die Gelegen-

heit erhalten, seinen Standpunkt zu erläutern, falls das Gericht seinen An-

trag in re ablehnte.43) 

Das Problem, das noch gelöst werden musste, bestand in der Frage, wel-

che Gerichte sich mit den Nacht-und-Nebel-Fällen befassen sollten. Der 

OKW-Spezialist für solche Angelegenheiten leistete im Januar 1942 sei-

nen Beitrag, indem er feststellte, dass es innerhalb des OKW noch nicht 

entschieden sei, wer die Nacht-und-Nebel-Fälle aburteilen solle, das 

Reichskriegsgericht oder die untere Wehrmachtsgerichtsbarkeit. Auch 

der Innenminister, Dr. Wilhelm Frick, wurde um Rat gebeten. Die Frage 

der Rechtsprechung in den Nacht-und-Nebel-Fällen wurde von einem Mi-

nisterium ans andere weitergereicht, bis Freisler diesem Gerangel 

schliesslich am 14. Oktober 1942 in einem Brief an Thierack ein Ende 

setzte. Er bezog sich auf ein Gespräch, das er im Justizministerium mit 

Ministerialdirektor Crohne geführt hatte. Dabei hatte er erfahren, dass 

man daran denke, die Personen, die in den besetzten Gebieten Angriffe 

auf das Reich oder die Besatzungsmächte unternehmen, vor Zivilgerichte 

zu stellen, und dass er, Freisler, in diesem Zusammenhang die Kompetenz 

des VGH prüfen solle. Als Präsident des Volksgerichtshofes enthalte er 
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sich jedes Kommentars, weise aber darauf hin, dass der Volksgerichtshof 

diese Fälle aburteilen könne und wolle, wenn sie seinem Zuständigkeits-

bereich zugeordnet würden.44) Freisler bezog sich auf vorangegangene 

mündliche Verhandlungen mit dem OKW über dieses Thema, die nicht 

aktenkundig wurden, weil sie als Geheime Reichssache galten. Deshalb 

ist den Akten nicht zu entnehmen, wann der VGH zum erstenmal an dieser 

Angelegenheit beteiligt wurde. Laut Freisler war es viel wichtiger, zu-

nächst sicherzustellen, dass das Gericht kein anderes Urteil fällen würde 

als jenes, das der öffentliche Ankläger forderte. Um dies technisch zu ge-

währleisten, vereinbarte Freisler mit dem OKW, dass der Ankläger er-

stens seine Anklage bis zur Urteilsverkündung zurückziehen könne und 

dass er zweitens, falls der VGH seinen Forderungen nicht zustimmte, 

nochmals die Möglichkeit erhalten solle, seinen Standpunkt klarzustellen. 

Das bedeutet in der Praxis, dass bei jedem Nacht-und-Nebel-Prozess 

schon vorher feststand, wie das Urteil und das Strafmass ausfallen wür-

den.45) Trotzdem muss hier noch einmal auf die Tatsache hingewiesen 

werden, dass die Nacht-und-Nebel-Justiz eine Reaktion auf die wach-

sende Zahl von Terror- und Sabotageakten in den von Deutschen besetz-

ten Gebieten war, initiiert von Kommunisten und britischen Spezialein-

heiten, aufgestellt mit Churchills Motto: «Set Europe ablaze!» 

Freislers Haltung in dieser Sache entsprach voll und ganz den Instruktio-

nen, die Thierack den früheren Justizbeamten nur einen Tag zuvor gege-

ben hatte und die sich mit der Rechtspflege in Kriegszeiten befassten. In 

diesen Richtlinien gab Thierack zunächst seiner festen Überzeugung Aus-

druck, dass die Justiz vor allem dem deutschen Sieg dienen und den Füh-

rer in seinem harten Kampf um die Freiheit Europas unterstützen müsse. 

Im Augenblick könne man diesem Bestreben nur nützen, indem man die 

Richter mit sanfter Hand dirigiere, denn aufgrund der historischen Ent-

wicklung gebe es in Deutschland kaum Voraussetzungen für eine einheit-

liche Rechtspflege. Das Reichsjustizministerium wollte seine Kollegen 

nicht massregeln, sondern ihnen nur auf taktvolle und kameradschaftliche 

Weise beistehen. Die Aufgabe des Gerichts bestehe hauptsächlich darin, 

Fakten zu registrieren. Anweisungen könnten nur hinsichtlich der Konse-

quenzen dieser Fakten gegeben werden. Die Instrumente der Instruktio- 
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nen müssten in erster Linie die höheren Richter sein – in Zusammenarbeit 

mit den Generalstaatsanwälten, die ihm, Thierack, direkt verantwortlich 

seien. 

Dann versuchte Thierack die verschiedenen Methoden der Instruierung – 

erstens die kontinuierliche Information der Richter über die Wünsche der 

Reichsführung, zweitens die Möglichkeit, frühere Urteile für ähnliche 

oder identische Vergehen als Präzedenzfälle zu verwenden, um im jewei-

ligen zur Debatte stehenden Prozess das richtige Urteil fällen zu können. 

Solche Praktiken seien allerdings ständigen Veränderungen und Kontrol-

len unterworfen. Am effektivsten wäre es, wenn sich das Gericht schon 

vor dem Beginn eines Prozesses einig wäre. Offensichtlich war es Thie-

rack bewusst, dass er sich hier – trotz der Bedingungen, die im Dritten 

Reich herrschten – auf dünnes Eis begab, und deshalb verzichtete er dar-

auf, in diesem Punkt detaillierte Anweisungen zu erteilen, und überliess 

es seinen Untergebenen, in seinem Sinne zu verfahren, so wie sie ihn in-

terpretierten. Zu den Fällen, die vorherige Konsultationen und Entschei-

dungen verlangten, zählten allerdings alle Vergehen, in denen Todesur-

teile ausgesprochen würden. Kriegsverbrechen, wirtschaftliche Kriegs-

verbrechen, Gewaltakte, Verletzungen der Verordnungen, die Kontakte 

zwischen deutschen Zivilisten und Kriegsgefangenen verboten, Straftaten 

von Jugendlichen, Taten, «begangen aus tragischen schicksalhaften 

Komplikationen, Nacht- und-Nebel-Angelegenheiten sowie alle krimi-

nellen und zivilrechtlichen Fälle, in die Beamte oder führende Funktio-

näre von Staat und Partei oder Personen, die überhaupt im öffentlichen 

Leben eine prominente Position bekleiden, verstrickt sind und in denen 

das existierende Recht mit den sozialen und wirtschaftlichen Realitäten 

in Konflikt gerät und dieses einer Lösung bedarf». Sollte es irgendwelche 

Schwierigkeiten geben, so sei er, Thierack, der Mann, den man konsul-

tieren sollte. Er würde dann so schnell wie möglich seine Ratschläge er-

teilen.46) 

Was die Nacht-und-Nebel-Fälle betraf, so ist kein einziger bekannt, der 

den VGH im Allgemeinen oder Freisler im Besonderen veranlasst hätte, 

sich an Thierack zu wenden. Keitel wünschte, dass jedes Todesurteil, das 

man in den besetzten Gebieten fällte, innerhalb von vierundzwanzig Stun-

den vollstreckt würde.47) Frauen durften nicht hingerichtet werden, es sei 

denn, sie hätten einen Mord oder Terrorakt begangen.48) Der Nacht-und- 
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Nebel-Erlass galt für die westlichen Gebiete und Norwegen. Dänemark 

bildete eine Ausnahme. Canaris, der Chef der deutschen Abwehr, war mit 

Keitels Massnahmen einverstanden und fügte hinzu, dass standgerichtli-

che Urteile nur dann gefällt werden sollten, wenn es von vornherein um 

ein Todesurteil gehe. Ansonsten sollten die Terroristen nach Deutschland 

transportiert werden.49) Der Nacht-und- Nebel-Erlass traf aber nicht auf 

Deutsche oder Volksdeutsche zu, die in den Besatzungsgebieten straffäl-

lig wurden50), auch nicht auf Juden, da sie von den normalen Gerichtsver-

fahren ausgeschlossen waren und nur der SS und der Polizei unterstan-

den.51) 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde oft der Vorwurf erhoben, dass die 

Nacht-und-Nebel-Prozesse sowie auch andere Prozesse, die vor dem 

VGH stattgefunden haben, unabänderliche Vorgänge darstellten, wobei 

der Angeklagte die Anklageschrift erst kurz vor Verhandlungsbeginn oder 

gar nicht zu sehen bekam, und dass die Verteidigung nicht rechtzeitig ge-

nug informiert wurde, um sich entsprechend vorbereiten zu können.52) 

Hier ist eine Diskrepanz in den Nachkriegsaussagen zu beobachten. In 

manchen eidesstattlichen Erklärungen wurde festgestellt, die oben er-

wähnten Vorwürfe seien zutreffend. Diese Behauptungen stammen von 

Angehörigen der Justiz, die andere Personen belasteten, hauptsächlich den 

toten Freisler, um die Vorwürfe abzuschwächen, mit denen sie wahr-

scheinlich zu rechnen hatten. Andere erklärten an Eides Statt: Solange 

Deutschland noch nicht den intensiven Luftangriffen der Alliierten ausge-

setzt war, habe man die Anklageschriften rechtzeitig vorgelegt und der 

Verteidigung genügend Zeit gegeben, sich auf den Prozess vorzubereiten. 

Dies habe sich erst geändert, als die Verkehrsarterien stundenlang oder oft 

tagelang lahmgelegt waren.53) Andererseits spricht gegen die Annahme, 

dass man die Prozesse ordnungsgemäss abgewickelt habe, dass sie geheim 

und möglichst schnell vonstatten gehen mussten. Deshalb wurden in die-

sem Rahmen auch keine Priester oder Geistliche für die Angeklagten zu-

gelassen. 

Für die Nacht-und-Nebel-Fälle galt ungefähr das gleiche wir für die poli-

tischen oder schweren kriminellen Straftaten, die vor dem VGH oder an-

deren Gerichten verhandelt wurden: Ein Freispruch bedeutete nicht unbe-

dingt die Haftentlassung; es war ebensogut möglich, dass die freigespro-

chene Person der Gestapo übergeben wurde und bis zum Kriegsende in 

einem Konzentrationslager bleiben musste. 
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Auch hier gab es Ausnahmen, für die sich allerdings keine Kriterien fest-

stellen lassen. In manchen Fällen erlaubte man den Freigesprochenen, in 

ihre Heimat zurückzukehren, weil man nicht ihren Transport nach 

Deutschland, sondern ihr künftiges Schicksal geheimhalten wollte.54) 

Diese Ausnahmen gab es aber nicht mehr, nachdem das OKW am 6. No-

vember 1943 angeordnet hatte, dass alle Nacht-und-Nebel-Gefangenen, 

mochte man sie nun freigesprochen haben oder nicht, der Gestapo über-

geben werden müssten.55) Die Gestapo konnte entscheiden, ob diese Ge-

fangenen nach Hause entlassen oder in einem Konzentrationslager inter-

niert werden sollten, vorausgesetzt, sie waren nicht zum Tode verurteilt 

worden. In einem Rundschreiben vom 21. Januar 1944 betonte Thierack 

im Zusammenhang mit diesem OKW-Befehl, dass der Reichsführer-SS 

und Chef der Deutschen Polizei bei Gefangenen, die freigesprochen oder 

deren Prozesse abgebrochen worden waren, die mildeste Form der 

Schutzhaft anwenden könne. Man müsste ihnen mitteilen, dass sie aus 

Sicherheitsgründen weiterhin festgehalten würden. 

Die Gefangenen, die zum Tod verurteilt waren, legte man in Handschel-

len, falls die Hinrichtung nicht verschoben wurde, was bei Frauen nicht 

selten passierte. Oberreichsanwalt Lautz befand, dass man die Frauen, de-

ren Hinrichtung verschoben wurde, darüber informieren müsste, sobald 

sie in ihrem Gefängnis eingetroffen waren. Aber aufgrund von Bormanns 

Einwänden wurde dieser Vorschlag abgelehnt. 

Die Geheimhaltung ging bis über den Tod hinaus. Abschiedsbriefe wur-

den zurückgehalten und vernichtet; und obwohl die Standesämter von je-

dem Fall verständigt und die jeweiligen Namen ins Sterberegister einge-

tragen wurden, vermerkte man gleichzeitig, dass keine Informationen 

über den Tod der betreffenden Personen weitergegeben werden dürften, 

es sei denn, der Reichsjustizminister hätte dies persönlich gestattet. Eine 

weitere wichtige Anordnung untersagte jede Presseveröffentlichung.56) 

Die Wehrmachtjustiz wandte die Methoden der Nacht-und-Nebel- 

Rechtspflege nur widerstrebend an und versuchte, sich durch Verzöge-

rungen und andere Manöver von solchen Fällen zu distanzieren und dem 

VGH die Hauptlast zuzuschieben.57) Zum Beispiel mussten sich die 

OLG-Staatsanwaltschaften von Köln, Essen und Kiel im Mai 1942 mit 
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50 Fällen befassen. Diese Zahl stieg in einem knappen Jahr auf über 

2’000; gleichzeitig wuchs die Zahl der Angeklagten von 600 auf fast 

6‘700, die alle inhaftiert wurden.58) 

Die ersten VGH-Nacht-und-Nebel-Prozesse begannen Ende August 

1942. Ausserdem fanden Nacht-und-Nebel-Prozesse vor Sonder- und 

Oberlandesgerichten statt, die uns hier nicht interessieren. Bis Ende 1942 

waren dem VGH über 1’000 solcher Fälle übertragen worden. 800 gab 

Freisler an andere Gerichte ab, die restlichen 200 behandelte der VGH 

selbst. Freislers VGH-Senat, der Erste, befasste sich mit dem grössten 

Teil der Nacht-und-Nebel-Fälle. In manche waren Hunderte von Ange-

klagten verwickelt. Da die Berliner Gefängnisse bereits überfüllt waren, 

musste der VGH die Prozesse in den Gefängnissen durchführen, wo man 

die Angeklagten untergebracht hatte, zum Beispiel im Zuchthaus Bran-

denburg. Auch die Todesurteile waren so zahlreich, dass einige Gefäng-

nisse nicht mehr mit der Vollstreckung nachkamen, und so fanden die 

Hinrichtungen in den Gefängnissen anderer Reichsgaue statt-eine Verfah-

rensweise, die den dortigen Justizbehörden missfiel, aber sie konnten we-

nig dagegen tun. In München ging das Widerstreben, Nacht- und-Nebel-

Urteile zu vollstrecken, so weit, dass von 130 Verurteilten 30 gerettet 

wurden und am Leben blieben.59) 

Die wachsenden Verbindungsschwierigkeiten in Deutschland, die, wie 

bereits erwähnt, auf die Luftangriffe der Alliierten zurückzuführen waren, 

hatten chaotische Zustände zur Folge, auch bei simplen Vorgängen-wenn 

zum Beispiel Akten der Staatsanwaltschaften von einem Gericht ans an-

dere geschickt werden sollten. Viele Briefe, Akten und dergleichen trafen 

nicht an ihrem Bestimmungsort ein. Manche Staatsanwälte behielten ihre 

Akten bei sich, aus Angst, sie könnten verlorengehen. Deshalb konnten 

einige Prozesse nicht stattfinden, und dies bedeutete wiederum, dass die 

Zahl der Gefängnisinsassen gewaltig anstieg.60) Bei einem Luftangriff auf 

Berlin am 24. November 1943 wurden alle Nacht-und-Nebel-Akten zer-

stört. Und so musste die Wehrmachtgerichtsbarkeit zusammen mit den 

deutschen Polizeibehörden in den besetzten Gebieten von Neuem Ermitt-

lungen durchführen, um die vernichteten Akten zu rekonstruieren. Ein 

Tag, den die Polizei verlor, war ein Tag, den der Angeklagte gewann.61) 

Erst nach dem Beginn der alliierten Invasion in Frankreich gab Hitler Be- 
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fehl, den Nacht-und-Nebel-Aktionen ein Ende zu setzen. Die Untersu-

chungen und Verhandlungen wurden unterbrochen, die Gefangenen der 

Gestapo übergeben und in Konzentrationslager gebracht, wo man jene, 

die als gefährlich galten, sehr bald liquidierte.62) 

Der umfangreichste Nacht-und-Nebel-Fall, mit dem sich Freisler befas-

ste, betraf 360 Angeklagte63), die auf ausdrückliches Ersuchen des OKW 

den Nacht-und-Nebel-Bestimmungen unterworfen wurden.64) Die Ange-

hörigen der Exekutierten wurden nicht informiert, ihre persönliche Habe 

sollte an den deutschen Polizeichef von Paris geschickt werden.65) 

Thierack griff jedoch ein und erklärte, den allgemeinen Nacht-und-Nebel-

Richtlinien zufolge dürfe man diese Sachen nicht einmal an den deut-

schen Polizeichef von Paris schicken.66) Unter den Verurteilten befand 

sich ein französischer Lehrer, der sich Notizen über den Transport deut-

scher Truppen durch Nancy gemacht hatte. Aufgrund des Nacht-und-Ne-

bel-Erlasses wurde er am 21. Januar 1943 wegen Spionage nach Para-

graph 2 der KSSVO hingerichtet.67) 

Bald danach sassen 15 Belgier, die man der Spionage beschuldigte, auf 

der Anklagebank. Einer der Angeklagten hatte einem Landsmann, der, 

ausgerüstet mit einem Morsetelegrafen, mit einem Fallschirm über Bel-

gien aus einem britischen Flugzeug abgesetzt worden war, Unterschlupf 

gewahrt. Der Angeklagte hatte dem Belgier auch einen falschen Perso-

nalausweis beschafft. Acht von den Angeklagten wurden zum Tode ver-

urteilt, die übrigen bekamen verschiedene Zuchthausstrafen, und nur ei-

ner wurde freigesprochen und sofort der Gestapo überantwortet.68) 

Der belgische Agent, den die Engländer nach Belgien geschickt hatten, 

wurde nicht gemeinsam mit diesen 15 Angeklagten vor Gericht gestellt. 

Sein Prozess fand erst viel später statt, am 5. Februar 1944. Nach dem 

Einmarsch der Deutschen in Belgien war er nach Frankreich geflohen und 

schliesslich nach Grossbritannien, wo er eine Spezialausbildung erhielt, 

bevor er nach Belgien zurückgeschickt wurde. Freisler fand anerken-

nende Worte für die Tapferkeit und männliche Würde des Angeklagten, 

was den Agenten aber nicht vor dem Todesurteil rettete.69) 

Auch die Mitglieder diverser Widerstandsgruppen fanden sich, wenn sie 

der Polizei in die Hände fielen, bald auf der Anklagebank des VGH wie- 
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der. In der Bretagne hatte sich eine Organisation entwickelt, die sich be-

mühte, aus deutscher Gefangenschaft entflohene alliierte Flieger zu ver-

stecken und ihnen zur Rückkehr nach Grossbritannien zu verhelfen. Am 

15. Oktober 1943 verurteilte der VGH fünf Mitglieder dieser Organisation 

– ein weibliches zum Tod, die anderen zu je fünf Jahren Zuchthaus. Auch 

ein Geistlicher wurde zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Er hatte zwar 

von den Aktivitäten der Organisation gewusst, jedoch nicht daran teilge-

nommen; aber er hatte es unterlassen, die Polizei zu unterrichten.70) Bei 

einem anderen Prozess im selben Jahr standen 12 Personen vor Gericht, 

darunter 3 Frauen, denen man Franktireur-Aktionen zur Last legte. Alle 

12 wurden zum Tod verurteilt, aber die 3 Frauen und ein 20jähriger Stu-

dent überlebten den Krieg in einem Konzentrationslager.71) In Frankreich 

gründete ein pensionierter Major eine «Freiwilligentruppe», die es sich 

zum Ziel setzte, die Kollaboration mit den Deutschen zu bekämpfen, die 

in Frankreich, Belgien und Holland wesentlich weiter verbreitet war als 

in Norwegen oder Dänemark. Der Major, ehemals Adjutant von Mar-

schall Foch, wurde bald arretiert und durch einen hohen Verwaltungsbe-

amten ersetzt, der die Organisation mit der Bewegung General de Gaulles 

zusammenbrachte. Aber seine Organisation wurde von französischen 

Kollaborateuren unterwandert und existierte nicht sehr lange. Am 27. und 

am 28. Mai 1943 standen 15 ihrer Mitglieder vor dem VGH. Dem Major 

konnte man nichts weiter nachweisen, als dass er antideutsche Literatur 

gelesen hatte, wofür er mit einem Jahr Gefängnis bestraft wurde. Aber 

sein Nachfolger und 5 weitere Angeklagte wurden zum Tod verurteilt, 

weil sie Spionage getrieben und alliierte Kriegsgefangene bei Fluchtver-

suchen unterstützt hatten. Bei diesem Prozess sass auch ein nominell deut-

scher Bürger auf der Anklagebank, ein Elsässer Musikladenbesitzer, der 

antideutsche Literatur verkauft und verteilt hatte. Auch er wurde zum Tod 

verurteilt. Diese Urteile wurden am 27. Mai verkündet. 

Am 28. Mai wurde unter anderem gegen einen Arzt verhandelt. Er war 

wegen Spionage angeklagt, weil er Pläne und Skizzen von deutschen 

Luftwaffenstützpunkten und Munitionsdepots angefertigt hatte. Er wurde 

zum Tod verurteilt, ebenso wie drei andere: ein Angeklagter, der versucht 

hatte, eine gaullistische Jugendorganisation zu gründen, einer, der Infor- 
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mationen über deutsche Flugabwehrstützpunkte weitergegeben hatte, und 

ein dritter, der Pläne von einem deutschen Flugzeug beschafft hatte.72) 

Fast alle Angeklagten, die spioniert, Sabotage- oder Terrorakte begangen 

oder Franzosen beziehungsweise anderen Alliierten zur Flucht nach 

Grossbritannien verholfen hatten, mussten mit der Todesstrafe rechnen. 

Zwischen Juni und August 1943 wurden auch zwei französische Priester 

wegen Spionage zum Tod verurteilt.73) Ein Holländer, der zwischen 1940 

und 1942 Flugblätter veröffentlicht und darin zu Sabotage und passivem 

Widerstand aufgerufen hatte, wurde ebenfalls zum Tod verurteilt. Die 

deutsche Polizei war schon vor dem Krieg auf ihn aufmerksam geworden, 

als er SPD-Propagandamaterial über die deutsche Grenze geschmuggelt 

hatte.74) 

Am 18. Januar 1944 verurteilte Freisler 8 Angeklagte. Man hatte sie be-

schuldigt, illegale Ausschüsse zu leiten, die sich um die zahlreichen 

Flüchtlinge kümmerten, die sich noch in Belgien aufhielten. Einer der 

Angeklagten war ein Industrieller aus Lüttich namens Lambert. Er hatte 

in Lourdes einen solchen Ausschuss gegründet, der seit 1941 tätig war. 

Ausserdem hatte er spioniert und seine Informationen über verschiedene 

Kanäle an die Briten weitergegeben. Lambert und 6 andere Angeklagte 

wurden zum Tod, einer zu Zuchthaus verurteilt.75) 

Im weiteren Verlauf des Krieges versuchten die Alliierten natürlich im-

mer häufiger, Agenten in Europa einzuschleusen. Im gleichen Mass 

wuchs die Anzahl der Festnahmen von Agenten, der Prozesse gegen sie 

und der Hinrichtungen. Am 1. März 1942 waren drei belgische Agenten 

mit Fallschirmen aus britischen Flugzeugen abgesprungen, mit Waffen 

und Funkgeräten ausgestattet, aber nicht mit Uniformen. Bald bauten sie 

mit der Hilfe von Bekannten aus der Brüsseler Umgebung ihr Netz auf 

und planten, das Elektrizitätswerk von Mons in die Luft zu sprengen. Sie 

wurden tatkräftig unterstützt, sogar von einem Angehörigen der belgi-

schen Waffen-SS-Division Wallonie. Der Mann half ihnen nicht aus ideo-

logischen Gründen, sondern weil er mit einem der Agenten eng befreun-

det war. Kommunisten versuchten, in die Gruppe einzudringen, und als 

ihr Bemühen auf Widerstand stiess, denunzierte ein Kommunist die 

Gruppe bei den deutschen Besatzungsbehörden. Der belgische Waffen-

SS-Angehörige wurde von seinem Kommandeur, Léon Degrelle, vor ein 
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Kriegsgericht gestellt, die anderen landeten vor dem VGH. 4 von den er-

sten 10 Angeklagten wurden zum Tod verurteilt, von der zweiten Gruppe, 

die aus 5 Angeklagten bestand, wurden 2 mit der Todesstrafe belegt.76) 

Kurz vor dem Ende der Nacht-und-Nebel-Aktionen standen ein Schwede 

und zwei Norweger vor dem VGH. Einer der Norweger, ein Student, hatte 

schon zuvor Schwierigkeiten mit der deutschen Besatzungsmacht gehabt, 

war aber mit einer Warnung davongekommen. Die treibende Kraft war 

der Schwede gewesen, der einen anderen Studenten beauftragt hatte, Anti-

NS-Propagandamaterial zu verfassen, in grösseren Mengen herzustellen 

und zu verteilen. Der erste Student gesellte sich erneut zu den beiden, und 

alle drei wurden zum Tod verurteilt.77) 

Man kann nicht behaupten, dass der VGH in den Nacht-und-Nebel-Fällen 

ungewöhnlich harte Strafen aussprach. In den anderen kriegführenden 

Ländern hatte man solche Vergehen auf ähnliche Weise geahndet. Was 

der ganzen Angelegenheit ihr besonders unmenschliches Gepräge gab, 

war erstens die Geheimhaltung, die in jedem einzelnen Fall praktiziert 

wurde, so dass die Angehörigen der Arretierten nicht erfuhren, ob diese 

noch lebten oder bereits tot waren, und zweitens die auch bei Deutschen 

angewandte Methode, den Angeklagten nach einem Freispruch oder einer 

Prozessaussetzung der Gestapo und dem Konzentrationslagersystem zu 

übergeben. Aber letzten Endes zielten diese Methoden hauptsächlich auf 

den Abschreckungseffekt. 

Ausser den besetzten Gebieten gab es natürlich noch die zwischen 1938 

und 1940 dem Reich angegliederten Territorien – vor allem Österreich, 

das Sudetenland, das Elsass, Luxemburg, das Gebiet von Eupen-Mal-

medy, das Protektorat Böhmen und Mähren sowie die ehemals deutschen, 

von Polen annektierten Gebiete. 

In Österreich entwickelte sich die Widerstandsbewegung sehr langsam. 

Die Habsburger Legitimisten waren eine winzige Minderheit, nur die So-

zialisten und Kommunisten waren – wenn auch gering an der Zahl – eini-

germassen organisiert. Aber die Habsburger Legitimisten hatten den Vor-

teil, dass ihre Bewegung über die Grenzen hinaus wirkte, dass sie in Ver-

bindung mit den bayerischen Legitimisten standen, die sich für eine Wie-

dereinführung der Wittelsbacher Monarchie einsetzten – was natürlich als  
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Hochverrat galt. Einige Bayern strebten eine politische Union mit Öster-

reich an.78) 1942 wurde eine weitere zahlenmässig unbedeutende Gruppe 

entdeckt, die sich in gewaltiger Übertreibung «Grossösterreichische Frei-

heitsbewegung» nannte und sich für eine neue Habsburger Monarchie 

einsetzte, der Süddeutschland, Polen, Ungarn und Rumänien angehören 

sollten. 

Weniger weil diese Gruppen eine ernsthafte Bedrohung der NS-Regimes 

darstellten, sondern um der abschreckenden Wirkung willen wurden 

schon 1940 109 Österreicher des’Hochverrats angeklagt; doch aufgrund 

des spärlichen Beweismaterials scheint erst am 9. Juli 1942 der VGH-

Prozess stattgefunden zu haben, wobei in der Urteilsbegründung festge-

stellt wurde: «Die Bestrebungen des Otto von Habsburg, mit Hilfe reichs-

feindlicher ausländischer Mächtegruppen die österreichische Monarchie 

wiederherzustellen und als Erbe des verstorbenen Kaisers Karl Kaiser zu 

werden, sind gerichtsbekannt. Dass dieses Ziel auf friedlichem und ver-

fassungsmässigem Wege nicht durchgesetzt werden kann, braucht nicht 

weiter erörtert zu werden. Es hätte die gewaltsame Zerstückelung des 

Reichs, die gewaltsame Losreissung der Gebiete des ehemaligen österrei-

chischen Bundesstaates durch einen Krieg gegen das Reich oder einen 

Bürgerkrieg im Innern und den Sturz der nationalsozialistischen Staats-

führung zur Voraussetzung (Paragraph 80 Abs. 1 und 2 StGB).»79) 

In diesem Fall war auch Graf Stürgkh verwickelt, der Neffe des gleichna-

migen 1916 ermordeten österreichischen Ministerpräsidenten. Graf 

Stürgkh war im Herbst 1938 nach Paris emigriert, wo er sofort Verbin-

dung mit der Österreichischen Legion auf nahm, die Otto von Habsburg 

gegründet hatte. Er wurde zum Tode verurteilt, weil er sich für eine Do-

nauföderation eingesetzt hatte, der auch die Ungarn, Tschechen und Ju-

goslawen angehören sollten: «Der Angeklagte hat sich, obwohl Träger 

eines alten deutschen und österreichischen Adelsnamens, in die Dienste 

einer Bewegung gestellt, die es sich zum Ziel gesetzt hat, die durch den 

Führer vollendete Verwirklichung des Zusammenschlusses aller Deut-

schen und insbesondere der Wiedervereinigung der deutschen Gebiete 

des früheren Österreich mit dem Reich zu zerschlagen ... Die Bewegung, 

für die er sich eingesetzt hat, war mitbestimmend für den dem Reich jetzt 

auf gezwungenen Krieg. Sie sollte den Feindmächten vortäuschen, dass 
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der Nationalsozialismus und die Staatsführung im Volke keinen Rückhalt 

fänden, und war so geeignet, etwa bestehende Erwägungen gegen einen 

Krieg gegen das Reich zu schwächen ...»80) Der nächste grössere österrei-

chische Fall trat erst 1943 auf, als ein Schuster eine kaisertreue «Volks-

partei» gründete. Er behauptete, seine Partei habe achtzig Mitglieder und 

siebzig- bis achtzigtausend Flugblätter herausgebracht, aber vermutlich 

war beides stark übertrieben. Er wurde wegen Hochverrats zum Tod ver-

urteilt. Die Herkunft der Dame, die alle Schreibarbeiten für ihn erledigte, 

hätte gar nicht unwahrscheinlicher sein können – sie stammte aus Berlin. 

Man verurteilte sie zu acht Jahren Zuchthaus.81) 

Als man deutscherseits 1939 in Warschau polnische Akten beschlag-

nahmte, kam die Gestapo anderen Regimegegnern auf die Spur, zum Bei-

spiel einem österreichischen Offizier, der 1938 in die Wehrmacht über-

nommen worden und ein Jahr später in den Ruhestand getreten war. Vor 

dem Krieg hatte er mit Otto von Habsburg Verbindung aufgenommen, um 

eine Legitimistenorganisation aufzubauen. Ausserdem wurde er beschul-

digt, geheime deutsche Mobilmachungsbefehle und andere Militär- und 

Staatsgeheimnisse verraten zu haben. Am 9. Dezember 1943 wurde er 

wegen Hoch- und Landesverrats zum Tod verurteilt.82) 

Österreichs letzter Kanzler, Kurt von Schuschnigg, im Konzentrationsla-

ger von Dachau interniert, wo er besondere Privilegien genoss und die 

Grausamkeit, unter der KZ-Insassen normalerweise zu leiden hatten, nicht 

zu spüren bekam, fand vorübergehend ausserhalb einen Rückhalt. Sein 

Freund Dr. Kastelic, ein hoher Staatsbeamter, hatte die «Grossösterreichi-

sche Freiheitsbewegung» gegründet. In der angestrebten Regierung sollte 

er den Posten des Justizministers übernehmen. Die Organisation hortete 

Waffen und Explosivstoffe, doch das Depot wurde gefunden. Man verur-

teilte Kastelic zum Tod und seine vier Mitarbeiter zu unterschiedlich ho-

hen Zuchthausstrafen.83) 

Ausser dem legitimistischen gab es noch einen demokratischen Separa-

tismus. Der Leiter einer der grösseren Organisationen, der «Österreichi-

schen Freiheitsbewegung», war Dr. Karl Roman Scholz, Professor für 

Theologie in Klosterneuburg bei Wien. Seine Pläne reichten bis ins Jahr 

1939 zurück; er wurde aber erst ab 1941 aktiv und arbeitete darauf hin, 

die nationalsozialistische Führung zu stürzen, Österreich vom Reich zu 
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trennen und ein demokratisches Österreich zu etablieren. Dieses Ziel ver-

suchte er mittels Propaganda und Sabotage zu erreichen. Aber – und dies 

gilt für alle österreichischen Fälle, da sich die Mehrzahl der Österreicher, 

trotz ihrer Sympathien für die einstige kaiserliche Prachtentfaltung, eher 

mit Hitler verbunden fühlte als mit der ehemaligen Republik – diese Um-

triebe wurden bald entdeckt; und zwischen 1940 und 1944 wurden prak-

tisch alle Aktivisten vor den VGH gestellt und verurteilt, Scholz und ei-

nige andere zum Tod.84) 

Einzelkämpfern erging es in Österreich ebenso gut oder schlecht wie im 

übrigen Reich. Eine Wiener Nonne hatte ein Soldatenlied komponiert, in 

dem alle österreichischen Soldaten gebeten wurden, ihre Waffen gegen 

die «Preussen» zu richten, gegen das «Reich der braunen Sklaverei», und 

für ein glückliches Österreich zu kämpfen. Im VGH-Urteil hiess es unter 

anderem: «In diesem Hetzgedicht werden die ostmärkischen Soldaten 

aufgefordert, sich nicht länger für das nationalsozialistische Gross-

deutschland, dessen Führung in niederträchtigster Weise beschimpft und 

verleumdet wird, einzusetzen, sondern die Waffen umzukehren und für 

die Wiederherstellung eines selbständigen österreichischen Staates zu 

kämpfen. Dass solche Bestrebungen, ein zum Deutschen Reich gehöriges 

Gebiet vom Reich loszureissen, bei dem festen Gefüge des nationalsozia-

listischen Deutschland nur mit Gewalt durchzuführen sind, ist selbstver-

ständlich. Gleichzeitig ergibt sich aus dem Inhalt des Machwerks klar und 

unzweideutig, dass es gegen die deutsche Wehrmacht gerichtet ist, indem 

es den Versuch macht, die ostmärkischen Soldaten zu zersetzen und so 

die Schlagkraft der Wehrmacht zu vermindern ... Sie hat sich im schwer-

sten Schicksalskampf gegen ihr Volk gestellt und Hand in Hand mit des-

sen Todfeinden an der Vernichtung desselben gearbeitet» und damit «das 

Recht verwirkt, innerhalb der Gemeinschaft dieses Volkes zu leben.» 

Die Nonne wurde zum Tod verurteilt, und obwohl kein Geringerer als der 

Reichsstatthalter von Wien, Baldur von Schirach, der Reichsleiter für Ju-

genderziehung der NSDAP, um Gnade bat, wurde sie am 30. April 1943 

hingerichtet. Freisler hatte wieder einmal triumphiert.85) 

Am 17. Oktober 1944 behandelte der VGH unter dem Vorsitz von Freisler 
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den Fall eines Schülers, den man beschuldigte, feindliche Radiosender ge-

hört zu haben; aber er wurde aus Mangel an Beweisen freigesprochen. Im 

Hintergrund dieses Falles stand die Tatsache, dass während des Krieges 

ein ehemaliger höherer Beamter der Dollfuss-Regierung in Salzburg zu-

sammen mit anderen feindliche Radiosender gehört hatte. Dies wurde ent-

deckt, und der VGH verurteilte ihn im Sommer zum Tod, worauf er exe-

kutiert wurde. Zu den Angeklagten zählte auch die Mutter des Schuljun-

gen, die ihren Mann wiederholt gewarnt hatte – denn da die Wohnung 

klein war, konnte jedermann mithören, wenn der Vater einen ausländi-

schen Sender einschaltete. Dies bildete den Hintergrund des Prozesses, 

der dem Schüler gemacht wurde. Da der Vater oft politische Witze zum 

Besten gab, wurden sie natürlich von seinem Sohn weitererzählt. Ande-

rerseits war der Junge regionaler Schimeister der Hitlerjugend; er hatte 

seine Pflichten als Hitlerjunge stets auf beispielhafte Weise erfüllt und 

war Jungvolkführer. Freisler betonte, dass der Angeklagte, der «seinen 

Dienst als Hitlerjunge ordentlich tat und Jungvolkführer war, der sich er-

sehnt, Soldat und später Offizier werden zu können, und der uns heute 

spontan diesen Wunsch wieder zum Ausdruck brachte», dass dieser Junge 

nicht schuldig im Sinne der Anklage sein könne. Freisler schloss sich da-

her dem Antrag der Verteidigung auf Freispruch an.86) 

Wie bereits erwähnt, stammten die stärksten österreichischen Wider-

standsgruppen aus den Reihen ehemaliger Sozialisten und Kommunisten, 

deren Aktivitäten sich hauptsächlich auf Wien konzentrierten, wenn auch 

in allen grösseren österreichischen Städten Gruppen von Kommunisten 

existierten, deren Wirkung bis ins Sudetenland reichte. Vom 1. Januar bis 

31. Juli 1941 wurden in Wien und Niederösterreich 200 Personen verhaf-

tet, 154 in der Steiermark und 50 in Linz in Oberösterreich. 1942 häuften 

sich die kommunistischen Aktivitäten. In 11 Prozessen wurde gegen 650 

Angeklagte verhandelt. Weitere 1‘500 potentielle Angeklagte konnten 

nicht festgenommen werden, weil man in den Gefängnissen keinen Platz 

für sie hatte. Erst Anfang Februar 1944 registrierte der VGH einen merk-

lichen Rückgang der Fälle, in die Kommunisten verwickelt waren.87) Ob 

dies Schlüsse auf eine Reduzierung der kommunistischen Aktivitäten zu-

lässt, ist mehr als zweifelhaft. Die Strömungen im Kriegsgeschehen hatten  

247 



sich eindeutig gegen Deutschland gerichtet; und der Anschluss, 1938 von 

der Mehrheit der Österreicher begrüsst, hatte sich als bittere Enttäuschung 

erwiesen. So liess natürlich die Bereitschaft nach, Leute anzuzeigen, de-

ren Aktivitäten sich gegen das Dritte Reich und seine Organisationen 

richteten. Einige Reichsdeutsche, die Wien im Sommer 1944 besuchten, 

stellten eine klar erkennbare antideutsche Stimmung fest.88) 

Zunächst, bis zum Sommer 1941, zögerte der VGH, ehemalige Kommu-

nisten und Sozialisten mit der Todesstrafe zu belegen.89) Diese Tendenz 

kehrte sich ins Gegenteil, als der Krieg mit Russland ausbrach. Im Prozess 

vom 12. Februar 1943 gegen den Ingenieur Schranek und andere, die 

kommunistische Zellen in Fabriken gebildet hatten, wurde zweimal die 

Todesstrafe verhängt; das dritte Mitglied der Gruppe kam mit zehn Jahren 

Zuchthaus davon. Gegen die zum Tod Verurteilten sprach vor allem die 

Tatsache, dass sie sich die Adressen von Frontsoldaten besorgt und ihnen 

geschrieben hatten, sie sollten nicht für eine Sache kämpfen, deren Sieg 

zur völligen Unterjochung der Arbeiter führen würde. Ein weiterer Faktor 

spielte bei der Urteilsfindung eine Rolle: Beide waren jahrelang arbeitslos 

gewesen, bevor sie 1938 im wirtschaftlichen Aufschwung nach dem An-

schluss Arbeitsplätze fanden.90) 

14 Österreicher hatten eine Gruppe gebildet, die Explosivstoffe für Sabo-

tageakte sammelte. Als man sie aufgespürt hatte, machte ihned der VGH 

unter dem Vorsitz Freislers den Prozess, wegen Hochverrats und Feind-

begünstigung. Vier von den Angeklagten wurden zum Tod verurteilt, und 

Freisler konnte kein Verständnis für ihre Beweggründe aufbringen: «Sie 

hatten alle ordentlichen und regelmässigen Verdienst. Während sie vor 

der Gründung des Grossdeutschen Reiches teilweise selbst sehr lange ar-

beitslos waren und jedenfalls früher am Arbeitslosenschicksal vieler Ar-

beitskameraden sehen konnten, dass der Nationalsozialismus für Arbeit 

und Brot gesorgt hat. Wenn wirklich in dem einen Jahr zwischen der 

Gründung des Grossdeutschen Reiches und dem Krieg der verbündeten 

Plutokraten und Bolschewisten gegen uns in ihrer Umgebung nicht alle 

Vernachlässigungen früherer Zeiten gutgemacht werden konnten, so ist 

das demgegenüber bedeutungslos.91) 

Über 8 andere Angeklagten sagte Freisler: «Sie sind in ihrer Jugend (sie 

waren 8 Geschwister) in grossem Elend aufgewachsen und mögen mit 

ihrer Angabe recht haben, dass dieses frühere Elend, um das sich damals 
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kein Staat, keine NSDAP, und keine NSV kümmerten, sie zum Marxis-

mus geführt habe. Aber sie hatten in nationalsozialistischer Zeit feste Ar-

beit und ihr Brot, wussten um das Wirken der NSV und hätten bei gutem 

Willen sehr leicht erkannt, dass der Nationalsozialismus unser Reich als 

ein Haus der sozialistischen Gerechtigkeit aufbauen und einrichten will ... 

Die Zeit, in der kommunistischer Hochverrat als Kavaliersverbrechen an-

gesehen wurde, ist vorbei. Auch wenn der Kommunist bei seinem Ver-

brechen nicht daran gedacht hat, dass er dem Feinde des Reiches hilft, hat 

er sich durch seine Untreue schuldig gemacht.»92) 

Zwei Wiener Sozialisten hatten Geld für die Angehörigen inhaftierter 

Kommunisten gesammelt und ausserdem das verbotene Blatt «Die Rote 

Fahne» verteilt. Am 7. Dezember 1942 wurden sie wegen Vorbereitung 

zum Hochverrat zum Tod verurteilt: «Die illegale ‚Rote Hilfe’ bezweckt, 

wie gerichtsbekannt, durch die Unterstützung von Angehörigen festge-

nommener Kommunisten die Stärkung der Bereitschaft des Einzelnen zu 

staatsfeindlicher kommunistischer Tätigkeit. Jede Mitarbeit bei dieser 

kommunistischen Unterstützungsaktion stellt deshalb eine Förderung der 

auf die gewaltsame Beseitigung der nationalsozialistischen Regierungs-

form gerichteten Bestrebungen der illegalen Kommunistischen Partei 

dar.»93) 

Dasselbe Schicksal erlitten zahlreiche andere Angeklagte, die sich für die 

«Rote Hilfe» eingesetzt hatten. Nur in wenigen der registrierten Fälle 

wurden Zuchthausstrafen verhängt. Einer der letzten VGH-Prozesse ge-

gen Österreicher fand am 25. Januar 1945 statt, als das Dröhnen des Ar-

tilleriefeuers an der ungarischen Grenze bereits bis nach Wien drang, 

während im Norden die russischen Truppen die deutsche Front in Ost-

preussen und Schlesien durchbrochen hatten. Einer der Angeklagten, ein 

Koch aus Innsbruck namens Telfen, hatte bereits im Ersten Weltkrieg ge-

kämpft. 1917 hatten ihn die Russen gefangengenommen, und während der 

bolschewistischen Revolution war er Kommunist geworden. Nach seiner 

Freilassung arbeitete er in Grossbritannien und Schweden. Von 1934 bis 

1938 lebte er in der Sowjetunion und heiratete dort eine Russin. Nachdem 

ihn die Russen zum Agenten ausgebildet hatten, kehrte er mit einem Spio-

nageauftrag nach Schweden zurück, wurde festgenommen und zu einer 

kurzen Gefängnisstrafe verurteilt. 1943 ging er nach Deutschland und trat 
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in das deutsche Heer ein; er desertierte aber noch im Herbst desselben 

Jahres. Seitdem lebte er mit falschen Papieren in Österreich und beför-

derte sich zum Stabsfeldwebel. Er arbeitete aktiv im kommunistischen 

Untergrund und baute in Linz eine illegale kommunistische Organisation 

auf, die mit gefälschten deutschen Wehrmachtsformularen und gefälsch-

ten Ausweispapieren ausgerüstet war und Geld für die Angehörigen in-

haftierter Kommunisten sammelte. 

Er hatte zwei weitere Soldaten angeworben, beides Unteroffiziere. Der 

eine war mit dem Eisernen Kreuz Erster und Zweiter Klasse und mehre-

ren anderen Orden ausgezeichnet worden. Er gehörte zu den wenigen Sol-

daten, die Ende August 1944 der russischen Einkreisung in Rumänien 

entkommen waren. Damals hatte er der 9. Infanteriedivision angehört, zu 

der man ihn erst kurz zuvor versetzt hatte – sehr zu seinem Ärger, da es 

sich um eine hessische Division handelte. Nachdem er den Russen ent-

ronnen war, fertigte er mit Hilfe von selbstgefertigten Gummistempeln 

Papiere an, die ihm die Rückkehr nach Wien ermöglichten. Dort ging er 

in den Untergrund und traf mit Telfer zusammen. Alle drei wurden zum 

Tod verurteilt, nachdem sie vorher offiziell aus der Wehrmacht ausge-

stossen worden waren.94) 

Für die Aktivitäten des VGH im Protektorat Böhmen und Mähren wurden 

bereits zahlreiche Beispiele angeführt. Kurz nach der Gründung des Pro-

tektorats kündigte Hitler eine weitreichende Amnestie an, die auch für 

verräterische Aktivitäten von Tschechen gelten sollte. Diese Amnestie 

galt für insgesamt 1‘219 bekannte Fälle von tschechischer Spionage ge-

gen Deutschland; doch Hitler und Himmler beschlossen, einen Strich un-

ter die bisherige deutschtschechische Geschichte zu ziehen, in der Hoff-

nung, die Tschechen beschwichtigen und ins Reich integrieren zu kön-

nen.95) Doch da die Tschechen zum grossen Teil wenig Neigung zeigten, 

sich integrieren zu lassen, ordnete Hitler eine neuerliche Strafverfolgung 

unbotmässiger Personen an. Er betonte aber, dass grössere Prozesse nicht 

vor dem VGH stattfinden sollten, da er dem Volk keine Märtyrer präsen-

tieren wolle.96) Man vertrat die Ansicht, dass die Einsatzkommandos der 

deutschen Polizei dieser Aufgabe gewachsen seien. Wenn ein Fall vor 

Gericht kam, sollte er zurückgestellt und erst nach Deutschlands Endsieg  
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verhandelt werden. Die Urteile, die dann verkündet würden, werden nur 

zu einer einzigen Strafe führen, zur Todesstrafe, die dann in eine lebens-

längliche Festungshaft oder Deportation umgewandelt werden würde.97) 

Aber die Situation im Protektorat verschlechterte sich weiterhin, und Hey-

drichs Ernennung zum stellvertretenden Reichsprotektor markierte eine 

Zäsur, nach der der Fall Elias der erste prominente VGH-Fall war. Im 

März 1942, drei Monate vor Heydrichs Tod, teilte Dr. Otto Meissner, der 

Chef der Präsidialkanzlei, Schlegelberger mit, dass Hitlers Entscheidung, 

in Böhmen und Mähren Milde walten zu lassen, angesichts der Ereignisse 

überholt sei und dass es keine fundamentalen Gründe mehr gebe, auf Pro-

zesse gegen tschechische Widerstandskämpfer und Exekutionen zu ver-

zichten.98) Nun war die Tür weit geöffnet für den VGH, der Fälle auch an 

die Oberlandesgerichte von Breslau, Dresden und Leitmeritz abgeben 

konnte. Tschechische Verteidiger galten als unerwünscht, wenn sie auch 

nicht abgelehnt wurden. Ein weiteres Problem betraf die Dolmetscher. 

Die Anklageschrift musste dem Angeklagten in deutscher Sprache vorge-

legt werden, während ein Dolmetscher sie mündlich ins Tschechische 

übersetzte. Die Prozesse wurden in deutscher Sprache abgehalten, in An-

wesenheit eines tschechischen Dolmetschers.99) 

Am 24. Mai 1941, bevor Hitler dem VGH grünes Licht gab, hatte die Ge-

stapo 3523 Fälle im Protektorat untersucht. Der Grossteil der Angeklagten 

gehörte zur bereits erwähnten Narodna obrami.100) 

Nach dem Fall Elias war Heydrich der Meinung, dass der VGH-Prozess 

im Protektorat nicht die gewünschte Wirkung erzielt habe und dass 

deshalb keine weiteren VGH-Prozesse in Böhmen und Mähren stattfinden 

sollten.101) Mit diesem Vorschlag hatte er keinen Erfolg. 

Am 8. Juli 1943 stand der ehemalige Hauptmann des tschechischen Ge-

neralstabs Zemen wegen seiner Aktivitäten in einer geheimen Militäror-

ganisation vor dem VGH. Dieser Tätigkeit war er aber schon vor Kriegs-

ausbruch im Jahre 1939 nachgegangen und hatte sie danach offenbar auf-

gegeben. Deshalb lehnte der VGH den Antrag des Staatsanwalts auf To-

desstrafe ab und verurteilte Zemen stattdessen zu zehn Jahren Zucht-

haus.102) Aber am 27. August 1943 wurde ein Oberstleutnant der tsche- 
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choslowakischen Armee, der eine militärische Gruppe aus ehemaligen 

Stabsoffizieren um sich herum organisiert hatte, zum Tode verurteilt.103) 

Von allen illegalen Verbänden im Protektorat wurde Narodna obrana am 

schwersten getroffen. Sie hatte die meisten Mitglieder, und die deutsche 

Spionageabwehr konnte sie leichter unterwandern als andere Gruppen. 

Während Narodna obrana als militärische Organisation aktiv war, ent-

wickelten sich auch politische Oppositionskreise, vor allem Politicke 

Ustredi, das politische Zentrum, das eng mit Eduard Benes verbunden 

war. Es pflegte Kontakte mit anderen Widerstandsgruppen und der tsche-

choslowakischen Exilregierung in London. Ein VGH-Urteil vom 4. Sep-

tember 1942 fasste die Aktivitäten von Politicke Ustredi zusammen: «Im 

Rahmen der gerichtsbekannten Bestrebungen tschechischer Kreise, Böh-

men und Mähren wieder vom Reiche loszureissen und einen neuen tsche-

chischen Staat zu errichten, waren bis weit in die Kriegszeit hinein im 

Protektorat auch mehrere Gruppen der tschechischen Intelligenz tätig. 

Diese Gruppen, in denen sich Beamte aller Zweige, ehemalige Parla-

mentsabgeordnete, Schriftleiter, Rechtsanwälte, und sonstige Angehörige 

freier Berufe zusammengeschlossen hatten, arbeiteten zunächst unabhän-

gig voneinander, nahmen mit der Zeit jedoch Verbindung miteinander auf 

und unterhielten vor allem bald Beziehungen zu der illegalen Militäror-

ganisation ‚Obrana Naroda’, die das tschechische Heer im geheimen für 

einen Aufstand gegen das Reich wieder aufzubauen suchte. 

Die Tätigkeit dieser Gruppe bestand darin, nach dem Vorbild der tsche-

chischen Maffia des ersten Weltkrieges den Widerstand des tschechi-

schen Volkes gegen das Reich zu organisieren und es für eine allgemeine 

Erhebung während des Krieges zu gewinnen, laufend Verkehr mit ent-

sprechenden Kreisen im feindlichen Ausland, insbesondere der von Be-

nes gebildeten Scheinregierung, zu unterhalten, Nachrichten aller Art aus 

dem Protektorat ins Ausland weiterzuleiten, illegal tätigen Protektorats-

angehörigen zur Flucht ins Ausland zu verhelfen und nach Ausbruch des 

Krieges den in den feindlichen Ländern aufgestellen Legionen Offiziere 

und Mannschaften zuzuführen. 

Besondere Bedeutung unter diesen zivilen Widerstandsgruppen gewann 

zunächst ein Kreis namhafter Persönlichkeiten in Prag, der unter der Lei- 
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tung des inzwischen verstorbenen Kanzlers a. D. Dr. Samal und des 

Rechtsanwalts Dr. Rasin stand und ferner u.a. den damals noch im Amt 

befindlichen Landwirtschaftsminister der Protektoratsregierung Feier-

abend, den Präsidenten des tschechischen Preisprüfungsamtes Necas, den 

früheren sozialdemokratischen Abgeordneten und Gewerkschaftsführer 

Lausman sowie die Professoren Klecanda und Prochätky umfasste. Als 

dieser Kreis infolge der Festnahme mehrerer seiner Mitglieder im No-

vember 1939 seine Tätigkeit einstellen musste, flohen Klecanda, Laus-

man, Feierabend und Necas ins Ausland und traten dort als Berater in Be-

nes’s illegales Regierungsgebilde ein. Rasin, ein Sohn des bekannten 

tschechischen Hochverräters des ersten Weltkrieges, wurde am 17. De-

zember 1941 vom Senat zum Tode verurteilt. 

In regem Gedankenaustausch mit dem Samalkreis stand eine ... Gruppe, 

die von dem Richter am tschechischen Obersten Verwaltungsgericht Pro-

kop Drtina geleitet wurde. Dieser war bis zum Herbst 1938 Sekretär in 

der Kanzlei des ehemaligen Staatspräsidenten Benes gewesen und arbei-

tete in der von ihm geleiteten Gruppe u.a. besonders mit dem ehemaligen 

sozialdemokratischen Abgeordneten und Sekretär der tschechischen Ei-

senbahnföderation, Nemec, zusammen. Ende 1939 flüchtete auch Drtina 

aus dem Protektorat und trat in Benes’s illegale Kanzlei als politischer 

Referent ein. Daraufhin übernahm Nemec die Leitung dieser Wider-

standsgruppe, bis auch er im März 1940 ins Ausland flüchtete. 

Eine weitere Gruppe, deren Mitglieder als die ‚Fachleute’ bezeichnet wur-

den, umfasste Angehörige mehrerer Beamten- und Gewerkschaftsver-

bände. Sie stand unter der Führung des Professor Cizek ... und fand einen 

besonders rührigen Vertreter in dem jüdischen Rechtsanwalt Karel 

Bondy. Dieser betätigte sich vor allem im illegalen Nachrichtendienst und 

bei der Fluchthilfe für Protektoratsangehörige. 

In der gleichen Richtung war neben einer Reihe anderer Gruppen auch 

eine Organisation unter der Leitung des Eisenbahnsekretärs Träger (‚Dok-

tor’) aus Prag tätig. Dieser ... schmuggelte mit seinen Helfern, meist Ei-

senbahnern, eine grosse Anzahl von politischen Flüchtlingen aus dem 

Protektorat. Auch der Minister Feierabend wurde Ende Januar 1940 mit 

seiner Hilfe über die Grenze gebracht. Träger, dem als Transportführer 

seine Geliebte ... zur Seite stand, wurde ebenso wie diese am 16. Juni 
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1942 vom Senat zum Tode verurteilt. 

Die Nachrichten, die im Protektorat gesammelt wurden und ins Ausland 

gingen ... wurden durch Kuriere und mittels geheimer Sender an die ille-

galen tschechischen Auslandsgruppen weitergeleitet, von denen enge Fä-

den an die entsprechenden Nachrichtenstellen der Feindmächte liefen ... 

Diese gesamte Tätigkeit der zivilen Widerstandsgruppen war mit der Zeit 

durch eine enge Zusammenarbeit mit der geheimen Militärorganisation 

ON. gekennzeichnet und wurde von dieser massgebend beeinflusst. Dabei 

betätigte sich als Vertreter der ON. vor allem der Oberstleutnant a. D. Ba-

laban. Das alles ist gerichtsbekannt.»104) 

Trotz der deutschen Massnahmen und der harten VGH-Strafen konnte der 

Widerstand im Protektorat niemals völlig unterdrückt werden. Die ille-

gale Widerstandszeitung V boy («Im Kampf») erschien seit dem April 

1943 einmal wöchentlich. Wenn der Redaktionsstab auch von Zeit zu Zeit 

festgenommen, vor Gericht gestellt, verurteilt und hingerichtet wurde – 

es fand sich stets jemand, der die Zeitung erneut herausbrachte, und so 

kann man behaupten, dass sie bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs exi-

stierte. Der erste Herausgeber wurde zum Tod verurteilt, ebenso einige 

seiner Nachfolger. Sogar 1942, als eine Redakteurin von V boj zum Tod 

verurteilt und hingerichtet wurde, erschien in Prag am Tag der Exekution 

eine neue Ausgabe der Zeitung. Die letzte registrierte Strafe gegen einen 

Verteiler von V boj wurde am 14. Juni 1944 ausgesprochen; aber da er 

kein Redakteur war, sondern den Zeitungsleuten nur einen Arbeitsraum 

zur Verfügung gestellt hatte und behauptete, nichts von ihren Aktivitäten 

gewusst zu haben, kam er mit drei Jahren Zuchthaus davon.105) Um alle 

tschechischen Widerstandsbewegungen zu koordinieren, wurde am 3. 

Oktober 1942 Ustredni Vodovi Odboja Domanaciku (die zentrale Füh-

rung der Heimatverteidigung) gegründet. Auch diese Gruppe war mühe-

los zu infiltrieren, und der VGH verurteilte die meisten Verhafteten aus 

dieser Gruppe zum Tod.106) 

Besser organisiert und zählebiger war die KPC, die tschechische kommu-

nistische Partei. Sie war am 27. Dezember 1938 aufgelöst worden, setzte 

aber ihre Arbeit im Untergrund fort. Infolge ihrer guten Organisation und 

Disziplin machte sie von sich reden, nachdem der Krieg zwischen 

Deutschland und der Sowjetunion ausgebrochen war; sie propagierte na- 
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tionalistische Ziele und verzichtete auf die früheren internationalistischen 

Schlagworte.107) 

«Die illegale KPC war im Protektorat wie folgt aufgebaut: Oberste Par-

teistelle war die Zentralleitung in Prag. Ihr unterstanden die Landesleitun-

gen Böhmen in Prag und Mähren in Brünn. Die Landesteile waren in 

Kreise eingeteilt, an deren Spitze je eine Kreisleitung stand. In Mähren 

bestanden vier Kreisleitungen mit dem Sitz in Brünn, Göding, Olmütz und 

Mährisch-Ostrau. Die Kreise waren ihrerseits in Bezirke eingeteilt. Diese 

gliederten sich im allgemeinen in Betriebszellen oder Ortsgruppen. Die 

dort geworbenen Personen wurden in der Regel zu Dreiergruppen zusam-

mengeschlossen ... 

Neben dem organisatorischen und politischen Apparat, der meist in einer 

Hand lag, bestand ein technischer Apparat. Dieser hatte für die Herstel-

lung und Verbreitung von Flugblättern zu sorgen und lief gesondert durch 

alle Gliederungen bis zur Ortsgruppe. Um ihre Arbeit zu tarnen, traten die 

illegalen Funktionäre meist unter Decknamen auf. Für die Verteilung von 

Schriften wurden Anlauf stellen eingerichtet; zugleich wurden zur Beför-

derung von Nachrichten und Schriften besondere Kuriere eingesetzt.»108) 

In Quellen, die von tschechischen Kommunisten stammen, wird behaup-

tet, die KPC habe damals die meisten Todesopfer beklagen müssen. Lei-

der sind die deutschen Quellen zu unvollständig, um diese Behauptung 

bestätigen zu können. Die VGH-Akten, die in diesem Zusammenhang 

noch existieren, befassen sich in erster Linie mit den Prozessen Ende 1943 

und im Lauf des Jahres 1944. Am 28. März 1944 wurde ein Beamter aus 

der Umgebung von Prag wegen Vorbereitung zum Hochverrat und Feind-

begünstigung zum Tod verurteilt. Der Angeklagte hatte ab 1922 der So-

zialdemokratischen Partei angehört, war aber 1935 der KPC beigetreten: 

«Aus diesem parteipolitischen Werdegang des Angeklagten ergibt sich 

bereits, dass es sich bei ihm um einen überzeugten Marxisten handelte, 

von dem nicht angenommen werden kann, dass die militärischen und po-

litischen Ereignisse seit dem Jahre 1939 ihn auch nur im Geringsten zu 

einem Gesinnungswechsel veranlasst haben ... Tatsächlich hat das vorlie-

gende Verfahren geradezu zwingend bestätigt, dass P. auch bis zu seiner 

Festnahme seiner Gesinnung nach der Gleiche gebliebenist, der er Vor-

jahren und Jahrzehnten war; ein Marxist.»109) 
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Abgesehen von einigen Ausnahmen, wozu kein einziger Freispruch, aber 

mehrere Zuchthausstrafen zählten, verurteilte der VGH alle Kommuni-

sten zum Tod. Dies trifft auch auf die Mitglieder kommunistischer Unter-

organisationen zu, z.B. des «Nationalen Revolutionskomitees», das den 

Anschein zu erwecken suchte, es stünde über den Parteien und Gruppen, 

in Wirklichkeit aber bemüht war, alle Widerstandsbewegungen im Pro-

tektorat unter kommunistischer Leitung zu zentrieren. Dagegen sträubten 

sich die anderen Organisationen ganz entschieden, vor allem die Führung 

von Narodna obrana, und so kam es zu erbitterten Feindseligkeiten zwi-

schen den Kommunistengruppen und tschechischen Nationalisten. Vor 

allem in Emigrantenkreisen wirken diese Kämpfe zwischen Kommuni-

sten, die Nationalisten an die Deutschen verraten hatten, und nationalisti-

schen Kommunisten in Beschuldigungen des Verrats und Gegenbeschul-

digungen bis zum heutigen Tag nach.110) 

Auch die Gewerkschaften spielten im Organisationsnetz der tschechi-

schen Widerstandskämpfer eine bedeutende Rolle, da man sie bei der 

Gründung des Protektorats Böhmen und Mähren nicht aufgelöst hatte. 

Als Heydrich das Amt des stellvertretenden Reichsprotektors antrat, 

wandte er sich insbesondere an die Gewerkschaften, um die industrielle 

Produktion mit einer Politik von «Zuckerbrot und Peitsche» zu stei-

gern.111) Unnachgiebig gegenüber den tschechischen oberen Klassen, 

umwarb Heydrich die Gewerkschaften buchstäblich und mit Erfolg – ei-

ner von mehreren Gründen, warum man in London entschied, dass er ge-

waltsam entfernt werden müsste.112) 

Einige Gewerkschaftler, sowohl Mitglieder der KPC als auch Sozialde-

mokraten, schlossen sich Widerstandsbewegungen an, unterstützten sie 

tatkräftig und mussten, wenn man sie aufgespürt hatte, auch den vollen 

Preis dafür bezahlen. Am 16. Juni 1944 wurde ein Gewerkschaftssekretär 

wegen Vorbereitung zum Hochverrat, Feindbegünstigung und seiner Ar-

beit für die illegalen tschechischen Geheimdienste zum Tod verurteilt. Er 

hatte auch versucht, innerhalb der bestehenden Gewerkschaftsstruktur 

eine neue geheime Gewerkschaft aufzubauen, die in der Nachkriegszeit 

die sozialen Probleme der Tschechoslowakei lösen sollte.113) 

Während die Gewerkschaften weiterhin existierten, war die Lebensdauer 

der Turnvereine, àerSokoly (Falken), begrenzt. Im April 1941 wurden sie 

256 



verboten.114) Praktisch während des ganzen 19. und zu Beginn des 20. 

Jahrhunderts hatten sie dieselbe Funktion erfüllt wie die Turner Vater 

Jahns und die Turnvereine, die er gegründet hatte, nachdem Preussen von 

Napoleon besiegt worden war. Unter dem Deckmantel des Sports wurden 

die Jugendlichen in Vereinen zusammengeführt, im patriotischen Sinn er-

zogen und auf den Befreiungskrieg vorbereitet.115) Die Sokoly in Polen, 

in den tschechischen und slowakischen Gebieten sowie in der übrigen sla-

wischen Welt erfüllten dieselbe Funktion.116) 

Ein Jahr nach ihrer Auflösung im Protektorat verhandelte der VGH zum 

erstenmal gegen So&o/-Leiter. In diesen Prozessen wurden mehrere An-

geklagte freigesprochen, doch das war ziemlich bedeutungslos, da man 

sie sofort in Konzentrationslager brachte.117) Ausser den bereits erwähn-

ten Organisationen gab es noch viele andere, aber bei den weiteren grösse-

ren VGH-Prozessen im Protektorat spielten auch die tschechischen Le-

gionen, Spionage, Gewalt- und Sabotageakte sowie Propaganda eine we-

sentliche Rolle. Als der Krieg ausbrach, formierten Grossbritannien und 

Frankreich ihre tschechischen Legionen, Russland folgte diesem Beispiel 

im Jahr 1941. Die Prozesse, die sich mit den tschechischen Legionen be-

fassten, begannen erst 1942. Am 18. März wurden drei ehemalige tsche-

chische Offiziere, die Rekruten für die tschechische Legion ins Ausland 

geschmuggelt hatten, zum Tod verurteilt.118) 

Auf diese Verhandlung folgten zahlreiche mehr oder weniger ähnliche 

Prozesse – eine Kette, die erst Anfang 1944 abriss.119) 

In Böhmen und Mähren bildeten sich bald nach der Entstehung des Pro-

tektorats mehrere Spionagenetze. Teilweise konnten sie sich auf die Netze 

stützen, die schon in der tschechoslowakischen Republik existiert, zusam-

men mit den sowjetischen, polnischen und französischen als die effektiv-

sten seit 1919 gegolten und der deutschen Spionageabwehr schon in Frie-

denszeiten grosse Sorgen bereitet hatten.120) 

Eine der grössten Organisationen wurde 1940 entdeckt, wie einem Bericht 

der VGH-Staatsanwaltschaft vom 4. April dieses Jahres zu entnehmen ist. 

Es handelt sich um die Schmoranz-Organisation. Schmoranz war seit 

1934 Leiter der Presse- und Informationsabteilung im Präsidium des Mi-

nisterrats gewesen. Nach dem Münchener Abkommen war in diesem Sek-

tor eine Unterabteilung eingerichtet worden, geleitet von Dr. Swoboda,  
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der die Aufgabe hatte, für eine strengere Zensur zu sorgen. Nach der 

Gründung des Protektorats ersetzte Schmoranz einen Grossteil seines 

Mitarbeiterstabs durch Offiziere der ehemaligen tschechischen Armee. 

Insgesamt 38 Offiziere absolvierten zunächst einen intensiven geheimen 

Spionagekurs. Ihre späteren Aktivitäten beschränkten sich nicht auf das 

Gebiet des Protektorats, sondern erstreckten sich auch auf das Sudeten-

land und die benachbarten deutschen Provinzen. Zum Beispiel informier-

ten sie die Regierung Elias über deutsche Truppenbewegungen, beschaff-

ten detaillierte Informationen über den deutschen Truppenaufmarsch vor 

dem Polenfeldzug und so weiter. Schmoranz pflegte ausserdem enge 

Kontakte mit dem Prager Korrespondenten einer französischen Tageszei-

tung, der alle relevanten Informationen erhielt und nach Paris weiterlei-

tete. Kurz vor Kriegsausbruch wurden Schmoranz, Swoboda und andere 

verhaftet, aber wegen Hitlers Aussetzungsbefehl nicht offiziell vor Ge-

richt gestellt. Hitlers Sinneswandel in dieser Angelegenheit wurde bereits 

erwähnt; und nach Heydrichs Ernennung zum stellvertretenden Reichs-

protektor fand am 21. November 1941 ein Prozess statt, in dem Schmo-

ranz, Swoboda und ein weiterer Mann zum Tod sowie mehrere andere 

Mitglieder der Gruppe zu Zuchthaus verurteilt wurden. Die VGH-Urteils-

begründung lautete: «Die Errichtung des Protektorats Böhmen und Mäh-

ren stiess in gewissen Kreisen des tschechischen Volkes auf völlige Ab-

lehnung. Irregeführt durch die jahrelange chauvinistische Hetze gegen 

das Deutsche Reich und seine Führung, vermochten sich diese Kreise mit 

der durch die Errichtung des Protektorats geschaffenen, von ihrer eigenen 

verfassungsmässigen Regierung bestätigten Neuordnung im böhmisch-

mährischen Raum nicht abzufinden. Alsbald setzten unter der Decke Be-

strebungen ein, die darauf abzielten, das Protektorat Böhmen und Mähren 

und den Sudetengau gewaltsam vom Reich loszureissen und wieder einen 

unabhängigen tschechoslowakischen Staat, zumindest in den alten Gren-

zen, zu errichten ... Führende Persönlichkeiten der ehemaligen tschecho-

slowakischen Regierung, an ihrer Spitze der ehemalige Staatspräsident 

Benesch und unter ihnen mehrere Generale und sonstige höhere Offiziere 

des aufgelösten tschechoslowakischen Heeres, förderten diese Umsturz-

bestrebungen vom deutschfeindlichen Auslande her, wohin sie geflohen  

258 



waren, und nahmen massgeblichen Einfluss auf sie. Die Methoden des 

Kampfes ähnelten denen, die die Tschechen ... schon während des Welt-

krieges gegenüber dem damaligen österreichisch-ungarischen Staat ange-

wendet hatten. Eine umfangreiche deutschfeindliche Flugschriften- und 

Mundpropaganda im Protektorat sollte die tschechische Bevölkerung mit 

den Zielen der Umstürzler bekannt machen, den Geist der Widersetzlich-

keit gegen die deutsche Schutzmacht wachhalten und geistig den Boden 

für den Umsturz vorbereiten ... Schon bald nach Errichtung des Protekto-

rats rechnete man in diesen Kreisen mit dem Ausbruch eines Krieges zwi-

schen Deutschland und den Westmächten und arbeitete auf ihn hin. In der 

Erwartung des Krieges wurde schon vor Ausbruch der deutsch-polnischen 

Feindseligkeiten eine tschechische Legion in Polen aufgestellt. Später 

schritt man auch zur Aufstellung tschechischer Verbände in Frankreich 

und mit der von den Feindmächten erzwungenen Ausdehnung des Krie-

ges wurden auch auf anderen Kriegsschauplätzen tschechische Verbände 

auf gestellt, die durch ihren Einsatz zu der erhofften Niederlage des Deut-

schen Reiches und zur Erreichung der Kriegsziele der Feindmächte, ins-

besondere der Wiedererrichtung eines unabhängigen tschechischen Staa-

tes, beitragen sollten. Der tschechischen Bevölkerung im Protektorat aber 

war die Aufgabe zugedacht, der deutschen Schutzherrschaft Schwierig-

keiten zu bereiten, die deutschen vor allem zur Fortführung des Krieges 

erforderlichen Massnahmen zu sabotieren und im gegebenen Zeitpunkt 

zum Aufstand zu schreiten ... Schliesslich steigerte sich die Tätigkeit die-

ser Kreise trotz deutscher Warnungen in jüngster Zeit derart, dass Sabo-

tageakte gegen Einrichtungen des Verkehrs und die Rüstungsindustrie im 

Protektorat vorbereitet wurden. Der stellvertretende Reichsprotektor sah 

sich daher am 27. September 1941 gezwungen, den Ausnahmezustand in 

mehreren Oberlandratsbezirken des Protektorats zu verhängen.»121) 

Auch nach Schmoranz’ Tod wurden im Protektorat während des ganzen 

Krieges Spionagenetze gewebt. Deshalb erscheint es im Rückblick ver-

wunderlich, dass Tschechen, die im Krieg freiwillig nach Deutschland 

gingen, um dort in Rüstungsbetrieben zu arbeiten, bis zum Kriegsende 

dieselben Privilegien genossen wie deutsche Bürger. Im Gegensatz zu 

Angehörigen anderer Ostvölker wurden sie nicht in Lagern interniert, 

konnten in Privatquartieren wohnen, mussten sich keinem Ausgangsver- 
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bot fügen und bekamen dieselben Löhne wie ihre deutschen Kollegen. Im 

Protektorat wussten die Deutschen allerdings niemals, ob sie sich auf die 

tschechischen Behörden verlassen konnten, die unter ihrer Leitung arbei-

teten; das zeigt auch die Zahl der tschechischen Beamten, denen zwischen 

Herbst 1944 und Anfang 1945 der Prozess gemacht wurde.122) Der wich-

tigste Gewalt- und Sabotageakt war der Mordanschlag auf den stellver-

tretenden Reichsprotektor, SS-Obergruppenführer Heydrich am 27. Mai 

1942. Das Attentat war in London geplant worden, wo sich die tschechi-

sche Exilregierung grosse Sorgen über das Ausmass der Zusammenarbeit 

machte, die Heydrich zwischen dem deutschen Reich und der tschechi-

schen Arbeiterschaft erzielt hatte. Nicht nur Heydrich erwog den Plan, 

das Protektorat am Dreimächtevertrag zu beteiligen und eine tschechische 

Streitmacht zu formieren, die gegen die Russen marschieren sollte – an 

der Seite zahlreicher anderer ausländischer Freiwilligentruppen, die unter 

deutscher Flagge in Russland kämpften. Dies wollte die tschechische 

Exilregierung in London um jeden Preis verhindern – mit Mitteln, die ei-

nen unverrückbaren Keil zwischen die deutsche und die tschechische Be-

völkerung treiben würde.123) Sie rechnete mit einer exzessiven deutschen 

Reaktion auf ihre Massnahme, und sie täuschte sich nicht. Nach Hey-

drichs Ermordung wurde Lidice von den Bulldozern deutscher Pioniere 

und des Reichsarbeitsdienstes dem Erdboden gleichgemacht, während 

eine Polizeikompanie als Vergeltungsakt die gesamte männliche Bevöl-

kerung erschoss. Die Frauen wurden in Konzentrationslager gebracht, 

und die Kinder, die für geeignet gehalten wurden, in die «nordische» 

Volksgemeinschaft integriert zu werden, übergab man der Obhut deut-

scher Pflegeeltern. Doch das war noch nicht alles. In Prag und Brünn wur-

den Kriegsgerichte eingerichtet, die vom 28. Mai bis 3. Juli 1942 insge-

samt 1351 Personen verurteilten.124) So sollte auch das Todesurteil gegen 

Elias nicht vollstreckt werden, weil es sich herausgestellt hatte, dass Elias 

seine Beziehungen zu London und Paris etwa ein halbes Jahr vor seiner 

Verurteilung abgebrochen hatte. Erst nach dem erfolgreichen Attentat auf 

Heydrich hat Hitler die Vollstreckung befohlen. Ferner wurde die Ermor-

dung der männlichen Bevölkerung Lidices, die Verschleppung der Frauen 

und Kinder und die Zerstörung des Ortes nicht auf Befehl der Reichs-

spitze durchgeführt, sondern auf Grund einer Eigenmächtigkeit des Be- 
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fehlhabers der Sicherheitspolizei und des SD in Böhmen und Mähren, SS-

Standartenführer Böhmes, des «wirklichen Bluthunds des Protekto-

rats.»125) Damit wurde die Zusammenarbeit zwischen Deutschen und 

Tschechen sofort im Keim erstickt. Und von jetzt an war die Todesstrafe 

in VGH-Prozessen gegen Protektoratsbewohner eher die Regel als die 

Ausnahme. Was die Propaganda betraf, so lieferten BBC und Radio Mos-

kau der Bevölkerung genügend Material. Briefe wurden abgefangen, und 

ihr Inhalt konnte den Schreibern die Todesstrafe oder zumindest harte 

Zuchthausstrafen einbringen. So wurden im VGH-Prozess vom 16. Juli 

1942 zwei Angeklagte zu zwölf Jahren Zuchthaus verurteilt, weil sie ge-

meinsam einem Vetter geschrieben hatten, der in Belgrad lebte. In ihrem 

Brief hatten sie sich, ohne ein Blatt vor den Mund zu nehmen, über die 

wirtschaftliche Not im Protektorat beklagt, über die schlechte Behandlung 

und die Folterungen von Gefangenen und über die Tatsache, dass bei den 

Prager Studentenunruhen 120 junge Leute getötet worden waren.126) 

Am 15. Januar 1944 verurteilte der VGH einen weiteren Tschechen zum 

Tod. Er war bereits mehrfach vorbestraft und hatte 1943 in einem Nürn-

berger Gefängnis einen Zellengenossen gegen Hitler aufgewiegelt, auf die 

Überlegenheit der alliierten Luftwaffe hingewiesen und Deutschlands 

Niederlage prophezeit. Ausserdem hatte er das alles mit Bleistift auf Kas-

siber geschrieben, die er im Gefängnis zirkulieren liess. Er wurde wegen 

Wehrkraftzersetzung und Feindbegünstigung verurteilt.127) 

Obwohl Frankreich im deutsch-französischen Waffenstillstand vom 25. 

Juni 1940 Elsass-Lothringen nicht an Deutschland abgetreten hatte128), 

stand das Gebiet, verwaltet von Gauleiter Bürckel, praktisch unter deut-

scher Kontrolle, und die französischen Einwohner wurden ins Landesin-

nere vertrieben. Es handelte sich zwar nicht unbedingt um eine De-jure-, 

aber zumindest um eine De-facto-Annexion.129) Es wäre viel zu einfach, 

die Elsässer in eine deutschfreundliche und eine deutschfeindliche 

Gruppe unterteilen zu wollen. Aus dem Elsass stammten glühende deut-

sche Patrioten, aber auch ebenso begeisterte französische wie zum Bei-

spiel Robert Schuman – Vater des Schuman-Plans und französischer Aus-

senminister, der im Ersten Weltkrieg als Offizier in einem deutschen 

Trainregiment gedient hatte. 
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Doch zwischen diesen beiden Strömungen gab es eine rein elsässische 

Hauptströmung. Ihre Verfechter wollten in relativer Autonomie mit ihrem 

deutsch-elsässischem Dialekt leben, wobei sich sowohl Paris als auch 

Berlin so wenig wie möglich einmischen sollten. Zu dieser Bewegung ge-

hörte die «Elsässer Jugendfront.» Zwölf Mitglieder der Gruppe mussten 

sich am 7. Juli 1943 vor Freislers VGH verantworten. Ursprünglich als 

Jugendbewegung entstanden, die sich für eine ausgeprägte Elsässer Iden-

tität einsetzte, wurde die Organisation aktiv, als das Deutsche Reich die 

Wehrpflicht auch auf das Elsass ausdehnte. Die jungen Leute rissen amt-

liche Bekanntmachungen und Einberufungsplakate von den Anschlägen 

herunter. Vor Gericht verteidigten sich zwei Angeklagte, sie hätten die 

Einberufung in die deutsche Wehrmacht als ungesetzlich betrachtet – was 

sie auch war –, doch gerade diese beiden wurden zum Tod verurteilt. 

Freisler erklärte: «Das deutsche Volk im Elsass empfing die nationalso-

zialistischen Revolutionsarmeen des Führers mit Begeisterung. Auch 

dem, dessen Bewusstsein und Stolz, Deutscher zu sein, unter dem Druck 

der Franzosenherrschaft eingeschlafen war, musste nun das Herz höher 

schlagen, und er musste seine Kraft für den Aufbau, und wenn er ein jun-

ger Mann war, sein Leben dem Siege zur Verfügung stellen. Das ver-

pflichtende Vermächtnis von Langemarck musste vor allem jedem deut-

schen Studenten, wie in den anderen deutschen Gauen, so auch im Elsass, 

Vorbild der Pflichterfüllung und Hingabe sein. Im Elsass aber fand sich 

dennoch eine Gruppe deutscher Studenten elsässischen Stammes, die ihr 

eigenes Blut, unser Volk, verrieten und eine Organisation, ‚Front de la 

Jeunesse d’Alsace’ gründeten, die einem Elsass im Rahmen Frankreichs 

zustrebten.» Freisler fuhr fort: «Zunächst: Jede reine formale Rechtslage 

hätte gegenüber dem materiellen Lebensrecht unseres Volkes und damit 

der Opferpflicht junger Deutscher Männer unbedingt zurückstehen müs-

sen. Aber weiter: Jedem Deutschen im Elsass war, wenn auch nicht juri-

stisch ..., so doch gefühls- und gewissenmässig klar, dass Frankreich auf 

seine an sich schon höchst zweifelhaften ‚Ansprüche’ aus einem Versail-

ler Zwangsdiktat jedenfalls deshalb nicht mehr zurückgreifen konnte, weil 

es durch seine deutschfeindliche Politik, sein Hintreiben zum Kriege mit 

Deutschland und seine Kriegserklärung an Deutschland die wenigen, da-

für aber umso selbstverständlicheren Pflichten aus dem Versailler Doku- 
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ment verletzt, diesen ‚Vertrag’ also selbst annulliert hatte.»130) 

Franzosen, die sich im Elsass für französische Ziele einsetzten, hatten, 

wenn sie aufgespürt wurden, bessere Chancen, denn man konnte ihnen 

zumindest nicht vorwerfen, dass sie ihr «Volk und Blut» verrieten. 

Neben dem Elsass wurde auch ein Teil von Lothringen, vor allem die Re-

gion um Metz, zu einem Zentrum der kommunistischen Résistance. Hier 

legte der VGH in seinen Urteilen besonders Stenge Massstäbe an.131) 

Auch die Gaullisten bauten in dieser Gegend ihr eigenes Netz auf; doch 

hier wurde ebenso wie in anderen europäischen Regionen die Zeit, die 

man für den Widerstand hätte nutzen können, mit Streitigkeiten über die 

Frage verschwendet, ob Kommunisten oder Nichtkommunisten dominie-

ren sollten oder könnten. Und die Personen, die zwischen die beiden 

Netze gerieten, landeten meist auch auf der Anklagebank des VGH.132) 

Im Gebiet von Eupen-Malmedy, das Deutschland auf Grund des Versail-

ler Vertrages an Belgien hatte abtreten müssen und das 1940 wieder dem 

Reich angegliedert worden war, verurteilte der VGH am 4. Mai 1943 ei-

nen katholischen Priester zum Tode, weil erwehrpflichtigen jungen Män-

nern geraten hatte, nach Belgien zu fliehen. 133) Am 27. April 1944 wurde 

ein anderer Priester zum Tod verurteilt, weil er einen französischen 

Kriegsgefangenen, der aus Deutschland geflohen war, bei sich aufgenom-

men hatte.134) 

In den Ostgebieten beschränkte sich die Rechtsprechung des VGH auf die 

Polen, die in den von Deutschland annektierten Provinzen lebten, z.B. 

Danzig, Westpreussen, Wartheland und Posen. Im Generalgouvernement 

hatte der VGH keine Kompetenzen, da es dem Generalgouverneur Dr. 

Hans Frank gelang, sich die ganze Macht zu sichern und in seinen Händen 

zu konsolidieren. Er unterstand nur Hitler und der Parteikanzlei.135) 

Es entwickelten sich jedoch 1939/40 in den annektierten Provinzen Riva-

litäten zwischen dem VGH und den nationalsozialistischen Statthaltern, 

die in Danzig, Posen und Kattowitz residierten. Obwohl sich der VGH bis 

zu einem gewissen Grad durchsetzen konnte, waren es im Wesentlichen 

die Statthalter, die in den einzelnen Gauen die konzentrierte Macht aus-

übten. Darin wurden sie durch eine Verordnung vom 4. Dezember 1941 
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unterstützt, die die Strafgesetzgebung für Polen und Juden betraf, Stand-

gerichte für Polen und Juden einführte und sie einer rein autoritären 

Rechtsprechung politischen Charakters unterwarf.136) Diese Verordnung 

gestattete eine schnellere Abwicklung der Strafverfolgung, also der Pro-

zesse, Urteilsverkündungen und Vollstreckungen, als es vor dem VGH 

der Fall war. Auch die Gestapo führte hier ein autoritäres Regiment – in 

stärkerem Mass als im Reich selbst.137) 

Die genaue Zahl der hingerichteten Polen wird sich vermutlich niemals 

eruieren lassen. In polnischen Historikerkreisen ist es üblich geworden, 

den polnischen Opfern eine geschätzte Zahl der ermordeten Juden hinzu-

zählen – eine zweifelhafte Methode angesichts der Berichte deutscher Ve-

waltungsbeamter, die ihrem Abscheu vor jenen Polen Ausdruck gaben, 

die, obwohl selbst verfolgt, stets bereitwillig mit den Deutschen zusam-

menarbeiteten, wenn sich irgendwelche Massnahmen gegen Juden rich-

teten.138) 

Im ersten Halbjahr 1942 wurden etwa 530 Polen in Standgerichtsverfah-

ren zum Tod verurteilt, 300 wegen politischer Vergehen, der Rest wegen 

gewöhnlicher Straftaten. Von Juli bis September 1942 wurden 584 Ange-

hörige polnischer Widerstandsorganisationen verurteilt, 189 zum Tod. 

Die Zahl der Polen, die im Jahr 1942 nach der Strafgesetzgebung für Ju-

den und Polen verurteilt wurden, schätzt man auf 61 836. Davon wurden 

nur wenige Ausnahmefälle vor dem VGH verhandelt.139) 

Nach der Machtergreifung beabsichtigte Hitler offenbar, in das französi-

sche Sicherheitssystem, das seit 1919 rings um Deutschland aufgebaut 

worden war, eine Bresche zu schlagen.140) Der Nichtangriffspakt mit Po-

len von 1934 war der erste grössere Erfolg in dieser Hinsicht. Als polni-

sche Spione aufgespürt wurden, war Deutschland deshalb geneigt, Milde 

walten zu lassen und kein grosses Aufheben von der Sache zu machen. 

Ausserdem halfen besonders in Ostpreussen viele polnische Saisonarbei-

ter mit, wenn die Ernte eingebracht wurde. Wenn sie nach Polen zurück-

kehrten, wurden sie natürlich von der polnischen Polizei und dem militä-

rischen Geheimdienst über die Zustände befragt, und offenbar sagten sie, 

was sie sagen zu müssen glaubten. In einem Fall wurde ein solcher Pole 

von den deutschen Behörden festgenommen und vor den VGH gestellt. 

Er wurde freigesprochen, kehrte nach Hause zurück, erhielt aber Einreise- 
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verbot für Deutschland.141) Als der Krieg ausgebrochen, Polen besiegt 

und die polnische Widerstandsbewegung entstanden war, lehnte es das 

Reichskriegsgericht ab, sich die Hände an polnischen Widerstandskämp-

fern schmutzig zu machen. Und so wurden solche Fälle an den VGH ab-

gegeben. 

Die ersten grösseren Aktivitäten des VGH im Osten hingen mit der Ent-

deckung des Stronnictwo Narodowe zusammen, der «Nationalpartei» im 

annektierten Wartheland. Der Oberreichsanwalt meldete, dass am 15. De-

zember 1941 568 Personen festgenommen worden waren, und erklärte, 

das Parteizentrum befinde sich in Warschau, es gebe aber auch eine Un-

terabteilung in Posen.142) Am 17. und 18. Dezember 1941 standen die An-

geklagten vor dem VGH; neun wurden zum Tod verurteilt. Thierack, da-

mals noch VGH-Präsident, stellte fest: «Zur Verfolgung reiner Partei-

ziele, die sich erst in einem selbständigen polnischen Staat auswirken soll-

ten, bestand um diese Zeit kein vernünftiger Anlass. Damit wäre es noch 

früh genug gewesen, wenn die Neuerrichtung eines polnischen Staates 

festgestanden hätte. Wegen solcher Ziele würde es sich auch nicht gelohnt 

haben, die Gefahr der schweren Strafen auf sich zu nehmen, wie sie die 

Zuwiderhandlungen gegen die deutschen Verbote nach sich zogen. Der 

hohe Einsatz musste durch den von der Organisation verfolgten Zweck 

gerechtfertigt erscheinen. Dies war nur dann der Fall, wenn sich Ziel und 

Arbeit der Organisation gegen das Deutsche Reich richteten und danach 

dessen Herrschaft über die ehemaligen polnischen Gebiete beseitigt wer-

den sollte ... Gegen die ernstliche Absicht des SN im geeignet erscheinen-

den Zeitpunkt unter der polnischen Bevölkerung einen Aufstand zur Be-

seitigung der deutschen Regierung zu entfesseln, lassen sich auch nicht 

Vernunftgründe des Inhalts anführen, dass doch ein solcher Versuch bei 

der Stärke des Deutschen Reiches von vornherein zum Scheitern verur-

teilt sein musste und auch eine Hoffnung auf eine Niederlage des Reiches 

bei seiner günstigen Kriegslage trügerisch wäre. Die Polen haben im 

Laufe der Geschichte häufig einen erstaunlichen Mangel an Wirklich-

keitssinn bewiesen. Wenn ihre nationalen Leidenschaften entfesselt wa-

ren, haben stets diese und nicht die Vernunft ihr Handeln bestimmt ... 

Dass dies das Ziel des SN war, geht völlig eindeutig aus dem Inhalt der 

Schriften hervor, die es regelmässig in kurzen Abständen herausgab. Es  
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ist darin offen und unverblümt von der geplanten Gewaltanwendung die 

Rede, indem es dort heisst, ‚dass die Fesseln der Hitlerischen Okkupation 

gesprengt würden’ und ‚der Augenblick der Rache’ abzuwarten sei, um 

den Bedrücker niederzuhauen und ihn aus dem Lande zu kehren, um ihn 

für immer hinter die Oder zu treiben.»143) 

Aber keine der Reichsbehörden, schon gar nicht der VGH, konnte die 

polnische Widerstandsbewegung zerschlagen; man konnte sie bestenfalls 

in Grenzen halten. Und ebenso wie anderswo stellte die Spionage auch in 

Polen ein grosses Problem dar. Es gab zwei herausragende Organisatio-

nen, die eine wurde von General Sikorski in London geleitet, die andere 

nannte sich Stragan (Marktbude). Beide wurden entdeckt, zumindest teil-

weise, was zu Prozessen sowohl vor dem Reichskriegsgericht als auch 

vor dem VGH führte. Das Reichskriegsgericht war in den Fall verwickelt, 

weil vier Wehrmachtsangehörige für die Ärag^n-Organisation gearbeitet 

hatten. 144) Schon am 26. November 1940 sassen einige Mitglieder der 

Sikorski-Gruppe auf der Anklagebank des VGH – zwei Polen, ein Druk-

kereibesitzer und ein Bergmann. Sie hatten 1940 umfangreiche Aufzeich-

nungen über die deutschen Truppenbewegungen im Osten gemacht und 

von einem Kurier nach Warschau bringen lassen, von wo man sie nach 

London weitergeleitet hatte. Ausserdem hatten sie die Druckerei benutzt, 

um antideutsches Propagandamaterial herzustellen, und die Ansicht 

kundgetan, Deutschland werde bald keine Waffen mehr besitzen und der 

Augenblick, in dem man es vernichtend schlagen könne, rücke immer nä-

her. Sie hatten Glück, als sie mit einer Zuchthausstrafe davonkamen. Weil 

sie keine Reichsbürger waren, unterlagen sie der deutschen Strafgesetz-

gebung für Ausländer; und sie konnten in der Tat froh sein, dass die Straf-

gesetzgebung für Juden und Polen damals noch nicht existierte.145) 

Viel härter fiel das Urteil aus, dem sich am 6. Januar 1942 ein Lehrer und 

ein Student unterwerfen mussten, die Flugblätter produziert hatten. Darin 

hatten sie ihre polnischen Landsleute davor gewarnt, sich freiwillig zur 

Arbeit in Deutschland zu melden, und sie aufgefordert, zu den polnischen 

Legionen zu gehen. Beide wurden wegen Hochverrats und Feindbegün-

stigung zum Tod verurteilt. Die Frau, die als Sekretärin für sie gearbeitet 

hatte, bekam zehn Jahre Zuchthaus. Angeklagte, die Soldaten für die pol- 
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nischen Legionen angeworben hatten, wurden im allgemeinen mit dem 

Tod bestraft, da dies einen eindeutigen Verstoss gegen den Paragraphen 

91 b des StGB darstellte.146) 

In Südosteuropa waren die Probleme nicht geringer. Betroffene waren vor 

allem die österreichischen Provinzen Steiermark und Kärnten, da sie an 

Slowenien grenzten, wo jugoslawische Partisanen sehr aktiv waren und 

auch die deutsche Grenze nicht respektierten. Ausserdem war die Partisa-

nenbewegung gespalten – grob gesprochen in die Tschetniks unter Gene-

ral Draza Mihailovic und Titos Kommunistengruppen. Wenn es einen 

Vorteil für die Deutschen gab, dann lag er in der Tatsache, dass die Orga-

nisationen anfangs mehr damit beschäftigt waren, einander zu bekämpfen, 

als Deutsche oder Italiener anzugreifen. Erst nachdem Grossbritannien 

und die Vereinigten Staaten Tito ihre volle Unterstützung zugesagt hatten, 

trat er als Partisanenführer in den Vordergrund; er wurde aber von in Süd-

osteuropa rekrutierten SS-Divisionen mit geringer Kampfkraft operativ 

im Zaum gehalten und konnte keinen Durchbruch erzielen.147) Trotzdem 

sorgten die Aktivitäten der Partisanen für Unruhe, so dass zum Beispiel 

der Gauleiter von Kärnten am 4. Februar 1943 einen Brief an Thierack 

schrieb und seine Schwierigkeiten mit den Slowenen schilderte, die er 

darauf zurückführte, dass die Grenze im Süden nicht ausreichend ge-

schützt war. Er fügte die Bitte hinzu, der VGH möge diverse Hochverrats-

fälle möglichst schnell erledigen.148) Die gleiche Beschwerde kam einen 

Monat später vom Gauleiter der Steiermark, der den Vorschlag machte, 

einen VGH-Senat in Graz einzurichten.149) Obwohl Thierack und Freisler 

schnelle und effektive VGH-Massnahmen befürworteten, wurde das An-

suchen abgelehnt.150) 

Vom 7. bis 9. April 1943 führte Freisler den Vorsitz bei einem Prozess in 

Klagenfurt, der Hauptstädt Kärntens. 35 Slowenen waren angeklagt, dar-

unter 14 Frauen, die des Hochverrats und der Feindbegünstigung beschul-

digt wurden. Zwei Angeklagte waren aus der Wehrmacht desertiert und 

hatten sich an Morden und Raubüberfällen beteiligt. 9 Angeklagte wurden 

zum Tod verurteilt, weil sie kommunistischen Terrorbanden angehört hat-

ten, «die die deutsche und überhaupt die reichstreue Bevölkerung terrori-

sierten, Deutsche ermordeten und Gehöfte plünderten, und Teile des Rei-

ches von ihm losreissen wollten», sagte Freisler und stellte dann fest, in 

267 



dem er sich auf einen der Angeklagten bezog: «Welch starker Hass gegen 

Deutschland diesen Angeklagten beseelt, zeigt auch Folgendes: In der 

Hauptverhandlung hat er – ein Angestellter der deutschen Reichspost!!! – 

auf Vorbehalt seiner polizeilichen Geständnisse gemeint, die Beamten 

könnten ja viel hineinschreiben, und auf Vorhalt, dass es ihm auch vorge-

lesen sei, es sei ja möglich, dass ihm die Beamten beim Vorlesen Teile 

des Protokolls unterschlagen haben!! Ist er auch noch jung, so zeigen doch 

seine Handlungsweise und seine Verbissenheit, dass er schon ein ausge-

wachsener Schwerverbrecher ist (§ 1 der Verordnung zum Schutze gegen 

jugendliche Schwerverbrecher). Er muss also wie die anderen bisher ge-

nannten Angeklagten behandelt werden.»151) 

Trotz der Verschärfung der deutschen Gerichtspraxis standen die deut-

schen Gerichte weiterhin im Kreuzfeuer von Kritikern aus der NSDAP – 

nicht einmal der VGH war ausgenommen. Drei Monate nach Hitlers Rede 

vom 26. April 1942 hielt Goebbels eine Rede, in der er sich ausschliess-

lich an die Mitglieder des VGH wandte, angeblich aufgrund einer Einla-

dung von Thierack.152) Goebbels erklärte zunächst, die Äusserungen, die 

er zu machen gedenke, seien vom Führer persönlich gebilligt worden. 

Dann fügte er hinzu, die Justiz sei stets ein Gegenstand öffentlicher Kritik 

gewesen, und man kritisiere sogar die derzeitigen juristischen Entschei-

dungen und bezeichne sie als dem Volksgeist fremd. Die Behauptung, die 

Justiz habe das Volk enttäuscht, könne nicht durch den Einwand widerlegt 

werden, dass jedesmal, wenn sich Kritiker zu Wort gemeldet hätten, zuvor 

ein einzelner Fall ans Licht der Öffentlichkeit gezerrt worden sei, wäh-

rend man die grössere Anzahl korrekter richterlicher Entscheidungen ig-

noriert habe. Hier stehe etwas Grundsätzliches zur Debatte, nämlich die 

falsche Geisteshaltung einiger Richter, die unfähig seien, sich von alten 

Anschauungen zu lösen. Die Schuld daran liege in beträchtlichem Aus-

mass an der falschen Geisteshaltung, die deutschen Jurastudenten an deut-

schen Universitäten eingeimpft werde. Man bilde sie zu einseitig aus, und 

wenn sie später als Richter tätig seien, führten sie ein abgeschiedenes Be-

rufsleben – ohne echten Kontakt mit der Aussenwelt. Kurz gesagt, die 

Richter besässen zu wenig praktische Lebenserfahrungen. Und Entschei-

dungen, die das Volk nicht verstehe, könnten sich gerade in Kriegszeiten 

negativ auswirken. Deshalb müsse sich hier einiges ändern, bevor es für 
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die Justiz zu spät sei. Kein anderer Berufsstand ausser den Richtern hätte 

bisher das Privileg genossen, vor Entlassungen sicher zu sein – sogar Ge-

neräle könnten entlassen werden. Ein mächtiger Staat dürfe sich das 

Recht, inkompetente und aus anderen Gründen ungeeignete Staatsdiener 

ihrer Ämter zu entheben, nicht versagen. Dies treffe auch auf die Richter 

zu. Das Konzept, dass sie unkündbar seien, stamme ohnehin aus einem 

Bereich, dem der Nationalsozialismus frontal entgegenstehe. 

Danach besprach Goebbels mehrere Urteile, die er angesichts des Zeit-

geists als unerträglich betrachtete. Als erstes Beispiel führte er den Fall 

Leo Sklarek an und erklärte, es sei ihm unbegreiflich, dass dieser infame 

«jüdische Gauner», der sogar nach seiner Emigration im Irak weiter spio-

niert habe, mit nur acht Jahren Zuchthaus wegen Landesverrats bestraft 

worden sei. Ebenso unhaltbar sei das Urteil, das gegen eine Frau erlassen 

worden war, die einen soeben an der Front gefallenen Soldaten beleidigt 

hatte. Als sie von der Ehefrau des Soldaten erfahren hatte, dass er tot sei, 

hatte sie nichts weiter gesagt als «Gott sei Dank» – und das Gericht habe 

sie dann freigesprochen. 

Goebbels’ nächstes Thema war der «berühmte» Brief von Werner Möl-

ders, dem bis 1941 erfolgreichsten Jagdflieger der deutschen Luftwaffe. 

Nach dem Selbstmord des Generalluftzeugmeisters Ernst Udet fand für 

ihn im November 1941 in Berlin ein Staatsbegräbnis statt. Die sechs 

höchstdekorierten deutschen Jagdflieger sollten an seinem Sarg Ehrenwa-

che stehen. 

Mölders, der ein Jagdgeschwader in Russland kommandierte, war beim 

Flug nach Berlin Passagier einer Heinkel He 111. Bei dichtem Nebel setz-

ten die Motoren aus, und beim Versuch der Notlandung stürzte sie bei 

Breslau ab. Unter den Toten befand sich Mölders.153) Auch Mölders er-

hielt ein Staatsbegräbnis. Er war tief gläubiger Katholik gewesen, und 

eine seiner Schwestern war Nonne. Wie bereits erwähnt, hatte man 1940 

und 1941 mehrere Orden und Klöster aufgelöst oder stark verkleinert, um 

Platz für Kasernen und Krankenhäuser zu schaffen. In der deutschen Öf-

fentlichkeit wurden diese Massnahmen grossteils als Repressalien inter-

pretiert, die gegen die Kirche gerichtet waren. Nach Mölders’ Tod began-

nen Gerüchte über einen Brief zu kursieren, den dieser angeblich an Hitler 

persönlich gerichtet habe, um gegen diese Massnahmen zu protestieren. 
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Wir wissen heute, dass diese Gerüchte aus der Luft gegriffen waren; aber 

damals kamen erfundene Auszüge aus diesem Brief in Umlauf, was die 

britische Propaganda natürlich ausnutzte. Goebbels wünschte nunmehr, 

dass die Justiz mit aller Strenge gegen diese Gerüchte vorging. 

Nach seiner Ansicht hatte ein Richter bei seinen Entscheidungen nicht das 

Gesetz zu berücksichtigen, sondern das grundlegende Prinzip, dass ein 

Rechtsbrecher aus der Volksgemeinschaft ausgeschlossen werden muss-

te. Im Krieg sei es nicht wichtig, ob ein Urteil gerecht oder ungerecht ist; 

entscheidend sei, ob es seinen Zweck erfülle. Der Staat müsse sich auf die 

wirksamste Weise gegen seine Feinde im Inland schützen und sie letzten 

Endes ausschalten. Die Überlegung, dass jemand ein Verbrechen aus ei-

ner besonderen Überzeugung heraus begehen könnte, müsse völlig igno-

riert werden. Der wesentliche Zweck des Richteramts bestehe nicht darin, 

Vergeltung zu üben oder den Täter zu bessern, sondern den Staat zu er-

halten. Man solle nicht vom rechtlichen Standpunkt ausgehen, sondern 

von der Notwendigkeit, dass man den betreffenden Mann loswerden 

müsse. Jedem Verbrecher müsse von Anfang an klar sein, dass man ihn 

enthauptet, wenn er an den Grundfesten des Staates rüttelt. Die Aufgabe, 

harte Massnahmen zu ergreifen, dürfe man nicht den Behörden ausserhalb 

des Justizapparates überlassen, dies sei die Pflicht der Justiz selbst. Die 

vielen blutigen Opfer, die der beste Teil des deutschen Volkes während 

des Krieges bisher gebracht habe, seien Grund genug, um mitleidlos ge-

gen alle Rechtsbrecher vorzugehen. Man solle sich stets darauf besinnen, 

dass im schrecklichen Winter 1941/42 jeder Verbrecher in einem Gefäng-

nis besser versorgt gewesen sei als die dreieinhalb Millionen deutschen 

Soldaten an der Ostfront. Gewisse Vergehen, die man in Friedenszeiten 

als nicht gravierend betrachtete, müssten nun mit anderen Augen angese-

hen und mit dem Tod bestraft werden, zum Beispiel Diebstähle während 

eines Luftangriffs, der Raub einer Handtasche während der Verdunke-

lung. Wer feindliche Radiosender hört, also geistige Selbstverstümme-

lung betreibe, müsse mit einer harten Strafe rechnen. 

Die Justiz mache sich lächerlich, wenn sie Soldaten, die als vermisst ge-

meldet waren und deren Verwandte sie für tot erklären lassen wollten, 

auffordere, vor Gericht zu erscheinen. Jeder müsse doch wissen, dass Sol- 
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daten, die im Osten oder in anderen feindlichen Ländern verschwunden 

seien, keine Gelegenheit hätten, sich bei einem deutschen Richter zu mel-

den. 

Dann wandte sich Goebbels dem Judenproblem zu, vor allem dem in sei-

nem eigenen Gau Berlin. Hier würden immer noch 40’000 Juden frei her-

umlaufen, lauter Staatsfeinde, und es liege nur an der Transportmittel-

knappheit, dass sie noch nicht in den Osten deportiert worden seien. Bei 

der Behandlung der Juden müsse die Justiz ihre politische Aufgabe sehen. 

Anschauungen, die von Gefühlen bestimmt werden, seien hier fehl am 

Platz. Es sei eine unhaltbare Situation, dass ein Jude heutzutage immer 

noch vor Gericht Beschwerde gegen eine Strafe einlegen könne, die der 

Berliner Polizeipräsident gegen ihn verfügt hatte. Es müsse dem Juden 

untersagt werden, deutsche Rechtsmittel einlegen zu dürfen und sich ge-

gen offizielle Massnahmen zu wehren, die man gegen ihn richtet. 

In seinen zusammenfassenden Schlussworten betonte Goebbels noch ein-

mal, wie notwendig es sei, dass der Staat alle Mittel einsetze, um sich vor 

seinen Feinden im In- und Ausland zu schützen. Deshalb müsse die Justiz 

in Kriegszeiten Entscheidungen treffen, die diesen Zweck erfüllten. Er er-

klärte, man müsse den Volk den unbedingten Willen zur Selbstbestim-

mung einbleuen und es in diesem Geiste inspirieren; und dann erinnerte 

er die Richter an die Worte, die Hitler am 30. Januar 1933 auf seinem Weg 

vom Kaiserhof zur Reichskanzlei gesprochen habe: «Hier bringt mich le-

bend niemand wieder heraus.» 

Freisler, damals noch Staatssekretär, ergriff sehr rasch die Initiative, um 

Goebbels’ Forderungen, soweit sie die Juden betrafen, in Gesetze umzu-

wandeln, und entwarf eine Verordnung, die die Rechtsmittel in Strafsa-

chen für Juden beschränkte oder sie praktisch aller Rechtsmittel beraubte, 

und die er an Frick, Himmler, Goebbels, Rippentrop, Bormann, von 

Neurath sowie das OKW schickte. Dieser Erlass enthielt nur einen einzi-

gen Paragraphen, nach dem Juden gegen Entscheidungen in Strafsachen 

keine Berufung, Revision und Beschwerde einlegen durften. Frick liess 

den Paragraphen erweitern, so dass er auch Entscheidungen von Verwal-

tungsbehörden mit einbezog. Er sollte für alle Teile Deutschlands gelten, 

für die annektierten Gebiete und das Protektorat. Ausserdem sollte es den  
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Juden nicht mehr gestattet werden, einen Eid abzulegen; doch wenn sie 

vor Gericht Behauptungen aufstellten, die sich als unwahr erwiesen, soll-

ten sie dafür genauso bestraft werden, als hätten sie einen Meineid gelei-

stet. Während die Parteikanzlei unter Bormann die Verordnung billigte, 

war Himmler der Ansicht, es gebe noch einige ungeklärte Fragen zu dem 

vorliegenden Entwurf, und er empfahl, eine Ministerkonferenz einzube-

rufen, um das Problem zu lösen. Das OKW fügte nur hinzu, dass man den 

Juden, wenn sie auch keinen Eid ablegen durften, die Bedeutung des Ei-

des und einer Eidesverletzung klarmachen müsste, bevor sie vor Gericht 

aussagten. Man debattierte weiter über die Sache, bis Frick erklärte, die 

Angelegenheit sei in Deutschland irrelevant. Aber am 8. März 1943 wur-

de er von Ernst Kaltenbrunner, Heydrichs Nachfolger als Chef der Sicher-

heitspolizei und des SD, daran erinnert, dass die Angelegenheit nicht hin-

ausgeschoben, sondern zum Ende gebracht werden müsse, da diesbezüg-

lich Übereinstimmung zwischen dem Reichsjustizminister Thierack und 

Himmler herrsche und auch Hitler den Entwurf gebilligt habe. Schliess-

lich wurde am 21. April 1943 beschlossen, die Verordnung in verkürzter 

Form zu veröffentlichen. Dies bedeutete praktisch, dass die Strafgesetz-

gebung für Juden und Polen für die Juden nicht mehr galt und dass die 

Juden nun endgültig ausserhalb des Gesetzes standen. Ein Paragraph 

wurde noch hinzugefügt. Er besagte, dass das Vermögen eines verstorbe-

nen Juden auf das Reich übergeht.154) 

Thierack und Freisler waren im Jahr 1942 einige Wochen lang nicht in 

ihren Büros gewesen, als ein Streit über die jeweiligen Kompetenzen der 

Justiz und des Gauleiters des Warthegaus Greiser entbrannte. Greiser 

wünschte, dass sich der VGH so wenig wie möglich in seine Belange ein-

mischte, überliess es aber der Justizverwaltung, die Todesurteile zu voll-

strecken, die seine Standgerichte gegen Polen und Juden fällten. Seine 

bevorzugte Methode war der Galgen, und Thierack schrieb an Göring, 

dass man von seinen älteren Untergebenen nicht erwarten könne, solche 

Strafvollzugsmethoden anzuwenden, und dass er deshalb vorschlage, die 

zum Tod Verurteilten der Polizei zu übergeben. Ausserdem bestand er 

darauf, dass der VGH im Gebiet des Deutschen Reichs, wozu auch der 

Reichsgau Wartheland gehörte, allein für die Gerichtsbarkeit zuständig 

sein müsse, was auch für die Ermittlungen in den Fällen zu gelten habe,  
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in die Juden und Polen verwickelt waren. Er hielt es für unklug, Hoch- 

und Landesverratsfälle anderen Gerichten zu übertragen. Thierack setzte 

in beiden Belangen seinen Willen durch.155) 

Thierack handelte auch sehr rasch, als er im Oktober 1942 eine Verord-

nung herausgab, der zufolge Richter und Justizbeamte bis zum 31. März 

1943 bei gleichbleibendem Gehalt an andere Gerichte oder Ämter versetzt 

werden konnten.156) Ebenso konnten sie aus zwingenden Gründen und 

vorzeitig in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden, d.h. auf eine 

«Warteliste» gesetzt werden, bis man wieder einen geeigneten Posten für 

sie fand.157) 

Goebbels, der die mangelnde Zusammenarbeit zwischen dem VGH und 

dem Propagandaministerium oft kritisiert hatte, war mit gutem Grund sehr 

zufrieden, als man ihm vom Oktober 1942 an die regelmässigen Berichte 

des Oberreichsanwalts, die Thierack vorgelegt wurden, zugänglich mach-

te.158) Diese Berichte befassten sich nur mit Hochverrat, wozu auch «Mar-

xistischer Hochverrat» zählte. Verglichen mit dem Altreich (Deutschland 

in den Grenzen von 1937) hatte es hier keine grundlegenden Änderungen 

gegeben. 

Man ermittelte gegen Einzelpersonen oder kleine Gruppen, die marxisti-

sche Propaganda getrieben hatten. Im Prozess gegen «Viktor Freund und 

andere» waren 10 Personen angeklagt, 5 stammten aus dem Elsass. Sie 

hatten kommunistische Mundpropaganda gemacht, Sabotageakte durch-

geführt und weitere vorbereitet. Bei den Ermittlungen stellte sich heraus, 

dass die Mehrzahl der Franzosen und Elsässer, die in Konstanz arbeiteten, 

mit den herrschenden Bedingungen unzufrieden waren und die Niederlage 

Deutschlands herbeisehnten. Viele Elsässer rechneten mit einem freien, 

unabhängigen Elsass. Andere waren ebenso wie viele Franzosen, kommu-

nistisch gesinnt und schmiedeten Pläne für einen kommunistischen Auf-

stand. Viktor Freund etwa war ein Dreher, der bei verschiedenen Gele-

genheiten an seinem Arbeitsplatz Sabotage begangen hatte. Seine Mitan-

geklagten hatte er ermuntert, seinem Beispiel zu folgen. Der kommunisti-

schen Mundpropaganda lagen feindliche Radiosendungen zugrunde, die 

sich die Beschuldigten angehört hatten. Im Prozess gegen «Due und an-

dere» waren drei Personen angeklagt, die zum Zeitpunkt ihrer Straftaten 

noch minderjährig und Mitglieder einer deutschfeindlichen franko-elsäs-

sischen Gruppe in Konstanz gewesen waren. Einer der Angeklagten hatte  



vorübergehend der Hitlerjugend angehört. Ihr Hochverrat hatte darin be-

standen, im Frühjahr 1942 Flugblätter mit deutschfeindlichem Inhalt her-

ausgebracht und verteilt zu haben; deren Text lautete: «Roosevelt, Stalin 

und Churchill sollen leben! Nieder mit Deutschland, es lebe Frank-

reich!»159) 

Der Franzose Marcel Gerbohay, der römisch-katholischer Priester werden 

wollte, hatte 1938 zusammen mit zehn anderen Theologiestudenten in 

Frankreich die «Compagnie du Mystère» gegründet, deren einziges Ziel 

es angeblich war, den Kommunismus zu bekämpfen. Er gab zu, dass er 

1938 als Leiter dieser Organisation Maurice Bavaud nach Deutschland 

geschickt hatte, mit dem Auftrag, den Führer zu überreden, Russland den 

Krieg zu erklären, und ihn zu töten, wenn er sich weigerte (Bavaud war 

Schweizer und ebenfalls Theologiestudent). Im Oktober 1938 reiste Ba-

vaud nach Deutschland, und im November versuchte er, Hitler in Mün-

chen zu töten. Am 18. Dezember 1939 machte ihm der VGH den Prozess 

und verurteilte ihn zum Tod; die Hinrichtung fand jedoch erst am 14. Mai 

1941 statt.160) 

Am 3. Oktober 1942 schickte Oberreichsanwalt Lautz den folgenden Be-

richt an Thierack: «... Am 18.5.1942 sind in der Ausstellung Das Sowjet-

paradies im Lustgarten in Berlin von jüdischen Tätern ein Spreng- und 

ein Brandkörper niedergelegt worden, durch die die Ausstellung in Brand 

gesetzt werden sollte. Die an diesem Anschlag beteiligten Juden sind vom 

Sondergericht Berlin in der Strafsache 1 PK. Ls. 25/42 g. Rs. 116/42 zum 

Tode verurteilt und hingerichtet worden. 

Die Ermittlungen der Geheimen Staatspolizei haben ergeben, dass die we-

gen des Anschlages auf die Ausstellung abgeurteilten Täter zwei jüdi-

schen Gruppen angehörten, in denen besonders in den Jahren 1941 und 

1942 Beiträge erhoben, politische Schulung auf kommunistischer Grund-

lage betrieben, Hetzschriften ausgetauscht und Vorbereitungen für die 

Herstellung und Verbreitung weiterer staatsfeindlicher Schriften getrof-

fen worden. Ferner befasste man sich in den jüdischen Gruppen damit, 

Ausweise französischer Arbeiter zu beschaffen, um den Mitgliedern den 

illegalen Aufenthalt in Berlin zu ermöglichen. 

Bei den von den jüdischen Gruppen veranstalteten Zusammenkünften 

wurde davon ausgegangen, dass der Bolschewismus der stärkste Feind 
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Deutschlands sei und sein Sieg die Lösung der Judenfrage zugunsten der 

Juden bringen werde. Die Juden müssten sich daher mit dem bolschewi-

stischen Gedankengut vertraut machen, um in der Lage zu sein, sich ge-

gebenenfalls für das Gelingen einer bolschewistischen Revolution einzu-

setzen. 

In dem Ermittlungsverfahren 10 J 207/42 befinden sich 13 Juden in Un-

tersuchungshaft, die im Alter von 19-23 Jahren stehen. 7 Beschuldigte 

sind flüchtig. Die Mitglieder der zweiten Gruppe werden demnächst dem 

Richter vorgeführt werden. 

Die Zahl der Eingänge aus den Alpen- und Donau-Reichsgauen hat in der 

Berichtszeit nicht abgenommen. Diese Neueingänge richten sich gegen 

insgesamt 244 Beschuldigte. Die Zahl der der Geheimen Staatspolizei be-

kanntgewordenen marxistischen Hochverräter ist jedoch weit höher. Die 

Geheime Staatspolizei hat bei Aktenvorlage wiederholt darauf hingewie-

sen, dass die Festnahme zahlreicher, bereits bekannter Mittäter ‚zu gege-

bener Zeit’ erfolgen werde. Der Grund für diese Verzögerung liegt darin, 

dass entweder noch immer nicht genügend Haftraum zur Verfügung steht 

oder dass durch die Festnahme dieser Beschuldigten die Leistungsfähig-

keit kriegswichtiger Betriebe (z.B. der Deutschen Reichsbahn) gefährdet 

werden würde. Wegen des fehlenden Haftraumes habe ich schon bei 

früherer Gelegenheit anlässlich von Dienstbesuchen in Wien auf die Ent-

lastung der ostmärkischen Strafanstalten hingewirkt. Ich werde diese 

Frage erneut aufgreifen. 

Auch die in der Berichtszeit erfassten 244 Beschuldigten haben sich zum 

überwiegenden Teil im organisatorischen Rahmen der KPO betätigt. 

Nach wie vor liegt der Schwerpunkt dieser Betätigung in den Betrieben. 

So konnten umfangreiche kommunistische Betrieb sorganisationen auf-

gedeckt werden u.a. in 

1. den Siemens-Schuckert-Werken in Leopoldau, 

2. der Firma Frosa und Büssing in Wien. 

Ferner steht die Aufrollung von Betriebszellenorganisationen in den 

Grossbetrieben Siemens-Halske AG., Alexander Friedmann, Simmering-

Graz-Pauker AG. und Hofherr-Schrantz-Clayton-Shuttleworth bevor. Die 

meisten Beschuldigten waren im Rahmen der ‚Roten Hilfe’ tätig. Fol-

gende Eingänge verdienen besondere Erwähnung: 
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1.) In dem Verfahren 7 J 457/42 sind 17 Funktionäre der Betriebszellen-

organisation in den Siemens-Schuckert-Werken in Leopoldau festge-

nommen. Die Festnahme von 46 bereits bekannten Zellenmitgliedern 

soll noch ‚zu gegebener Zeit’ erfolgen. 

2.) In dem Verfahren 7 J 418/42 wird der frühere Strassenbahnschaffner 

und jetzige Oberfeldwebel Johann Hornschall verfolgt, der sich bis 

Ende Januar 1941 als Provinzkontrolleur sowie als Leiter der vorläu-

figen KPÖ.-Leitung in Wien betätigt hat. Das Verfahren gegen diesen 

Beschuldigten ist zuvor bei dem Reichskriegsgericht anhängig gewe-

sen. 

3.) Der Strassenbahnschlosser Friedrich Fass (7 J 445/42) war zunächst 

Kreisleiter und dann bis März 1941 ‚Gebietsobmann’ im Gebiet III 

der KPÖ. in Wien. Er arbeitete eng zusammen mit der Stadtleitung 

Wien und betätigte sich als Verbindungsmann zwischen ihr und den 

illegalen KJV. Er unterhielt auch Verbindungen zur Provinzfunktio-

nären der KPÖ. und förderte den Vertrieb kommunistischer Hetz-

schriften. 

4.) Der Mechanikergehilfe Leopold Morawetz (7 J 443/42) betätigte sich 

bis zum Sommer 1940 als ‚Bezirksobmann’ im XII. Wiener Gemein-

debezirk für die KPÖ. Er befasste sich mit der Verbreitung kommuni-

stischer Hetzschriften und hatte Verbindung zu Funktionären aus dem 

Burgenland. 

5.) Das Verfahren 7 J 428/42 gegen die Wehrmachtangehörigen Mastny 

(1921 geboren) und Fischer (1916 geboren) ist vom Reichskriegsge-

richt an mich überwiesen worden. Die beiden Beschuldigten haben 

sich bis zu ihrer Festnahme im Mai 1942, d.h. auch nach dem Beginn 

des Krieges mit Russland aktiv damit befasst, kommunistische Mund-

propaganda weiterzutragen nur kommunistischen Propagandamaterial 

an Wehrmachtangehörige und Zivilisten zu verteilen.»161) 

Solche Berichte wurden nun auch in redigierter Form Goebbels unterbrei-

tet, wenn der es auch vorgezogen hätte, sie selbst zu redigieren. Dieser 

Bericht weist ebenso wie alle anderen auf ein beträchtliches Ausmass an 

antinazistischen Aktivitäten in Grossdeutschland hin; und Ernst Noltes 

bereits zitierte Feststellung, dass sich der Widerstand der Kommunisten 

und Sozialisten in Deutschland zu einem kleinen Polizeiproblem reduziert 

hätte, bedarf zumindest für die Zeit nach dem Ausbruch des Krieges einer 
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einer gewissen Einschränkung.162) Dies geht auch aus den oben zitierten 

Statistiken der Anzahl der Prozesse und der Todesstrafen hervor, die für 

Hoch- und Landesverrat ausgesprochen wurden. Und dann gibt es natür-

lich noch die Dunkelziffer der deutschen Oppositionselemente, die nie 

aufgespürt wurden, oder jener, die nie vor Gericht gestellt wurden, son-

dern stattdessen in Konzentrationslagern dahinvegetierten und starben 

oder dort exekutiert wurden. 

Thierack wollte die gesamte deutsche Justiz auf einen rigorosen NS-Kurs 

führen. Schon einige Monate vor seiner Ernennung zum Reichsjustizmi-

nister hatte er «Führerinformationen» eingeführt, die nur für Hitler per-

sönlich bestimmt und streng geheim waren. Sie enthielten kurze Angaben 

über Prozesse, Urteile und Strafen, hauptsächlich dem Zuständigkeitsbe-

reich des VGH entnommen. Thierack erfreute sich auch einer engen Zu-

sammenarbeit mit Himmler und Heydrich sowie später mit Kaltenbrun-

ner; und ein Gerücht besagt, dass er sich besonders der Polizei dadurch 

empfahl, dass er während der Luftangriffe auf Berlin die diversen Gefäng-

nisse besuchte und die sofortige Hinrichtung politischer Gefangener an-

ordnete.163) Um den Dschungel an Rechtsklauseln kümmerte er sich nicht, 

und deshalb bot er die Garantie dafür, dass Justiz und NSDAP in wech-

selseitigem Vertrauen «zusammenarbeiteten». 

Die Kooperation zwischen Justiz und Polizei insbesondere erweckte nach 

aussen hin den Anschein einer friedlichen Atmosphäre. Seit die Polizei-

aktionen einen rechtlichen Hintergrund hatten, wurden sie von einem 

Grossteil der Öffentlichkeit nicht als willkürlich betrachtet. Gleichzeitig 

bedeutete dies in der Praxis eine Erweiterung der polizeilichen Macht. Die 

vermehrten Funktionen der Polizei machten ihre «korrektive» Rolle, von 

der Ohlendorf gesprochen hatte, überflüssig. Um die Rolle der Justiz auf-

zuwerten, gab Thierack am 12. Oktober 1942 ein Rundschreiben heraus, 

in dem er feststellte, dass die Richter eine Sonderposition unter den 

Staatsdienern einnähmen. Indem er sich in der Feudalterminologie des 

Mittelalters ausdrückte, beschrieb er den Richter als «Lehnsmann des 

Führers», der ein Lehen des Führers verwaltet, wozu ihn der Führer selbst 

beauftragt habe. Deshalb würden sich die Richter grundlegend von ande-

ren Staatsbeamten unterscheiden, und in Zukunft müsse dieser Unter-

schied auch verfassungsgemäss erkennbar werden, indem man die Richter 
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aus dem Staatsdienst hervorhebt. Sie sollten nicht mehr als Staatsdiener 

bezeichnet werden, sondern als das, was sie sind – Richter.164) 

Zu einer noch engeren Zusammenarbeit leistete auch Freisler seinen Bei-

trag. In der letzten Oktoberwoche des Jahres 1942 besuchte er das Pro-

tektorat und konferierte mit dem stellvertretenden Reichsprotektor Kurt 

Daluege, einem persönlichen Freund der Familie Freisler seit den frühen 

dreissiger Jahren.165) Das Hauptdiskussionsthema war die Rolle des Er-

mittlungsrichters. Offenbar brachte Daluege seine volle Zufriedenheit mit 

der Arbeit der VGH-Ermittlungsrichter im Protektorat zum Ausdruck, 

und man vereinbarte, dass der Ermittlungsrichter des VGH, der Ober-

reichsanwalt und die Polizei künftig bei allen Fällen von Anfang bis Ende 

eng Zusammenarbeiten sollten, also bis zur Abfassung der Anklage-

schrift. Die Personen, auf die sich diese Abmachung bezog, waren Ober-

reichsanwalt Lautz, der Chef der VGH-Ermittlungsrichter und der stell-

vertretende Reichsprotektor Daluege.166) 

Eine weitere Terrormassnahme, die Ende 1942 eingeführt wurde, bestand 

darin, den zum Tod Verurteilten den priesterlichen Beistand zu versagen. 

Nachdem die evangelisch-lutherische Kirche am 28. Dezember 1942 da-

gegen protestiert hatte, wurde sie am 13. Januar 1943 vom Justizministe-

rium schroff zurückgewiesen.167) 

Ab Februar 1943 galt die Regel, dass es in VGH-Prozessen gegen Bürger 

aus den besetzten westeuropäischen Staaten im Ermessen des Richters 

lag, ob der Angeklagte durch einen Verteidiger vertreten werden sollte 

oder nicht.168) In manchen Fällen war Himmler offenbar der Ansicht, dass 

es nicht im öffentlichen Interesse liege, den VGH oder andere Gerichte 

damit zu befassen; und konsequenterweise liess er die betroffenen Perso-

nen sofort erschiessen. Am 19. Januar 1943 schrieb der SS-Richter im 

Büro des Reichsführers-SS, SS-Obersturmbannführer Münder, an den 

neuen Staatsekretär im Justizministerium, Dr. Rothenberger. Dieser hatte 

verlangt, dass die Öffentlichkeit nichts von solchen Hinrichtungen erfah-

ren sollte, denn dies würde dem öffentlichen Ansehen der Gerichte scha-

den. Obwohl Hitler ursprünglich angeordnet hatte, dass derlei Fälle öf-

fentlich bekanntgegeben werden sollten, entschied Himmler nun, dass 

jede Bekanntmachung von ihm persönlich gebilligt werden müsse.169) 
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Seit Anfang 1943 zeigten die Bombenangriffe der Alliierten ihre Wir-

kung, was auch in der Verfahrensweise und Dauer der VGH-Prozesse und 

anderer Gerichtsverhandlungen zum Ausdruck kam. Die Laienrichter 

konnten oft nicht pünktlich zur Stelle sein, da sie aus allen Teilen 

Deutschlands angereist kamen; die erforderliche Anzahl von Verteidigern 

stand nicht immer zur Verfügung. Manche Verhandlungen wurden beein-

trächtigt, weil der Verteidiger nicht gekommen war. Oder er erschien so 

spät, dass er nur eine Stunde Zeit hatte, um den Fall mit seinem Klienten 

durchzusprechen. Und so schlug Oberreichsanwalt Lautz in einem vom 9. 

Februar 1943 datierten Brief an Freisler mit dem Vermerk «Geheim» vor, 

dass letztlich die Entscheidung bezüglich der Frage, ob ein Verteidiger in 

einem VGH-Prozess oder einem Sondergerichtsprozess auftreten solle 

oder nicht, dem Richter überlassen werden sollte. Freisler hielt aber nichts 

von solchen starren Regeln, sondern zog flexiblere Methoden vor. Im 

Prinzip wollte er die Kompetenzen der Richter in dieser Frage eher ein-

schränken als erweitern.170) 

Selbst wenn es nur ein Gerücht war, dass Thierack einen «günstigen» Ein-

druck hinterlassen haben soll, als er aus eigener Initiative während der 

Luftangriffe Gefängnisse besuchte und Hinrichtungen anordnete, dann 

bekam dieses Gerücht Substanz, als Lammers, Reichsminister und Chef 

der Reichskanzlei, am 17. August 1943 an Thierack schrieb und die Be-

sorgnis Hitlers über die Tatsache erwähnte, dass zur Zeit 900 zum Tod 

Verurteilte in den Gefängnissen sässen, einige schon seit zwei Monaten 

oder länger. Laut Hitler stellten diese Gefängnisinsassen, besonders in den 

grossen Städten, eine ernsthafte Gefahr dar, und deshalb müsse man hin-

sichtlich ihrer Hinrichtung zu einer schnellen Entscheidung gelangen. Für 

die Dauer der Luftangriffe sollte man zumindest keine Gnadengesuche 

mehr berücksichtigen, und die Todesurteile müssten sofort vollstreckt 

werden. Diese Anordnung sollte sich allerdings auf die Fälle beschränken, 

in denen das Todesurteil ohne den geringsten Zweifel verhängt worden 

war. Dies traf auf alle VGH-Fälle zu. Von Hitlers Einschränkungen pro-

fitierten nur gewöhnliche Verbrecher. Zehn Tage später versandte 

Thierack ein ergänzendes Rundschreiben, und die offizielle Verordnung 

wurde am 8. September 1943 erlassen.171) 

Man hatte eine ganze Anzahl von VGH-Hilfsrichtern zu den Waffen ge- 
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rufen, und der Personalmangel machte sich bereits 1942 bemerkbar. Aber 

erst 1943 kamen neue Richtlinien für die Auswahl von Richtern heraus. 

Erstens mussten sie NSDAP-Mitglieder sein und aktiv in der Partei mit-

arbeiten. Zweitens mussten sie sich aufgrund ihrer Persönlichkeit und ih-

rer Fähigkeiten für das Amt eignen und sollten, wenn möglich, einige Er-

fahrungen im Bereich des Strafrechts mitbringen. Potentielle VGH-Rich-

ter sollten bereits auf der Liste zur Beförderung zum Landgerichtsdirektor 

oder Oberlandesgerichtsrat stehen; und, was am wichtigsten war, sie soll-

ten einer Altersgruppe angehören, die nicht mehr zur Wehrmacht einge-

zogen werden konnte.172) 

Verglichen mit dem Bereich des VGH-Oberreichsanwalts von Ende 1942 

gibt jener vom 19. Februar 1944 interessante Aufschlüsse. Er ist in die 

Abschnitte A bis E unterteilt: Abschnitt A befasst sich mit Hochverrat 

und Wehrkraftzersetzung im Altreich inklusive Österreich. Unter «Allge-

meines» wird festgestellt, dass die Ermittlungsarbeit in Hochverratsfällen 

nicht angewachsen ist. Zweifellos gebe es immer noch staatsfeindliche 

Gruppen, die nach wie vor ihre Gedanken austauschten und einander ihr 

Propagandamaterial zur Verfügung stellten, aber ihre Anzahl habe sich 

nicht erhöht, und ihre Aktivitäten hätten nicht zugenommen. Die grösste 

Gefahr sei noch immer die KPD, deren ehemalige Mitglieder dazu neig-

ten, neuen Kommunistengruppen beizutreten, falls solche auftauchten. In 

diesem Zusammenhang sei der Fall des Bergmanns Zielasko kennzeich-

nend, dem es innerhalb weniger Monate gelungen sei, eine kommunisti-

sche Organisation mit annähernd 60 Mitgliedern aufzubauen. Anderer-

seits sei in den Alpen- und Donaugauen ein geringfügiges Absinken kom-

munistisch inspirierter Hochverratsdelikte zu verzeichnen. Die Fälle von 

Wehrkraftzersetzung hätten allerdings überall beträchtlich zugenommen, 

bis zu 25 pro Tag: «Da ausserdem noch zahlreiche nicht im besonderen 

Verfahren behandelte Ermittlungssachen anhängig sind, die bisher nicht 

zum Abschluss gebracht werden konnten, bin ich bei dieser angespannten 

und durch die Auswirkungen der Terrorangriffe noch weiter erschwerten 

Geschäftslage zur Zeit gezwungen, von meiner Abgabebefugnis einen et-

was weitergehenden Gebrauch zu machen. Doch wird im Interesse einer 

einheitlichen Rechtsprechung in allen Fällen grundsätzlich Anklage vor 

dem Volksgerichtshof erhoben, in denen 
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a) die Zersetzungstätigkeit sich auf Wehrmachtangehörige erstreckt hat, 

b) den Äusserungen des Beschuldigten auf Grund seiner Stellung im öf-

fentlichen Leben oder in der Wirtschaft erhöhtes Gewicht beizumes-

sen ist, 

c) der Beschuldigte als grundsätzlicher Staatsfeind oder systematischer 

Hetzer, sei es seiner Persönlichkeit nach oder der Art der Tatbegehung 

hervorgetreten ist, 

d) die Persönlichkeit des Beschuldigten in Verbindung mit der Art seines 

Vorgehens oder dem von ihm angestrebten Erfolg eine besondere Be-

handlung angezeigt erscheinen lässt, 

e) der Täter ein Geistlicher ist.» 

Lautz betonte auch, dass man in den Gebieten, die in besonderem Aus-

mass unter den Terrorangriffen der Alliierten litten, kein Ansteigen poli-

tischer Delikte beobachtet habe. Das sei in der Tat ein ermutigendes Zei-

chen für die disziplinierte Haltung der Bevölkerung. 

Danach ging er auf spezielle Fälle im Altreich ein, wo er sich erneut auf 

den Bergmann Zielasko bezog, der 1932 in die Sowjetunion emigriert sei, 

dann im spanischen Bürgerkrieg gekämpft habe und schliesslich zwei 

Jahre lang als Komintern-Agent ausgebildet worden sei. Im März 1943 

sei er mit einem Fallschirm über Polen in der Nähe von Warschau abge-

sprungen, um mit einer Kommunistengruppe im Ruhrgebiet Kontakt auf-

zunehmen. Dank seiner Cleverness habe er bald nach seiner Ankunft im 

Ruhrgebiet viele seiner ehemaligen Parteifreunde für sich gewonnen, vor 

allem frühere kommunistische Arbeitersportler. Niemand aus dieser 

Gruppe sei seit 1933 illegal aktiv gewesen; doch obwohl Zielasko ihnen 

erzählt habe, dass er russischer Fallschirmagent sei, habe ihn niemand de-

nunziert. 

Lautz erwähnte auch den «Aufbruchkreis» der Nationalbolschewisten und 

den ehemaligen Freikorpsführer Beppo Römer, der verhaftet worden sei. 

Dann befasste er sich mit der «Europäischen Union», gegründet von Ber-

liner Intellektuellen, die die Sowjetunion im Fall eines deutschen Zusam-

menbruchs um Unterstützung bitten und ein freies, sozialistisches Europa 

aufbauen wollten. Auch der Name Dr. Robert Havemann, von dem bereits  
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die Rede war, fällt in diesem Zusammenhang. Einige Unionsmitglieder 

hätten schon früher für den sowjetischen Geheimdienst gearbeitet, zum 

Beispiel der frühere Abteilungsleiter der «Tobis-Film» Dr. Hatschek, ehe-

malige Staatsbeamte und Industrielle. 

Ausserdem wies Lautz auf illegale Jugendgruppen in Köln und Düssel-

dorf hin. Sie nannten sich z.B. «Navajos» und «Edelweisspiraten» und 

waren zwischen 14 und 22 Jahre alt. Mitglieder von zwei dieser Gruppen 

seien bereits festgenommen worden. 

In Österreich oder den sogenannten Alpen- und Donau-Reichsgauen hät-

ten die kommunistischen Hochverratsdelikte in Wien und Umgebung, wo 

sie seit Ende 1941 relativ konstant geblieben seien, abgenommen. Signi-

fikant sei nur der Jirak-Prozess, in den noch 28 andere Angeklagte ver-

wickelt seien. Hier ging es um den versuchten Wiederaufbau des illegalen 

Zentralkomitees der KPÖ. Zwei der Festgenommenen hätten in der Un-

tersuchungshaft Selbstmord begangen. In einem anderen Prozess standen 

25 ehemalige Kommunisten vor dem Richter, die sich in der «Roten 

Hilfe» engagiert hatten. Vor allem in Klagenfurt und in Wien sei eine le-

gitimistische Bewegung registriert worden, die sich «Antifaschistische 

Freiheitsbewegung Österreichs» nenne. Die verhafteten Mitglieder seien 

hauptsächlich Intellektuelle, Wehrmachtsangehörige und Geistliche. 

Auch ein Anwalt namens Dr. Wanner gehöre dieser Gruppe an. Nach dem 

Anschluss sei er wegen seiner vorhergehenden politischen Betätigung 

kurzfristig in Schutzhaft gewesen. 

Im Sudetengau habe im Sommer 1942 der fahnenflüchtige Gefreite Mohr 

versucht, in Brünn eine Organisation mit hochverräterischen Zielen auf-

zubauen. Er sei vor allem an tschechische und französische Arbeiter her-

angetreten. Seine Organisation hatte 11 Mitglieder umfasst, die sich zum 

Teil in den Besitz von Waffen und Sprengstoff gesetzt habe. 

Aus dem Elsass gab es nichts weiter zu berichten, als dass einige Arbeits-

maiden, die in Deutschland tätig waren, in ihrer Korrespondenz mit Ver-

wandten im Elsass einer deutschfeindlichen Haltung, der Hoffnung auf 

eine Wiedervereinigung mit Frankreich und ihrer Freude über die Inva-

sion angloamerikanischer Truppen in Italien Ausdruck verliehen hatten. 

In Lothringen habe man durch Mundpropaganda und Flugblätter den na-

hen Untergang Deutschlands prophezeit. In einigen dieser Fälle seien die 

Ermittlungsarbeiten noch im Gange. 
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Im Protektorat hätten die Aktivitäten der rechtsgerichteten Widerstands-

gruppen «NO» und «Sokol» beträchtlich nachgelassen, während auf der 

anderen Seite die KPC rühriger denn je sei und versuche, nationaltsche-

chische Kreise für eine Volksfrontpolitik zu gewinnen. Mit dem Protek-

torat befasste sich Abschnitt B des Berichts. Abschnitt C war mit «Vor-

sätzlicher Landesverrat und Spionage» überschrieben und befasste sich 

hauptsächlich mit dem Fall des polnischen Agenten Lanaszewski, dem es 

gelungen sei, eine karitative Frauengruppe zu unterwandern und in ein 

polnisches Spionagezentrum umzufunktionieren. 24 Personen seien ver-

haftet worden, darunter auch zwei Volksdeutsche. 

Abschnitt D befasste sich mit dem Delikt der Feindbegünstigung. Bei den 

meisten dieser Fälle ging es um Fluchthilfe, die man Kriegsgefangenen 

gewährt hatte. Von Ende September 1943 bis Ende Januar 1944 seien 75 

Angeklagte in 37 Prozessen verurteilt worden. Die französischen Kriegs-

gefangenen hätten am meisten von der Hilfsbereitschaft der Deutschen 

profitiert. 

Auch die Flugblätter, die von den Flugzeugen der Alliierten abgeworfen 

wurden, gaben Anlass zur Sorge. Diese Vorgänge hatten zu 15 Prozessen 

geführt, wobei man den Angeklagten anlastete, dass sie die Flugblätter an 

sich genommen und ihren Inhalt verbreitet hatten, statt sie, wie es gesetz-

lich vorgeschrieben war, in der nächsten Polizeistation abzugeben. Hier 

wurde Wert auf die Feststellung gelegt, dass sich ausländische Arbeiter, 

die von deutschen Kollegen gebeten worden waren, ihnen den Inhalt der 

fremdsprachigen Flugblätter zu übersetzen, geweigert hatten, diesen 

Wunsch zu erfüllen. 

Was die Wehrmittelbeschädigung anging, so hätten die Fälle ausländi-

scher, besonders französischer Arbeiter in Deutschland zugenommen, die 

der Versuchung, Sabotage zu treiben, nicht hatten widerstehen können. 

Die Delikte reichten von direkter Sabotage über ausgedehnten Kranken-

urlaub bis zur Selbstverstümmelung. 

Im Abschnitt E wird «Fahrlässiger Landesverrat» behandelt. Hier geht 

Lautz nicht auf Einzelheiten ein, abgesehen von der Bemerkung, dass die 

Paragraphen 90 d und 90 e des StGB (Verletzung der Geheimhaltungs-

pflicht) angesichts der derzeitigen Kriegssituation nicht mehr ausreichten, 

um dieses Problem zu bewältigen. 

Abschliessend stellt er fest, dass der VGH zufriedenstellend arbeite. 
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Sogar die Akten, die bei Luftangriffen zerstört worden waren, habe man 

in grossem Umfang wiederbeschaffen können. 

Wie aus dem Lautz-Bericht hervorgeht, spielte der Klerus eine grosse 

Rolle in den erledigten oder noch anhängigen VGH-Prozessen. Um Ge-

rüchten entgegenzuwirken, die in der Bevölkerung kursierten, schrieb 

Thierack am 15. März 1944 an Freisler und betonte, dass im Geschäfts-

verteilungsplan für die sechs Senate des VGH die Beschreibung «straf-

bare Handlungen katholisch-kirchlich staatsfeindlicher Richtung» ver-

mieden und durch «konfessionell bedingte staatsfeindliche Handlungen» 

ersetzt werden solle.173) 

Um sich über die organisatorische Arbeit des VGH unter Roland Freisler 

zu informieren, sollte man sich den abgeänderten Geschäftsverteilungs-

plan für 1944 ansehen, den Freisler Thierack vorlegte und der durch die 

wachsende Zahl der Fälle notwendig geworden war: 

 

A. 

Der 1. Senat bearbeitet: 

I. a)  Angriffe auf den Führer, 

b)   Angriffe auf leitende Männer des Staates, der Bewegung oder der 

Wehrmacht, 

c)    Angriffe auf Deutsche im Ausland, um ihres Deutschtums willen, 

um damit das Reich zu treffen oder auf Repräsentanten des Rei-

ches, soweit diese Angriffe überWortangriffe hinausgehen, hierun-

ter fallen auch alle Verbrechen gegen § 5 der VO. vom 28.2.1933. 

II. a) Strafbare Handlungen von Deutschen der Intelligenz oder Wirt-

schaftsführung, 

b)  Konfessionell bedingte staatsfeindliche Handlungen aus den Gauen 

Baden, Bayreuth, Berlin, Danzig-Westpreussen, Düsseldorf, Essen, 

Franken, Kärnten, Köln-Aachen, Mainfranken, Moselland, Mün-

chen-Oberbayern, Niederdonau, Oberdonau, Oberschlesien, Salz-

burg, Schwaben, Steiermark, Sudetenland, Tirol-Vorarlberg, War-

theland, Westmark, Wien, Württemberg-Hohenzollern und aus dem 

Generalgouvernement, ausgenommen Landesverrat und marxisti-

schen Hochverrat. 

III. Strafbare Handlungen von Deutschen aus dem Elsass, aus Luxem-

burg, Untersteiermark oder Ober-Krain und Straftaten in diesen Ge-

bieten; strafbare Handlungen Deutscher in Böhmen und Mähren. 
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IV. Marxistischen Hochverrat aus den Gauen Berlin, Mark Branden-

burg und den seit Kriegsbeginn neu eingegliederten Gebieten. 

V.  Nichtmarxistischen Hochverrat, jedoch mit Ausnahme des separati-

stischen (häufig legitimistischen genannt), soweit er die Alpen- und 

Donaugauer oder Bayern betrifft. 

VI. Defaitismus (sic!), Zersetzung und vorsätzliche Wehrdienstentzie-

hung (§ 5 KSSVO) aus den Gauen Berlin, Brandenburg, Schlesien, 

Pommern, Ostpreussen, Mecklenburg, Sudetenland, Oberschlesien 

und den Reichsgauen Danzig-Westpreussen und Wartheland. 

VII. Straftaten Fremdvölkischer – ausser Landesverrat – aus Böhmen, 

wenn sie nach der Errichtung des Protektorats begangen sind. 

VIII. Anklagen wegen Straftaten nichtdeutscher Zivilpersonen gegen 

das Reich oder die Besatzungsmacht in den besetzten nordischen 

Gebieten im Sinne der hierüber bestehenden besonderen Richtli-

nien. 

IX. Hauptsächlich im Ausland begangene strafbare Handlungen –  

ausgenommen Landesverrat. 

B. 

Der 2. Senat bearbeitet: 

I.    Allen anderen marxistischen Hochverrat im Altreich. 

II.  Anklagen wegen Straftaten nichtdeutscher Zivilpersonen gegen das 

Reich oder die Besatzungsmacht in Frankreich und Belgien im 

Sinne der hierüber bestehenden besonderen Richtlinien. 

III. Konfessionell bedingte staatsfeindliche Handlungen aus den Gauen 

Halle-Merseburg, Hamburg, Hessen-Nassau, Kurhessen, Magde-

burg-Anhalt, Mark Brandenburg, Mecklenburg, Niederschlesien, 

Osthannover, Ostpreussen, Pommern, Sachsen, Schleswig-Holstein, 

Südhannover-Braunschweig, Thüringen, Weser-Ems, Westfalen-

Nord, Westfalen-Süd-ausgenommen Landesverrat. 

IV. Gefährdung der Wehrmacht befreundeter Staaten (§ 5 der VO. vom 

25.11.1939). 

C. 

Der dritte Senat bearbeitet: 

I.  Den Landesverrat zugunsten der UdSSR und von Polen. 
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II.    Defaitismus (sic!), Zersetzung und vorsätzliche Wehrdienstentzie-

hung (§ 5 KSSVO) aus dem ganzen Reich, soweit nicht der 1. Se-

nat (A II und A VI) oder der 2. Senat (B III) diese Sache bearbeitet, 

ausgenommen jedoch die Gaue Essen, Düsseldorf, Köln-Aachen, 

Moselland, Westfalen-Nord, Westfalen-Süd und Sachsen. 

D. 

Der 4. Senat bearbeitet: 

I.   Den Landesverrat zugunsten aller Länder der Welt, ausser UdSSR 

und Polen. 

II.  Die Wehrmittelbeschädigung. 

III. Straftaten von Deutschen aus Lothringen und Straftaten in Lothrin-

gen. 

IV. Straftaten Fremdvölkischer aus Mähren, wenn sie nach Errichtung 

des Protektorats begangen sind, Landesverrat jedoch nicht zugun-

sten der UdSSR und Polen. 

E. 

Der 5. Senat bearbeitet: 

I.   Straftaten ausser Landesverrat und Defaitismus, Zersetzung sowie 

Wehrdienstentziehung in den Reichsgauen Wien, Ober- und Nie-

derdonau. 

II.  Separatistischen Hochverrat, der die Reichsgaue Wien, Ober- und 

Niederdonau, Steiermark, Kärnten, Salzburg und Tirol-Vorarlberg 

betrifft. 

F. 

Der 6. Senat bearbeitet: 

I.   Straftaten ausser Landesverrat und Defaitismus (sic!), Zersetzung  

sowie Wehrdienstentziehung in den Reichsgauen Steiermark und 

Kärnten, Salzburg und Tirol-Vorarlberg. 

II.  Separatistischen Hochverrat, der Bayern betrifft. 

III. Anklagen nach dem Gesetz gegen Wirtschaftssabotage vom 1.12. 

1936. 

IV. Anklagen nach der VO. des Führers zum Schutze der Rüstungs-

wirtschaft vom 21. März 1942. 

V.  Defaitismus, Zersetzung und die vorsätzliche Wehrdienstentzie-

hung (§ 5 KSSVO) aus den Gauen Essen, Düsseldorf, Köln- 
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Aachen, Moselland, Westfalen-Nord, Westfalen-Süd und Sachsen, 

soweit nicht der 1. (A II und A VI) oder der 2. Senat (B III) diese 

Sache bearbeitet. 

G. 

Anklagen wegen Nichtanzeige eines Verbrechens bearbeitet der Senat, 

der für das nichtangezeigte Verbrechen zuständig wäre. 

H. 

Wird ein Angeklagter des Hoch- und Landesverrats beschuldigt, so richtet 

sich die Zuteilung nach der Hochverratsbeschuldigung, wenn diese nicht 

nebensächlich ist. 

Feindbegünstigung durch hochverräterische Betätigung, Defaitismus, 

Zersetzung oder Wehrdienstentziehung beeinflusst die Zuteilung nicht. 

Sachen mit innerem Zusammenhang kann ein Senat im Einvernehmen mit 

den anderen beteiligten Senaten übernehmen. Fälle der Nichteinigung 

bitte ich mir vorzulegen. 

J. 
Für Anklagen, die vor dem 1. April 1944 eingegangen sind, gilt die bis-

herige Geschäftsverteilung, doch bitte ich, mir bis zum 1. Juni mitzutei-

len, ob und welche solche Anklagen dann noch nicht erledigt sind. 

Berlin, den 1. April 1944 gez. 

Dr. Freisler.»174) 

Abgesehen von der Struktur des VGH unter Freisler, die dieses Dokument 

enthüllt, muss auf einen weiteren bedeutenden Aspekt hingewiesen wer-

den – dass Freisler nämlich, wie sein Vorgänger, alle potentiell wichtigen 

Prozesse mit voller Absicht für sich selbst reservierte, indem er sich z.B. 

die Entscheidung darüber vorbehielt, welche Hoch- und Landesverratsde-

likte vom Ersten Senat behandelt werden sollten. Thierack hatte in bereits 

in aller Freundschaft davor gewarnt, alles an sich zu reissen; er solle auch 

den anderen Senaten ausreichend Handlungsfreiheit geben. Doch Freisler 

zog es vor, diese Warnung zu ignorieren.175) 
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Kurz bevor Hitler persönlich die «Nacht-und-Nebel-Prozesse» unterband, 

schrieb Thierack an den Sekretär des Führers, Reichsleiter Martin Bor-

mann, und erwähnte die Ansicht des VGH-Oberreichsanwalts, dass man 

die Frauen, die in «Nacht-und-Nebel-Prozessen» verurteilt worden waren, 

deren Exekution man verschoben hatte und die nun wie Zuchthausfälle 

behandelt wurden, über die Aussetzung der Hinrichtung informieren 

sollte. Dies habe jedoch durch eine generelle Anweisung zu geschehen, 

da die Entscheidung über Begnadigungen beim Führer liege. Thierack be-

trachtete es als unnötige Härte, die verurteilten Frauen jahrelang im unge-

wissen darüber zu lassen, ob die Strafe nicht doch eines Tages vollstreckt 

werden würde. Deshalb bat er um eine Entscheidung durch den Führer.176) 

Wie bereits erwähnt, fiel diese Entscheidung, als der gesamte «Nacht-

und-Nebel»-Komplex fallengelassen wurde.177) 

Diese Entscheidung betraf jedoch nicht die zum Tode verurteilten Deut-

schen. Die Verwandten wurden nach den Hinrichtungen verständigt, 

durften aber keine Todesanzeigen in die Zeitungen setzen lassen. Alle In-

formationen mussten zurückgehalten werden, wenn die Verwandten 

keine Deutschen waren oder wenn es andere Gründe gab, die zu Zweifeln 

Anlass gaben. Das Justizministerium führte eine Untersuchung in den 

grösseren deutschen Gefängnissen durch, um deren Praktiken zu eruieren 

– nur um herauszufinden, dass viele dieser Anstalten die Verwandten 

nicht benachrichtigten. Wenn überhaupt, und auch das kam selten vor, 

wurden ihnen die Habseligkeiten der Opfer ausgehändigt. Daraufhin emp-

fahl man, diese Verfahrensweisen zu vereinheitlichen und die Verwand-

ten zu informieren, um überflüssigen und unerfüllbaren Ansuchen um Be-

suche, Korrespondenzmöglichkeiten etc. zuvorzukommen. Auf Lautz’ In-

itiative hin wurden die Informationen nicht von den Gefängnissen gege-

ben, sondern von den lokalen Justizbehörden, und wenn, dann nur auf 

Anfrage. Erfolgreich protestierte er gegen den Vorschlag, dass der Ver-

teidiger den Angehörigen die traurige Nachricht mitteilen sollte.178) 

Aber so zentralistisch und effektiv die Struktur des VGH auch war, sie 

blieb nicht von Kritik verschont. Am 3. Juni 1943 schrieb der Rechtsex-

perte der Kärntner NSDAP dem Justizministerium, dass die derzeitige 

Verfahrensweise ungeeignet sei, um mit den in- und ausländischen  
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Reichsfeinden fertig zu werden. Die Strafe sollte unmittelbar der Verhaf-

tung folgen, und dafür sei die überzentralisierte Struktur des VGH unge-

eignet. In Kärnten sei nur ein einziger Fall registriert worden, in dem eine 

Person innerhalb von drei Wochen nach ihrer Verhaftung verurteilt 

wurde, und das nur, weil die Gauleiter persönlich eingegriffen hatten. Im 

allgemeinen sässen die Gefangenen jahrelang in Untersuchungshaft, so 

dass dann bei der Urteilsverkündung die abschreckende Wirkung gleich 

null sei. Deshalb empfahl dieser «Rechtsexperte» nichts Geringeres als 

die Einführung von polizeilichen Standgerichten, wobei die Justiz umgan-

gen werden sollte.179) 

Nichtsdestoweniger wurde die Kompetenz des VGH noch erweitert, 

hauptsächlich als Resultat des Attentats vom 20. Juli 1944 (s. nächstes 

Kapitel), nach dem Hitler persönlich seine Verordnung vom 21. Juni 1943 

zurückzog und durch eine andere ersetzte, der zufolge alle politischen 

Straftaten von Angehörigen der Wehrmacht, Waffen-SS und Polizei, die 

darauf hinausliefen, das Vertrauen in die politische und militärische Füh-

rung zu erschüttern, vom VGH oder, falls nötig, von Sondergerichten be-

handelt werden sollten. Die Ermittlungsarbeiten sollten sofort beginnen, 

und wenn es wirklich erforderlich war, sollte der Kommandeur aufgrund 

eigener Initiative handeln und den Angeklagten hinrichten lassen. 

Der Beginn von Ermittlungen sollte dem OKW und dem Reichsjustizmi-

nister binnen sechs Tagen mitgeteilt werden. Das Ergebnis der Ermittlun-

gen sollte dann dem Leiter des entsprechenden Dienstbereichs sofort vor-

gelegt werden, ebenso dem OKW und dem Justizministerium. Soweit SS 

und Polizei betroffen waren, übernahm der Reichsführer-SS die Rolle des 

OKW; und die Entscheidung, ob der VGH oder ein Sondergericht diesen 

oder jenen Fall übernehmen sollte, lag beim Justizministerium. Sobald die 

Entscheidung gefallen war, würde der Angeklagte nach dem Willen des 

Führers aus der Wehrmacht, SS oder Polizei oder aus der Partei und ihren 

Formationen ausgestossen und der staatlichen Justiz übergeben. Wenn der 

Justizminister entschied, dass ein Prozess überflüssig sei oder dass die Tat 

des Angeklagten, trotz eines Freispruchs, eine Verletzung der Treue-

pflicht gegenüber Führer, Volk und Reich darstellte, musste das OKW 

oder der Reichsführer-SS die betreffende Akte dem Führer persönlich 

übergeben.180) 
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In der letzten Kriegsphase versuchte Thierack, mit «Richterbriefen» und 

«Rechtsanwaltbriefen» neuen Optimismus in Justizkreisen zu wecken. In 

seinem ersten Rechtsanwaltbrief wies er darauf hin, dass verkürzte, ver-

einfachte Verfahren, aber auch extreme Konzentration der Kräfte der Ju-

stiz notwendig seien, damit man den Aufgaben gewachsen sei, die sich 

im totalen Krieg stellten. Es sei die Pflicht jedes Anwalts, sich auf den 

Kampf für die Freiheit zu konzentrieren. Alles, was nichts mit diesem 

Kampf zu tun habe, sei zweitrangig. Man müsse alle Fälle möglichst 

schnell und möglichst rationell erledigen. Das beinhalte für den Anwalt, 

der bei seiner Arbeit nur das Ziel des nationalsozialistischen Sieges vor 

Augen haben dürfe, eine besondere Verantwortung.181) 

Kurz zuvor hatte Thierack eine undatierte Zusammenfassung der Arbeit 

der deutschen Justiz im fünften Kriegsjahr vorgelegt. Er stellte fest, dass 

die Justiz besonders umsichtig zu Werke gehen und angesichts der 

Kriegssituation andere Massstäbe anlegen müsse als in Friedenszeiten. 

Eine Person, die sich im Zusammenhang mit den Folgen der Luftangriffe 

auf Deutschland zu bereichern versuche, verletze nicht nur die Eigen-

tumsrechte, sondern auch ihre Treuepflicht gegenüber der Volksgemein-

schaft, die im Krieg ihr Eigentum ebenso schützen müsse wie im Frieden. 

Solche Aktionen unterminierten die öffentliche Moral und damit die ge-

samten deutschen Kriegsanstrengungen. Der Verbrecher helfe damit dem 

Feind, und das Volk verlange seine Ausschaltung. Ausserdem schaffe der 

Krieg in biologischer Hinsicht eine Negativauslese. Während die besten 

Männer an der Front fallen, könne man Verbrechern nicht gestatten, hin-

ter der Front ihr Unwesen zu treiben. Sie müssten eliminiert werden. 

Während die Straftaten vor 1940 zurückgegangen seien, hätten sie seither 

wieder zugenommen. 1937 habe es 17‘931 Fälle gegeben, 1940 seien es 

243‘351 gewesen und 1942 schliesslich 288‘688. Die Zahlen für 1943 

und 1944 lägen noch nicht vor. Auch die Frauenkriminalität steige an. 

Weniger günstig sei die Situation bei der deutschen Jugend, die 1940 in 

21‘274 Fällen verwickelt gewesen sei, eine Zahl, die sich bis 1942 auf 

52‘426 erhöht habe. Die Jugendkriminalität falle in drei Gruppen. Die er-

ste umfasse Verbrechen, die von politischen Oppositionsgruppen began-

gen würden, die zweite Delikte von «liberalistisch-individualistischen 

Cliquen» und die dritte Straftaten von asozialen Banden. Die erste Gruppe 
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habe sich aus der «Bündischen Jugend» herausgebildet, die sich gegen die 

Hitlerjugend stelle, obwohl viele ihrer Anhänger der Hitlerjugend ange-

hörten. Ihre Vergehen bestünden darin, dass sie Hitlerjugendführer und  

-patrouillen überfielen. 

Die liberalistisch-individualistischen Gruppen, die sogenannte «Swing-

Jugend», orientierten sich an englischen Modelaunen und Manieren, stün-

den dem Militär feindlich gegenüber und gäben sich sexuellen Aus-

schweifungen hin. 

Die kriminellen asozialen Banden bestünden hauptsächlich aus biologisch 

minderwertigen Jugendlichen, die keine ideologischen Ziele hätten. 

Sie hätten einer Menge Gefahren der Jugendkriminalität Tür und Tor ge-

öffnet, während der erzieherische Faktor in der Heimat, in der Hitlerju-

gend, in Schulen und Fabriken durch die Einberufung vieler Jugendlicher 

und durch die Trennung der Familien infolge der Luftangriffe gelitten 

habe. 

Bei den Todesurteilen stünden Hoch- und Landesverratsdelikte an der 

Spitze der Liste, allein 1942 seien es 1‘745 gewesen. An zweiter Stelle 

lägen nur 894 Todesurteile, die in den Gebieten verhängt worden waren, 

die man seit Kriegsbeginn dem Reich angegliedert hatte. 1943 jedoch 

habe man im Ganzen 5‘336 Todesurteile ausgesprochen. Thierack fuhr 

nun fort, verschiedene Straftaten näher zu erläutern. Dabei wies er beson-

ders daraufhin, dass 1943 6‘500 Frauen verurteilt worden seien, die sich 

verbotenerweise mit Kriegsgefangenen eingelassen hatten. Ausserdem 

stellte er fest, dass die meisten Straftaten nicht von hartgesottenen Krimi-

nellen, sondern von labilen Charakteren begangen worden seien. Deshalb 

müsse man das Land sauberhalten und die öffentliche Meinung im Sinne 

von Recht und Ordnung festigen, denn dies sei eine Vorbedingung für die 

Stabilität der deutschen Verteidigungsmacht. Für geringfügige Vergehen 

sollte man neue Strafen einführen, zum Beispiel bei Bauern eine Erhö-

hung der Ablieferungen, bei Arbeitern eine Produktionssteigerung oder 

unbezahlte Arbeitsleistungen für das Allgemeinwohl. 

Im Bereich der Wirtschaftsverbrechen sei die Strafverfolgung problema-

tisch, weil die Angeklagten unentbehrlich für die Fabriken seien, in denen 

sie arbeiteten. Dies stelle eine Gefahr dar, die bekämpft werden müsse. 

Ausserdem hätten viele Kriminelle gute Kontakte mit Mitgliedern und 
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führenden Funktionären der NSDAP, die ihnen grossartige Zeugnisse 

ausstellten. Nun habe man allen NSDAP-Mitgliedern verboten, ihren 

Freunden solche Empfehlungsschreiben auszuhändigen.182) 

Freisler selbst wurde sowohl innerhalb als auch ausserhalb der NSDAP 

kritisiert. So schrieb Thierack am 18. Oktober 1944 an Freisler, dass die 

Bedeutung des VGH für die Aufrechterhaltung der Heimatfront in man-

cher Hinsicht gewachsen sei. Die Aufgaben des VGH dürften sich nicht 

darauf beschränken, schuldigen Personen ihre wohlverdiente Strafe zuzu-

erkennen, er müsse auch als verlängerter Arm der politischen Führung 

fungieren. Das Volk müsse die VGH-Urteile nicht nur als richtig aner-

kennen, sondern auch darüber informiert werden, warum dieses oder je-

nes Strafmass notwendig war.183) 

Die Prozessführung vieler Senatspräsidenten leide oft darunter, dass in 

politisch wichtigen Fällen die schwerwiegende politische Bedeutung ei-

ner Straftat vor dem Hintergrud der Lage von Volk und Reich nicht im-

mer klar aufgezeigt werde. Man müsse auf die politische Wirkung einer 

Tat hinweisen, und der vorsitzende Richter müsse imstande sein, die 

Gründe darzulegen, warum er diese oder jene Straftat als gefährlich für 

Volk und Reich betrachtet. Dies gelte vor allem für die sogenannten De-

fätistenprozesse, die immer häufiger stattfänden und die in «eiskalter» 

Weise geführt werden müssten. Thierack forderte Freisler auf, nur Richter 

auszuwählen, die fähig seien, die politischen Aspekte solcher Fälle klar 

herauszuarbeiten.184) 

1943 und 1944 gab Thierack eine steigende Anzahl von «Führerinforma-

tionen» heraus, die sich ausschliesslich mit VGH-Prozessen befassten. 

Sie wurden bis 1945 nicht getippt, sondern in grossen Lettern gedruckt 

und informierten Hitler über die wichtigsten Prozesse. In einem Fall hatte 

Hitler offensichtlich Grund einzugreifen. Dieser Fall wird in der «Füh-

rerinformation» 1944, Nr. 175, besprochen und betraf Franz Duhr, einen 

57jährigen Gutsbesitzer, Präsident der Gauwirtschaftskammer im Mosel-

land, seit 1932 Parteimitglied. Angeblich hatte er gesagt, es sei ein Fehler 

gewesen, dass Hitler den Oberbefehl über das Heer übernommen habe, 

denn immerhin seien die Generäle die Experten. Nun warte jedermann 

auf ein Wunder. Und was, wenn das Wunder nicht eintrete? Die öffentli- 
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che Moral sei schlecht, weil es ein böses Ende geben werde. Zu einem 

guten Ende könne man nur durch ein Abkommen zwischen Deutschland, 

den USA und England gelangen, weil die USA Deutschland als Absatz-

markt brauchten. Wenn Deutschland Konzessionen zugunsten der Ame-

rikaner und Engländer machte, würden diese die Bolschewisten fallenlas-

sen, und der Krieg könne beendet werden. Zu der Frau eines anderen 

Gutsbesitzers hatte Duhr angeblich gesagt, dass Deutschland den Krieg 

nicht mehr gewinnen könne, weil die Überlegenheit der Gegenseite zu 

gross sei. Er glaube nicht, dass die Engländer Deutschland den Bolsche-

wisten überlassen würden. In der Untersuchungshaft bestritt Duhr, der-

gleichen geäussert zu haben. Aber der Oberreichsanwalt des VGH erhob 

dennoch Anklage gegen ihn. Angeblich hatte dann Duhrs Frau ein Bitt-

gesuch an Dr. Frick und Reichsmarschall Göring gerichtet.185) Am 29. 

März 1944 berichtete Thierack186) in der Führerinformation Nr. 179: «Zur 

Führerinformation 1944 Nr. 175 (Strafverfahren wegen Wehrkraftzerset-

zung gegen den Gutsbesitzer Franz Duhr, Schwiegersohn des am 9. No-

vember 1923 vor der Feldherrnhalle gefallenen Blutzeugen Theodor von 

der Pfordten) melde ich weiter: Der Volksgerichtshof hat Franz Duhr am 

28. Februar 1944 von der Anklage der Wehrkraftzersetzung freigespro-

chen. Der Hauptzeuge Dr. Reichertz, dem gegenüber Duhr sich defaiti-

stisch geäussert haben sollte, hat sich als unglaubwürdig erwiesen. Eine 

weitere Zeugin hat ihre im Vorverahren gemachten belastenden Angaben 

in der Hauptverhandlung nicht aufrechterhalten. Im Urteil des Volksge-

richtshofs wird festgestellt, dass die Ehre Duhrs durch das Verfahren nicht 

angetastet worden ist. 

Berlin, den 29. März 1944. 

(gez.) Thierack.»187) 

In der Zwischenzeit war viel geschehen, was Deutschland die Initiative in 

der Kriegsführung aus der Hand nahm. Zunächst hatte es seine Überle-

genheit im Luftraum eingebüsst. Rommels Truppen vor den Toren von 

Alexandria waren durch ganz Nordafrika zurückgetrieben und zusammen 

mit ihren italienischen Alliierten in Tunis eingeschlossen worden. Die 

Briten rückten von Osten her nach, die amerikanischen Streitkräfte 

schlossen den Kreis von Westen her, nachdem sie in Marokko gelandet 
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waren; und der Grossteil des einst so stolzen Afrikakorps geriet in Gefan-

genschaft. Die Alliierten landeten in Sizilien und dann in Italien, Musso-

lini wurde gestürzt, ein Zermürbungskrieg begann sich die italienische 

Halbinsel hinaufzubewegen, sehr langsam, aber zerstörerisch. Noch 

wichtiger war die Entwicklung im Osten, wo die Niederlage der deut-

schen 6. Armee in Stalingrad ein Warnzeichen war, das kein Deutscher 

ignorieren konnte. Obwohl die Ostfront wieder gefestigt wurde, lag die 

Initiative nun in russischen Händen, eine Tatsache, die durch die grösste 

Panzerschlacht der Geschichte bei Kursk bestätigt wurde. Danach wurde 

die deutsche Ostfront von den angreifenden Russen langsam, aber stetig 

nach Westen zurückgedrängt. 

Nach der Schlacht von Stalingrad gründeten die Russen zusammen mit 

deutschen kommunistischen Emigranten wie Wilhelm Pieck, Walter Ul-

bricht und Erich Weinert und relativ jungen deutschen Offizieren wie 

Leutnant Graf von Einsiedel, einem Urenkel Bismarcks, das «National-

komitee Freies Deutschland» (NKFD). Kurz darauf, im September 1943, 

entstand ein «Bund Deutscher Offiziere» (BDO). Sein Leiter war der in 

Stalingrad gefangengenommene General von Seydlitz-Kurzbach.188) 

Diese Vorgänge bedeuteten die Errichtung einer «Volksfront» aller deut-

schen «Antifaschisten» in der Sowjetunion. Kleinere Gruppen wurden 

von den Russen für eine Spezialausbildung ausgewählt und nach erfolg-

reichem Abschluss dieser Schulung hinter den deutschen Linien abge-

setzt, von wo aus sie sich auf den Weg nach Deutschland machen sollten. 

In Berlin wurde die grösste NKFD-Gruppe von den kommunistischen 

Funktionären Anton Saefkow, Franz Jacob und Bernhard Bästlein ins Le-

ben gerufen. Saefkow war ein Veteran der Untergrundarbeit, der 1942 mit 

Jacob in Verbindung trat, einem ehemaligen Kommunisten, der bis 1940 

in einem Konzentrationslager gewesen war. Bästlein kam aus Hamburg. 

Er wurde 1942 verhaftet, konnte aber fliehen. Moskau hatte ihnen die 

Aufgabe gestellt, in Deutschland eine Volksfront aufzubauen und Kon-

takt mit der bürgerlichen und sozialdemokratischen Opposition in 

Deutschland aufzunehmen, vornehmlich mit der Goerdeler-Gruppe und 

den beiden darin vertretenen Gewerkschaftsführern Dr. Julius Leber und 

Adolf Reichwein, die aber im Juli 1944 festgenommen wurden. Auch 

Saefkow, Bästlein und Jacob wurden verhaftet. Die ersteren wurden ein- 
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gerichtet, während Jacob Selbstmord beging.189) Zwei andere NKFD-

Gruppen operierten in Leipzig und in Thüringen. In Leipzig wurden ihre 

Mitglieder sehr bald von der Gestapo festgenommen, in erster Linie ehe-

malige KPD-Funktionäre, die vom VGH zum Tod verurteilt wurden. Die 

Thüringer Gruppe wurde von einem weiteren ehemaligen Kommunisten 

geleitet, Dr. Theodor Neubauer, einem hochdekorierten Offizier des Er-

sten Weltkriegs, der danach als kommunistischer Abgeordneter dem 

Reichstag angehört hatte. Im Gegensatz zu Saefkow trat Neubauer nicht 

für eine Volksfront ein, sondern für ein rein kommunistisches Regime. 

Aber auch er wurde im Juli 1944 verhaftet und von Freisler zum Tod ver-

urteilt.190) 

Es wurden viele weitere Kommunisten festgenommen, doch es ist heute 

nicht mehr möglich zu eruieren, ob und bis zu welchem Grad sie mit dem 

NKFD zusammengearbeitet haben. Aber dass das NKFD die deutsche 

Führung bis in die letzten Kriegsmonate hinein beschäftigte, geht aus der 

Führerinformation 1945, Nr. 190, hervor, in der Thierack dem Reichs-

kanzler mitteilte, das OKW habe ihm im Dezember 1944 Akten über 32 

Wehrmachtangehörige ausgehändigt, die angeblich in der Sowjetunion 

beim NKFD und BDO aktiv gewesen waren. Nach einer ersten Überprü-

fung des Materials schien es in den meisten Fällen Probleme zu geben. 

Das vorhandene russische Beweismaterial, zum Beispiel Flugblätter, Bro-

schüren und Fotos, sei möglicherweise zum Grossteil gefälscht. Die Un-

tersuchung einiger Bilder habe ergeben, dass es sich um Fotomontagen 

handelte. Auch die Beweiskraft der erstatteten Schriftgutachten lasse zu 

wünschen übrig, da sich sogar ein graphologischer Experte des Reichskri-

minalpolizeiamtes (RKPA) geirrt habe. Man war nämlich so weit gegan-

gen, einen Schriftfälscher einzuschalten; dieser stellte ein Falschschreiben 

her, das der RKPA-Experte als authentisch bezeichnete. Schliesslich blie-

ben nur die Aussagen der sogenannten «Rückkehrer» übrig. Es stehe aber 

zur Zeit nicht fest, in welchem Umfang diese als Zeugen gegen NKFD- 

und BDO-Mitglieder zur Verfügung stünden. Ein Teil der Rückkehrer sei 

zu Truppenteilen entlassen, ein zweiter Teil sei in einem Lager bei Grau-

denz untergebracht worden, doch wo er jetzt verblieben sei, wisse man 

nicht. Eine dritte Gruppe von Heimkehrern sei in einem Lager bei Lissa 

verwahrt worden, doch das Reichssicherheitshauptamt habe mitgeteilt, 
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dass Insassen dieses Lagers infolge der Kriegsereignisse erschossen wor-

den seien, um zu verhindern, dass sie den Russen in die Hände fielen. 

Man beschleunige die Ermittlungsarbeiten, um herauszufinden, welche 

Rückkehrer noch als Zeugen zur Verfügung stünden. «In einigen Strafsa-

chen, in denen Verurteilungen bereits auf das zur Verfügung stehende Be-

weismaterial gestützt werden können, habe ich alsbaldige Anklageerhe-

bung angeordnet; die Hauptverhandlungen werden in der kommenden 

Woche beginnen. In den übrigen Sachen wird auf beschleunigten Ab-

schluss der Materialsichtung Bedacht genommen.»191) 

Diese Führerinformation vom 12. Februar 1945 war die vorletzte, die Hit-

ler erhielt; und es gibt keine Unterlagen dafür, dass nach diesem Datum 

Hauptverhandlungen gegen Deutsche stattgefunden hätten, die mit dem 

NKFD oder dem BDO zusammengearbeitet hatten. 

Die letzte Führerinformation vom 15. Februar 1945, Nr. 191, enthielt die 

Mitteilung, dass Maria Emanuel Herzog zu Sachsen, ein 19jähriger Schü-

ler aus Dresden-Loschwitz, angeklagt worden war. Man beschuldigte ihn 

der Wehrkraftzersetzung und des Rundfunkverbrechens. Er habe von 

1943 bis Ostern 1944 Feindsendungen abgehört. Über den Inhalt dieser 

Sendungen habe er seinen Vetter, den Erbprinzen von Hohenzollern, 

brieflich informiert. In einem dieser Briefe habe er geschrieben: «Das ver-

fluchte Reich wird ja ganz bestimmt nächstes Jahr ausgepfiffen haben.» 

Und Thierack bemerkte noch: «Emanuel Herzog zu Sachsen, ein Enkel 

des ehemaligen Königs Friedrich August von Sachsen, hat zuletzt als 

Hauptjungzugführer im Jungvolk Dienst getan.»192) 

Ende 1943, wenn nicht schon früher – und trotz seiner rigorosen Prozess-

führung in seinem Senat –, begann auch Freisler, Zweifel zu äussern, al-

lerdings nur privat. In einem vom 2. Oktober 1943 datierten Brief konsta-

tiert er: «Wir haben wohl den totalen Krieg proklamiert, führen wir ihn 

aber in seiner vollen und notwendigen Totalität? Ich denke nur an die 

zahllosen Nischen und Sonderrestaurants für die Prominenz, die im gan-

zen Reiche wuchern, in denen NSDAP und Wehrmachtsführer trinken 

und essen wie im tiefsten Frieden. Ich kenne sie, aber auch der Arbeiter 

kennt sie, der neben unseren Frontsoldaten die Hauptlast trägt und trotz 

Terrorangriffen die Waffen unseres Volkes schmiedet. Es kommt einem  
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oft hart an, einen kleinen Mann über die Klinge springen lassen zu müs-

sen, nur weil er sich abfällig gegen manche Mitglieder unserer Staatsund 

Parteiführung geäussert hat. Ich kann nicht mehr tun, als jene Personen 

und Kreise, die mir persönlich nahestehen, auf die Missstände hinzuwei-

sen; was ich nicht tun kann, ist, darauf von meinem Richterstuhle aus hin-

zuweisen. Ich wäre nicht nur das erste Opfer, ich würde auch zugleich der 

anderen Seite allzu willkommenes Propagandamaterial liefern. Ich bin 

mir durchaus der Tatsache bewusst, eine einseitige Rechtsprechung zu 

praktizieren, aber dies nur für einen politischen Zweck: eine Wiederho-

lung von 1918 mit allen meinen mir verfügbaren Kräften zu verhin-

dern.»193) 

In einem vom 4. Februar 1944 datierten Brief erwähnt er, «dass die ganze 

Gesetzgebung, die das Abhören ausländischer Sender verbietet, eigentlich 

lächerlich ist, und nicht nur an der Oberfläche. Ich glaube, die entspre-

chenden Gesetze wären niemals erlassen worden, wenn wir Deutsche ein 

wirklich auch im Innersten geeintes Volk wären, mit einem Nationalbe-

wusstsein und einem Nationalstolz, die man als gegeben, als selbstver-

ständlich betrachten könnte, die keiner Gefühsappelle bedürften, um sie 

zu mobilisieren, jenes Nationalbewusstsein, wie es den Franzosen und 

Engländern eigen ist. Aber sie haben Jahrhunderte der Konsolidierung 

hinter sich, während gleichzeitig unser Reich sich durch unsere Kleinstaa-

terei zertrümmerte. Auf welch schwachen Beinen unser Nationalstaat 

stand, zeigte sich deutlich in den Jahren 1917/18. Ich bin ziemlich sicher, 

dass wir den Weltkrieg nicht hätten gewinnen können, aber unser innerer 

Zusammenbruch erlaubte es den Siegern, uns Bedingungen aufzuzwin-

gen, an die sie vorher selbst in ihren Träumen niemals gedacht hatten. Mit 

dem Zusammenbruch der Heimatfront, wen gab es da, der die Interessen 

des Reiches hätte vertreten können? Diese Situation darf sich niemals 

wiederholen. Aber wiederum das Leben einiger Leute gibt uns kaum 

Grund zur Ermunterung; viele scheinen nichts anderes zu tun zu haben, 

als ihre Kollegen zu Fall zu bringen, um ein weiteres Amt einzuheimsen 

und noch mehr Lametta auf Brust und Schulter zu häufen. Manchmal, 

wenn die Zeit reicht, um einen vernünftigen Gedanken fassen zu können 

und ihn konsequent durchzudenken, wundere ich mich oft, dass wir in den 

Jahren zwischen 1933 und 1939 so weit kamen und dass wir seit 1939 

solche militärischen Glanzleistungen vollbrachten, Leistungen, die wir 
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trotz unseres inneren Zustandes erreichten. Aus diesem Grunde ist es 

umso notwendiger, vorsichtig zu sein, Vorsicht vor einer Wiederholung 

von 1918, selbst wenn das einen Kampf bedeutet, dessen Ruinen uns be-

graben werden. Vielleicht zum letzten Mal in unserer Geschichte besitzen 

wir jetzt die Möglichkeit, unter der Führung des Reiches ein geeintes Eu-

ropa zu schaffen, das den Vereinigten Staaten und dem Britischen Empire 

ins Auge sehen kann. Sollten wir das nicht schaffen – und die Zeichen der 

Zeit geben zur Unruhe Anlass –, dann hat die Zukunft den Nationen Eu-

ropas nicht viel zu bieten, entweder schnappt sie Stalin, oder sie werden 

zu Vasallenstaaten. Und das, was von Deutschland übrigbleiben wird, 

wird aus den Händen der Grossmächte fressen müssen und wie üblich die 

Mühlen der Selbstbesudelung drehen – wie gehabt nach 1918. Aber 

Deutschland als Nation und ein gesunder deutscher Nationalismus wer-

den für immer der Vergangenheit angehören.»194) 

Noch vor Beginn der Prozesse in der Folge des 20. Juli 1944 geriet Freis-

lers VGH in die Schusslinie, als Lammers am 29. Juli 1944 an Thierack 

schrieb und die Kopie eines Briefes beilegte, in dem eine «mir als ver-

trauenswürdig bekannte Person» dagegen protestierte, dass die Öffent-

lichkeit Zugang zu den VGH-Prozessen hatte. 

«Die Verhandlungen vor dem Volksgerichtshof finden vor vielen Zuhö-

rern statt, vor dem Bombenschaden vor etwa 500, jetzt in einem kleineren 

Saal vor etwa 150, etwa Sportpalastzusammensetzung aus allen Volks-

schichten, geladen und nicht geladen. Man drängt sich dazu wie zum 

Kino. 

Der Präsident, Staatssekretär Dr. Freisler, wünscht dieses Publikum. 

Seine Gründe sind naheliegend, aber es muss darauf aufmerksam gemacht 

werden, dass früher 500, jetzt 150 (fast täglich) Zuhörer es weitertragen, 

was sie dabei hören, z.B.: 

Der Führer habe nach Stalingrad in heftigen Gemütsbewegungen in der 

Reichskanzlei usw. usw. und nun kommt eine angebliche Teppichge-

schichte (Eine Anspielung auf die zweifelhafte Geschichte von Hitler, dem 

Teppichbeisser – der Autor), die der Angeklagte von einem General ge-

hört hat, und seit der der Führer in der Wehrmacht einen gewissen Namen 

trage (Gemeint ist «Göfaz», die populäre Abkürzung für «Grösster Feld- 
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herr aller Zeiten» – der Autor), alles ganz ausführlich und mit allen ge-

hässigen Redewendungen und Behauptungen über den Führer vor diesen 

150 Leuten, meist ganz kleinen, vorgetragen und verhandelt. 

Wenn auch Dr. Freisler in einer ganz grossartigen und geradezu meister-

haften Form und Genialität die Verhandlungen führt und den Nachweis 

erbringt, dass alles erfunden worden ist, so haben aber 150 kleine Leute 

alle Einzelheiten dieser angeblichen Szenen in der Reichskanzlei und den 

angeblichen Spitznamen des Führers, der in der Wehrmacht in der gehäs-

sigsten Form bestehen soll, gehört. Sie werden es sicherlich weitererzäh-

len. Niemand von ihnen ist unter ein Schweigegebot gestellt worden. Auf 

diese Weise werden über den Volksgerichtshof übelste Gerüchte verbrei-

tet. 

Oder: Im Verfahren gegen Botschaftsrat Kiep, Frau Solf (Kolonialstaats-

sekretär und Botschafter) u.a. hören die 150 Zuhörer, dass diese im deut-

schen Volke weitbekannten und angesehenen Personen, von denen brei-

teste Kreise glauben, sie seien besonders gut unterrichtet und urteilsfähig, 

den deutschen Sieg für unmöglich und es für notwendig halten, sich nach 

Wirth, Hirtsiefer und Gen. umsehen und mit ihnen in Verbindung setzen 

zu müssen. Diese 150 Zuhörer mögen alle, was aber zu bezweifeln ist, das 

Urteil für gerecht halten. Sie werden aber jeder für sich mehreren oder gar 

vielen Volksgenossen die Einzelheiten dieses Defätistenprozesses weite-

rerzählen und somit dazu beitragen, dass immer mehr Volksgenossen sich 

und anderen sagen: wenn schon diese doch viel besser unterrichteten di-

plomatischen Kreise (Kiep war noch dazu Major im OKW, Frau Solf 

lange Gattin unseres Botschafters in Japan!) am Ausgang des Krieges ver-

zweifeln, wo sollen wir da die Hoffnung auf einen guten Ausgang her-

nehmen? Sollte auf diese Weise der Volksgerichtshof, statt Defätismus zu 

köpfen, ihn nicht gar ungewollt nähren? 

Diese Sorge bewegt mich, weshalb ich mich für verpflichtet halte, diese 

zweifellos ausserordentlich wichtige Frage auch Ihnen zur Kenntnis brin-

gen zu müssen.»195) 

Thierack besprach die Angelegenheit mit Goebbels und Freisler und 

schrieb an Lammers, er habe mit den beiden Herren darüber diskutiert und 

Freisler klargemacht, dass er bei öffentlichen Prozessen vorsichtiger sein 

solle.196) 
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Schon im Vorjahr, am 11. September 1943, hatte Thierack den VGH-Prä-

sidenten auf sanfte Art zurechtgewiesen und in einem Brief erklärt, dass 

Freisler den Begriff «Öffentlichkeit» zu grosszügig interpretiere: «Wenn 

alles, was politisch geredet wird, grundsätzlich als öffentlich gesagt an-

gesehen würde, würde das bewusst auf gestellte Tatbestandsmerkmal der 

‚Öffentlichkeit’ in Paragraph 5 KSSVO keinen Sinn mehr haben.» 

Freisler antwortete am 28. September 1943 und erwiderte, er habe auf der 

Grundlage von Thieracks Brief einige Prozesse noch einmal durchgear-

beitet und sei zu dem Schluss gekommen, dass die Gedanken, die in ei-

nem besonderen Fall zum Ausdruck gekommen seien, nicht mit der na-

tionalsozialistischen Auffassung von der Struktur des Reichs überein-

stimmen. Das Urteil reflektiere die Sicherheitsbedürfnisse des Reichs, 

ohne dabei gleichzeitig jede Unterhaltung zu einer öffentlichen zu erklä-

ren. Die Interpretation des Gerichts erlaube die Bestrafung von Handlun-

gen als Wehrkraftzersetzung, die «das gesunde Volksempfinden» als sol-

che betrachte. «Für mein Rechtsempfinden ist damit schon gesagt, dass 

diese Auffassung auch nicht im Widerspruch zum gesetzten Recht stehen 

kann.»197) Wenig später, am 16. November 1943, schrieb Melitta Wiede-

mann, die Herausgeberin von «Die Aktion, Kampfblatt für das neue Eu-

ropa», einen Brief an Thierack, in dem sie harte Kritik an Freisler übte. 

Sie berief sich auf ein Gespräch, das sie mit Thierack früher geführt hatte 

und fuhr fort: «Unser damaliges Gespräch ist mir über den Teil hinaus, 

über den ich berichten konnte, eindringlich im Gedächtnis geblieben, weil 

Sie ebenso logisch einwandfrei wie psychologisch einfühlsam eine Be-

gründung der Kriegsgesetze sowohl auf wirtschaftlichem wie auf politi-

schem Gebiet gaben, die die Härte dieser Gesetze auch breiten Volkskrei-

sen, ja sogar dem Ausland verständlich machen kann. 

Leider habe ich durch Zufall in den allerletzten Wochen von einer Reihe 

sehr überlegener Zeugen, die über diese Entwicklung in Sorge waren, ge-

hört, dass beim Volksgerichtshof in Berlin (I. Senat) in einer Reihe von 

Prozessen der Prozessführung anscheinend dieses notwendige psycholo-

gische und propagandistische Verständnis nicht im notwendigen Aus-

masse eigen war. 

So wurde kürzlich ein Koblenzer Arzt zum Tode verurteilt, der seinem 

Friseur gegenüber, verärgert durch eine gerade erhaltene Verdunkelungs- 
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strafe, völlig abwegige Äusserungen über den Einfluss des damals gerade 

erfolgten italienischen Verrats auf unsere innerpolitische Lage gemacht 

hatte. Zu dem Prozess waren zahlreiche Personen aus dem medizinischen 

Leben Berlins teils eingeladen, teils befohlen worden. Jedenfalls war der 

Saal voll. 

Der Angeklagte, als höherer Beamter und Parteigenosse, hatte sich un-

glaublich benommen. Vor Gericht machte er einen nervösen, feigen, un-

geschickten, jedenfalls unsympathischen Eindruck. Es wäre ein Kinder-

spiel gewesen, den Prozess so zu führen, dass alle Anwesenden von dem 

an sich harten Todesurteil wenn nicht befriedigt worden, so doch es als 

gerecht und notwendig hingenommen hätten. Stattdessen behandelte der 

Vorsitzende den Angeklagten so unsachlich und betont hart, ungerecht, 

unfreundlich, er war so offensichtlich bestrebt, den Mann, der sowieso ein 

Todeskandidat war, bei seiner ungeschickten Verteidigung zu hemmen 

und zu irritieren, dass dem grössten Teil der Anwesenden die Empörung 

darüber leicht anzusehen war, zumal der Vorsitzende mit der gleichen Un-

sachlichkeit, aber mit umgekehrten Vorzeichen, die Zeugen buchstäblich 

hofierte. 

Wie der soeben angelaufene innerdeutsche Propagandafeldzug beweist, 

wird die Stimmung unseres Volkes als wichtig betrachtet. Deshalb ist es 

auch wichtig, die Volksgerichtshof- und Sondergerichtsprozesse so zu ge-

stalten – was mit Leichtigkeit erreicht werden kann –, dass die Zuhörer 

gerade durch die betonte Sachlichkeit, Rechtlichkeit in der Prozessfüh-

rung, die menschliche, schonende Behandlung des Angeklagten zur Über-

zeugung gebracht werden, dass das dann folgende harte Urteil im Staats-

interesse notwendig und deswegen zu bejahen sei.»198) 

Dann wandte sich die Briefschreiberin einem anderen Thema zu, nämlich 

dem Problem, dass jeder einfache deutsche Bürger einen Schwarzmarkt-

händler kenne, der seine Waren zu horrenden Preisen verkauft, dass man 

sich aber weigere, solche Leute anzuzeigen, da die Strafe, mit der ein 

Schwarzmarkthändler rechnen müsse, für das Volksempfinden zu hoch 

sei. Je mehr Todesstrafen ausgesprochen würden, desto weniger Leute 

seien bereit, andere anzuzeigen – es sei denn, aus persönlicher Rach-

sucht.199) 

Wie die oben dargelegte Statistik zeigt, war der letzte Punkt dieser Kritik 

unberechtigt. 

Freisler nahm kaum Notiz von dieser Kritik, abgesehen von der Tatsache, 
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dass die VGH-Prozesse später unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt-

fanden. Seine Haltung gegenüber den Personen, die vor ihm auf der An-

klagebank sassen, hing von ihrer Haltung ab. Augenfälligen Versuchen, 

einen eindeutigen Tatbestand zu verharmlosen oder zu leugnen, begeg-

nete er mit beissendem Sarkasmus. Die Angeklagten, die sich zu ihren 

Taten bekannten, behandelte er mit einigem Respekt. 

Vielleicht in der Absicht, seine eigene Persönlichkeit in den Vordergrund 

zu stellen, schlug Freisler im April 1944 vor, den 10. Jahrestag der VGH-

Gründung gebührend zu feiern, doch dazu brauchte er die Erlaubnis sei-

nes Ministers.200) Thierack, weniger bestrebt, die Person Freislers ins 

Rampenlicht zu rücken, schrieb am 18. April 1944 an Bormann und er-

wähnte die Angelegenheit, meinte aber, er bezweifle, dass eine solche 

Feier im fünften Kriegsjahr angebracht sei. Der Brief, per Fernschreiben 

übermittelt, wurde schon am nächsten Tag beantwortet. Bormann er-

klärte, angesichts der Kriegssituation wünsche der Führer nicht, dass am 

24. April 1944 eine solche Feier stattfinden solle. Vielleicht könne man 

sie zu einem passenden Zeitpunkt nachholen.201) 

Im Frühsommer 1944 erlitt Freislers Ansehen auch in den Kreisen der 

höheren Beamten im Justizministerium eine leichte Erschütterung. Da 

gab es z.B. das Problem der Laienrichter, die immer häufiger und immer 

zahlreicher ärztliche Atteste vorlegten, um sich von der Teilnahme an 

VGH-Verhandlungen befreien zu lassen. In dieser Kriegsphase war man 

nicht mehr darauf erpicht, an einem solchen Tribunal, noch dazu unter 

Freisler, als Beisitzer teilzunehmen. Auch die juristischen Ansichten des 

VGH-Präsidenten wurden manch scharfer interner Kritik unterzogen. 

Man behauptete, der VGH könne nur gewinnen, wenn die Presse seine 

Urteilsbegründungen ausführlicher abdruckte, statt nur in stereotypen 

Formulierungen.202) Aus zwei Gründen machte man sich über Freisler lu-

stig-erstens, wie schon erwähnt, wegen seiner offensichtlichen Unfähig-

keit, den Begriff Defätismus klar zu definieren, denn er konnte ihn nur 

umreissen, indem er mehrere Beispiele anführte; und zweitens wegen sei-

ner Ansicht, die Formulierung des Paragraphen 51, Absatz III, des StGB, 

der Angeklagte könne milde bestraft werden, bedeute, dass er nicht milde 

bestraft werden solle.203) Kaum einer von Freislers Kritikern nahm an, 

dass seine «grosse» persönliche Stunde noch kommen würde. 
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VIII. Der Prozess gegen die Attentäter 
vom 20. Juli 1944 

Auf Hitlers Leben wurden zahlreiche Anschläge verübt, meist von Ein-

zelpersonen wie dem oben erwähnten Bavaud.1) Der spektakulärste At-

tentatsversuch wurde kurz nach dem Ausbruch des Krieges unternom-

men, am 8. November 1939 im Münchener Bürgerbräukeller, als die 

Säule hinter dem Podest, auf dem Hitler gestanden und zu seinen «alten 

Kämpfern» gesprochen hatte, explodierte. Dabei wurden acht Menschen 

getötet und viele verletzt. Hitler war ein paar Minuten vorher abgereist 

und zählte deshalb nicht zu den Opfern.2) 

Am selben Abend, um 19 Uhr 45, wurde ein Mann in der Nähe des Bo-

densees festgenommen, der im Schutz der Dunkelheit versucht hatte, die 

schweizerische Grenze zu überqueren. Die Grenzschutzbeamten hielten 

sich offenbar in einem Haus auf, dessen Fenster Ausblick auf ein ziemlich 

weites Gebiet boten. Gleichzeitig hörten sie die Radioübertragung von 

Hitlers Rede im Bürgerbräukeller. Der Verhaftete wies sich als Johann 

Georg Elser aus. Er behauptete, er habe einen Bekannten besuchen wollen 

und sich verirrt. Man brachte ihn ins Zollbüro am Kreuzlinger Tor, wo er 

durchsucht wurde. Ausser etwas Bargeld und einer Hartwurst trug er eine 

Zange bei sich, die er offenbar benutzen wollte, um den Drahtverhau an 

der Grenze zu zerschneiden. Ausserdem fand man einen Stern des «Rot-

frontkämpferbundes», Rechnungen von deutschen Munitions- und Waf-

fenfabriken, eine unbeschriebene Ansichtskarte mit einer Abbildung des 

Münchener Bürgerbräukellers sowie Metallstücke, Spiralfedern, Bolzen 

und Schrauben, die Elser als Teile einer Uhr bezeichnete. Aber ein Zoll-

beamter, der mit militärischer Technologie vertraut war, sagte ihm sofort 

auf den Kopf zu, dass dies Teile eines Zünders wären. 

Nachdem ihn die Zollbeamten verhört hatten, wurde Elser der Grenzpoli-

zei übergeben und ins Polizeigefängnis nach Konstanz gebracht. Erst als 

um Mitternacht per Fernschreiben die Nachricht vom Sprengstoffattentat 

an alle Grenzpolizeistationen übermittelt und die Anweisung erteilt 

wurde, alle verdächtigen Personen gründlich zu durchsuchen, erinnerten 

sich die Beamten, dass man bei Elser eine Ansichtskarte vom Bürgerbräu- 
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keller gefunden hatte. Die Grenzpolizei erwähnte dieses Detail in ihrem 

Bericht an die Staatspolizeistelle in Karlsruhe und fügte hinzu, dass der 

Gefangene möglicherweise mit dem Bombenanschlag in Verbindung 

stünde. Während Hitler mit der Bahn nach Berlin zurückfuhr, liefen die 

Ermittlungen zur Aufklärung des Attentatsversuchs auf vollen Touren. 

Himmler bildete sofort eine Kommission aus Gestapobeamten und Beam-

ten der Kriminalpolizei, genannt «Sonderkommission Bürgerbräuatten-

tat», in der Münchener Gestapoleitstelle im Wittelsbacher Palais. Sie 

wurde vom Chef des Reichskriminalpolizeiamts im RSHA, Reichskrimi-

naldirektor Nebe, geleitet. Die Kommission bestand aus zwei Abteilun-

gen. Die eine befasste sich mit dem Ort, wo der Attentatsversuch stattge-

funden hatte, die zweite suchte Anhaltspunkte, die zur Festnahme des Tä-

ters führen konnten. Bei der Berliner Gestapo prüfte man sorgfältig einen 

Komplex von Angaben, die sich auf etwa 120 Personen bezogen. Dabei 

befand sich auch der Bericht der Staatspolizei von Karlsruhe über Elsers 

Verhaftung. Konstanz wurde angewiesen, Elser ins Wittelsbacher Palais 

zu überführen. Nach dem Verhör war die Polizei geneigt, ihn nur als 

Kriegsdienstverweigerer und möglicherweise auch als kleinen Spion zu 

betrachten. Die anderen Gegenstände, die Elser bei sich getragen hatten, 

passten einfach zu gut ins Bild, als dass sie als stichhaltiges Beweismate-

rial hätten dienen können. Aber im Zuge der Ermittlungen häuften sich 

die Verdachtsmomente, die gegen Elser sprachen. Die Aussage von Kell-

nerinnen und anderen Zeugen aus dem Bürgerbräukeller wiesen auf einen 

kleinen, schlanken Mann hin, der schwäbischen Dialekt sprach. Ausser-

dem war Elser nicht in der Lage, auf zufriedenstellende Weise zu erklären, 

was er während der letzten Monate in München gemacht hatte. Als die 

Säule im Bürgerbräukeller untersucht wurde, entdeckte man, dass ihr So-

ckel hohl war. Aus ihm war eine Tür herausgeschnitten worden, gross ge-

nug, so dass eine kniende Person im Sockel arbeiten konnte. Man unter-

suchte Elsers Knie und stellte fest, dass die Haut dort wund und an man-

chen Stellen entzündet war. Nun bekam es Elser mit der Angst zu tun und 

erkundigte sich sogar, mit welcher Höchststrafe er rechnen müsse. In den 

frühen Morgenstunden des 14. November 1939 legte er ein Geständnis ab. 

Hitler, Himmler und andere glaubten ihm nicht, und die Sache wurde der 

304 



Gestapo übertragen, die eruieren sollte, für welche potentiellen ausländi-

schen Agenten Elser gearbeitet hatte. Otto Strasser, den der britische Ge-

heimdienst unterstützte, wurde verdächtigt; und nachdem am 9. Novem-

ber 1939 die britischen Agenten Captain Best und Major Stevens vom SD 

an der deutsch-holländischen Grenze festgenommen worden waren, be-

zeichneten die deutschen Medien diese beiden Männer wenige Stunden 

später als die Initiatoren des Anschlags. Elser bestand darauf, dass er aus 

eigenem Antrieb gehandelt habe. Er behauptete, er habe im Herbst 1938 

den Entschluss gefasst, Hitler zu töten, und zeichnete aus dem Gedächtnis 

die Pläne der Zeitbombe. Als Motiv gab er die verschlechterten Lebens-

bedingungen der Arbeiter an, ihre Unzufriedenheit, die gesenkten Löhne 

und die steigende Besteuerung der Schreiner sowie die Gewalt, die in al-

len Bereichen des deutschen Lebens und der Religion angewandt werde, 

Hitlers expansive Aussenpolitik und seine Schuld am Kriegsausbruch. El-

ser vermied es, irgendjemand in die Sache hineinzuziehen, der ihm durch 

Fahrlässigkeit oder Gedankenlosigkeit geholfen haben könnte. 

Bald mussten Staat und NSDAP Gerüchten entgegentreten, dass das At-

tentat von oben veranlasst worden sei und Elser nur als Werkzeug gedient 

habe. Es ist äusserst unwahrscheinlich, dass diese Gerüchte der Wahrheit 

entsprechen. Selbst wenn die SS einen solchen Sprengkörper hergestellt 

hätte, ist es unvorstellbar, dass Himmler und Heydrich dem Führer erlaubt 

hätten, in der Nähe einer Zeitbombe eine Rede zu halten, da die Zeitzün-

der damals noch ziemlich unzuverlässig waren. Ausserdem hätte man es 

Elser unter solchen Umständen nicht gestattet, frei herumzulaufen, bis er 

zufällig von der Grenzpolizei gefasst wurde. 

Aber wie hatte Elser den Attentatsversuch tatsächlich durchgeführt? Er 

wohnte in München und besuchte fast drei Monate lang regelmässig den 

Bürgerbräukeller, wo er etwas zu essen und zu trinken bestellte. Kurz vor 

der mitternächtlichen Sperrstunde versteckte er sich unter Tischen und 

hinter Vorhängen, und wenn der Bierkeller leer war, begann er, an der 

Stelle zu arbeiten, wo, wie er wusste, Hitlers Rednerpodest stehen würde. 

Zuerst musste er vorsichtig eine Platte aus der Säule lösen und, obwohl 

diese hohl war, den Innenraum vergrössern, um mehr Platz für die Bombe 

zu schaffen. Die Bombe bastelte er hauptsächlich in seinem schwäbischen  
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Elternhaus und transportierte sie stückweise nach München. Jedesmal, 

wenn er an der Säule gearbeitet hatte, musste er die Platte am Morgen 

wieder einsetzen und alle Spuren seiner nächtlichen Tätigkeit beseitigen. 

Und so arbeitete er weiter bis in die frühen Morgenstunden des 8. Novem-

ber 1939; da war sein Werk vollendet. Nachdem die Angestellten das Lo-

kal betreten hatten, schlüpfte er wie immer unbemerkt hinaus, ging in sein 

Quartier und von dort zum Münchener Hauptbahnhof, wo er eine Fahr-

karte zu einer Station nahe der schweizerischen Grenze löste. 

Nach dem Verhör wurde er ins Konzentrationslager Sachsenhausen nörd-

lich von Berlin gebracht. Er genoss gewisse Privilegien und bewohnte 

eine besonders geräumige Zelle. Sämtliche Werkzeuge, die ein Schreiner 

braucht, wurden ihm zur Verfügung gestellt, und er rekonstruierte im 

Auftrag der Gestapo seine Zeitbombe. Elser war ein talentierter Bild-

schnitzer und bei den Wachposten sehr beliebt. Er durfte sogar Billard 

und Zither spielen. Die Gründe, warum man ihn bevorzugt behandelte, 

sind ungeklärt. Vielleicht wollte man ihn sich für einen spektakulären 

VGH-Prozess «aufsparen». Hitler liess sich nicht von seiner Überzeu-

gung abbringen, dass Elser für «Drahtzieher» im Hintergrund gearbeitet 

habe. Himmler musste den Fall weiterverfolgen. Man hoffte, nach dem 

«Endsieg» in den Londoner Archiven das nötige Beweismaterial zu fin-

den, um Elser, Best und Stevens gemeinsam den Prozess machen zu kön-

nen.3) Anfang 1945 wurde Elser von Sachsenhausen nach Dachau ge-

bracht und im Zellenblock für prominente Häftlinge einquartiert, wo er 

erneut eine bevorzugte Behandlung genoss. Hier waren zeitweise auch 

Stevens, Best, Léon Blum, Hjalmar Schacht, Niemöller und mehrere pro-

minente Wehrmachtangehörige wie die Generäle von Falkenhausen, Hal-

der und von Bonin interniert. Am 5. April 1945 erhielt Dachau von der 

Gestapo den Befehl, Elser bei der nächsten passenden Gelegenheit, zum 

Beispiel während eines Luftangriffs auf München, unauffällig zu liqui-

dieren. Am 9. April wurde der Befehl durchgeführt. 

Elser war ein typischer Einzelgänger gewesen, ein fast fanatischer 

Hobby-Mechaniker, ein Perfektionist, der sich erst dann von seinen Ar-

beiten trennte, wenn sie jeder Kritik standhalten konnten. Welches Motiv 

stand hinter seiner Tat? Seiner Aussage zufolge hatte er kaum Bücher 

oder Zeitungen gelesen. Er war ideologisch nicht geschult und zeigte we- 
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nig Interesse an politischen Diskussionen. Obwohl er ehemals Mitglied 

des «Rotfrontkämpferbundes» war, hatte er in seiner Gewerkschaft nie-

mals aktiv an Diskussionen teilgenommen und nur selten Versammlungen 

besucht. Seiner sozialen Herkunft nach betrachtete er sich als Arbeiter, 

der bei den Wahlen vor 1933 für die KPD gestimmt hatte – nicht, weil er 

deren ideologisches Programm gebilligt hätte, sondern weil er ganz ein-

fach die Arbeitsbedingungen des deutschen Volkes verbessern wollte. 

Dass dieser unauffällige Mann Hitler und das nationalsozialistische Re-

gime ablehnte, merkte selbst sein engster Freundeskreis nur aufgrund sel-

tener Bemerkungen und seiner Weigerung, bei öffentlichen Anlässen das 

Hakenkreuz zu grüssen. Die Gründe für seine negative Einstellung zum 

Nationalsozialismus wurden bereits genannt – die Senkung der Schreiner-

löhne, die Einschränkung der persönlichen Freiheit in allen Lebensberei-

chen. Aber die entscheidenden Motive waren die Sudetenkrise und die 

Kriegsgefahr. Dieser politischen Entwicklung konnte nach seiner Ansicht 

nur Einhalt geboten werden, wenn man den Mann im Zentrum dieser Er-

eignisse, Adolf Hitler, ausschaltete. Ein ganzes Jahr arbeitete er an der 

Verwirklichung seines Gedankens, der allmählich zu einer fixen Idee 

wurde. 

Dass er kein gewöhnlicher Verbrecher war, stellte sogar der Völkische 

Beobachter in seiner Ausgabe vom 22. November 1939 fest: « ... dieser 

Mann ... hat keine auffällige Verbrecherphysiognomie, sondern intelli-

gente Augen, leise, vorsichtig abwägende Ausdrücke, die Vernehmungen 

dehnen sich endlos, jedes Wort überlegt er lange und genau, bis er Ant-

wort gibt, und wenn man ihn dabei beobachten kann, vergisst man im Au-

genblick, vor welchem satanischen Untier man steht, welche Schuld, wel-

che grausige Last dieses Gewissen dort scheinbar so leicht zu tragen im-

stande ist.» 

Aber Elser war nicht gewissenlos. Zu der Zeit, als er an der Durchführung 

seines Plans arbeitete, besuchte er mehrere Kirchen, um die nötige seeli-

sche Kraft für sein Unternehmen zu finden, das er als seine ureigenste 

persönliche Aufgabe betrachtete, als Verpflichtung, der er sich nicht ent-

ziehen konnte. Als Protestant rechtfertigte er sich damit, dass seine Tat 

nicht verbrecherisch und keine Sünde sei, da er damit weiteres Blutver-

giessen verhindern wollte – eine Schlussfolgerung, die einige deutsche 

Offiziere erst 1943 zogen. Er musste in Kauf nehmen, dass seine Bombe  
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auch andere Menschen töten würde – eine Bürde, die auf seinem Gewis-

sen lastete, die er aber zu tragen bereit war. Als er mit Fotos von den 

Todesopfern konfrontiert wurde, brach er in Tränen aus und rief: «Das 

wollte ich nicht!»4) Am Ende seiner Häftlingszeit gelangte er, im Glauben 

an ein vorherbestimmtes Schicksal, zu der Überzeugung, dass seine Tat 

zum Fehlschlag verdammt war und dass er sich deshalb schuldig gemacht 

habe. 

Und wenn er sein Ziel erreicht hätte? Als Schreiner konnte er nicht an der 

Spitze einer Verschwörung stehen. Nur die Männer in Schlüsselpositio-

nen hätten eine Veränderung herbeiführen und, falls Hitler dem Attentat 

zum Opfer gefallen wäre, Deutschland retten können. Aber die Anführer 

der Militär-Opposition, von denen Elser ebenso wenig wusste wie sie von 

Elser, hatten bereits kapituliert. Es ist unwahrscheinlich, dass sie zu die-

sem Zeitpunkt einen Staatsstreich inszeniert hätten. Doch im Laufe der 

Zeit wäre ihr Einfluss innerhalb der deutschen Führung bedeutend stärker 

geworden, hätte man die charismatische Persönlichkeit des Führers aus-

geschaltet. Dann wäre vielleicht eine gemässigtere Regierung an die 

Macht gekommen. 

Elsers Tat trug den Stempel eines ausgeprägten Individualisten. Sie führte 

zu nichts. Aber wie reagierte die deutsche Öffentlichkeit darauf? 

«Das ganze deutsche Volk stand gestern unter dem Eindruck des gegen 

den Führer gerichteten Attentatsversuches. In allen Teilen der Bevölke-

rung wurde mit leidenschaftlicher Ergriffenheit über dieses Geschehnis 

gesprochen. In vielen Schulen wurde der Choral ‚Nun danket alle Gott’ 

gesungen. Verschiedene Betriebsführer gaben ihrer Gefolgschaft von 

dem Attentat in Betriebsappellen Kenntnis. Besonders beunruhigt war die 

Allgemeinheit im Laufe des gestrigen Vormittags, ehe die näheren Anga-

ben über die Auswirkungen des Attentats bekannt wurden. Überall tauch-

ten Gerüchte auf, z.B. darüber, dass der Führer schwer verletzt worden 

sei und dass verschiedene führende Männer der Partei und des Staates 

getötet worden seien. Als im Laufe des Tages nähere Angaben zu dem 

Attentatsversuch bekannt wurden, wurde allgemein über alle daraus sich 

ergebenden Probleme gesprochen. Mit Erbitterung wurde über die Eng-

länder und Juden, die im Wesentlichen als Hintermänner des Attentats 

angesehen werden, gesprochen. In einigen Orten kam es zu Demonstra- 
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tionen gegenüber Juden. Allgemein wird nunmehr gehofft, dass der Füh-

rer in Zukunft sich nicht mehr derartigen Gefahren aussetzen werde, wie 

er es in letzter Zeit oftmals getan habe. Weiterhin erwarte man nunmehr 

verschiedentlich Vergeltungsmassnahmen gegen alle Staatsfeinde und 

nach aussen hin einen schlagartigen Angriff gegen Grossbritannien. Viel-

fach – besonders in der Arbeiterschaft – wurde in den Gesprächen geäus-

sert, man solle in England ‚keinen Stein mehr auf dem anderen lassem 

oder Göring solle jetzt durch die deutschen Flieger ‚London in Schutt und 

Asche legen lassem. In der Freude, die über das Misslingen des Attentats 

zum Ausdruck kam, zeigten sich ein eindeutiges, die Gemeinschaft ver-

bindendes Gefühl der Dankbarkeit gegen die Versehung und die Stärke 

des Vertrauens, das der Führer überall, auch in den Kreisen der früheren 

marxistischen Arbeiterschaft, besitzt.»5) 

Aber der Bericht verschwieg auch nicht, dass es auch gegenteilige Reak-

tionen gab, denn er erwähnte, dass in der Nacht vom 9. auf den 10. No-

vember eine Schaufensterscheibe eines Berliner Fotogeschäfts, in dem 

ausschliesslich Fotos des Führers ausgestellt waren, mit einem Ziegelstein 

eingeschlagen worden war.6) 

Zur Festnahme und zum Geständnis Elsers berichtete der SD am 22. No-

vember 1939: «Die Mitteilung von der Ergreifung des Attentäters von 

München wurde der Öffentlichkeit erstmalig in der Nacht vom Dienstag 

zum Mittwoch durch den Rundfunk bekanntgegeben. Allgemein bekannt 

wurde die Nachricht erst durch die Zeitungen vom Mittwochmorgen. Ihr 

Eindruck auf die Öffentlichkeit war ungeheuer stark. Auch in den letzten 

Tagen noch wurde, besonders angeregt durch die Wochenschauen der 

Lichtspieltheater, das Münchener Attentat in der Bevölkerung vielfach be-

sprochen, wobei auch zahlreiche Gerüchte, die z.T. unsinnige Verdächti-

gungen bezüglich der Täterschaft enthielten, in Umlauf kamen. Die nun-

mehr erfolgte Bekanntgabe des Ereignisses der bisher durchgeführten Un-

tersuchungen wirkte sich, soweit bisher festgestellt werden konnte, stim-

mungsmässig sehr gut aus. Die Mitteilung, dass Auftraggeber des Atten-

tats der britische Geheimdienst gewesen sei, und die Nachricht von der 

Festnahme der Angehörigen des britischen Geheimdienstes an der hollän-

disch-deutschen Grenze haben die feindliche Stimmung gegen Grossbri-

tannien, die sich schon in den letzten Tagen in der Erwartung eines baldi- 
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gen Angriffs gegen England äusserte, verstärkt.»7) 

Wie wir noch sehen werden, dominierten im deutschen Volk anfangs ähn-

liche Reaktionen auf das Attentat vom 20. Juli 1944. 

Wenn man von der deutschen Widerstandsbewegung als Ganzes spricht, 

muss man zwischen der Militär- und der Zivil-Opposition unterscheiden 

und innerhalb der letzteren zwischen verschiedenen Kreisen, insbeson-

dere zwischen dem sogenannten Goerdeler-Kreis und dem Kreisauer 

Kreis. Im Wesentlichen vertraten sie alle konservative Standpunkte.8) 

Die militärische Opposition begann sich 1937/38 zu bilden und richtete 

sich gegen Hitlers aussenpolitische Methoden, nicht gegen seine Ziele. Im 

Prinzip entwickelten sich im Laufe der Zeit viele Meinungsverschieden-

heiten zwischen der Wehrmacht und Hitler. Nicht so am Anfang. So war 

der sogenannte Arierparagraph 1933 auf wenig Widerstand gestossen, mit 

Ausnahme des Obersten und späteren Feldmarschalls von Manstein, der 

Blomberg eine entsprechende Denkschrift schickte. Aber er protestierte 

nicht gegen den Antisemitismus, sondern stellte fest, die Anwendung ei-

nes solchen Paragraphen würde den Kameradschaftsgeist im Heer unter-

graben. Blomberg legte die Denkschrift zu den Akten.9) 

Dann kamen die Morde an von Schleicher, seiner Frau und von Bredow 

im Zuge des «Röhm-Putsches». Wenn auch im Offizierskorps besorgte 

Stimmen laut wurden, die eine Untersuchung verlangten – Blomberg ig-

norierte sie, und sie verstummten mit der Zeit.10) Kritischer war Blom-

bergs eigene Mesalliance mit einer Dame von zweifelhaftem Ruf, doch 

deshalb schieden sich die Geister nicht.11) Dies bedeutete nur das Ende 

seiner Karriere. Das gleiche passierte in dem infamen Fall Fritsch.12) Das 

Reichskriegsministerium verschwand samt all seinen Kompetenzen, und 

an seine Stelle trat das Oberkommando der Wehrmacht mit Keitel als no-

minellen Chef; aber in Wirklichkeit nahm Hitler die Zügel immer fester 

in die Hand, bis er das OKW schliesslich allein beherrschte.13) 

Mehrere Heeres-Generale hatten sich bereits vor dem Krieg emotional 

von der Reichsführung distanziert, darunter General von Witzleben und 

General von Stülpnagel.14) Das Krisenjahr brach erst mit dem Anschluss 

Österreichs und der Sudetenkrise an. In beiden Fällen befürchtete man, 

dass eine weltweite Katastrophe entstehen könnte, für die die Wehrmacht 
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weder vorbereitet noch gerüstet war.15) Teile der militärischen Opposition 

arbeiteten parallel zur Zivilopposition unter Carl Goerdeler, ehemals Bür-

germeister von Leipzig und bis 1937 Reichspreiskommissar. Beide nah-

men Verbindung mit Londoner Regierungskreisen auf, vor allem mit dem 

Aussenministerium, das Goerdeler mit einer Flut von Denkschriften mit 

manchmal extravagantem, unglaublichem, selbsterfundenem Inhalt über-

schüttete.16) Die Zivilopposition erkannte natürlich, dass sie ohne militä-

rische Unterstützung nichts erreichen würde. Doch nachdem General-

oberst von Fritsch, der Oberbefehlshaber des Heeres, seines Amtes entho-

ben und General von Brauchitsch, ein Mann ohne moralisches Rückgrat, 

sein Nachfolger geworden war, bestand keine Chance mehr, eine Front 

gegen Hitler und seine Pläne zu bilden. Generalstabschef Beck legte sein 

Amt in Opposition gegen Hitlers Politik während der Sudetenkrise nieder, 

und General Halder wurde zu seinem Nachfolger ernannt, ein kompetenter 

Mann, der sich des katastrophalen Kurses bewusst war, den Deutschland 

unter Hitler steuerte, seine Opposition aber auf blosse Nörgeleien be-

schränkte. 

Während der Münchener Krise 1938 schien die Verschwörung Früchte zu 

tragen, als angeblich ein Stosstrupp unter der Führung des ehemaligen 

Freikorps-Angehörigen Oberstleutnant Friedrich Wilhelm Heinz in der 

Nähe der Reichskanzlei Stellung bezog, um die Macht zu übernehmen so-

wie Hitler zu arretieren oder, falls nötig, zu töten. Das Oberkommando bei 

diesem Plan lag in den Händen des Generals von Witzleben. Als jedoch 

der britische Premier Neville-Chamberlain den Vorschlag machte, Hitler 

in Berchtesgaden zu treffen, dann noch einmal in Bad Godesberg und 

schliesslich in München, wurde der Opposition der Wind aus den Segeln 

genommen, und sie musste ihren Plan aufgeben.17) 

Während der Vorgänge, die zum Ausbruch des Krieges mit Polen führten, 

hielten sich die Aktivitäten der deutschen Opposition allem Anschein nach 

in Grenzen, denn dass deutsche Gebiete von den Alliierten 1919 den Polen 

zugesprochen worden waren, war nach wie vor eine offene Wunde im 

Herzen jedes deutschen Patrioten. Trotzdem hielt Goerdeler seine Kon-

takte mit London aufrecht. Welche Wirkung er damit erzielte, ist nicht 

geklärt. Aber in britischen, französischen und polnischen Regierungskrei- 
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sen glaubte man, dass die Wehrmacht das NS-Regime am Tag des Kriegs-

ausbruchs hinwegfegen würde.18) 

Erst zwischen Oktober 1939 und April 1940 liess die deutsche Opposition 

erkennen, dass in Deutschland bald etwas geschehen würde.19) Dies 

könnte teilweise eine Erklärung für den «Sitzkrieg» im Westen sein, für 

die Untätigkeit der westlichen Alliierten, die in diesen Monaten hofften, 

dass Hitler bald gestürzt würde. Abgesehen von dem Vorhaben, Hitler bei 

einem Besuch der Westfront festzunehmen, das nicht verwirklicht werden 

konnte, weil der Führer seinen Zeitplan änderte, passierte nichts. Am 10. 

Mai 1940 begann Hitler seinen Feldzug im Westen; und dieselben Gene-

rale, die der Opposition angehört hatten, führten ihre Truppen nicht nur 

getreulich, sondern auch erfolgreich in den Kampf. Als Hitler schliesslich 

am 19. Juli 1940 ein Dutzend Feldmarschälle ernannte, Marschallstäbe 

und Ritterkreuz verlieh, nahmen die oppositionellen Generale dies ebenso 

dankbar an wie jene, die Hitler loyal unterstützten. 

So kam die Zivil- und Militäropposition zum Stillstand, bis der Krieg mit 

Russland begann. Auch dann taten die Generale, die gegen Hitler oppo-

nierten, immer noch ihre Pflicht. Der Hitler-Gegner von 1944 General-

oberst Hoepner, 1941 Chef der Panzergruppe 4, erhob keinen Einwand, 

als seiner Gruppe eine «Einsatzgruppe der Sicherheitspolizei und des SD» 

zugeteilt wurde, die normalerweise hinter der Front kurzen Prozess mit 

den Juden machte.20) SS-Brigadeführer Dr. Franz Stahlecker, Chef der 

Einsatzgruppe A, berichtete, dass von Anfang an die Zusammenarbeit 

zwischen Einsatzgruppe und Wehrmacht im allgemeinen gut, in verschie-

denen Fällen sogar herzlich gewesen sei, besonders mit der Panzergruppe 

4 unter General Hoepner. Anfängliche Missverständnisse in den ersten 

Tagen seien durch persönlichen Kontakt sehr schnell beiseite geräumt 

worden.21) Es war ebenfalls Hoepner, der in einem Bericht vom 6. Juli 

1941 betonte, dass Sabotage-Akte hauptsächlich das Werk von Juden ge-

wesen seien.22) Kurz vor dem Einmarsch in Russland gab Hoepner gar 

folgenden Tagesbefehl an seine Truppen heraus: «Der Kampf gegen 

Russland ist das unvermeidliche Ergebnis aus dem uns aufgezwungenen 

Kampf ums Überleben ... Es ist der alte Kampf der germanischen Rasse 

gegen die Slawen, die Verteidigung der europäischen Kultur gegen die 

moskowitisch-asiatische Flut, das Zurückwerfen des Jüdischen Bolsche- 
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wismus ... Dieser Kampf muss deswegen mit äusserster Rücksichtslosig-

keit geführt werden ... Insbesondere darf gegenüber den Anhängern des 

gegenwärtigen russisch-bolschewistischen Systems keine Gnade gezeigt 

werden.»23) 

Etwa um die gleiche Zeit liquidierte ein anderer «Hitler-Gegner», der 

Chef des Amtes V (Reichskriminalpolizeiamt) im RSHA, SS-Brigadefüh-

rer Nebe24), über 40’000 Juden.25) 

Der Widerstand erwachte erst wieder zum Leben, als die Russen den deut-

schen Vormarsch vor Moskau stoppten. Viele Generale wie Feldmar-

schall von Witzleben und General Hoepner zogen ihre Truppen angesichts 

des strengen Winters und der russischen Offensive zurück und widersetz-

ten sich damit dem expliziten Befehl Hitlers, die Stellung zu halten und 

nicht zurückzuweichen.26) Hitler kam persönlich an die Front, entliess 

eine ganze Anzahl von Generalen, darunter Witzleben und Hoepner, und 

übernahm persönlich den Oberbefehl über das Heer.27) Bei dieser Gele-

genheit ergriff Hitler äusserst drastische Massnahmen, um die Ostfront 

unter fast unbeschreiblichen Bedingungen neu zu stabilisieren, was ihm 

auch gelang. 

Doch wenn das Wiederaufleben der militärischen Opposition durch einen 

bestimmten Zeitpunkt zu markieren ist, dann ist dies die Niederlage in 

Stalingrad 1942/43. Der Schwerpunkt des militärischen Widerstandes 

verschob sich von den Generalen zu relativ jungen Offizieren in der Hei-

mat und an der Front, die ihre Vorgesetzten auf ihre Seite zu ziehen und 

auf die Notwendigkeit hinzuweisen versuchten, dass Hitler ausgeschaltet 

werden müsse. Aber was hatten sie anzubieten? Goerdeler gab sich da-

mals immer noch sehr optimistisch: Deutschland mit den Grenzen von 

1939! Aber als sich die Frage erhob, wer dies garantieren solle, herrschte 

einhelliges Schweigen.28) Churchills und Roosevelts Casablanca-Direkti-

ven29) mit der Forderung nach einer bedingungslosen Kapitulation des 

Reiches entzogen den Verschwörern den Boden. Trotzdem wurden 1943 

angeblich mehrere Attentatsversuche auf Hitler unternommen, und alle 

schlugen fehl, weil entweder die Bomben nicht explodierten oder der Füh-

rer von einem zu zahlreichen Gefolge umgeben war.30) Ausserdem man-

gelte es den Verschwörern in auffälliger Weise an persönlichem Mut. Ad-

miral Canaris, der bis 1943 uneingeschränkten Zugang zu Hitler hatte, 

dachte niemals daran, eine Pistole auf ihn zu richten, ebenso wenig Gene- 
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ral Fellgiebel, der Chef der Nachrichtengruppe, der sich oft im Führer-

hauptquartier aufhielt. 

Die Bereitschaft, die notwendige Tat zu begehen und Hitler eigenhändig 

zu töten, zeigte nur der relativ junge schwerverwundete Oberst Claus Graf 

Schenk von Stauffenberg, ein Offizier, der an allen Fronten gedient hatte 

und 1943 in Tunesien mit seinem Wagen auf eine Mine gefahren war. 

Dabei verlor er sein linkes Auge, den rechten Arm und zwei Finger der 

linken Hand. Nach seiner Genesung wurde er am 1. Juli 1944 zum Stabs-

chef des Befehlshabers des Ersatzheeres, Generaloberst Fromm, ernannt. 

Die Behauptung ist keineswegs übertrieben, dass die Widerstandsbewe-

gung, sowohl der Zivilisten als auch der Militärs seit dem Augenblick, als 

Stauffenberg in ihr aktiv wurde, von neuem Leben und neuer Kraft erfüllt 

wurde. Ohne ihn wäre sie eine Salonverschwörung mit wenig oder keiner 

praktischen Wirkung geblieben – mit einer Wirkung, die jene des Kreis-

auer Kreises nicht übertroffen hätte.31) Mit der Rolle Stauffenbergs als 

das eigentliche Triebwerk der Verschwörung war aber bei Weitem noch 

nicht die Frage gelöst, ob auch nach einem erfolgreichen Attentat die 

Truppe die Attentäter unterstützen würde. General der Bundeswehr a. D. 

Graf Kielmannsegg weist auf ein Zusammentreffen mit General Henning 

v. Tresckow im Herbst 1943 hin, in dem Kielmannsegg auf seine skepti-

sche Einstellung zu einem Attentat hingewiesen haben will und vor-

schlug, das Führerhauptquartier samt Hitler durch eine Truppe ausheben 

zu lassen. Tresckow lehnte ab: «Ich finde wohl einen Divisionskomman-

deur, der das macht, aber keine Division», und zwar eben, weil die mei-

sten sich noch als «Soldaten des Führers» fühlten.32) 

Der Kreisauer Kreis hatte keine eigentliche Führung und bestand aus 

Konservativen, die sich gelegentlich auf den Landgütern oder in den 

Stadthäusern einzelner Mitglieder trafen. Die Mitglieder, wie Helmuth 

James Graf von Moltke, wollten Hitler nicht selber stürzen. Sie be-

schränkten ihre Bemühungen darauf, Zukunftspläne für ein Deutschland 

nach Hitler zu schmieden – Pläne, die durch die Casablanca-Direktiven 

ohnehin irrelevant geworden waren. Die Mitglieder standen nicht vereint 

hinter einem gemeinsamen Programm, sie waren alle Individualisten mit 

eigenen Überzeugungen, aber bereit, Kompromisse zu schliessen, um zu  
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einem gemeinsamen Beschluss zu gelangen. Bis zum Schluss gab es Mei-

nungsverschiedenheiten über die verschiedenen Dinge wie die Verstaatli-

chung der Schwerindustrie, über die Frage der Konfessionsschulen und 

die Frage, ob die künftige Verwaltungsstruktur in Deutschland zentrali-

siert werden oder auf einem föderalistischen System beruhen sollte. Gros-

sen Wert legte man auf das Christentum als Basis der Gesellschaft, wofür 

sich vor allem Pastor Dr. Dietrich Bonhoeffer einsetzte33), ein protestan-

tischer Geistlicher – sowie auf Religions- und Gewissensfreiheit. Viele 

Konzepte des Kreisauer Kreises waren ebenso wirklichkeitsfremd wie der 

utopische Sozialismus, dem zufolge die Familie die Basiszelle bildet und 

der Staat alle lebensnotwendigen Güter wie Nahrung, Kleidung, Wohn-

häuser, Gärten und Gesundheit schützen soll.34) 

In anderen Fragen näherte sich der Kreisauer Kreis den Ideen des militä-

rischen Widerstands, wie in den Prinzipien, die sich auf die Arbeit und 

die politischen Aktivitäten der Bürger bezogen: «Die Arbeit muss so ge-

staltet werden, dass sie die persönliche Verantwortungsfreudigkeit för-

dert.»35) Dazu gehörten die berufliche Weiterbildung mit staatlicher Un-

terstützung, die Mitverantwortung der Arbeiter in den Betrieben und im 

gesamten Wirtschaftsleben, damit dem einzelnen seine organische Funk-

tion und ein Gefühl für den Sinn des Lebens wiedergegeben würde. Auf 

ähnliche Weise sollte der einzelne Bürger politische Verantwortung tra-

gen, indem er in kleinen Gemeinden an deren Selbstverwaltung partizi-

pierte; von da an, von der Basis bis zur Spitze, sollte die Teilnahme an der 

politischen Arbeit durch gewählte Gemeindevertreter für das Land und 

vom Land für den Staat gesichert werden. Dies war ein im Wesentlichen 

föderalistisches Konzept, ausgearbeitet von Fritz-Dietlof Graf von der 

Schulenburg. Die Länder sollten nicht zu gross sein, damit man den Über-

blick nicht verlor, aber historisch-charakteristische Eigenschaften und be-

sondere kulturelle Aspekte dürften nicht ignoriert werden.36) 

Im Gegensatz zu Goerdelers viel autoritäreren Gedanken (die militärische 

Opposition strebte einen autoritären Staat an)37) sollte ein Wahlsystem bis 

hinunter auf Kreisebene geschaffen werden. Für alle volljährigen Bürger 

wollte man das allgemeine, geheime Wahlrecht wieder einführen. Die Vä-

ter sollten für jedes Kind eine zusätzliche Stimme erhalten. Goerdeler 

schlug vor, dass nur Väter mit mindestens drei Kindern eine weitere Stim- 
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me bekommen sollten. Die Abgeordneten sollten direkt von relativ klei-

nen Wahlkreisen gewählt werden, um einen engen Kontakt zwischen Par-

lamentariern und Wählern zu gewährleisten. Über die Anzahl der Parla-

mentskandidaten, ihre Qualifikationen etc. konnte im Kreisauer Kreis 

keine Einigkeit erzielt werden, nicht einmal hinsichtlich der erforderli-

chen Mehrheit für den Wahlsieg eines Kandidaten.38) Auf Land- und 

Reichsebene sollten diese Repräsentanten indirekt in Erscheinung treten. 

Die Landtage sollten von den Kommunal- und Kreis-Abgeordneten ge-

wählt werden. Diese Verfahrensweise wollte man auch in den grossen 

Städten anwenden: dort wählten die Bezirksvertreter ihr Stadtparlament. 

Jeder, der über 27 Jahre alt war, konnte gewählt werden, ausgenommen 

Militärs. Ebenso sollten Beamte nicht in die Stadtparlamente, Landtage 

und auch nicht in den Reichstag gewählt werden dürfen. Die Mitglieder 

von Kommunal- oder Kreis-Parlamenten sollten weniger als die Hälfte 

der Gewählten in den anderen Parlamenten ausmachen.39) Diese Selbst-

verwaltungsorgane sollten eine wesentlich grössere Macht ausüben, als 

es zum Beispiel Goerdelers Vorstellungen entsprach. Der Kreisauer Kreis 

trat dafür ein, dass der Landtag nicht nur das Eigentum des Landes zu 

verwalten habe, sondern auch Steuern erheben, seinen eigenen Haushalt 

haben, eigene Gesetze erlassen und seinen eigenen Landeshauptmann und 

den Landesverwalter wählen müsse. Letzterer sollte für zwölf Jahre ge-

wählt werden. Der Landeshauptmann sollte einer Regierung vorstehen, 

die von Staatsräten gebildet würde. Der Landesverwalter, dessen Wahl 

vom deutschen Staat bestätigt werden sollte, sollte den gesamten Verwal-

tungsapparat überwachen und dafür sorgen, dass sich das Land nach der 

Reichspolitik richtete. 

Es wurden noch viele andere Einzelheiten berücksichtigt; aber der Kreis-

auer Kreis betrachtete es als unmöglich, unmittelbar nach dem Staats-

streich zu einer parlamentarischen Regierung zurückzukehren.40) «Wei-

mar» hatte für den Kreisauer Kreis eine ebenso negative Bedeutung wie 

für die Nationalsozialisten.41) «Weimar» – das war für seine Mitglieder 

die Teilung der Nation, der selbstsüchtige, skrupellose Kampf zwischen 

den Parteien, der nur Unheil über ganz Deutschland gebracht hatte. Die 

Möglichkeit, neue Parteien zu gründen, wurde für später offengelassen;  
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sie waren jedoch in der Anfangsphase nicht erwünscht. Das erste Parla-

ment sollte ohne Parteien gebildet werden, durch die Wahl von Persön-

lichkeiten und durch das Prinzip der Delegation von ganz unten bis zur 

Spitze.42) Ein gemeinsamer Aspekt des Kreisauer Kreises und aller ande-

ren bürgerlichen und aristokratischen Widerstandskreise war die Ableh-

nung der «Vermassung» des Volkes. Man suchte nach «dem neuen Men-

schen» und wollte den Menschen in seinen organischen Zusammenhang 

stellen oder wieder hinführen. Politische Parteien sollten zumindest vor-

erst nicht entstehen, weil sie «seelenlose Machtapparate» seien.43) Goer-

deler wollte die gebildetsten Leute in der Verwaltung sehen, während die 

Kreisauer, vor allem Moltke, nach einer neuen Elite suchten. Beide hatten 

wenig Vertrauen zur Wählerschaft, obwohl sie diese natürlich hofieren 

mussten. Sie wollten Bürger heranziehen, die ihr Vertrauen eines Tages 

verdienen würden; aber bis dahin wollten sie dem Volk ihre Standpunkte 

aufoktroyieren, besonders weil das Weimarer Beispiel sie dazu zwingen 

schien.44) 

Der Kreisauer Kreis war nach dem Familienlandgut des Grafen von 

Moltke benannt, eines Grossneffen des Siegers von Königsgrätz und Se-

dan. Moltke war Anwalt, praktizierte in Berlin und hatte als Anwalt (Bar-

rister) auch in London gearbeitet.45) Seine Mutter war Engländerin. Nach-

dem er als Experte für internationales Recht ins OKW berufen worden 

war, befürwortete er sehr bald eine neue politische Ordnung in Deutsch-

land, die den Nationalsozialismus vollkommen negierte. Peter Graf Yorck 

von Wartenburg46) und Fritz-Dietlof von der Schulenburg47) teilten seinen 

Standpunkt. Um Moltke und Schulenburg entstand ein Intellektuellen-

kreis, dem zum Beispiel die Legationsräte im Auswärtigen Amt Adam 

von Trott zu Solz48) und Hans Bernd von Haeften49) angehörten, ebenso 

der ehemalige Sozialdemokrat Carlo Mierendorff50), der Pädagoge Pro-

fessor Dr. Adolf Reichwein, der protestantische Theologe Dr. Eugen Ger-

stenmaier51) sowie die Jesuiten Augustin Rösch und Dr. Alfred Delp.52) 

Vor allem Delp versuchte, Kontakte mit der bayerischen Gruppe aufzu-

nehmen, mit Dr. Franz Reisert aus Augsburg, Fürst Fugger zu Glött und 

dem ehemals liberalen Reichswehrminister Dr. Otto Gessler. Diese Ver-

bindungen erwiesen sich als erfolgreich. Doch, wie bereits erwähnt, blie-

ben die Kontakte zur Goerdeler-Gruppe dürftig, und es kam sogar zu aus- 
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gesprochenen Feindseligkeiten. Trotzdem nahmen Mitglieder der Go-

erdeler-Gruppe wie der ehemalige Gewerkschaftler Dr. Julius Leber und 

Hermann Maass, bis 1933 einer der Führer der Jugedbewegung der SPD, 

an mehreren Treffen des Kreisauer Kreises teil. 

Der «Solf-Kreis» bildete sich um die Witwe des ehemaligen deutschen 

Staatssekretärs, Leiter des Reichskolonialamtes und späteren Botschaf-

ters Wilhelm Solf, der 1936 gestorben war. Es war eine lose Gruppe von 

Freunden.53) Die Gestapo kam ihnen auf die Spur, und zu den Verhafteten 

zählten Frau Solf, die Rote-Kreuz-Schwester Elisabeth von Thadden (die 

Stiefschwester des westdeutschen NPD-Politikers Adolf von Thadden) 

und der ehemalige Gesandte Dr. Otto Kiep. Im Januar 1944 wurde Graf 

von Moltke festgenommen, weil er Kiep vor dessen unmittelbar bevorste-

hender Verhaftung gewarnt hatte.54) Erst nach dem fehlgeschlagenen At-

tentat vom 20. Juli 1944 fand die Gestapo reichhaltiges Beweismaterial, 

das der Haft Moltkes eine völlig neue Grundlage gab und zur Festnahme 

praktisch aller Kreisauer führte. 

Ein Problem das die Forschung bis in die jüngste Zeit ausgeklammert hat, 

ist das Verhältnis des konservativen Widerstandes zur Behandlung der 

Juden durch den NS-Staat. Hans Mommsen charakterisiert es mit den 

Worten: «Auch bei den Angehörigen der Widerstandsbewegung wurde 

die Judenfrage erst dann zu einem Ärgernis, als die Verfolgungsmassnah-

men die assimilierten jüdischen Gruppen sowie Halbjuden und jüdische 

Mischlinge erfassten, während man bereitwillig der Fiktion folgte, dass 

es notwendig sei, den Einfluss des Ostjudentums in der deutschen Gesell-

schaft zu eliminieren. Dies wird ferner durch die jüngsten Forschungen 

Ch. Dippers belegt, denen zufolge Goerdeler und seine Gruppe wohl die 

Judenausrottung missbilligte, dass Bestehen eines ‚Judenproblems’ aber 

bejahten und es kurzfristig durch eine Gesetzgebung, die sich nur in Nu-

ancen von den ‚Nürnberger Gesetzen’ unterschied, zu lösen versuchten, 

langfristig aber eine zwangsweise Abschiebung der Juden nach Kanada 

oder Südamerika ins Auge fassten.55) Am nationalsozialistischen Rasse-

gedanken sollte also grundsätzlich festgehalten werden, ohne aber die 

NS-Methoden zu seiner Verwirklichung zu übernehmen, die man verab-

scheute. Auch beschuldigte man das NS-Regime des Verrates am Rasse-

gedanken durch die Aufopferung besten deutschen Blutes einerseits, die 

Hereinnahme von Millionen Fremdarbeitern andererseits, ‚die sicher  
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nicht als rassisch hochwertige zu bezeichnen sind’.»56) 

Ganz klar wird die Haltung des konservativen Widerstandes gekennzeich-

net durch eine unter der Federführung des Historikers Gerhard Ritter er-

arbeitete Denkschrift über die «politische Gemeinschaftsordnung» zur 

Jahreswende 1942/43. Ihr Schlussteil beschäftigt sich mit der Lösung der 

«Judenfrage» und gliedert sich in drei Teile: 

1. Kirchliche Grundlegung, 2. Die geschichtliche Entwicklung und 3. Die 

künftige Regelung. So heisst es im 1. Teil: «Es ist die Aufgabe der Chri-

stenheit, allen Völkern das Evangelium zu bringen. Diese Aufgabe besteht 

auch gegenüber dem jüdischen Volk, dessen entscheidende Schuld es ist, 

dass es der Offenbarung Gottes in Jesus Christus bis zum heutigen Tage 

widerstrebt. (Alle Hervorhebungen durch den Verf.) Juden aus äusseren 

Gründen, ohne dass der christliche Glaube im Herz geweckt worden ist, 

in die christliche Gemeinschaft aufzunehmen, ist Versündigung an der 

Kirche.» 

Im 2. Teil wird darauf hingewiesen, dass trotz der gesetzlichen Gleichbe-

rechtigung der Juden diese nur zum geringen Teil in den Völkern aufgin-

gen, in denen sie lebten, «dass sie sich nicht gleichmässig auf die verschie-

denen Berufe verteilten; sie betätigten sich vornehmlich in bestimmten 

Zweigen des Handels, in der Presse, im Theaterwesen, als Arzte und als 

Rechtsanwälte, auch in der Parteipolitik. In diesen Berufen erlangten sie 

vielfach eine starke, ja beherrschende Bedeutung ... Der starke Einfluss, 

den Juden auf wichtigen Lebensgebieten erlangten, gab ... die Grundlage 

für das Aufkommen von antisemitischen Strömungen.» Diese gewannen 

nach 1918 weiter an Stärke, dadurch «dass politische Parteien, die früher 

in Opposition gestanden hatten, und in denen zahlreiche Juden führende 

Stellungen innehatten, an die Macht kamen und nun z.B. in Justiz und 

Verwaltung auch nicht wenige Juden in einflussreiche Ämter kommen 

liessen. So erschienen die Juden schlechthin vielen als Nutzniesser des 

nationalen Unglücks ... Die Nationalsozialisten haben in Deutschland 

nicht zuletzt vermittels der Ausnutzung und weiteren Entfachung antise-

mitischer Gefühle massenhaft Angang gefunden.» Die nationalsozialisti-

sche Judenpolitik wird jedoch verdammt, weil sie die Juden als schlechtes, 

gefährliches und verächtliches Volkstum darstellt und durch ihre unkon- 
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trollierten Polizeimassnahmen unterdrückt, die «während des Krieges seit 

1939 im Reich wie in den besetzten Gebieten noch viel grössere Ausmasse 

und noch weit entsetzlichere Formen angenommen haben». 

Im 3. Teil wird gefordert, dass das geschehene Unrecht «gesühnt und wie-

der gutgemacht wird» und dass den Juden angemessene Lebensbedingun-

gen geschaffen werden. Widerrechtlich enteignete Güter müssen zurück-

gegeben werden, aber eine Wiedergutmachung ist in den Fällen unmög-

lich, «wo Menschenleben vernichtet oder menschliche Gesundheit gebro-

chen ist». Soweit es sich nicht um Güter dreht, ist eine Entschädigung auf 

finanziellem Wege vorzunehmen. Jedoch «solche Geldentschädigungen 

können nicht so hoch ausfallen, dass die Betroffenen in dieselbe wirt-

schaftliche Lage gesetzt werden, welche sie vor den erlittenen Schädigun-

gen genossen. Haben doch alle Teile des deutschen Volkes infolge der 

nationalsozialistischen Politik, des Krieges und seiner Folgen bedeutende 

Einbussen an ihrer früheren Lebenshaltung erlitten. Die geschädigten Ju-

den können nicht von der allgemeinen Verarmung ausgenommen werden 

... Damit ist aber die Judenfrage nicht gelöst ... Auch darüber besteht Ein-

mütigkeit, dass jeder Staat das Recht haben muss, seine Grenzen gegen 

die jüdische Rückwanderung zu schliessen, wenn er das um des Gesamt-

volkes willen für nötig hält.» Diese Forderung gliedert sich lückenlos an 

die bereits im 1. Teil gestellte Forderung: Jeder Christ «um der Liebe zum 

eigenen Volke willen muss ... die Augen offenhalten, ob enge Berührung 

oder gar Vermischung mit anderen Rassen sich nicht schädlich auswirken 

kann für Leib und Seele». 

Dem folgen dann institutionelle Vorschläge zur Lösung der Judenfrage, 

aber fest steht: «Juden haben in allen Staaten, in denen sie beheimatet 

sind, die Stellung von Ausländern ...» Juden, die zum Christentum über-

treten, bleiben Juden «solange sie nicht vom Staat ihrer Heimat eingebür-

gert worden sind». Und letztlich: «Einzubürgern sind Juden, die das be-

antragen und triftige Gründe dafür vorbringen, insbesondere dann, wenn 

sie auf eine entsprechende Überlieferung ihrer Familie und auf besondere 

Leistungen für das Volk ihres Aufenthaltsstaates verweisen können. Die 

Entscheidung erfolgt von Fall zu Fall ...»57) 

Teile dieser Ausführungen könnten, so möchte man meinen, würde man 

320 



nicht den federführenden Autor und die Gruppe, für welche er sprach, 

kennen, durchaus auch aus dem offiziellen Programm der NSDAP stam-

men, andere entsprechen den Denkschemata gemässigter Antisemiten. 

Inzwischen hatte die Invasion der Alliierten in Nordfrankreich stattgefun-

den, wenn es ihnen auch noch nicht gelungen war, von ihren Brückenköp-

fen aus weiter vorzustossen. In Italien hatten sich die deutschen Truppen 

aus Rom zurückgezogen, und die alliierten Streitkräfte paradierten vor 

Papst Pius XII. zu den Dudelsackklängen von «Lillibullero», einem aus-

gesprochen antikatholischen Lied.58) 

Stauffenbergs Plan basierte auf dem «Unternehmen Walküre», ein offizi-

eller Plan, der entwickelt worden war, um eventuell einem landesweiten, 

von ausländischen Arbeitern in Deutschland inszenierten Aufstand zu be-

gegnen. Die Leute, die direkt unter seinem Kommando standen, hegten 

keine Zweifel bezüglich seiner wahren Ziele. Unfähig, in der Generalität 

die Unterstützung einiger bedeutender Persönlichkeiten zu gewinnen – 

abgesehen von Rommel, der seine Hilfe nur unter der Bedingung zusagte, 

dass Hitler nicht getötet, sondern verhaftet und vor ein ordentliches Ge-

richt gestellt würde59) –, rekrutierte Stauffenberg seine Mitverschwörer 

aus den Reihen jüngerer Offiziere. Seine Überredungskunst veranlasste 

viele junge, politisch völlig unerfahrene Subalterne, sich an dem Kom-

plott zu beteiligen. Das Kameradschafts- und Loyalitätsgefühl im Heer 

war so stark ausgeprägt, dass keiner, der von dem Komplott wusste, von 

den Feldmarschällen über die Generale bis hinunter zu den Leutnants, die 

Verschwörer bei der Gestapo anzeigte.60) Trotzdem hatte Himmler seine 

Finger im Spiel – über Hartmut Plaas, ehemals Angehöriger der Brigade 

Ehrhardt und Rechtsterrorist in den Anfängen der Weimarer Republik. 

Nach Hitlers Machtübernahme erhielt Plaas von Ehrhardt den Befehl, der 

SS beizutreten, um dort seine Ohren zu spitzen. Plaas wurde dann als 

Hauptmann auch von der Luftwaffe übernommen und arbeitete in Gö-

rings Luftwaffenforschungsamt.61) Durch Plaas, der sich von seinem Cha-

rakter und seiner Überzeugung her viel mehr zu den Verschwörern hin-

gezogen fühlte als zu Himmler, war dieser mehrere Jahre lang ziemlich 

genau über alles, was da vor sich ging, informiert, unternahm aber nichts. 

Ausserdem stand Himmler über den ehemaligen preussischen Finanzmi- 
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nister Popitz mit den Verschwörern in Verbindung. Wahrscheinlich 

wollte er sich beide Wege offenhalten, und als die kritische Stunde immer 

näherrückte, schaltete er plötzlich die einzige Person aus, die von dieser 

Verbindung wusste, nämlich das Verbindungsglied selbst. Am 19. Juli 

1944 wurde Hartmut Plaas an seinem Arbeitsplatz verhaftet und noch am 

selben Tag im Konzentrationslager Sachsenhausen gehängt.62) 

Im Juli 1944 wurden mehrere Anschläge geplant, aber wieder abgeblasen, 

angeblich weil Göring und Himmler, die gemeinsam mit Hitler dem At-

tentat zum Opfer fallen sollten, nicht zugegen waren. Schliesslich schritt 

Stauffenberg trotzdem zur Tat. Am 20. Juli 1944 stellte er in der Lageba-

racke des Führerhauptquartiers eine Aktentasche mit Sprengstoff an den 

Tisch, an dem Hitler eine Lagebesprechung abhielt. Stauffenberg konnte 

sich unbehelligt entfernen, und auf seinem Weg zum Flugzeug beobach-

tete er eine gewaltige Explosion, die nach seiner Überzeugung niemand 

überlebt haben konnte. Hitler erlitt aber nur geringfügige Verletzungen. 

Stauffenberg flog nach Berlin zurück, wo seine Mitverschwörer in der 

Zwischenzeit nichts unternommen hatten. Erst nach seiner Ankunft wurde 

das Stichwort «Walküre» ausgegeben, aber nicht von Fromm, der, von 

Hitlers Tod nicht überzeugt, beschlossen hatte, nicht an der Verschwö-

rung teilzunehmen. General Olbricht und Stauffenberg gaben zwei Fern-

schreiben mit Befehlen heraus, unter die sie ohne Legitimation die Namen 

Witzlebens und Fromms setzten. Jeder Soldat jedoch wusste, dass Witz-

leben aus der Wehrmacht ausgeschieden war. Auch die Anwesenheit des 

ehemaligen Generalsstabschef Generaloberst Beck machte keinen Unter-

schied. Der ganze Plan basierte auf der gigantischen Fehleinschätzung, 

dass jeder deutsche Soldat und Offizier bedingungslos das tun würde, was 

ihm Vorgesetzte befahlen.63) Dann spielte auch der Zufall in zweierlei 

Hinsicht eine grössere Rolle. Erstens hätte die Lagebesprechung in einem 

Bunker stattfinden sollen, und in diesem Fall wären alle Teilnehmer ge-

tötet worden. Aufgrund von Renovierungsarbeiten wurde sie aber in eine 

Baracke verlegt, wo die Explosion keine maximale Wirkung entfalten 

konnte. Zweitens glaubte an einem Tag ein Angehöriger des Berliner 

Wachregiments «Grossdeutschland» Generalfeldmarschall v. Brau- 

chitsch in voller Uniform in einem Wagen eine Berliner Hauptstrasse ent-

langfahren gesehen zu haben.64) Es muss eine Täuschung vorgelegen ha- 
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ben, wie sich später herausstellte. Aufgrund dieser Beobachtung schöpfte 

ein Leutnant Hans W. Hagen, NS-Führungsoffizier und zugleich für Go-

ebbels arbeitend, jedenfalls Verdacht. Kurz danach traf er bei seinem Re-

giment ein, das in Berlin-Moabit stationiert war. Der Regimentskomman-

deur, Major Otto Ernst Remer, wegen Tapferkeit vor dem Feind hochde-

koriert, erhielt das Stichwort «Walküre» und den Befehl, das Regierungs-

viertel abzusperren, so dass niemand, auch kein Minister, passieren 

könne. Hagens Verdacht bekam dadurch neue Nahrung, und das teilte er 

Remer mit. Remer liess sich zu einem Besuch bei Goebbels überreden. 

Während das Regiment, wie befohlen, Stellung bezog, gingen Re- mer 

und Hagen zu Goebbels, der Remer zunächst auf charmante Art beruhigte 

und ihm dann vorschlug, mit dem Führer persönlich in dessen Rastenbur-

ger Hauptquartier zu telefonieren. Der Kontakt wurde hergestellt. Hitler 

beförderte Remer zum Oberst und erteilte ihm dann ausgedehnte Voll-

machten, um den Auf stand niederzuschlagen, was Remer auch in aller 

Eile tat.65) 

Die Offiziere in der Bendlerstrasse, die das Regime unterstützten, hatten 

jedoch schon Fromm befreit und Stauffenberg und seine Mitverschwörer 

verhaftet. Vielleicht um Mitwisser zu beseitigen, die gegen ihn hätten aus-

sagen können, liess Fromm Stauffenberg und drei seiner Kameraden im 

Scheinwerferlicht zweier Lastwagen standrechtlich erschiessen.66) Das 

Attentat war fehlgeschlagen, die Nachwirkungen standen noch bevor.67) 

Aber was wäre geschehen, wenn der Anschlag geglückt und Hitler getötet 

worden wäre? Immerhin hatte die Bombe einige Leute getötet. Angenom-

men, Hitler wäre ums Leben gekommen, hätte Hitlers Reichstagserklä-

rung vom 1. September 1939, die in einem Erlass vom 29. Juni 1941 be-

stätigt worden war, Göring zum Nachfolger des Führers bestimmt. Sicher, 

unter Hitlers Satrapen herrschte eine starke Rivalität. Aber angesichts der 

Gefahr, der sie ausgesetzt gewesen wären, ist es sehr wahrscheinlich, dass 

sie vorerst zusammengehalten hätten, um der unmittelbaren Bedrohung 

zu begegnen, so erbittert sie sich vielleicht später auch bekämpft hätten. 

Sie besassen das Monopol der Macht, das Monopol von Presse und Rund-

funk, und sie wussten sie wie niemand anders in Deutschland zu handha-

ben. Aber es gibt noch eine andere Hypothese – sie hätten dem Heer und 

der Widerstandsbewegung, aus welchen Gründen auch immer, die Macht 
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übergeben können. Die Alliierten hatten jedoch ihr Kriegsziel bekanntge-

geben – bedingungslose Kapitulation. Beck hätte allenfalls die Rolle ei-

nes Badoglio spielen können, und seine Regierung hätte früher oder spä-

ter das gleiche Schicksal erlitten wie die Regierung Dönitz am 23. Mai 

1945 – ein schmachvolles Ende. 

Was die öffentliche Meinung in Deutschland anging, so bestand die un-

mittelbare Wirkung des Attentatsversuchs darin, dass sich die Unterstüt-

zung für das Regime vorübergehend konsolidierte – dies allein ist ein aus-

reichender Beweis für die Isolation der Verschwörer. Alle Berichte zei-

gen, dass die Mehrheit der Deutschen – nicht nur die Nationalsozialisten 

und die Unentschiedenen, sondern auch die Gegner und Kritiker des Re-

gimes – gegen den Tyrannenmord zu einem Zeitpunkt war, als die Nation 

um ihr Überleben kämpfte. Vor allem in den unteren und mittleren Ge-

sellschaftsschichten Deutschlands verurteilte man die Tat. Aber auch in 

den Kreisen der ehemaligen Elite, denselben Kreisen, aus denen die Wi-

derstände selbst kamen, stimmte man nicht einhellig mit den Verschwö-

rern überein. Der NSDAP-Führung gelang es sogar kurzzeitig, die unte-

ren Schichten gegen die Oberschicht aufzuhetzen.68) 

Die ersten Berichte über öffentliche Reaktionen erschienen bereits am 21. 

Juli 1944. Sie stammen aus zwei Quellen, dem RSHA, wo sie von Ober-

sturmbannführer von Kielpinski zusammengefasst wurden, und dem 

Reichspropagandaamt der NSDAP. Ihre Feststellungen werden von Be-

richten anderer hoher NSDAP-Funktionäre, hoher Justizbeamter und von 

Briefen aus der Bevölkerung bestätigt. «In allen Berichten wird überein-

stimmend darauf hingewiesen, dass die Meldung von dem Attentat im 

gesamten Volk schockartig stärkste Bestürzung, Erschütterung, tiefe Em-

pörung und Wut ausgelöst hat. Aus mehreren Städten (z.B. Königsberg 

und Berlin) wird gemeldet, dass die Frauen in Läden und auf offener 

Strasse in Tränen ausbrachen und z.T. völlig fassungslos waren. Die 

Freude über den glimpflichen Ausgang war ausserordentlich gross. Mit 

einem Aufatmen wurde überall festgestellt: ‚Gott sei Dank, dass der Füh-

rer lebt.’ Teilweise überschattete eine gewisse Niedergeschlagenheit die 

Freude über die Rettung des Führers. Die Volksgenossen wurden sich 

schlagartig einer sehr gefährlichen und ernsten Lage bewusst. Überall 

stosse man nach dem ersten Schrecken und nach dem ersten Trost, dass 
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dem Führer nichts Schlimmes passiert ist, auf eine grosse N achdenklich-

keit. 

Bisher ist nicht eine einzige Äusserung erfasst worden, die auch nur an-

deutungsweise erkennen lassen würde, dass irgendein Volksgenosse mit 

dem Anschlag einverstanden wäre. Es wird im Gegenteil durchweg 

beobachtet, dass selbst die Teile der Bevölkerung, die sonst nicht hundert-

prozentig zum Nationalsozialismus stehen, das Attentat verabscheuen. 

Z.B. liegen dafür eine Reihe von Stimmen aus Kreisen des Berliner Nor-

dens vor, die früher eindeutig auf der gegnerischen Seite standen. So er-

klärten Arbeiter aus den nördlichen Vierteln der Reichshauptstadt, dass es 

eine Mordsschweinerei ist, dem Führer derartig in den Rücken zu fallen. 

‚Es hat doch keinen Zweck, jetzt mit dem Krieg aufzuhören. Wir müssen 

ihn gewinnen. Bloss keinen Bürgerkrieg» oder ‚was haben sich die Atten-

täter bloss gedacht, wie der Krieg weitergehen soll, wenn der Führer nicht 

mehr da wäre». 

Überall werden die Folgen, die sich ergeben haben würden, wenn der An-

schlag gelungen wäre, als unausdenkbar bezeichnet. Die Volksgenossen 

stellten z.T. düstre Betrachtungen darüber an, welches unausdenkbare Un-

heil über unser Volk gekommen wäre. Der Tod des Führers würde nach 

der Meinung vieler Volksgenossen der jetzigen Situation den Verlust des 

Reiches bedeutet haben. ‚Das hat uns gerade noch gefehlt. Das wäre das 

Ende», ist eine immer wieder anzutreffende Ansicht. 

Durchgehend ist die Frage, wie dies geschehen konnte und wie der An-

schlag überhaupt möglich war.»‘69) 

Ein zweiter Bericht vom selben Tag aus dem Büro des Chefs der Sicher-

heitspolizei und des SD bestätigt diese ersten Beobachtungen. Man sprach 

darin von Entsetzen und Abscheu, ebenso davon, dass sich die Frage er-

hoben hätte, was geschehen wäre, wenn Hitler den Anschlag nicht über-

lebt hätte. Das Attentat werde als das Werk reaktionärer Elemente be-

zeichnet, und das Volk verstehe nun die Worte, die der Führer anlässlich 

des Staatsbegräbnisses von General Dietl geäussert hatte – Hitler hatte in 

aller Deutlichkeit darauf hingewiesen, dass im deutschen Offizierskorps 

nicht alles so sei, wie es sein sollte.70) Aus allen Teilen Deutschlands kä-

men Berichte ähnlichen Inhalts. Die Rede Hitlers an das deutsche Volk 

am selben Abend habe eine geringere Wirkung erzielt. «Während zur Füh- 
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rerrede weitere Stimmen nicht vorliegen, besagen die Meldungen, dass 

die Rede des Reichsmarschalls den Ernst der Situation stärker herausge-

stellt habe als der Führer selbst. Den Worten Görings habe man entnom-

men, dass ein Verrat im Entstehen war, der sich mit den seinerzeitigen 

Vorgängen in Italien vergleichen lasse. Umso grösser ist die Freude der 

Bevölkerung, dass der Anschlag in jeder Weise missglückt ist ... 

Allgemein wird erwartet, dass nunmehr gegen die Feinde des Volkes 

rücksichtslos und ohne Ansehung von Person, Stand und Familie einge-

schritten wird. Man verbinde daher mit der Ernennung des Reichsführers   

SS HIMMLER grosse Hoffnungen, dass er ‚mit starker Hand Ordnung 

schaffe’ und ‚mit eisernem Besen alle Elemente aus der Wehrmacht ent-

ferne’, die gegen den Staat eingestellt sind (Königsberg, Berlin). 

In der Berufung Guderians in den Generalstab erblicke man eine weitere 

Konzentration aller aktiven Kräfte, um die Rückschläge im Osten, die auf 

das Schuldkonto dieser Generalsclique zu buchen seien, wieder auszu-

gleichen.»71) 

Auch wenn man berücksichtigt, dass die Tatsache des fehlgeschlagenen 

Attentats und die Angst vor weiteren Repressalien und neuem Terror die 

wahre Haltung der Deutschen verschleiert haben könnte, muss man zuge-

ben, dass der Anschlag weder in der Bevölkerung noch bei den Frontsol-

daten Anklang fand.72) Im Offizierskorps war die Situation differenzier-

ter, denn viele Offiziere litten unter Gewissenskonflikten.73) Die Behaup-

tung des Obersturmbannführers von Kielpinski vom 22. Juli 1944 scheint 

der Wahrheit zu entsprechen, wenn man annimmt, dass unter der breiten 

Masse des Volkes 60 bis 70 Prozent zu verstehen sind: «Kein Ereignis 

des Krieges habe die breite Masse so im Innersten gepackt wie der Mord-

anschlag. Noch nie sei so klar zu erkennen gewesen, mit welcher Treue 

das Volk zum Führer stehe.»74) 

Die Kirchen verdammten den Tyrannenmord sowohl 1944 als auch nach 

dem Krieg.75) Diese Bindung an den Führer stellten auch psychologisch 

geschulte amerikanische Offiziere fest, die deutsche Kriegsgefangene 

zwischen dem 1. und 17. Juli 1944 verhörten: 57 Prozent der Gefangenen 

erklärten, sie vertrauten dem Führer. Anfang August 1944 stieg diese Zahl 

auf 68 Prozent.76) 

Dem SD zufolge wurde das Attentat nur in ganz besonderen Fällen nicht 

326 



verdammt. Ein Kreisleiter berichtete, «lediglich die intellektuellen Kreise, 

die ja schon immer unangenehm aufgefallen sind, hätten es offensichtlich 

mit Befriedigung aufgenommen, wenn ein Umsturz gelungen wäre. Diese 

Menschen können gar nicht genug im Auge behalten werden, und es muss 

ihnen ihr Einfluss und Machtpositionen beschnitten werden.»77) 

Man agitierte heftig gegen Deutschlands «blaues Blut»; und auf höchster 

Ebene war es Dr. Ley, der Leiter der Deutschen Arbeitsfront, der den Adel 

in einer öffentlichen Rede am radikalsten kritisierte.78) 

Die Haltung des Adels ist aus Mangel an Zeugnissen schwer abzuschät-

zen. Da die Aristokraten nun unter Beschuss standen, war es unwahr-

scheinlich, dass sie sich öffentlich oder auch nur im Freundeskreis mit 

dem Attentat identifizierten. Viele aus ihren Reihen hatten ursprünglich 

mit dem nationalsozialistischen Regime sympathisiert. Unter den höheren 

SS-Führern war der Adel prominent vertreten. Aber seit sich das wahre 

Wesen des NS-Regimes immer deutlicher enthüllte, distanzierten sie sich 

teilweise insgeheim von dem Staat, in dem sie lebten. Das gleiche kann 

von Deutschlands Schwerindustriellen behauptet werden. Einer ihrer be-

deutenden Repräsentanten, Robert August Bosch, hatte vor dem Krieg 

Goerdelers ausgedehnte Auslandsreisen finanziert.79) Dass die Industriel-

len nach der Verkündung des totalen Krieges zu blossen Staatsfunktionä-

ren herabgestuft wurden, stiess bei ihnen auf heftige Ablehnung. Und 

während sie in den Anfangsjahren des Dritten Reiches grosse Gewinne 

erzielt hatten, war um 1944 klar zu erkennen, welche Richtung Deutsch-

land einschlug. Manche hatten bereits begonnen, die Produktion für künf-

tige Friedenszeiten zu planen, was natürlich ein Deutschland ohne Hitler 

implizierte.80) Das Attentat hatte diese Situation schlagartig beleuchtet, 

und offenbar begann sich jetzt auch die Mehrheit der Industriellen vom 

Dritten Reich zu distanzieren. 

Die NSDAP veranstaltete nun Massenversammlungen zur Unterstützung 

Hitlers. In Berlin verliefen sie allerdings nicht so eindrucksvoll wie zum 

Beispiel in Wien. Die Zahl der Verhaftungen wegen öffentlicher staats-

feindlicher Äusserungen stieg plötzlich an. Solche Bemerkungen wurden 

wahrscheinlich von Leuten gemacht, die über den Fehlschlag des Atten-

tats enttäuscht waren. Sie wurden wegen marxistischen Hochverrats und 
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Feindbegünstigung angeklagt.81) 

Der römisch-katholische Teil der Bevölkerung teilte vermutlich die Hal-

tung der restlichen Nation. Doch an den öffentlichen Versammlungen, bei 

denen Führertreue bekundet wurde, nahmen in Paderborn, einem der Zen-

tren des deutschen Katholizismus, nur 20 Prozent der Bevölkerung teil, 

während es im Kreis Schaumburg, einer Hochburg des Nationalsozialis-

mus, 70 Prozent waren. Die 20 Prozent in Paderborn repräsentierten al-

lerdings eine Zahl, die nie zuvor bei nationalsozialistischen Versammlun-

gen erreicht worden war. Viele Katholiken nahmen daran teil, die vorher, 

soweit dies möglich gewesen war, zu allen nationalsozialistischen Akti-

vitäten Distanz gehalten hatten.82) 

Aus Freiburg im Breisgau wurde berichtet: «Das Attentat auf den Führer 

hat auch in katholischen Kreisen tiefe Abscheu und gerechten Zorn erregt. 

Im stockkatholischen Freiburg fand am 27.7. eine der machtvollsten 

Kundgebungen statt, die dieser Erzbischofssitz je gesehen hat. Weit über 

50’000 Einwohner Freiburgs legten das Treuebekenntnis zum Führer ab. 

Die wiederholten Beifallkundgebungen zeigten auch hier eine starke in-

nere Anteilnahme.»83) 

Die Dolchstoss-Legende erwachte zu neuem Leben, und verschiedentlich 

wurde gefordert, dass die Leute, die den Dolch erhoben hatten, eliminiert 

werden sollten. Man begann zu glauben, dass die vielen Hochverratsde-

likte für die militärischen Rückschläge Deutschlands verantwortlich 

seien, vor allem für den massiven Durchbruch der sowjetischen Truppen 

durch die Heeresgruppe Mitte bei Minsk, der ein Loch in die deutsche 

Front riss, das vielleicht entscheidend gewesen wäre, wenn die russische 

Logistik besser funktioniert hätte.84) Aber am 20. Juli liess der Angriffs-

schwung der Russen nach, und sie wurden am Ostufer der Weichsel auf 

gehalten. Plötzlich richtete die Bevölkerung auch wieder ihr Augenmerk 

auf prominente Spitzenpersönlichkeiten, die bei Unfällen ums Leben ge-

kommen waren, von Udet über Mölders und Dr. Todt bis zu General 

Dietl.85) Auch in diesen Fällen vermutete man Verschwörungen. Das 

hatte Verdächtigungen gegen das ganze Offizierskorps zur Folge. Der SD 

berichtete darüber: «Zahlreiche Gespräche der Volksgenossen lassen eine 

verallgemeinerte Missstimmung gegen das Offizierskorps erkennen. Man  
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will oft keinen Unterschied mehr machen zwischen den zuverlässigen und 

einsatzfreudigen Offizieren und den verantwortungslosen Elementen, die 

sich zu dem Anschlag auf den Führer hergegeben haben. Unter den Volks-

genossen machen sich teilweise klassenkämpferische Tendenzen bemerk-

bar, die teilweise auch die Rede Dr. Leys in diesem Sinne andeuten. Die 

Bevölkerung der verschiedensten Gaue äussert sich in scharfen Worten 

gegen die ‚Hohen’, ‚Grosskopfeten‘ und ‚Monokelfritzen’ ...» 

Einige «Volksgenossen», fährt der Bericht fort, gingen so weit, Parallelen 

mit der Sowjetunion zu ziehen, kommentierten Stalins Säuberung der Ro-

ten Armee in den 30er Jahren mit Zustimmung und empfahlen für die 

Wehrmacht ähnliches. Die zeit- und umstandsbedingten Kompromisse, 

die Hitler und vor ihm Mussolini eingehen mussten, besonders mit Wehr-

macht und Kirche, wurden scharf verurteilt. Hitler habe offensichtlich auf 

das falsche Pferd gesetzt. 

«Die nationalsozialistische Revolution genau wie die faschistische» habe 

«vor dem reaktionären Adel und einem ehemaligen deutschnationalen 

Klüngel» haltgemacht. 

«Auch der Nationalsozialismus hat wie der Faschismus mit Phrasen und 

Schlagworten nur den Arbeiter stillmachen wollen, damit er zur Stange 

hält und nicht sieht, dass er nur Steigbügelhalter der doch stets tonange-

benden besitzenden adeligen Schicht ist ... Stalin sei von allen führenden 

Männern der einzig klare Kopf, der Verrat von vornherein durch Ausrot-

tung der tonangebenden, aber unzuverlässigen Elemente unmöglich ge-

macht habe.» Der deutsche Verrat sei weit schlimmer als der italienische 

und beweise, wie sehr sich Hitler getäuscht habe. «Eine seit langer Zeit 

schon bestehende Zusammenarbeit zwischen italienischen und deutschen 

Verrätern sei jetzt offenkundig geworden und zeige dem ganzen deut-

schen Volk in erschreckender Deutlichkeit ‚die wirkliche Ursache der 

deutschen Rückschläge’ an allen Fronten auf, die den Heldentod so über-

aus vieler und bester deutscher Männer verursacht habe.» Und dann 

wurde noch die Frage gestellt, ob sich nicht der Verrat seit Hermann dem 

Cherusker wie ein roter Faden durch die deutsche Geschichte ziehe, und: 

«Sei nicht letzten Endes Deutschland immer durch Verrat unterlegen?» 

Die Konsequenz der Nationalsozialisten bestand darin, sich noch stärker 

auf den Krieg zu konzentrieren. Goebbels trat für einen spartanischen Le- 
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bensstil ein, den er sogar selbst streng einhielt.86) Vergnügen, Luxus, 

grosse Feste – dies alles gehörte der Vergangenheit an. Aber um dem ge-

fährlichen offiziersfeindlichen Trend in der Bevölkerung zu begegnen, 

gab Martin Bormann am 24. Juli 1944 die folgenden Richtlinien heraus: 

«Der Führer wünscht, dass bei der Behandlung der Ereignisse des 20. Juli 

sich niemand dazu hinreissen lässt, das Offizierskorps, die Generalität, 

den Adel oder Wehrmachtsteile in corpore anzugreifen oder zu beleidi-

gen. Es muss vielmehr betont werden, dass es sich bei den Teilnehmern 

des Putsches um einen ganz bestimmten, verhältnismässig kleinen Offi-

ziersklüngel handelt.»87) 

Doch nicht einmal an der Spitze der deutschen Führung vertrat man ein-

mütige Ansichten. Himmler stellte zum Beispiel fest: «Ich bin zur Über-

zeugung gekommen, dass der Grossteil der Schwierigkeiten an der Ost-

front, das Nichtmehrhalten und die Auflösung der Divisionen, in einem 

ungeheuer raffinierten Hineinschicken von Offizieren der Seydlitz-Armee 

und von zu Kommunisten umgeschulten kriegsgefangenen deutschen Sol-

daten durch die Russen zu suchen ist.»88) 

Je weiter sich die Nachricht über den Zusammenbruch der Heeresgruppe 

Mitte und die Neuigkeit verbreiteten, dass es den Amerikanern endlich 

gelungen war, aus dem Landekopf von Avranches in der Normandie vor-

zustossen, desto stärker wurde die deutsche Bevölkerung von der Über-

zeugung durchdrungen, dass dies alles auf verräterische Umtriebe zurück-

zuführen sei.89) In einem Brief vom 1. August 1944 bemerkte Freisler: 

«Es ist eine traurige Tatsache, feststellen zu müssen, dass unsere Volks-

gemeinschaft mit Verrätern durchsetzt ist. Sollten sie erfolgreich sein, 

dann wird 1918/19 im Vergleich ein Kinderspiel sein. Sie müssen ohne 

jede Gnade ausgemerzt werden.»90) 

Allmählich glaubte man in Deutschland nicht mehr an die Geschichten 

von fliehenden Soldaten im Osten, von der schlechten Moral der Soldaten, 

die manchmal sogar ihre Waffen verkauften; denn die Haltung eines deut-

schen Offiziers und Soldaten schien über jede Kritik erhaben zu sein. Zu 

lange waren die Deutschen von der Überlegenheit ihrer Wehrmacht über-

zeugt gewesen. Die Erfolge im Blitzkrieg waren zu leicht errungen wor-

den, als dass sie über Nacht hätten einsehen können, dass Tüchtigkeit,  
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Tapferkeit und Mut der Soldaten ihre Grenzen hatten, dass sie angesichts 

der überwältigenden zahlenmässigen und materiellen Überlegenheit des 

Feindes unterliegen mussten. Deshalb war es leichter, an Verrat zu glau-

ben, und die schrittweise Entdeckung, dass der Kreis der Verschwörer viel 

grösser sei, als ursprünglich angenommen, bestärkte viele in dieser Über-

zeugung: «Glaubte man zunächst, es handelte sich um eine ganz kleine 

Clique von Offizieren, die eine von vornherein aussichtslose Sache ver-

suchten, so denkt man sich heute, dass die Verräter schon seit langer Zeit 

die Absichten und Aufträge des Führers sabotiert haben. Zu dieser An-

sicht gelangt man vornehmlich auf Grund sich häufender brieflicher und 

mündlicher Berichte von Soldaten der Ostfront, in denen zum Ausdruck 

gebracht wird, dass sie jetzt erst dahinter kämen, aus welchen Gründen 

kein Ersatz gekommen und die oft sinnlose Verschiebung von Einheiten 

und das Blosslegen der Front erfolgt sei.»91) «Der überwiegende Teil der 

Bevölkerung gewinnt immer mehr die Überzeugung, dass die Offiziers- 

und Verrätercliquen, die das Attentat auf den Führer vorbereitet und un-

ternommen haben, schon seit längerer Zeit systematisch auf allen Gebie-

ten der Verteidigung Sabotage betrieben haben, so dass die Ostfront we-

der mit dem nötigen Nachschub noch mit den notwendigen Waffen und 

Munition versehen wurde.»92) 

Die Verratsthese barg aber auch Gefahren in sich. Entweder, so argumen-

tierte man, wusste der Führer nichts von diesen Dingen und würde, wie 

der letzte Kaiser, über die wirklichen Umstände schlecht informiert – oder 

der Führer war eben doch nicht der grösste Feldherr aller Zeiten. Im Lauf 

der Wochen und Monate verrieten die Berichte des SD, dass nach der an-

fänglichen Empörung über das Attentat nur noch die Aktivisten der 

NSDAP und eine kleine Minderheit anderer Leute an den Sieg glaubten – 

es sei denn, es geschehe ein Wunder. 

Der Attentatsversuch weise darauf hin «dass das deutsche Volk von den 

führenden Staatsmännern in gemeinster Weise belogen werde. Sämtliche 

Publizisten und Staatsmänner, unter anderem der Führer, Dr. Goebbels, 

Göring, Leyusw., hätten seit Jahren behauptet, die Zeit arbeite für uns, 

unsere Kriegsproduktion sei ständig im Steigen und der Tag, an dem wir 

wieder offensiv werden würden, stehe ebenso fest, wie dass wir neue und 

entscheidende Waffen im Hinterhalt hätten. Nun höre man plötzlich, und  
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zwar aus keinem geringeren Mund als dem des Führers, dass seine Mass-

nahmen seit Jahren sabotiert würden und dass nun endlich, nachdem der 

letzte Hinterhalt beiseite geschafft worden wäre, die deutsche Kriegsma-

schine auf vollen Touren laufen könne. Mit anderen Worten würde das 

heissen: Der Führer gibt zu, dass die Zeit bisher nicht für uns, sondern 

gegen uns gearbeitet hat. Wenn sich also ein Mann wie der Führer einer 

solch gewaltigen Täuschung hingegeben hat – über die Behauptung von 

Dr. Goebbels in seiner Rede, der Führer habe von allem gewusst, könne 

man nur lachen –, so wäre er entweder nicht das Genie, für das er immer 

hingestellt wird, oder aber er hätte in Kenntnis der Tatsache, dass Sabo-

teure am Werk sind, das deutsche Volk vorsätzlich belogen, was ebenso 

schlimm wäre, denn mit solchen Feinden im eigenen Haus könnte die 

Kriegsproduktion niemals gesteigert werden, könnten wir niemals siegen. 

Die Zeit hätte also in all den Jahren, in denen es der Führer behauptet, 

nicht für uns gearbeitet, sondern gegen uns, zumal die amerikanische und 

russische Kriegsproduktion zu diesem Zeitpunkt erst richtig ins Laufen 

kam.»93) 

Was man also nach dem 20. Juli 1944 registrieren kann, ist eine kurzle-

bige plötzliche Konsolidierung der öffentlichen Meinung zugunsten Hit-

lers und seiner Regierung, worauf sehr bald eine Periode der Nachdenk-

lichkeit folgte und schliesslich eine grössere Neigung zum Pessimismus, 

als sie Anfang 1944 beobachtet werden konnte. 

Vor diesem Hintergrund muss man die Prozesse unter Freislers Vorsitz 

betrachten, die sich mit denen befassten, die in das Attentat gegen Hitler 

verwickelt waren. Freisler war bestrebt, sich ausschliesslich auf die Tat 

zu konzentrieren, gestattete den Angeklagten und ihren Verteidigern nur, 

über den Anschlag als solchen zu sprechen und versuchte, sie daran zu 

hindern, vor Gericht öffentliche Erklärungen über ihre Ziele im allgemei-

nen und ihre moralische Motivation abzugeben. Es muss von Anfang an 

festgestellt werden, dass die Angeklagten, von wenigen Ausnahmen ab-

gesehen, mit ihren vergeblichen Versuchen, sich reinzuwaschen, keinen 

sehr günstigen Eindruck machten. 

Ursprünglich wollte Hitler einen grossen öffentlichen Prozess in Anwe-

senheit yon Presse, Rundfunk und Film abhalten.94) Himmler sah jedoch 

potentielle psychologische Gefahren in diesem Plan. 
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Unter seinem Einfluss besann sich Hitler anders und ordnete einen Pro-

zess unter Ausschluss der Öffentlichkeit an. Nur eine grössere Gruppe 

sorgfältig ausgewählter Zuhörer wurde zugelassen. Der Prozess sollte vor 

dem VGH stattfinden, hauptsächlich auf Thieracks Betreiben hin, der so-

fort an Bormann und Himmler herangetreten war.95) Hitlers Misstrauen 

gegenüber der Militärjustiz, die er verdächtigte, mit den Attentätern zu 

sympathisieren, veranlasste ihn, zugunsten des VGH zu entscheiden. Aber 

da von der ersten Gruppe der Angeklagten die meisten der Wehrmacht 

angehörten, waren sie der Militärjustiz unterworfen. Um diese Klippe zu 

umschiffen, setzte Hitler einen «Ehrenhof des Heeres» unter dem Vorsitz 

des Generalfeldmarschalls von Rundstedt ein, der alle Angeklagten aus 

der Wehrmacht ausstiess und der Ziviljustiz überantwortete.96) Am 20. 

September 1944 weitete Hitler diese Massnahme aus, indem er dem VGH 

alle politischen Verfahren gegen Angehörige der Wehrmacht, Waffen-SS 

und Polizei zuteilte. 

«Führerhauptquartier, 4. August. 

Das Heer hat dem Führer den Wunsch unterbreitet, zu sofortiger Wieder-

herstellung seiner Ehre schnellstens durch eine rücksichtslose Säube-

rungsaktion auch von den letzten am Anschlag am 20. Juli 1944 beteilig-

ten Verbrechern befreit zu werden. Es möchte die Schuldigen sodann der 

Volksjustiz überantwortet sehen. 

Der Führer hat diesem Wunsch entsprochen, zumal der schnelle und tat-

kräftige Zugriff des Heeres selbst den volks- und hochverräterischen An-

schlag im Keime erstickt hat. Im Einzelnen hat der Führer bestimmt: Ein 

Ehrenhof von Feldmarschällen und Generälen des Heeres hat zu prüfen: 

Wer an dem Anschlag irgendwie beteiligt ist und aus dem Heere ausge-

stossen werden soll. Wer als verdächtig zunächst zu entlassen sein wird. 

In diesen Ehrenhof hat der Führer berufen: Generalfeldmarschall Keitel, 

Generalfeldmarschall von Rundstedt, Generaloberst Guderian, General 

der Infanterie Schroth, Generalleutnant Specht. Als Vertreter: General der 

Infanterie Kriegei, Generalleutnant Kirchheim. Der Führer hat sich vor-

behalten, über die Anträge des Ehrenhofes persönlich zu entscheiden. 

Soldaten, die der Führer ausstösst, haben keine Gemeinschaft mehr mit 

den Millionen ehrenhafter Soldaten des Grossdeutschen Reiches, die die 
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Uniform des Heeres tragen, und mit den Hunderttausenden, die ihre Treue 

mit dem Tode besiegelten. Sie sollen daher auch nicht von einem Gericht 

der Wehrmacht, sondern zusammen mit anderen Tätern vom Volksge-

richtshof abgeurteilt werden. Dasselbe muss gelten für Soldaten, die zu-

nächst aus der Wehrmacht entlassen werden. 

Der vom Führer berufene Ehrenhof des Heeres ist am 4. August zusam-

mengetreten und hat auf Grund der vorliegenden Untersuchungsergeb-

nisse dem Führer folgende Anträge unterbreitet: Aus der Wehrmacht wer-

den ausgestossen: 

Die in Haft befindlichen: Generalfeldmarschall von Witzleben, General 

der Nachrichtentruppe Fellgiebel, Generalleutnant von Hase, Generalma-

jor Stieff, Generalmajor von Tresckow, Oberst i. G. Hansen, Oberstleut-

nant i. G. Bernardis, Major i. G. Hayessen, Hauptmann Klausing, Ober-

leutnant d. R. Graf von (der) Schulenburg, Oberleutnant d. R. von Hagen, 

Leutnant d. R. Graf Yorck von Wartenburg. Die am 20. Juli standrechtlich 

erschossenen: General der Infanterie Olbricht, Oberst i. G. Graf von 

Stauffenberg, Oberst i. G. Quirnheim, Oberleutnant d. R. v. Haeften. Die 

Verräter, die sich durch Selbstmord selbst schuldig bekannt haben: Gene-

raloberst a. D. Beck, Generalder Artillerie Wagner, Obersti. G. Freytag-

Loringhoven, Oberstleutnant Schrader. Die Fahnenflüchtigen: General 

der Artillerie Lindemann, Major i. G. Kuhn (zu den Bolschewisten über-

gelaufen). 

Ein Antrag auf Ausstossung des ehemaligen Generalobersten Hoepner er-

übrigt sich, da Hoepner – als im Jahre 1942 bereits aus der Wehrmacht 

ausgestossen – dem Heer nicht mehr angehört. Der Führer hat den Anträ-

gen stattgegeben. Die Ausgestossenen werden dem Volksgerichtshof zur 

Aburteilung übergeben. Die Verhandlung vor dem Volksgerichtshof ge-

gen die Schuldigen findet in Kürze statt.»97) 

Mit dieser Massnahme hatte Hitler einen Präzedenzfall geschaffen, den 

sich die Alliierten ein Jahr später zunutze machten. 1945, als Göring, Dö-

nitz, Keitel, Jodi und andere deutsche Spitzenmilitärs verhaftet wurden, 

galten sie offiziell als Kriegsgefangene. Dann enthoben die Alliierten sie 

ihrer militärischen Ränge und ihres Kriegsgefangenenstatus, um sie in 

Nürnberg als Kriegsverbrecher vor Gericht stellen zu können. Dieses Ver-

fahren wurde dann auch auf breiter Grundlage angewandt, als man den 
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Gefangenen der Waffen-SS einfach ihren militärischen Status absprach. 

1944 hatte sich Freisler mit zahlreichen kleineren Prozessen befasst, wie 

dem Prozess gegen den bereits erwähnten Solf-Kreis, dem unter anderem 

Frau Solf, Elisabeth von Thadden, Dr. Kiep, der ehemalige Staatssekretär 

Dr. Zarden und Legationsrat Dr. Hilger van Scherpenberg, ein Schwie-

gersohn des ehemaligen Reichsbankpräsidenten Dr. Hjalmar Schacht, an-

gehörten.98) Während man 1943 in diesem Kreis über Italiens Kapitula-

tion diskutierte, besprach man auch die Aussichten Deutschlands, und die 

Möglichkeit eines Staatsstreichs wurde ebenfalls erwähnt. Es wurden Per-

sonen genannt, denen man zutraute, das Vertrauen der Westmächte zu 

gewinnen. Auch über die Massnahmen, die nach Kriegsende in Deutsch-

land ergriffen werden müssten, wurde debattiert. Ein Verräter in der 

Gruppe überredete Elisabeth von Thadden dazu, Kontakt mit einem Be-

kannten in der Schweiz, Friedrich Wilhelm Siegmund-Schultz, aufzuneh-

men. Ihr Brief wurde dem Verräter zur Weiterleitung anvertraut. Die Ge-

stapo wusste aber, dass Siegmund-Schultz auf Goerdelers Veranlassung 

hin versucht hatte, Kontakte mit der englischen Kirche und Regierung 

herzustellen, dass er in Verbindung mit dem ehemaligen Reichskanzler 

Wirth stand, der jetzt in der Schweiz lebte, und dass erfürdie «Rote Ka-

pelle» arbeitete. Am 12. Januar 1944 war der ganze Solf-Kreis verhaftet 

worden.99) 

Es wird behauptet, dass Freisler während des Prozesses die Verteidigung 

behinderte, so dass sie kaum aktiv werden konnte. Dies wird vor allem im 

Zusammenhang mit Elisabeth von Thadden festgestellt.100) Ihr Mitange-

klagter Kiep hatte bereits aufgegeben und verteidigte sich überhaupt nicht 

mehr. Beide wurden zum Tod verurteilt. Aber wenn Freisler die Verteidi-

gung tatsächlich behindert hatte – wieso erklärt derselbe Historiker ein 

paar Zeilen später, der Verteidiger Hilger van Scherpenbergs habe so klug 

argumentiert, dass dieser schliesslich nur zu zwei Jahren Gefängnis ver-

urteilt wurde, weil er den Solf-Kreis nicht angezeigt hatte?101) Frau Solf 

und die anderen Mitglieder des Kreises wurden nicht vor Gericht gestellt, 

blieben aber in Gefängnissen und Konzentrationslagern, bis man sie be-

freite. Die Verhaftungen und VGH-Prozesse im Zusammenhang mit dem 

Solf-Kreis veranlassten jedenfalls die Verschwörer vom 20. Juli, be-

schleunigt zur Tat zu schreiten. 
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Am 7. und 8. August 1944 fand der erste einer Serie von Prozessen vor 

dem Ersten Senat des VGH statt. Um die Berichterstattung zu verbessern, 

liess Goebbels drei Mikrofone vor Freisler installieren, der nicht daran 

gewöhnt war und oft so laut sprach, als seien sie nicht vorhanden. Deshalb 

klingt seine Stimme auf Tonaufnahmen und Filmen übermässig verzerrt, 

ebenso wie die frühen Reden Hitlers verzerrt klingen, weil er nicht mit 

dem Mikrofon vertraut war.102) 

Freisler eröffnete den Prozess, indem er feststellte, dass der VGH des 

Grossdeutschen Reiches nunmehr zusammentrete, in ordnungsmässiger 

Besetzung als Erster Senat mit dem Präsidenten des VGH als Vorsitzer, 

dem Senatspräsidenten Günther Nebelung als Ersatzvorsitzer, dem Gene-

ral der Infanterie Reinecke, dem Berliner Gartentechniker und Kleingärt-

ner Hans Kaiser, dem Fürther Kaufmann Georg Seuberth als ehrenamtli-

chen beisitzenden Richtern, dem Bäcker Emil Winter und dem Ingenieur 

Kurt Wernicke als ehrenamtlichen Ersatzrichtern, dem Volksgerichtsrat 

Lemmel als hauptamtlichem beisitzendem berichterstattendem Richter 

und dem Oberlandesgerichtsrat Dr. Köhler als hauptamtlichem berichter-

stattendem Ersatzrichter. Oberreichsanwalt Lautz vertrat die Anklage. 

Als Pflichtverteidiger waren Dr. Weissmann, Dr. L. Schwarz, Dr. Neu-

bert, Dr. Gustav Schwarz, Dr. Kunz, Dr. Falck, Hugo Bergmann und RA 

Boden bestellt worden.103) 

Dann kam es zum ersten Eklat. Freisler bat Oberreichsanwalt Lautz, An-

klage gegen Erwin von Witzleben zu erheben. Witzleben trat vor, die 

Hand zum «Deutschen Gruss» erhoben. Diese Tatsache wurde bisher in 

der Geschichtsschreibung verschwiegen. Obwohl die Szene in Filmen 

und auf Tonbandaufnahmen festgehalten ist, wurde sie aus den Dokumen-

ten herausgeschnitten, die der deutschen und der ausländischen Öffent-

lichkeit zugänglich sind. 

Freisler reagierte mit schneidender Schärfe: «Sie sind Erwin von Witzle-

ben. Ich würde an Ihrer Stelle den deutschen Gruss nicht mehr anwenden. 

Den deutschen Gruss wenden Volksgenossen an, die Ehre haben. Das soll 

ein Urteil nicht vorausnehmen. Ich würde mich an Ihrer Stelle schämen, 

den deutschen Gruss noch anzuwenden.» 

Witzleben wurde dann nach seinem Geburtsort und -tag befragt. Nach 

ihm machten Erich Hoepner, Hellmuth Stieff, Albrecht von Hagen, der 
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ehemalige Berliner Stadtkommandant Paul von Hase, Robert Bernardis, 

Karl Klausing und Peter Yorck von Wartenburg die entsprechenden An-

gaben. Nun las Freisler die «amtliche Erklärung» vom 4. August 1944 in 

voller Länge vor. Dann wurde dem Oberreichsanwalt das Wort erteilt: 

«Gegen die Angeklagten von Witzleben, Hoepner, Stieff, von Hagen, von 

Hase, Bernardis, Klausing und von Wartenburg erhebe ich Anklage we-

gen folgender Tat: Sie haben im Inlande im Sommer 1944 als Teilnehmer 

an einer zahlenmässig unbedeutenden Führerclique mutlos gewordener 

Offiziere es unternommen, den Führer durch feigen Mord zu töten, um 

sodann unter Beseitigung des nationalsozialistischen Regimes die Gewalt 

über Heer und Staat an sich zu reissen und den Krieg durch würdeloses 

Paktieren mit dem Feinde zu beenden. Als Hoch- und Landesverrat haben 

sie sich gegen folgende gesetzliche Vorschriften vergangen.» 

Nun wurden die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen verlesen, die 

verletzt worden waren. 

Dann fasste Freisler zusammen: «Diese Anklage, Angeklagte, ist die un-

geheuerlichste Anklage, die in der Geschichte des deutschen Volkes je 

erhoben worden ist. Der Herr Oberreichsanwalt behauptet also, Grundla-

gen dafür zu haben, dass Sie die ungeheuerlichste Verratstat begangen 

haben sollen, die unsere deutsche Geschichte kennt. Unsere Aufgabe ist 

es heute festzustellen, was Sie getan haben, und dann unserem deutschen 

Rechtsempfinden entsprechend ein Urteil zu fällen. 

Ich werde wie folgt vorgehen. Ich werde mit jedem von Ihnen das durch-

sprechen, was ihm zur Last gelegt wird. Dabei werde ich zunächst davon 

ausgehen, den Werdegang eines jeden von Ihnen knapp zu behandeln. In-

wieweit eine nähere Schilderung des früheren Werdegangs uns interes-

siert, wird sich erst herausstellen, wenn wir wissen, was Sie getan haben. 

Es gibt nämlich Taten derart grausigen Verrates, dass vor ihnen alles, was 

jemand im Leben vorher begangen hat, verlöscht. Falls sich herausstellen 

sollte, dass Sie solche Taten begangen haben, ist es also möglich, dass uns 

Ihr weiteres Vorleben dann gar nicht mehr interessiert. Deshalb werde ich 

mich zunächst eingangs bei Feststellung Ihres Vorlebens kurz fassen.» 

Nun forderte Freisler den Angeklagten Stieff auf vorzutreten: «Zunächst 

sage ich Ihnen das, was hiermit auch für alle anderen Angeklagten gilt. 
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Zwar ist die Anklage, die jeder von Ihnen hat, eine der wichtigsten Grund-

lagen unseres jetzigen Wahrheitssuchens, aber sie hat einen besonderen 

Zweck, den Zweck nämlich, dass wir uns alle auf die heutige Hauptver-

handlung vorbereiten konnten. 

Damit und damit, dass sie die Tat, deren Untersuchung der Herr Ober-

reichsanwalt beantragt hat, umreisst, ist ihre Aufgabe erfüllt. Ich sage das 

deshalb, weil ich sehe, dass Sie die Anklage in der Hand haben. Jetzt gilt 

das, was hier verhandelt wird, und wenn ich irgendetwas nicht erwähne, 

was in der Anklage enthalten ist, so ist sicher, dass das auch nicht zu Ih-

rem Nachteil bei der Urteilsfindung eine Rolle spielen kann. Deshalb ist 

es für Sie nicht zum Nachteil, wenn ich Sie auffordere, nunmehr, soweit 

Sie das können, Auge in Auge die Sache zu behandeln.» 

Dann wurde die Verhandlung durch einen Antrag von Lautz unterbro-

chen, die Öffentlicheit auszuschliessen. Nachdem sich herausgestellt 

hatte, dass die Anwesenden Amtsträger aus Staat und Partei sowie Offi-

ziere der Wehrmacht waren, die alle auf Herz und Nieren geprüft worden 

waren, schloss Freisler offiziell die Öffentlichkeit aus, weil über Staats-

geheimnisse gesprochen werden könnte, erlaubte aber den Anwesenden 

zu bleiben. Mit anderen Worten – die «allgemeine Öffentlichkeit», die 

ohnehin nicht anwesend war, wurde ausgeschlossen, die Anwesenden 

durften bleiben. 

Freisler belehrte die Zuhörer: «Dies ist eine nichtöffentliche Sitzung des 

Volksgerichtshofes des Grossdeutschen Reiches. Wer irgendetwas über 

eine nichtöffentliche Sitzung weiterträgt, macht sich nach unserem Gesetz 

schwer strafbar. Das gilt für alle hier Anwesenden, nicht nur für alle die-

jenigen, denen eben die Anwesenheit gestattet worden ist, sondern auch 

für alle diejenigen, die amtlich hier im Gerichtssaal bei der Hauptverhand-

lung selbst beteiligt sind, für sämtliche Organe der Polizei, für alle Organe 

des Volksgerichtshofes, für alle Organe der Behörde des Herrn Ober-

reichsanwalts, natürlich für den Herrn Oberreichsanwalt und mich per-

sönlich ebenso. Ich mache jeden Einzelnen darauf aufmerksam und füge 

hinzu, dass aus dieser Verhandlung etwas hinauszutragen naturgemäss 

viel schwerer als Vergehen oder Verbrechen wiegt, als aus irgendeiner 

sonstigen nichtöffentlichen Sitzung etwas hinauszutragen. Was ich gesagt 

habe, gilt insbesondere auch für die Angeklagten.» 

Nun wandte sich Freisler an Stieff und fragte ihn nach Einzelheiten aus 
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seiner Laufbahn. Zum Schluss erwähnte er, dass Stieff erklärt habe, dass 

er sich vor der Machtergreifung politisch nicht betätigt habe. Freisler fuhr 

fort: «Sie haben sich nicht politisch betätigt, haben aber erklärt, dass Sie 

sich mit der Machtergreifung vorbehaltlos zum Nationalsozialismus be-

kannt haben.» 

Stieff antwortete mit «Jawohl!» 

Freisler: «Schon jetzt möchte ich eins hervorheben: Ein Bekenntnis zum 

Nationalsozialismus ergreift den ganzen Mann; dann kann der Mann die-

ses Bekenntnis nicht wieder verlassen und dieses Bekenntnis den Mann 

nicht wieder verlassen. Ein Bekenntnis zum Nationalsozialismus ist ein 

Bekenntnis zu unserem Führer, wie ein Bekenntnis zu unserem Führer ein 

Bekenntnis zum Nationalsozialismus ist. Beides ist untrennbar und unlös-

bar für Zeit und Ewigkeit. Wenn Sie also eben bejahten, dass Sie sich zum 

Nationalsozialismus bekannt haben, müssen Sie sich ja auch jetzt noch 

dazu bekennen. Ob das, was Sie eben gesagt haben, Wahrheit oder Lüge 

war, werden wir im Laufe der nächsten Stunden ja erfahren.» 

Stieff bat, über seine inneren Motive sprechen zu dürfen, doch das lehnte 

Freisler aufgrund seiner eben vorgebrachten Argumente ab und fuhr dann 

fort: «Sie stehen hier als Angeklagter und sind vorgeführt. Sie wissen, was 

der Herr Oberreichsanwalt Ihnen vorgeworfen hat. Sie sind schon mehr-

fach von der Polizei eingehend vernommen worden. Sie haben, wenn Ihre 

Äusserungen richtig sind – und in einer Eingabe von Ihnen, die mir eben 

vorgelegt worden ist und von der ich Kenntnis genommen habe, bestäti-

gen Sie noch einmal, dass Ihre Angaben, wie Sie sich ausdrücken, den 

objektiven Hergang richtig wiedergeben –, zuerst gelogen. Ich sage nicht 

zuviel, wenn ich behaupte, dass Sie zunächst vor der Polizei gelogen ha-

ben, dass sich die Balken biegen mussten. Stimmt das?» 

Stieff: «Ich habe ...» 

Freisler: «Ja oder nein?» 

Stieff: «Ich habe Dinge verschwiegen.» 

Freisler: «Ja oder nein? Zwischen Lüge und Wahrheit gibt es kein Wenn 

oder Aber. Sie können nachher im Einzelnen etwas sagen. Haben Sie 

gelogen, oder haben Sie die volle Wahrheit gesagt?» 

Stieff: «Ich habe nachher die volle Wahrheit gesagt.» 

Freisler: «Ich habe gefragt, ob Sie zunächst in Ihrer ersten Vernehmung 

vor der Polizei die volle Wahrheit gesagt haben.» 
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Stieff: «In der ersten Vernehmung habe ich nicht die volle Wahrheit ge-

sagt.» 

Freisler: «Also hätten Sie, wenn Sie ein Mann wären, eben antworten 

können: Ja, ich habe gelogen, dass sich die Balken bogen.» 

Stieff: «Bei der ersten Vernehmung!» 

Freisler: «Ja, eben! Danach habe ich gefragt. Passen Sie gefälligst auf! 

Sie haben nämlich in Ihrer ersten Vernehmung – um Ihnen das zu Ge-

müte zu führen, da es Ihnen offenbar nicht mehr so gegenwärtig ist – 

Folgendes erzählt, Sie hätten von allem, was mit dem furchtbaren Er-

eignis zusammenhängt, das wir jetzt untersuchen sollen, überhaupt erst 

nach dem Mordanschlag erfahren. Sie haben dann sich erkühnt, vor der 

Polizei breit zu schildern, was Sie denn alles an Gutem getan hätten, 

wie Sie sich so fabelhaft ordentlich unmittelbar nach dem Attentat be-

nommen hätten. Wenn, wie Sie mir bestätigen mussten, das unwahr 

war, indem Sie das Wesentliche verschwiegen haben, dann kann ich 

nur sagen: Pfui, so ein Heuchler! Sie haben dann breit geschildert, wie 

Sie kurz vorher den Mörder Graf von Stauffenberg wegen einer zerset-

zenden Äusserung im Kasino einmal zurechtgewiesen haben. Es mag 

sein, dass Sie das getan haben.» 

Stieff: «Das habe ich auch getan!» 

Freisler: «Mag sein. Aber das bewusste Verschweigen des andern, das 

Die-weisse-Weste-Hervorkehren, nachdem Sie den Verräterfleck nach 

innen gekehrt hatten, das nenne ich eben feige Lüge, dass sich die Bal-

ken bogen. Sie haben das dann vornehm, wie Sie sein wollen, in die 

Worte gekleidet: ‚Ich habe zuerst nicht ganz die Wahrheit gesagte 

Dann aber haben Sie also gesagt, was geschehen ist. Jetzt werde ich die 

einzelnen Punkte Ihres polizeilichen Geständnisses kurz herausheben 

– selbstverständlich nur das Wesentliche, denn die Einzelheiten inter-

essieren uns nicht – und werde Sie jedesmal fragen, ob das stimmt, oder 

ob das nicht stimmt. Ist es richtig, dass Sie im Sommer 1943 Oberst 

von Tresckow aufgesucht hat, (Stieff: «Jawohl!») dass er davon ge-

sprochen hat, der Krieg müsse durch Verhandlungen zu Ende gehen, 

Voraussetzung dafür sei die Beseitigung des Führers, (Stieff: «Ja!») 

und das sei möglich durch einen Sprengstoffanschlag bei einer Lage-

besprechung?» 

Stieff: «Jawohl.» 
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Freisler: «Haben Sie das Ihrem Vorgesetzten gemeldet?» 

Stieff: «Ich habe über dieses Gespräch mit General Heusinger, dem stell-

vertretenden Chef des Generalstabs, gesprochen.» 

Freisler: «Haben Sie darüber hinaus dem nächsten Vorgesetzten darüber 

Meldung erstattet?» 

Stieff: «Nein.» 

Freisler: «Haben Sie es unserem Führer zur Meldung gebracht?» Stieff: 

«Nein, das habe ich nicht getan.» 

Freisler: «Sie haben erklärt, Sie seien der Meinung, es gebe Lagen, wo so 

etwas eine historische Pflicht der Generalstabsoffiziere sei. Haben Sie 

das vor der Polizei erklärt?» 

Stieff: «Ich habe diese Erklärung in meiner schriftlichen Darlegung der 

inneren Motive abgegeben.» 

Freisler: «Gut! Es ist richtig, dass Sie mich, wenn ich mich irre, korrigie-

ren. Sie haben das nämlich nicht vor der Polizei gesagt, sondern Sie 

haben das in einer handschriftlich geschriebenen eigenen Erklärung 

über Ihre Motive gesagt.» 

Stieff: «Über meine inneren Motive!» 

Freisler: «Motive pflegen innere zu sein. Meine Herren Richterkamera-

den! Genügt Ihnen, dass der Angeklagte sagt, er sei der Meinung, dass 

das eine historische Aufgabe deutscher Generalstabsoffiziere ist, um 

das Urteil über dieses sein Motiv zu fällen? – Meinen Richterkamera-

den genügt und uns genügt, dass jemand wagt, zu erklären, was er auch 

denken möge, es könne eine Lage geben, wo es historische Pflicht deut-

scher Generalstabsoffiziere sei, sich an einem Attentat auf den Ober-

sten Befehlshaber der Wehrmacht, auf den einmaligen Obersten Be-

fehlshaber, unseren Führer zu beteiligen. Hier gibt es nur eins: Gehor-

chen, siegen, sterben können, kein rechts und links. Wir wollen darüber 

nicht weiter von Ihnen hören. Das war das Gespräch mit von Tresckow. 

Ich komme nunmehr zur Fortsetzung. Ist es richtig, dass Sie später eine 

Besprechung mit General Olbricht gehabt haben, zu der Tresckow her-

angeholt wurde?» 

Stieff: «Jawohl!» 

Freisler: «Ist es richtig, dass Sie bei dieser Besprechung mit dem damali-

gen Generaloberst Beck bekannt gemacht wurden?» 

Stieff: «An diesem oder einem anderen Tage! Jedenfalls bin ich mit ihm 

einmal bekannt gemacht worden.» 
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Freisler: «Jedenfalls bei einer solchen Besprechung. Ist es richtig, dass der 

damalige Generaloberst Beck Ihnen gleiche Ideen entwickelt hat (Stieff: 

«Jawohl!») und Sie gefragt hat, ob Sie mitmachen wollen?» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Ist es richtig, dass Sie ihm nicht eine Ohrfeige heruntergehauen 

haben, dass er liegenblieb, sondern sich Bedenkzeit ausgebeten haben?» 

Stieff: «Jawohl, das ist richtig.» 

Freisler: «Das war die zweite Szene. Drittens: Ist es richtig, dass Sie nach 

diesem Zusammentreffen mit dem damaligen Generaloberst Beck wie-

der einmal in Berlin mit Olbricht und von Tresckow zusammen gewesen 

sind und dass Ihnen dabei gesagt worden ist, dass Feldmarschälle, die 

ich nicht nenne, weil es eine schäbige Verleumdung war, das zu behaup-

ten, der gleichen Meinung waren, und dass Sie dann erfahren haben, dass 

das tatsächlich eine Verleumdung sei, (Stieff: «Jawohl!») und nunmehr 

erklärten: ‚Dann mache ich auch nicht mit.’?» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Haben Sie nunmehr diesen ganzen Sach verhalt, diese in unserer 

Geschichte einmalige Ungeheuerlichkeit dem Führer gemeldet?» 

Stieff: «Nein, das habe ich nicht getan.» 

Freisler: «Vierte Szene: Ist es richtig, dass etwa in der Zeit, in der wir vom 

Dnjepr zurückgingen, der Mordbube Graf von Stauffenberg etwa im Ok-

tober 1943 wieder in Sie gedrungen ist und dass Sie nun nicht nein gesagt 

haben?» 

Stieff: «Es ist richtig, dass er bei mir war, es ist auch zutreffend, dass ich 

nicht nein gesagt habe.» 

Freisler: «Stimmt es, dass Sie nicht nein gesagt haben, weil Sie ihre Finger 

darin haben wollten?» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Wörtlich so haben Sie nämlich vor der Polizei ausgesagt. . Wis-

sen Sie, dass Sie damit nicht Ihre Finger darin hielten – von Ihrem Kopf 

reden wir nicht –, dass Ihre Ehre damit für immer abgeschnitten war, 

weil Sie bei einer solchen Sache nicht einmal nein sagten, um die Finger 

darin zu haben? Sind Sie sich darüber klar?» 

Stieff: «Aber ich verweise auf meine Erklärung.» 
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Freisler: «Sind Sie sich darüber klar?» 

Stieff: «Ja, aber ich verweise auf meine Erklärung.» 

Freisler: «Verweisen Sie, soviel Sie wollen. Hier gilt eins, das, wovon Sie 

behaupten, dass Sie sich dazu bekannt hätten: nationalsozialistische 

Mannentreue.» 

Stieff: «Dem deutschen Volk gegenüber!» 

Freisler: «Nationalsozialistische Mannentreue! Führer und Volk sind 

auch immer eins. Was ist das für ein jesuitisch-reaktionärer Vorbehalt, 

den Sie da machen? Was glauben Sie, was geschehen wäre, wenn einer 

der letzten Goten am Vesuv einen solchen Vorbehalt gemacht hätte? 

Was glauben Sie, was da mit einem geschehen wäre, der bei einem 

wandernden Treck germanischer Stämme so etwas gesagt hätte? Er 

wäre in den Sumpf versenkt worden, weil Sumpf zu Sumpf gehört. 

Mannentreue zum Führer ist Volkstreue, ist Reichstreue. Eines verra-

ten, heisst alles verraten. Politisch schizophrene Persönlichkeiten kön-

nen wir nicht gebrauchen, die da meinen, sie könnten spalten zwischen 

der Treue zum Führer und der Treue zum Volk. Das also ist gewesen, 

als wir ringend am Dnjepr standen. Da wollten Sie die Finger darin ha-

ben. Ist es richtig, dass der Mordbube Graf von Stauffenberg Sie gefragt 

hat, ob Sie nicht das Attentat durchführen wollten?» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Ist es richtig, dass Sie das abgelehnt haben?» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Ist es richtig, dass er dann Ihnen ein Paket mit Sprengstoff, Zeit-

zündern usw. belassen hat?» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Was glaubten Sie, wozu dieser Sprengstoff sein sollte?» 

Stieff: «Der Sprengstoff war von Stauffenberg bzw. Tresckow, von dem 

er ursprünglich stammte, für einen Anschlag gegen den Führer geplant. 

Das weiss ich.» 

Freisler: «Aha! Also, während Ihnen der Stauffenberg ansinnt, Sie möch-

ten doch den Attentatsplan durchführen, haben Sie das zwar abgelehnt, 

aber Sprengstoff, der, wie Sie wussten, für ein solches Mordverbrechen 

vorgesehen war, von Stauffenberg angenommen. Um Sie noch einmal 

an die Jämmerlichkeit Ihres Auftretens auch heute, als Sie Ihr Leugnen 

leugneten, zu erinnern: Sie haben tatsächlich die Frechheit gehabt, vor  
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der Polizei zunächst auszusagen: «Ich habe nie Sprengstoff beses-

sene Dann haben Sie freilich ganz klein in der nächsten Vernehmung 

erklärt: ‚Ich habe eben gelogen. ‘ Man muss überhaupt, auch wenn 

es etwas Zeit kostet, die hierfür, für diese Lüge zu verwenden, viel-

leicht zu schade ist, einmal vorlesen, wie klassisch Sie gelogen ha-

ben. Der Polizeibeamte hat Sie gefragt: ‚Haben Sie in Ihrer Wohn-

baracke Sprengstoff aufbewahrt?’ Antwort: ‚Nein.’ ‚Haben Sie 

Sprengstoff besessen?’ «Sprengstoff habe ich nicht besessen, aber 

Zündschnüre, braune und gelbe, diese braunen und gelben Handgra-

natenzünder.‘ Nach langen Vorhaltungen erklärten Sie – damals 

musste noch hineingeschrieben werden: «General Stieffc, jetzt heisst 

es «der ausgestossene Stieff’ –: «Ich will eins zugeben. Etwa im No-

vember vorigen Jahres wurde ich von dem Major Kuhn gebeten, für 

den Oberleutnant von Hagen eine Dienstreise zum AOK IV zu ge-

nehmigen, da er dort etwas besorgen sollte. Was sollte er besorgen? 

Das wurde mir am Telefon nicht gesagt. Es wurde mir lediglich ge-

sagt, es handele sich um Fragen der Osttruppensicherungsverbände. 

Ich glaube, ich war damals in Berlin, als ich den Anruf bekam. Nach 

zwei Tagen meldete sich der Oberleutnant von Hagen bei mir und 

überbrachte mir in einer Aktentasche diese Granatzünder, Zünd-

schnüre, eine Schachtel Sprengkapseln und zwei Einheitssprengkör-

per, die er auf Geheiss von Major Kuhn beim Heerespionierbataillon 

beim AOK geholt hatte. Kuhn war an diesem Tage nicht an einer 

Stelle, die ich nicht nennen will, anwesend, sondern in Königsberg 

zum Wehrkreiskommando I. Kuhn gab mir am nächsten Tag die Er-

klärung ab, dass er dieses Material in der Stauffenbergschen Ange-

legenheit besorgt hätte. ‘ – Was die Stauffenbergsche Angelegenheit 

ist, dass Sie das wissen, haben Sie ja nun bekannt. – «Ich füge hinzu, 

dass Kuhn ein angeheirateter Vetter des Grafen Stauffenberg ist. Er 

bat mich, diese Gegenstände bei mir aufzubewahren. Ich habe die 

Zündmittel in einem Schreibtisch meiner Wohnung, die Sprengkör-

per bis zum März in einem Schreibtisch meines Büros, später nach 

meiner Übersiedlung nach Berchtesgaden in einer unverschlossenen 

Hutschachtel in meiner Wohnung aufbewahrt. Über die Aufbewah-

rung dieser Gegenstände habe ich den Oberstleutnant Klamroth un-

terrichtet, der auch mit im Komplott war. Nach meiner Schätzung im 

Mai dieses Jahres habe ich von Berchtesgaden aus Klamroth angeru- 
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fen und ihn gebeten, diese Sachen fortzuschaffen. ‘ ‚Wohin?’ ‚Nach 

Berlin. ‘ ‚Zu wem?’ ‚Zu Stauffenberg. Was daraus dann geworden ist, 

weiss ich nicht.’ ‚Um was für Sprengkörper handelte es sich?’ ‚Um 

heeresübliche deutsche Sprengkörper. Es sind feste Packungen, glaube 

ich, mit soundsoviel Gewicht, die zur Sprengung von Grabenstücken 

benutzt werden. Dass es nur zwei Sprengkörper waren, das weiss ich 

ganz sicher. Wie viele Zünder und Zündschnüre es waren, kann ich 

nicht mehr sagen. ‘ ‚Wozu ist der Sprengstoff beschafft worden?’ ‚Der 

Sprengstoff ist im Zusammenhang mit dem Stauffenbergschen Unter-

nehmen beschafft worden.’ – Und jetzt kommen Sie erst damit heraus. 

Bis dahin haben Sie das alles bestritten gehabt. – ‚Sie wussten also, 

dass der Sprengstoff zu dem Anschlag auf den Führer Verwendung fin-

den sollte!’ ‚Ja, wobei ich allerdings die Einschränkung machen muss, 

dass sowohl der Sprengstoff als auch die Zündmittel nach meiner 

Kenntnis dazu unbrauchbar waren.‘ – Richtig ist, dass der Mordan-

schlag mit englischen Zündmitteln unternommen worden ist. Sind Sie 

der Meinung, dass, wenn ein Lump wie der Graf von Stauffenberg 

Sprengstoff in der Tasche hat und ihn zwei Meter vom Führer zur Ex-

plosion sprengt, das keinerlei Unheil anrichten kann?» 

Stieff: «Wieso? Die Menge des Sprengstoffs war viel zu gering ...» 

Freisler: «Es war immerhin ein Kilo.» 

Stieff: «... um so etwas, wie es sich Stauffenberg dachte, anrichten zu 

können. Die Zündmittel waren deshalb ungeeignet, weil sie eine viel zu 

kurze Brennzeit von nur viereinhalb Sekunden hat 

ten.» 

Freisler: «Sie waren doch nur ungeeignet, wenn der Täter sein wertes Le-

ben selbst retten wollte. Sonst war ja, scheint mir, die kurze Brenndauer 

der Zündschnüre auch gleich. Nur wenn er der Meinung war, sein hoch-

wertes Leben zu retten, sei Pflicht eines Generalstabsoffiziers – das ent-

spricht Ihrer Art –, dann war der Sprengstoff nicht tauglich. Aus Ihrer 

Aussage von eben geht hervor, dass Sie genau über den Plan Stauffen-

bergs orientiert waren ...» 

Freisler wies auf weitere Einzelheiten von Stieffs Aussage hin und fuhr 

dann fort: «Da haben Sie ja nun eine tolle Sache geschildert. Sie haben 

geschildert, dass ein anderer Plan bestand: Es bestand ein Plan, bei einer 
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Vorführung so etwas zu tun. Ich könnte mir vorstellen, dass z.B. die Be-

kleidung der Soldaten hie und da, den Erfahrungen des Krieges entspre-

chend, sich ändert, das Rückengepäck anders gepackt und getragen wird. 

Sie haben bekundet, dass Stauffenberg nach den Plan hatte, den Mordan-

schlag auf unseren Führer auszuführen anlässlich einer Besichtigung sol-

cher neuen Soldatenbekleidung und Gepäckpackung. Stimmt das?» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Pfui! Einem deutschen Soldaten etwas ins Gepäck packen ...» 

Stieff: «Nein.» 

Freisler: «... um einen Anschlag auf unseren Führer durchzuführen! Schä-

men Sie sich?» 

Stieff: «So war es nicht.» 

Freisler: «Jawohl! Unser Führer ist kein Büromensch. Unser Führer prüft 

so etwas nicht, indem er sich an Hand von Akten und Mustern das an-

sieht, er prüft es, wie es der Soldat trägt; denn unser Führer ist Soldat, 

der erste Gefreite des Weltkriegs. Unser Führer! Schämen Sie sich, und 

reden Sie solches Zeug nicht weiter! Wir wissen Bescheid. – Diesen 

Plan hat also der Stauffenberg gehabt.» 

Stieff: «Diesen Plan hatte Stauffenberg, ich nicht.» 

Freisler: «Und Sie haben davon gewusst.» 

Stieff: «Ja, ich habe ihn aber verhindert.» 

Freisler; «Wissen Sie, dass unser Recht auf unserem Gewissen beruht und 

dass unser Rechtsgewissen sehr tief in unseren Volkssprichwörtern 

verankert ist? Kennen Sie das Sprichwort «Mitgegangen, mitgefangen, 

mitgehangen’?» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Also bei einer Bekleidungsvorführung sollte so etwas gemacht 

werden. Sie sagen: Sie haben das unter Vorgabe verschiedener Gründe 

verhindert.» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Ja, und es ist richtig, dass darauf, wie Sie nun ausgesagt haben, 

Stauffenberg den Plan fasste, eine geballte Ladung in die Führerlage-

besprechung einzuschmuggeln, und zwar in einer Aktentasche?» 

Stieff: «Nein, diese Idee stammte von Tresckow und war schon viel äl-

ter.» 
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Freisler: «Sie haben aber vor der Polizei erklärt: «Daraufhin hatte Stauf-

fenberg die Überlegung, eine geballte Ladung in die Führerlage einzu-

schmuggeln, und zwar in einer Aktentasche. Ich nehme an, dass das 

Attentat auf diese Weise durchgeführt worden ist.’ Woraus sich ergibt, 

dass zwar von Tresckow diesen Gedanken hatte, von Stauffenberg ihn 

aber auch hatte, wie Sie aussagten; das ergibt sich daraus.» 

Stieff: «Ja.» 

Freisler: «Eben! Ihr Nein von vorhin war also verfehlt.» 

Stieff: «Herr Präsident, Sie sagten eben ...» 

Freisler (unterbrechend): ««Herr Präsident sagten’ (hier liegt ein Hörfeh-

ler Freislers vor) ist nicht nationalsozialistische Art zu reden. «Sie sag-

ten’ heisst es bei Nationalsozialisten.» 

Stieff: «Sie sagten eben, dass das die Folge dieser Ablehnung der Beklei-

dungsvorführung war; das habe ich gemeint.» 

Freisler: «Es liegt parallel mit einem Attentat aus Anlass einer Beklei-

dungsvorführung, war eine Episode mitten darin.» 

Stieff: «Ja, das wollte ich klarstellen.» 

Freisler: «Es tut aber der Schande keinen Abbruch. Hat Ihnen Stauffen-

berg auch gesagt, dass er es so beabsichtige?» 

Stieff: «In dieser Form mit der Aktentasche?» 

Freisler: «Ja.» 

Stieff: «Jawohl!» 

Freisler: «Es war ein Augenblick gekommen, wo Sie zwar, wie Sie vorhin 

bestätigten, sich darüber klar waren, dass Sie nicht nur die Finger darin 

hatten – nicht den Kopf, auf den es nicht ankommt –, sondern auch die 

Ehre längst weg war. Trotzdem, jetzt kannten Sie den, der den An-

schlag ausführen wollte. Haben Sie ihn dem Führer gemeldet?» 

Stieff: «Nein.» 

Freisler: «Ist es richtig, dass der General der Artillerie Lindemann sich 

einige Zeit danach an Sie mit defätistischen Sorgen wandte?» 

Stieff: «Mit Sorgen über die Lage hat er sich mehrfach an mich gewandt. 

Ich lehne den Ausdruck «defätistisch’ ab.» 

Freisler: «Sie können den Ausdruck ‚defätistisch’ ablehnen. Das können 

Sie tun. Was Sie ablehnen, interessiert uns ebenso wenig wie die per-

verse Neigung eines geschlechtlich Homosexuellen den gesunden deut-

schen Mann interessiert; denn Sie sind ja auf politischem Gebiet, wenn 
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Sie nicht einsehen, dass das tollster Defätismus ist, ebenfalls pervers. 

Hier gilt aber unsere gesunde Meinung und nicht die Ihrige. Ist es rich-

tig, dass Sie Lindemann an Olbricht gewiesen haben?» 

Stieff: «Ich habe ihm bei dieser Gelegenheit gesagt: ‚Sie können sich auch 

mit Olbricht darüber unterhaltene» 

Freisler: «Er könne sich darüber mit Olbricht unterhalten! Wir wissen ja 

nun und werden das heute noch des näheren sehen, was für eine Rolle 

Olbricht gespielt hat. Haben Sie auch mit dem General Wagner über 

diesen Komplex gesprochen?» 

Stieff: «Jawohl, und zwar habe ich mit ihm darüber im November oder 

Dezember des vorigen Jahres meiner Ansicht nach gesprochen.» 

Freisler: «Eben, noch in den Endmonaten des Vorjahres 1943. – Ich neh-

me an, Herr Oberreichsanwalt, dass die Zeitbegrenzung der Anklage 

bis auf 1943 einschliesslich als ausgedehnt gilt. 

Lautz stimmte zu. 

Freisler: «Er war also im Bilde.» 

Stieff: «General Wagner ist voll im Bilde gewesen. Ich habe mich ja an 

ihn in erster Linie als den älteren Kameraden gewandt.» 

Freisler: «Ich kann wieder nur sagen: Pfui Teufel! Als den älteren Kame-

raden? Als den älteren Verbrecher, von dem Sie wissen, dass er einen 

Mordplan auf den Führer kennt. Derjenige, von dem Sie wissen, dass 

er einen Mordplan auf den Führer kennt, ist niemandes Kamerad; er ist, 

wie die alten Deutschen sagten, wolfsfrei. Wenn Sie schon von einer 

Kameradschaft sprechen, so war er nicht mehr älterer Kamerad, son-

dern der ältere Verbrecher. Also Sie haben ihn als den älteren Mitver-

brecher betrachtet.» 

Stieff: «Nein, ich habe das nicht aus Verbrechergründen getan.» 

Freisler: «Nein, weil Sie eben auf diesem Gebiet wie ein Homosexueller 

abartig sind.» 

Stieff: «Nein!» 

Freisler: «Hier gilt nur unsere Meinung und keine andere. Hier gilt nur 

die nationalsozialistische Anschauung, die heisst: Mit dem Führer 

durch dick und dünn bis zur letzten Minute und darüber hinaus, dann 

kommt der Sieg. Nichts anderes gilt. Alles andere ist Defätismus, von 

dem wir nichts hören wollen.» 
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Stieff: «Herr Präsident, dann hätte ich meine Stellung nicht ausgefüllt.» 

Freisler: «Schluss! Schluss! Ihre Stellung konnten Sie nur aushalten, in-

dem Sie, wenn Sie schon ein Schlappschwanz von Defätist sind, star-

ben wie die letzten Goten, die in uns nunmehr weiterleben. Aber es ist 

mir ja klar, dass Sie nicht zu belehren sind, nicht zu bekehren. Es wäre 

schade darum. Also Wagner war im Bilde. Dann weiter! Es ist aber 

nicht so, dass Sie und Wagner immer der gleichen Meinung waren: So 

ein Attentat muss man laufen lassen? Es kamen auch einmal Zeit-

punkte, wo Sie beide schwankten.» 

Stieff: «Wir haben beide von Anfang an nicht gewollt, dass ...» 

Freisler: «Sie haben Sprengstoff in Verwahrung genommen. Zwischen Ih-

rer Reaktion und dem Jesuitismus besteht eine gewisse Ähnlichkeit, 

und deshalb kann ich es so nennen und nenne ich es auch den geheimen 

Vorbehalt. Hier ist es doch öffentlich der Vorbehalt gegenüber der ge-

heimen Tat. Die geheime Tat war das Versteckthalten des Sprengstoffs. 

Angesichts dieser Tatsache können Sie nicht sagen: wir haben nicht 

gewollt; denn das ist gleichgültig, weil Sie gehandelt haben. Jetzt wol-

len wir einen Zeitsprung machen etwa bis in den Juni 1944. Etwa im 

Juni 1944 bat der Wagner Sie, den Stauffenberg hinzubestellen.» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Bestellten Sie auch den Lindemann, oder kam er so?» 

Stieff: «Das weiss ich nicht mehr. Ich habe ihn jedenfalls nicht bestellt.» 

Freisler: «Wahrscheinlich haben Sie das gemacht nach der Art eines Bol-

schewistentreffs. Sie haben die Leute eben zu einem geheimen Treffen 

bestellt. Jedenfalls der Lindemann war auch da.» 

Stieff: «Er ist an dem Tage dienstlich drüben gewesen.» 

Freisler: «Wenn Sie schon sagen: ‚Ich weiss nicht mehr, ob ich das auch 

getan habe!’» 

Stieff: «Ich habe ihn bestimmt nicht bestellt.» 

Freisler: «Soll man das nun wieder glauben! Wer so oft lügt, wie soll man 

dem glauben! Jedenfalls Lindemann war da.» 

Stieff: «Er war als Waffengeneral oft da, zum Vortrag sehr häufig da.» 

Freisler: «Jetzt sprechen wir aber nicht, wie Sie sehr wohl wissen, von 

einem Vortrag, bei dem die Waffengenerale waren, sondern jetzt spre- 
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chen wir von dem Ganoventreffen, das abgehalten wurde zwischen 

Wagner, Lindemann und Stieff und bei dem Sie nun alle der Auf-

fassung waren: man muss jetzt gewaltsam vorgehen. Stimmt das?» 

Stieff: «Jawohl! Das heisst: Wagner und Lindemann haben sehr stark ge-

drängt.» 

Freisler: «Sicher, und Sie haben den älteren Verbrechern nicht widerspro-

chen.» 

Stieff: «Ich habe meine sehr starken Bedenken ausgesprochen.» 

Freisler: «Sehr starke Bedenken geäussert und haben den Sprengstoff ge-

habt. Wir haben vorhin gehört, was Sie mit dem Sprengstoff alles zu 

tun hatten. Es ist Ihnen eben im Halse stecken geblieben, was Sie sagen 

wollten, während Ihnen eine Viertelminute vorher die Sache im Ge-

genteil klar war. Jetzt kommen wir in den Monat, in dem Ihre hunds-

gemeine Schandtat offenbar wurde, jetzt kommen wir in den Juli, also 

in den vergangenen Monat hinein. Ist es richtig, dass am 3. Juli eine 

Besprechung stattfand zwischen Wagner, Lindemann, Fellgiebel und 

Ihnen in Wagners Wohnung?» 

Stieff: «Es war in den ersten Tagen des Monats Juli. Ob es der 3. Juli war, 

kann ich nicht sagen.» 

Freisler: «Schön, das mögen Sie nicht genau wissen. Wichtigste Daten in 

Ihrem Leben scheinen Sie sich nicht zu merken. Es war der 3. Juli. Wir 

wissen es ja. Das war die grundlegende Besprechung. Wo ist die Be-

sprechung gewesen?» 

Stieff: «Sie war in der Wohnung von General Wagner im Berchtesgade-

ner Hof in Berchtesgaden.» 

Freisler: «Ja, in Berchtesgaden, in der Wohnung Wagners!» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Warum ich das betone, dafür haben Sie auch kein Verständnis. 

Es ist die grundlegende Besprechung der unmittelbaren Akteure. Wor-

über wurde da gesprochen?» 

Stieff: «Es wurde bei dieser Gelegenheit in erster Linie von General Wag-

ner und Lindemann über politische Dinge gesprochen.» 

Freisler: «Was nennen Sie politische Dinge?» 

Stieff: «Es war die Frage der Besetzung der Regierungsbildung. 

Diese Frage hat Wagner behandelt.» 

Freisler: «Das nennen Sie politische Dinge: Die Frage der Besetzung der 
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Regierungsbildung! Sagen Sie einmal: Die Umbesetzung der Regierung 

des Grossdeutschen Reiches scheint mir nicht Sache eines gewissen 

Stieff, sondern Sache des Führers des Grossdeutschen Reiches zu sein. 

Was haben Sie denn für eine ulkige Besprechung über Regierungsumbil-

dung gehabt?» 

Stieff: «Im Zusammenhang mit dem Beck’schen und Stauffenberg’ schen 

Plan.» 

Freisler: «Aha, aus dem Päckchen (Freisler besteht auf ‚Päckchen’ statt 

‚Beck’schen’) sollte dann die neue Regierung herausspringen ... Der 

Führer sollte ermordet werden, und dann sollte eine neue Regierung 

geschaffen werden. Und diese Verräterclique, die dann das deutsche 

Volk ins Elend reissen sollte, nennen Sie eben Regierung, und deshalb 

sprechen Sie von Regierungsbildung. Also darüber wurde geredet, und 

das nannten Sie politisch. Das ist ja bei Ihnen nicht anders zu erwarten, 

nachdem Sie das Päckchen hatten. Aber sehr richtig haben Sie gesagt, 

dass das mit dem Päckchen, mit dem Sprengstoffpäckchen zusammen-

hing.» 

Stieff: «Nein, nicht mit dem Päckchen, sondern mit dem Beckschen Plan. 

Generaloberst Beck meinte ich.» 

Freisler: «Aber der Beck hing wieder mit dem Päckchen zusammen.» 

Stieff: «Ich meinte den Beck’schen und Stauffenbergschen Plan.» 

Freisler: «Der Beck hing wieder mit dem Päckchen zusammen, denn der 

Beck kam nur ans Ruder, wenn das Päckchen explodierte.» 

Stieff: «Das ist klar.» 

Freisler: «Unverschämt sind Sie auch noch. Wenn das aber das einzige 

ist, was Ihnen geblieben ist, soll es uns nicht stören. – Darüber haben 

Sie gesprochen.» 

Stieff: «Jawohl.» 

Freisler: «Haben Sie auch über andere Dinge noch geredet?» 

Stieff: «Es ist bei dieser Gelegenheit mit Fellgiebel über die Frage der 

Nachrichtentechnik gesprochen worden, über nachrichtentechnische 

Dinge.» 

Freisler: «Über was für nachrichtentechnische Sachen?» 

Stieff: «Über die in diesem Falle.» 
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Freisler: «Abschirmung usw.?» 

Stieff: «Darüber, wie die nachrichtentechnische Abschirmung erfolgen 

sollte.» 

Freisler: «Was nennen Sie Abschirmung?» 

Stieff: «Die Abschirmung derjenigen Stellen, von denen unter Umständen 

Widerstand zu erwarten war.» 

Freisler: «Tatsächlich hat nämlich Fellgiebel unmittelbar nach dem ruch-

losen Mordanschlag zu verhindern versucht, dass aus dem Führer-

hauptquartier, der dort in Frage kommenden Stelle, die ich nicht nenne, 

die wir aber kennen, Nachrichten herauskamen. Dieses Abschirmen ei-

nes Widerstandes unseres Führers gegen das Verbrechen oder derjeni-

gen, die, wenn der ruchlose Anschlag gelungen wäre, das ewige Erbe 

unseres Führers fortzuführen hatten, besprachen Sie miteinander. Ja, 

und nun käme bald die Ausführung selbst. War etwas Besonderes auf 

dem Berghof am 11. Juli? Am 11.7. war der Graf Stauffenberg zu ei-

nem Vortrag bestellt.» 

Stieff: «Richtig, zu diesem Vortrag war er von General Heusinger hinbe-

stellt worden.» 

Freisler: «Hat Graf von Stauffenberg den Sprengstoff mit herübergenom-

men?» 

Stieff: «Jawohl, er hat ihn mitgenommen.» 

Freisler: «Sie behaupten – weil der Mörder Graf von Stauffenberg nicht 

mehr da ist, können wir Ihnen das nicht widerlegen –, Sie hätten die 

Ausführung des Attentats am 11.7. auf dem Berghof dadurch verhin-

dert, dass Sie den Stauffenberg nicht aus den Augen gelassen hätten.» 

Stieff: «Jawohl, ich möchte betonen, dass am 6. dasselbe der Fall war.» 

Freisler: «Am 6. auch. Das haben Sie früher schon gesagt: am 6. bzw. am 

11.» 

Stieff: «Am 6. und 11.; statt ‚beziehungsweise’ muss es heissen ‚und’. 

Das am 15.7. war etwas Besonderes.» 

Freisler: «Das war mir nicht bekannt.» 

Stieff: «Da war ich zu einer kurzen Besprechung zwischen Generaloberst 

Fromm und dem General Heusinger ins Führerhauptquartier mitge-

nommen worden und habe dann das Lager verlassen.» 
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Freisler: «Sie haben ausgesagt: ‚Ich habe Stauffenberg dringend gemahnt, 

bei seinem ersten Besuch am 15.7. auf keinen Fall zu handeln.» 

Stieff: «Ich habe ihn kurz gesprochen und habe ihm das noch gesagt.» 

Freisler: «Aha! Nun sehen Sie doch einmal diese Jammergestalt an! Der 

ganze Saal hat gehört, dass Sie eine Minute vorher erklärt haben: ‚Da 

war ich nicht im Bilde.» Als ich Ihnen das vorhalte, was Sie selbst aus-

gesagt haben, müssen Sie eine Minute darauf sagen: Sie haben ganz 

kurz mit ihm gesprochen und ihm das noch gesagt. Haben Sie vor dem 

20.7. gewusst, dass der Stauffenberg an diesem Tage seinen Mordplan 

ausführen wollte?» 

Stieff: «Am 19.7. abends hat mir General Wagner das erklärt.» 

Freisler: «Also am Abend vorher wussten Sie: Morgen geschieht diese 

entsetzliche Tat, wie es in der deutschen Geschichte nie eine gegeben 

hat; morgen, mitten in unserem Ringen um Leben und Freiheit wird 

unser Führer ermordet. Sie wussten mehr, Sie wussten: morgen ermor-

det mein Verbrechergenosse Graf von Stauffenberg unseren Führer in 

einem Augenblick, in dem er durch dessen Vertrauen zu uns bestellt ist. 

Haben Sie das gemeldet?» 

Stieff: «Nein!» 

Freisler: «Sagen Sie das ruhig laut!» 

Stieff (lauter): «Nein!» 

Freisler: «Und dann geschah das, was wir wissen. Nach diesem Nein von 

Ihnen müssen wir eine Pause machen. Wir machen eine Pause von fünf 

Minuten, dann fahren wir fort.» 

(Pause) 

Freisler: «Wir wollen fortfahren. Angeklagter Stieff, an sich sind wir mit 

Ihnen fertig, wir haben kein weiteres Interesse mehr an Ihnen. Aber Sie 

haben vorhin auch einmal gesagt, dass Ihnen Namen genannt worden 

sind. Sie nannten das das Politische. Welche Namen sind Ihnen genannt 

worden?» 

Stieff: «Generaloberst Beck ...» 

Freisler: «Beck war ja da.» 

Stieff: «Generaloberst Hoepner, Feldmarschall von Witzleben. 

Dann sind Namen dort gefallen wie von Hassell ...» 

Freisler: «Jetzt meine ich Namen von militärischen Personen.» Stieff: 

«Beck, von Witzleben, Hoepner sind genannt worden.» 
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Freisler: «Sind auch Namen von Zivilpersonen genannt worden, die das 

bilden sollten, das Sie vorhin eine Regierung nannten? Was haben Sie 

sich gedacht, was das deutsche Volk staunend sagen wird, wenn sich 

ihm diese sogenannte Regierung vorstellen sollte?» 

Stieff: «Herr Präsident, diese ganzen Ideen habe ich selber innerlich nicht 

voll anerkennen können.» 

Freisler: «Ja, das können Sie jetzt gut sagen.» 

Stieff: «Ich habe auch in meinen Erklärungen zum Ausdruck gebracht, 

dass ich in all den Dingen geleitet worden bin von der militärischen 

Seite.» 

Freisler: «Na ja! Da will ich Ihnen Folgendes sagen: Ein deutscher Mann 

ist ein deutscher Mann und folgt dem Führer ganz. Wenn er dem Führer 

untreu ist, ist er kein deutscher Mann. Sie sind dem Führer untreu ge-

worden. Worauf ich jetzt nur noch hinaus wollte, ist Folgendes: Mit 

dem Volk haben Sie überhaupt keine Verbindung gehabt, sondern da 

bestand ein meilenweiter Abstand. Sonst müssten Sie sich doch einmal 

gesagt haben, was unsere Soldaten sagen würden, wenn ihnen jetzt zu 

ihrem Erstaunen am Rundfunk verkündet worden wäre: Herr von Witz-

leben und Herr Beck machen die Sache. Haben Sie sich da gar nicht 

Gedanken gemacht?» 

Stieff: «Selbstverständlich habe ich mir Gedanken gemacht.» Freisler: 

«Na, was haben Sie denn da gedacht?» 

Stieff: «Ich habe mir Gedanken vom Militärischen ausgehend gemacht.» 

Freisler: «Gut, vom Militärischen ausgehend! Das Experiment, im fünf-

ten Jahrzehnt des zwanzigsten Jahrhunderts einen Kabinettskrieg zu 

führen, einen Krieg, bei dem es auf die politische Gesinnung und Hal-

tung der Soldaten nicht mehr ankommt, ist ja gemacht worden; das hat 

Badoglio gemacht, nämlich dem Soldaten über Nacht zu sagen: alles, 

was du im Herzen getragen hast, ist falsch. Jetzt kämpfe für meine Mi-

nisterkabinettsbeschlüsse.» 

Stieff: «Für Deutschland.» 

Freisler: «Für Deutschland? Es ist eine Schande, dass Sie sich nicht schä-

men, das noch zum Ausdruck zu bringen, da ich Ihnen vorhin schon 

mehrfach gesagt habe, wie es mit Deutschland ist. Unser Führer ist 
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Deutschland, und wir sind seine Gefolgsmannen. Der erste, der das 

fühlen muss, ist der militärische und politische Soldat. Beide müssen 

das in gleicher Weise fühlen. Sie können also wirklich nicht von 

Deutschland sprechen. Nein, früher waren Sie da auch ehrlicher. Sie 

haben nämlich einmal geschrieben: ‚Das Gottesurteil durch das Miss-

lingen des Anschlags hat meine Gedankengänge als falsch und irrig 

dargestellt. Das Schicksal weiss, warum es diese Dinge so geleitet hat, 

und ich beuge mich diesem Schicksalsspruch ohne Murren. ‘ Das haben 

Sie selbst einmal mit eigener Hand geschrieben. Zwar kommt es nicht 

mehr darauf an, ob Sie sich dem Schicksalsspruch beugen, erst recht 

nicht, ob mit oder ohne Murren. Vielleicht ist das der einzige Schimmer 

einer Erkenntnis, der in Ihr verblendetes Gehirn noch einmal hereinge-

kommen ist, dass da nämlich ein Gottesurteil gesprochen ist. Und nun 

setzen Sie sich hin auf Ihren Platz!» 

Nun fasste Freisler den Attentatsversuch noch einmal zusammen, wobei 

er auch Pläne und vergrösserte Fotos verwendete, um zu demonstrieren, 

was in Rastenburg geschehen war. 

Dann wandte er sich an den Oberleutnant d. R. Albrecht von Hagen, der 

im Mai 1944 Sprengstoff übernommen, versteckt und dann bei Stauffen-

berg abgeliefert hatte. Von Hagen hatte bereits 1943 zusammen mit Major 

Kuhn britischen Sprengstoff in der Nähe von Hitlers Hauptquartier ver-

steckt. Als von Hagen von Freisler verhört wurde, gab er zu, er habe ge-

wusst, welchen Verwendungszweck der Sprengstoff gehabt habe. 

Nach Hagen nahm sich Freisler das prominenteste Mitglied der Ver-

schwörer gruppe vor, Feldmarschall von Witzleben. In der Winterkrise 

von 1942 war er aus dem aktiven Dienst zur Führerreserve versetzt wor-

den. Witzleben gab zu, er sei verärgert über seine Versetzung gewesen, 

die man aus Gesundheitsgründen vorgenommen habe. Und obwohl er am 

15. Juni 1942 schon wieder kerngesund gewesen sei, habe er kein Kom-

mando mehr erhalten. 

Freisler: «Aha! Ich habe als Reichstagsabgeordneter miterlebt, wie unser 

Führer Sie am 19.7.1940 im Reichstag zum Generalfeldmarschall er-

nannte. Es war für uns alle etwas Erhebendes, eine Reihe von Männern 

zu sehen, die nun vom Führer vor der Nation so ausgezeichnet wurden. 

Ein Mann, der zu so hoher Ehre gelangt ist, muss Verständnis dafür 

haben, dass, wenn man wegen Krankheit zur Führerreserve gestellt  
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wurde, man nicht verärgert sein darf; denn nur wer ganz gesund ist, 

kann in solcher Stellung eine Führeraufgabe haben ... 

Stimmt das nicht? – Ja! Aber Sie haben früher erklärt, Sie seien verär-

gert gewesen.» 

Witzleben: «Ja!» 

Freisler: «Und Sie sagen das ja auch heute.» 

Da man Witzleben wie den anderen Angeklagten die Hosenträger weg-

genommen hatte, zog er sich immer wieder die herunterrutschende Hose 

hoch, was Freisler zu der Frage veranlasste: «Sind denn da nicht Knöpfe, 

die es ermöglichen, die Hose ein bisschen enger zu ziehen? – Sie haben 

gesagt, Sie seien verärgert gewesen.» Witzleben: «Jawohl.» 

Freisler: «Dass Sie in diese Sache verwickelt sind, ist Ihnen ja so klar wie 

uns allen.» 

Witzleben: «Jawohl.» 

Freisler: «Es fragt sich nur, wie und mit welcher Schuld.» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Wir müssen jetzt unser Augenmerk von dem Komplex abwen-

den, den wir vorhin gesprochen hatten. Wir kommen nunmehr zu Vor-

fällen, die die Frage der Führung des Putsches, wenn ich es einmal so 

nennen soll, hier in der Putschzentrale betreffen. Da fehlt uns einer, 

genauso, wie uns beim ersten Komplex auch einer fehlte. Im ersten 

Komplex fehlte uns der unmittelbare, manuelle Mörder Stauffenberg. 

Hier fehlt uns der wohl Agilste, nämlich Olbricht.  

Kennen Sie Olbricht?» 

Witzleben: «Jawohl.» 

Freisler: «Wer ist Olbricht?» 

Witzleben: «Olbricht war der Chef des Stabes des Befehlshabers des Er-

satzheeres Fromm.» 

Freisler: «Ja! Und was für einen militärischen Rang hatte er?» 

Witzleben: «Er war General der Infanterie oder vielmehr der Artillerie, 

nicht der Infanterie.» 

Freisler: «Was war er? – Er war General der Infanterie, und er war Chef 

des Stabes des Befehlshabers des Ersatzheeres. Seit wann kennen Sie 

ihn?» 

Witzleben: «Ich kenne ihn aus Dresden seit dem Jahre 1926.» Freisler: 

«Also seit Langem vor der Zeit, lange vor dem Krieg.» 
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Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Kennen Sie den früheren Generaloberst Beck?» 

Witzleben: «Jawohl.» 

Freisler: «Seit wann kennen Sie ihn?» 

Witzleben: «Auch seit 1926 aus Dresden.» 

Freisler: «Kennen Sie den früheren Generaloberst Hoepner?» 

Witzleben: «Jawohl.» 

Freisler: «Seit wann?» 

Witzleben: «Das kann ich nicht sagen.» 

Freisler: «Auch seit sehr lange! Ich wollte eben nur feststellen: Die Ren-

nen Sie alle schon sehr lange vor dieser Zeit.» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Sie sind ja nun am 20. Juli in der Bendlerstrasse gewesen, und 

Sie sind zum 20. Juli nach Berlin von Ihrem Wohnsitz hineingefahren. 

Wo ist Ihr Wohnsitz?» 

Witzleben: «Seese, Kreis Kalau.» 

Freisler: «Von dort sind Sie hineingefahren. Sind Sie im Wagen gefah-

ren?» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Sie sind während der Ereignisse wieder herausgefahren, in eine 

Wehrmachtdienststelle ausserhalb, ein Städtchen in der Nähe.» 

Witzleben: «Jawohl.» 

Freisler: «... und von dort wieder nach Seese gefahren. Sie sind auch kurz 

vorher mehrmals nach Berlin hineingefahren, zum 15. Juli.» 

Witzleben: «Das ist richtig.» 

Freisler: «Zum 11. Juli.» 

Witzleben: «Am 11. Juli war ich in Kissingen.» 

Freisler: «Wir werden nachher sehen. Es ist möglich, dass ich mich da 

irre. Uns fällt auf, dass Sie gerade an diesen beiden Tagen in Berlin 

waren, weil wir vorhin gehört haben, dass am 15. Juli unter Umständen 

ein Mordanschlag des Grafen von Stauffenberg auf den Führer unter-

nommen werden sollte, und weil wir wissen, dass am 20. Juli ein sol-

cher Mordanschlag geführt wurde, und weil wir aus der Hauptverhand-

lung wissen, dass die Dienststelle, bei der Sie anriefen, darin verwickelt 

gewesen ist. Das werden Sie verständlich finden.» 
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Witzleben: «Am 15. bin ich nicht in Berlin gewesen.» (Witzleben wider-

spricht sich – siehe oben, was Freislers Aufmerksamkeit entgeht – der 

Autor). 

Freisler: «Ich muss einmal nachsehen. Es ist möglich, dass ich mich da 

geirrt habe. Nun haben Sie zunächst, von der Polizei vernommen, ab-

geleugnet, etwas mit der Sache zu tun zu haben.» 

Witzleben: «Ja, leider.» 

Freisler: «Mit Recht sagen Sie: leider; denn wer damals Generalfeldmar-

schall war, hatte zu seinen Taten zu stehen ...» 

Witzleben: «Gewiss!» 

Freisler: «... und nicht ein derart erbärmliches – ich sage nicht: weibi-

sches, weil sich eine Frau nicht so benimmt –, aber sagen wir einmal: 

weibisches Verhalten zu zeigen. Sie haben damals Folgendes geflun-

kert: Sie wären hereingekommen, das wäre mit Bezug auf das Attentat 

so zufällig gewesen, aus anderen Gründen, und dann hätten Sie im 

Auto die Nachricht von dem Attentat erwischt, weil Sie das Radio im 

Auto angestellt hätten. Sie seien ganz erschüttert gewesen; daraufhin 

hätten Sie sich mit General Wagner und dessen Dienststelle in Verbin-

dung gesetzt, und der hätte Ihnen den Rat gegeben, nach Berlin zu fah-

ren; dann seien Sie nach Berlin in die Bendlerstrasse gefahren, und 

zwar zu General Fromm, dem Befehlshaber des Ersatzheeres; da wären 

dann im Zimmer Beck, Hoepner und kurz darauf Stauffenberg gewe-

sen; dort hätten Sie von dem Attentat gehört und hätten erfahren, dass 

der Beck nunmehr die Befehlsgewalt übernehmen solle. Sie wären aber 

von dem scheusslichen Attentat ganz erschüttert gewesen, hätten ge-

sagt: ‚Ich kann noch gar keinen Grund dafür einsehen, sich der Befehls-

gewalt zu bemächtigen, sich des militärischen Oberbefehls und der Re-

gierung zu bemächtigens hätten sich dann in längeren Ausführungen 

gestritten, weil Beck immer behauptete, der Führer sei tot, und das 

zweifelhaft gewesen wäre; dann sei Graf Stauffenberg gekommen und 

hätte Ihnen Befehle gezeigt, unter denen Ihr Name gestanden hätte und 

die schon herausgegangen wären; da hätte Sie die Wut gepackt, Sie 

hätten sich energisch dagegen verwahrt, dass ein solcher Befehl ohne 

Ihre Kenntnis und Genehmigung herausgegangen sei; dann hätte Beck 

Sie gefragt, ob Sie den Oberbefehl der Wehrmacht übernehmen woll-

ten; darauf hätten Sie gesagt: ‚Nein, kommt gar nicht in Frage‘; dann 
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sei der ehemalige Oberst Mertz und später auch der General Olbricht 

dazugekommen, und dann sei Ihnen von Mertz und Stauffenberg ein 

Gegenbefehl des Generalfeldmarschalls Keitel gezeigt worden; Sie hät-

ten dann darauf hingewiesen: «Alles, was ihr hier macht, ist ja Unsinn’, 

und dann seien Sie losgebraust, seien wieder vorbeigebraust bei Wag-

ner in der Nähe von Berlin und hätten ihn auch unterrichten wollen; er 

habe aber schon alles gewusst; dann seien Sie wieder heimgefahren. Es 

lässt sich ja nun nicht leugnen, dass diese Darstellung, wie Sie ja selbst 

eben sagten, so verschleiert ist, dass man sie zu deutsch mit zwei Wor-

ten als eine Lüge bezeichnen muss, zumal nun noch die positive Lüge 

hinterher steht: «Ich erkläre weiterhin, dass ich weder mit Beck noch 

mit Hoepner, Stauffenberg, Olbricht, Mertz oder anderen Personen vor-

her irgendwelche Vereinbarung über einen Umsturz getroffen hatte.‘ 

Grandios gelogen, so grandios wie dumm! Später haben Sie dann ein 

Geständnis abgelegt. Ich nehme nun an, dass Sie zu diesem Geständnis 

stehen. Ist das so?» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Deshalb müssen wir dieses Geständnis in seinen Phasen auch 

knapp behandeln und uns auf die wesentlichen Punkte beschränken. 

Wenn etwas, was ich jetzt vortrage, in einzelnen Punkten nicht stimmt, 

erwarte ich, dass Sie darauf aufmerksam machen, dass das nicht 

stimmt. Es ist natürlich möglich, dass ich mich irre. Sie sprachen da-

von, dass Sie den damaligen Generaloberst Beck im Februar 1943 in 

der Wohnung einmal aufgesucht hätten und dass sie über die Lage ge-

sprochen hätten, die Sie äusserst ernst fanden; dass Sie darüber gespro-

chen hätten, der Führer habe Umstellungen vorgenommen, und Ihnen 

schienen Leute, die etwas könnten, zum Schaden der Kriegführung aus-

geschaltet, Heerführer kurz gesagt. Haben Sie sich denn dabei auch Ge-

danken darüber gemacht, wer es besser machen könnte?» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Ja, Sie haben sich Gedanken darüber gemacht, wer es besser 

machen könnte! Wer sollte es denn besser machen können?» 

Witzleben: «Alle beide.» 

Freisler: «Alle beide! Sie beide! Sie sagten also: «Wir könnten es besser 

machen.’ Sagen Sie es doch so, dass man es hört.» 

Witzleben (lauter): «Ja!» 
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Freisler: «Da muss ich allerdings sagen, das ist ein Hochmut, wie er noch 

nicht dagewesen ist. Ein Feldmarschall und ein Generaloberst erklären, 

Sie könnten es besser machen als der, der unser aller Führer ist, der die 

Grenzen des Reiches an die Grenzen Europas, die Sicherheit des Rei-

ches an die Grenzen Europas gelegt hat. Sie bekennen sich dazu, das 

gesagt zu haben?» 

Witzleben: «Jawohl!» 

Freisler: «Sie werden verstehen, dass man so etwas mit dem Wort ‚Ehr-

geizling’ belegen kann. – Dazu zucken Sie die Achseln. Gut, das ist 

auch eine Antwort. Diese Besprechung darf ich also nun wohl als die 

grundlegende Besprechung bezeichnen.» 

Witzleben: «Jawohl.» 

Freisler: «Nun komme ich zu der zweiten Besprechung, im Oktober etwa 

oder im November 1943 suchte Sie nun Olbricht auf ...» 

Witzleben: «Richtig.» 

Freisler: «... und zwar im Auftrage von?» 

Witzleben: «Nicht im Auftrage.» 

Freisler: «Sie haben früher gesagt: Im Auftrage von Beck.» 

Witzleben: «Er hat mir vorher gesagt, dass Olbricht das jetzt bearbeitet.» 

Freisler: «Nun ja, er hat Ihnen vorher gesagt, dass der Olbricht das jetzt 

bearbeite. Was denn bearbeite? Dass die Tüchtigeren, nämlich Sie 

beide, herankämen? – Ja, also so, dass der Generalreferent dieser lang 

angelegten Sache, wie bereits im Februar 1943 klargelegt war, Olbricht 

war und Sie beide an der Spitze standen! Hatten Sie damals die Posten 

schon verteilt?» 

Witzleben: «Nein. Ob Olbricht schon soweit gekommen war, weiss ich 

nicht.» 

Freisler: «Die Posten waren sicher noch nicht verteilt, wer das Zivile, wer 

die Wehrmacht hätte, wer über dem Ganzen schwebte. Das ist in der 

ersten Besprechung noch nicht gesagt worden. Nur Sie beide, Beck und 

Sie, könnten es besser und Sie beide müssten herankommen und Ol-

bricht würde das bearbeiten. Olbricht kam nun im Oktober.» 

Witzleben: «Im Laufe der Monate ist das gewesen.» 

Freisler: «Im Laufe der Monate war nun der erste Referent, der General-

referent, gefunden, nämlich der Olbricht. Ja, was sagte Ihnen denn nun 

bei dieser Besprechung Olbricht?» 
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Witzleben: «Er könne es kaum allein machen.» 

Freisler: «Er könne es allein kaum schaffen!» 

Witzleben: «Ja, er müsse noch irgendeinen haben.» 

Freisler: «Er müsse noch irgendjemand haben! Haben Sie schon darüber 

gesprochen: wen?» 

Witzleben: «Nein.» 

Freisler: «Nun, das haben Sie zur Kenntnis genommen. Haben Sie sich da 

nun auch schon Gedanken darüber gemacht, wie da etwas geschehen 

könnte?» 

Witzleben: «Nein. Ich habe überhaupt mit Olbricht über die Einzelheiten 

dieser Vorbereitungen gar nicht gesprochen.» 

Freisler: «Ja, aber wenn nun der Führer nicht sagte: ‚Beck tritt an meine 

Stelle, und Sie übernehmen das Oberkommando der Wehrmacht, dann 

war doch ein nicht ganz unbedeutendes Hindernis zu nehmen.» 

Witzleben: «Ich habe in einer Vernehmung ausgesagt, wie ich mir das 

gedacht habe.» 

Freisler: «Ja, Sie haben das ausgesagt, aber ich muss Ihnen wieder sagen: 

was Sie ausgesagt haben, weiss ich natürlich, aber wir müssen es alle 

wissen, denn wir müssen gemeinsam das Urteil fällen. Deshalb müssen 

Sie uns jetzt einmal ganz kurz darlegen, wie Sie sich das gedacht ha-

ben.» 

Witzleben: «Diese erste Ausführung stammt aus der ersten Besprechung 

mit Beck.» 

Freisler: «Richtig; das ist schon in der ersten Besprechung gewesen.» 

Witzleben: «Da haben wir uns darüber unterhalten, wie wir uns das vor-

stellten.» 

Freisler: «Da haben Sie sich darüber unterhalten. Und was haben Sie sich 

vorgestellt?» 

Witzleben: «Ich habe gleich gesagt: ich verstehe von der ganzen Politik 

und den inneren zivilistischen Belangen nichts.» 

Freisler: «Sie verstehen von der ganzen Politik und den inneren zivilisti-

schen Belangen nichts. An dieser Ausdrucksweise merkt man eben: Die 

Reaktion versteht davon überhaupt nichts. Aber ich meinte vorhin: das 

Hindernis, das vorhanden war, war noch ein anderes.» 

Witzleben: «In erster Linie wollten wir uns natürlich der Person des Füh-

rers bemächtigen.» 

361 



Freisler: «‚In erster Linie wollten wir uns’, wenn ich richtig gehört habe, 

«natürlich des Führers bemächtigen!’» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Das finden Sie natürlich?» 

Witzleben: «Das fand ich damals natürlich.» 

Freisler: «Das fanden Sie damals natürlich! Also Sie wollten sich des 

Führers bemächtigen.» 

Witzleben: «Und zwar habe ich mir das nicht gedacht in Form dieses 

Attentats.» 

Freisler: «Nein, Sie haben es sich nicht gedacht in der Form, dass ein 

Sprengstoffattentat gemacht wird, sondern wie haben Sie es sich ge-

dacht?» 

Witzleben: «Es sollte ein Stosstrupp gebildet werden und der Zeitpunkt 

abgewartet werden, wo der Führer unter möglichst geringer Begleitung 

irgendwo auf der Reise war.» 

Freisler: «Es sollte eine Gelegenheit und ein Zeitpunkt abgewartet wer-

den, wo der Führer unter möglichst geringer Begleitung auf der Reise 

war, damit man seiner dann habhaft werden könne.» 

Witzleben: «Ich war mit Olbricht zusammen der Meinung, dass das viel 

mehr hilft, als wenn er dabei zu Schaden käme.» 

Freisler: «Sie waren der Meinung, er würde Ihnen lebend sehr viel mehr 

helfen. Wir sind allerdings des Glaubens, dass uns der Führer lebend 

und wohlbehalten als unser Gefolgsherr alles hilft. Sie haben das aber 

anders verstanden: Ihnen mehr hilft, damit Sie, die beiden, die es besser 

können, wie Sie vorhin sagten, ans Ruder kommen. Und nun, Erwin 

von Witzleben, wer sollte denn diesen Stosstrupp führen?» 

Witzleben: «Irgendeiner. Die Leute mussten erst gesucht werden.» 

Freisler: «Das glaube ich. Die Leute mussten erst gesucht werden. 

Sie finden sich nämlich im deutschen Volk nicht. Demnach haben Sie 

sogar das Ersterfindungsrecht gegenüber Badoglio. Melden Sie dieses 

Patent in der Hölle an! Nun aber: denken Sie, der Führer wäre ein Mann 

so wie Sie? Denken Sie, der Führer liesse sich kampflos nehmen, 

schnappen? Denken Sie das?» 

Witzleben: «Ja, das habe ich mir damals eingebildet.» 

Freisler: «Das hatten Sie sich damals eingebildet! Ach, diese Mischung 

von Verbrechen und Stupidität! Ja, haben Sie denn aber nicht daran ge- 
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dacht, der Führer könnte sich doch zur Wehr setzen, und, wenn es nur 

zwei seiner nächsten Gefolgsmänner waren, sie könnten sagen: wir las-

sen jeder unser Leben, damit der Führer nicht in die Hände von jemand 

fällt?» 

Witzleben: «Das habe ich ja angegeben.» 

Freisler: «Das haben Sie angegeben. Ich sagte Ihnen schon einmal:  

wir müssen es hören.» 

Witzleben: «Diese Möglichkeit hatte ich zugegeben.» 

Freisler: «Diese Möglichkeit hatten Sie bedacht. Was dachten Sie? 

Dachten Sie, der Führer könnte dabei ums Leben kommen?» 

Witzleben: «Zum mindesten verwundet werden.» 

Freisler: «Zum mindesten verwundet werden! Nun, liegt es dann so fern 

anzunehmen, dass die Verwundung eventuell auch eine tödliche sein 

könnte?» 

Witzleben: «Natürlich nicht! Ich habe gesagt, dass alles das – wie soll ich 

mich ausdrücken? – bloss als Schema aufzufassen ist.» 

Freisler: «Sicher, dass alles als Schema aufzufassen ist; denn bei der Ein-

zelausführung mit eigener Hand, ach, da hätten Sie doch lieber etwas 

abseits bleiben wollen. Sie haben nur das Schema gegeben. Schema ist 

übrigens gut gesagt. Wenn nun der Führer dabei ums Leben gekommen 

wäre, was ja möglich war?» 

Witzleben: «Dann wäre die Geschichte genauso schlimm gewesen wie 

jetzt.» 

Freisler: «Dann wäre die Geschichte – wie Sie sich so salopp ausdrücken 

– genauso schlimm gewesen wie jetzt, das heisst, dann wären Sie Mör-

der. Das ist doch klar. Ja oder nein?» 

Witzleben: «Das kann man natürlich sagen.» 

Freisler: «... Ja, das kann man sagen. Und trotzdem haben Sie einen sol-

chen Gedanken gehabt.» 

Witzleben: «Wobei ich immer wieder betone, dass ich in erster Linie an 

den Versuch des Gefangennehmens gedacht habe.» 

Freisler: «Ja, Sie haben geglaubt: wenn wir den Führer in unseren Händen 

haben, dann muss er, wie wir wollen.» 

Witzleben: «Das ist richtig.» 

Freisler: «Das ist richtig! Das ist diese hundsgemeine Felonie, dieser 

hundsgemeine Verrat des Lehnsmannes gegenüber dem Lehnsherrn, 

des Soldaten gegenüber dem ersten Soldaten, des Deutschen gegenüber 

dem Führer, gegenüber unserem Herzog. Das ist es. Das war in dem  
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Gespräch zwischen Ihnen und Beck bereits zutagegetreten. Das war der 

Plan, und darüber war ja gesprochen worden. Ich überspringe nun eine 

längere Zeit. Zwischendurch waren Sie einmal krank gewesen. War das 

1944 oder 1943?» 

Witzleben: «Nein, 1943.» 

Freisler: «Da waren Sie krank gewesen, und da haben Sie einmal Ihrem 

Verbindungsmann gesagt, dass Sie ausscheiden müssten. Genauso, wie 

es die Kommune macht, macht es die Reaktion. Wir singen ja nicht 

umsonst im Lied: ‚Kameraden, die Rotfront und Reaktion erschossen». 

Alles dasselbe: Mord, geheime Treffs, Feigheit und Lüge nachher, 

wenn man bekennen soll, Verbindungsmänner, unterirdische Verbin-

dungsmänner. Sie hatten den Grafen Schwerin als Verbindungsmann.» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Das ist der Verbindungsmann, der zwischen den Komplizen die 

Verbindung aufrechterhielt, und dem haben Sie während Ihrer Krank-

heit-Sie hatten Magenbluten. Waren Sie sehr krank?» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Also dem haben Sie gesagt, wegen Ihrer Krankheit könnten Sie 

das nicht mehr machen. Sehen Sie: das ist mir unverständlich. Dass je-

mand verärgert ist, weil er krankheitshalber nicht Heerführer sein kann, 

aber doch erklärt: ‚Ich bin so krank, dass ich nicht mitmachen kann», 

ist nicht ganz logisch. Aber Sie können mit Recht antworten: ‚Herr Prä-

sident, das Leben ist nicht immer logisch.» Da hätten Sie sogar recht. 

Nun komme ich zum Juni 1944. Einen längeren Zeitabschnitt habe ich 

übersprungen, weil wir alle Einzelheiten gar nicht brauchen. Wir hatten 

uns vorgenommen, die Hauptsachen zu behandeln. Rückzug im Osten! 

Grund für alle, Jetzt die Glieder enger zu schliessen und den Helm fe-

ster zu binden, das Schwert fester in die Hand zu nehmen und immer 

gerade auf unseren Führer hin, immer vorne durch dick und dünn. Das 

war der Juni 1944, der Rückzug im Osten. Da haben Sie Olbricht auf-

gesucht.»« 

Witzleben: «In Kissingen?» 

Freisler: «Sie haben nicht verstanden. Wenn Sie mich richtig verstehen 

wollen, müssen Sie scharf aufpassen. Ich bemühe mich, sehr deutlich 

zu sprechen. Wenn Sie dann etwas nicht verstehen, wie vorhin, dann 
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wollen Sie mir das eben sagen, damit alles Wesentliche klargeht. Sind 

Sie zu Olbricht gegangen?» 

Witzleben: «Im Juni des Jahres glaube ich nicht.» 

Freisler: «Mai oder Juni, haben Sie früher ausgesagt. Ich kann einmal 

nachsehen, ob ich mich nicht irre. Sie haben ausgesagt: ‚Als die Lage 

im Osten sehr ernst wurde, suchte ich General Olbricht im Mai oder 

Juni 1944 in seinem Büro in der Bendlerstrasse auf, um mich allgemein 

zu orientieren^ Das kann also stimmen.» 

Witzleben: «Im Mai habe ich mir die Lagekarte zeigen lassen.»  

Freisler: «Also mag es Mai gewesen sein. Sagen wir: Mai oder Juni wahr-

scheinlich.» 

Witzleben: «Es ist im Mai gewesen.» 

Freisler: «Es ist im Mai gewesen, sagen Sie. Ihr Gedächtnis wird mit den 

weiteren Zeitabschnitten besser; denn vorher wussten Sie nur: Mai oder 

Juni.» 

Witzleben: «Ich war im Juni nach Kissingen gefahren.» 

Freisler: «So, daher wissen Sie das. Da haben Sie ihn aufgesucht. Haben 

Sie da auch Stauffenberg kennengelernt, oder kannten Sie ihn von frü-

her?» 

Witzleben: «Da habe ich ihn zum erstenmal gesehen.» 

Freisler: «Da sahen Sie zum erstenmal Stauffenberg. Da ist Ihnen auch 

klargemacht worden, dass nunmehr der Olbricht den gesuchten und bis 

dahin vermissten Gehilfen hatte; denn Stauffenberg war ja Gehilfe. Ist 

es so?» 

Witzleben: «Jawohl, selbstverständlich.» 

Freisler: «Demnach war auch Stauffenberg im Bilde.» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Und Sie haben auch darüber in grossen Zügen gesprochen.» 

Witzleben: «Das ist an dem Tage kaum geschehen.» 

Freisler: «Warum? Immerhin haben Sie sich nach den Vorbereitungen er-

kundigt.» 

Witzleben: «Ja, abernur ganz flüchtig, denn mein Adjutant war mit.» 

Freisler: «Aha! Ihr Adjutant war mit. Sie konnten nur getarnt sprechen, 

gewiss, also flüchtig. Sie durften nicht zu deutlich werden. Oder war Ihr 

Adjutant im Bilde?» 

Witzleben: «Nein, er war nicht im Bilde.» 

Freisler: «Immerhin konnte Ihnen Olbricht auf Ihre Frage nach den Vor-

bereitungen sagen, dass die Vorbereitungen im Gange seien.» 
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Witzleben: «Aber keine Einzelheiten.» 

Freisler: «Nein, Einzelheiten nicht. Nun, nach dem Schema, das Sie ge-

geben hatten, haben die Einzelheiten auch nur noch zweitrangiges In-

teresse.» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Wann haben Sie nun zwischen dieser Maizusammenkunft und 

dem 20.7. über die Sache noch etwas erfahren?» 

Witzleben: «Am 10. oder 11. Juli telefonierte mich der Graf Schwerin 

unter einem Vorwand an und sagte mir, ich solle schleunigst nach 

Hause kommen. Ich habe zunächst nicht verstanden, was das heissen 

sollte, und habe meinem Ordonnanzoffizier gegenüber meine Verwun-

derung zum Ausdruck gebracht. Am nächsten Tag kam der Graf und 

holte mich ab.» 

Freisler: «Er holte Sie ab. Da wussten Sie nun, was los war, oder ahnten 

es.» 

Witzleben: «Er sagte: ‚Man braucht Sie in Berlins Er wusste ja nichts 

Näheres.» 

Freisler: «Er sagte also, man brauche Sie wieder in Berlin. Aber Sie wus-

sten ja nun Näheres. Ihnen war klar: heute klappt es vielleicht. Ist das 

so? Sind Sie in die Bendlerstrasse gegangen?» 

Witzleben: «Nein.» 

Freisler: «Wohin denn? Namen brauchen Sie nicht zu nennen. Zu wem?» 

Witzleben: «Die Sache fiel ins Wasser.» 

Freisler: «Die Sache fiel ins Wasser, ohne dass Sie kamen.  

Es war falscher Alarm.» 

Witzleben: «Ich bin am 11. nicht dagewesen und bin erst am 12. gefah-

ren.» 

Freisler: «Wann haben Sie nochmals später davon erfahren?»  

Witzleben: «Erst am 19. – da war ich wieder in Berlin.» 

Freisler: «Wie ist es gekommen, dass Sie am 19. in Berlin waren?» 

Witzleben: «Es war grosse Wäsche und so etwas.» 

Freisler: «Also auch nichts, was damit zu tun hatte?» 

Witzleben: «Nein.» 

Freisler: «Haben Sie da Fühlung genommen?» 

Witzleben: «Nein. Schwerin kam zu mir und sagte: ‚Herr Feldmarschall, 

es sind zu morgen Vorbereitungen zu treffen.’» 

Freisler: «Also da hat Ihnen der Verbindungsoffizier Schwerin erklärt: 
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Wahrscheinlich klappt es morgen. Sind Sie wieder herausgefahren?» 

Witzleben: «Ja, wieder zurück nach Seese.» 

Freisler: «Sagen Sie einmal: Panzer sollen doch mit unserem Benzin rol-

len. Sie machen ja tolle Fahrten mit unserem Benzin.» 

Witzleben: «Erstens fahre ich kein Benzin, sondern Gas.» 

Freisler: «Auch damit kann man sparen.» 

Witzleben: «Und zweitens bekomme ich das dauernd zugewiesen.» 

Freisler: «Aber für Zwecke anderer Art! Das ist wohl klar.» 

Witzleben: «Meine Wohnung ist in Berlin.» 

Freisler: «Natürlich, eine Ausrede haben Sie ja. Sie können immer wieder 

ungefähr dasselbe sagen. Aber Sie haben natürlich keinen Sinn dafür. 

Wie kann man auch eine solche Kleinigkeit bei den grossen Sachen 

erwarten, die Sie getan haben!» 

Witzleben: «Bei den grossen Sachen ist es ja genauso gekommen.» 

Freisler: «Sehen Sie mal an! Na, das war der 19. Haben Sie am 20. einen 

Anruf bekommen?» 

Witzleben: «Nachmittags hat ein Adjutant angerufen.» 

Freisler: «Sie sollten irgendwo hinkommen.» 

Witzleben: «NachTemplin.» 

Freisler: «Also in die Dienststelle. – Das haben Sie eben sehr gut gemacht. 

Sie haben das natürlich absichtlich gemacht. Was Sie eben getan haben, 

ist ein Skandal. Ich rede darüber nicht, damit es nicht noch klarer wird. 

– Dann haben Sie an der Dienststelle, zu der Sie hinfuhren, erfahren, 

dass die Vorbereitungen nun soweit seien.» 

Witzleben: «Da war das Attentat schon gewesen.» 

Freisler: «So! Oder haben Sie nicht, als Sie den Anruf bekamen, gesagt: 

‚Heute ist es soweit.’?» 

Witzleben: «Das war jetzt klar.» 

Freisler: «Denn am 19. ist Ihnen gesagt worden: ‚Wahrscheinlich morgen’ 

und am 20. kam der Anruf, worauf Ihnen nun klar war: jetzt ist es so-

weit.» 

Witzleben: «Dann ging in Berlin die Handlung los.» 

Freisler: «‚Dann ging die Handlung los, die Beck und mich, die es besser 

können, an die Stelle setzte.’ Sie behaupten immer noch: ohne dass Sie 

wussten, dass die Sache nicht mit einer Gefangennahme des Führers, 

sondern mit einem Mordanschlag gemacht werden sollte? Das wussten 

Sie nicht?» 
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Witzleben: «Nein. Davon war nichts gesagt worden.» 

Freisler: «Dann haben Sie auf der Dienststelle draussen etwas erfahren. 

Was haben Sie da erfahren? Wer war da?» 

Witzleben: «Das war General Wagner.» 

Freisler: «Dann sind Sie zu Wagner gefahren. Und was hat Wagner Ihnen 

gesagt?» 

Witzleben: «Er wusste auch nichts Näheres als das, was durch das Radio 

gekommen war.» 

Freisler: «Was war durch das Radio gekommen?» 

Witzleben: «Es ist ein Mordanschlag auf den Führer gemacht worden, und 

der Führer sei leichtverletzt, verwundet, leider verwundet, tot, glaube 

ich nicht.» 

Freisler: «Der Führer sei leicht verletzt, und leider, sagen Sie, verwundet. 

Das ‚leider’ schloss den Führer nicht ein. Es soll Ihr «leiden den Führer 

auch gar nicht mit einschliessen. Es ist gut, dass Sie das nicht gesagt 

haben. Dann hat Wagner gesagt: «Wohin möchten Sie fahren?’» 

Witzleben: «Nach Berlin.» 

Freisler: «Nach Berlin, und Sie sind zur Bendlerstrasse gefahren. Wen 

trafen Sie dort?» 

Witzleben: «Dort traf ich Beck, Hoepner, Olbricht, Stauffenberg und 

Mertz.» 

Freisler: «Nun war ja alles beisammen. Jetzt schildern Sie knapp, was 

Sie nun in der Bendlerstrasse erlebten.» 

Witzleben: «Beck hat mir zuerst erklärt, warum er den Putsch ausgelöst 

hatte.» 

Freisler: «Warum denn?» 

Witzleben: «Er hielt es für unbedingt die letzte Stunde.» 

Freisler: «Er hielt es für die letzte Stunde. Er war ein derartig feiger De-

fätist, dass er meinte: Dies ist der Ausweg aus dem Kriege. Wir haben 

so ein paar schleimige Kurfürstendammintellektualisten vor dem VGH 

gehabt, die genau dieselbe Idee hatten. Das hat uns nicht gerade aufge-

regt. Aber damit Sie sehen, was Sie für Kumpane haben: diese schlei-

migen Kurfürstendammintellektualisten wollten das zusammen mit 

den ausländischen Arbeitern machen.» 

Witzleben: «Mit den ausländischen Arbeitern?» 

Freisler: «Na ja, Sie sind ja nicht besser ... Das sind ja doch immer wieder 
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dieselben Sachen, zumal Sie eine Stellung in der Geschichte haben soll-

ten. Nun, Verräter gehen bald in der Geschichte unter. Das ist gar nicht 

mehr eine Sache, die wir abzuurteilen haben. Der Untergang in der Ge-

schichte ist Ihnen gewiss. Als Verräter behalten ihren Namen nur die, die 

es nie gegeben hat. Von Ephialtes liest man viel, ihn hat es nie gegeben. 

Über den Verräter Witzleben werden Volk und Geschichte schweigen, 

weil unser Volk ehrlich, rein und anständig sein will. Nun, da waren Sie 

also mit den Kumpanen beisammen. Was machten die denn da?» 

Witzleben: «Da kamen die besagten Befehle heraus.» 

Freisler: «Was für Befehle?» 

Witzleben: «Ein Befehl, von mir unterschrieben.» 

Freisler: «Ein von Ihnen unterschriebener Befehl!» 

Witzleben: «Er muss bei den Akten liegen.» 

Freisler: «Ich will einmal feststellen, ob dieser hier ist. ‚Eine gewissenlose 

Clique frontfremder Parteiführer hat es unter Ausnutzung der Lage ver-

sucht . ..’» 

Witzleben: «Nein, es ist ein anderer.» 

Freisler: «‚Der Führer ist tot ...’» 

Witzleben: «Ja, das ist der Befehl.» 

Freisler las den Befehl vor – mit der einleitenden Behauptung, dass Hitler 

tot sei, dass Parteiführer versucht hätten, die Macht an sich zu reissen, und 

dass die Reichsregierung deshalb den militärischen Ausnahmezustand 

verhängt habe. Die NSDAP sei dem neuen Oberbefehlshaber der Wehr-

macht, nämlich Witzleben, unterstellt, ebenso alle Reichsbehörden, ins-

besondere die Polizei. Die Waffen-SS sei in das Heer einzugliedern. Der 

Befehl war vom «Oberbefehlshaber der Wehrmacht, gez. v. Witzleben, 

Generalfeldmarschall» unterzeichnet. 

Freisler: «Dieser Befehl ging heraus oder war schon herausgegangen?» 

Witzleben: «Er war schon herausgegangen.» 

Freisler: «Ich habe eine Bitte an die Herren, die hier für die Sicherheit 

tätig sind. Ich weiss nicht, ob auf dem Balkon jemand ist; ich nehme 

an, dass die Sache in Ordnung ist. Dankbar wäre ich, wenn das nur ein-

mal festgestellt würde.» 

Zuruf: «Es ist ein Wachtmeister von uns da!» 

Freisler: «Gut, dann ist es in Ordnung. Also, der Befehl war schon her-

ausgegangen, und zwar mit Ihrem Namen?» 
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Witzleben: «Mit meinem Namen.» 

Freisler: «Nun, dann hatten Sie wohl auf Vorrat unterzeichnet?»  

Witzleben: «Das nicht!» 

Freisler: «Dann stellten Sie wohl politische Blankowechsel aus, weil Sie 

von Politik nichts verstanden?» 

Witzleben: «Etwas anderes konnte man ja gar nicht befehlen.»  

Freisler: «Ach so: etwas anderes konnte man ja gar nicht befehlen! 

Das heisst also: ‚Wenn ich auch nicht unterzeichnete, so hätte ich doch 

dasselbe befohlen^ so dass das also Ihres Geistes Bastard war. Na ja. 

Da ist nun ein Satz wahr: ‚Der deutsche Soldat steht vor einer ge-

schichtlichen Aufgabe, von seiner Tatkraft und Haltung wird es abhän-

gen, ob Deutschland gerettet wird.’ Das Wachbataillon Berlin hat diese 

historische Aufgabe, von der Sie allerdings nicht sprachen, erfüllt. Das 

war also Ihr erster Erlass als Oberbefehlshaber der Wehrmacht. War 

Ihnen denn nun auch gesagt worden, dass Sie jetzt Oberbefehlshaber 

sind?» 

Witzleben: «Ja.» 

Freisler: «Wer hatte Ihnen das denn gesagt?» 

Witzleben: «Beck.» 

Freisler; «In welcher Eigenschaft konnte Ihnen denn nun Beck das  

sagen?» 

Witzleben: «Beck hatte sich sozusagen zum Reichspräsidenten oder Ge-

neralstatthalter gemacht.» 

Freisler: «Richtig, er hatte sich sozusagen zum Reichspräsidenten oder 

Generalstatthalter ... Nun bitte das Verbum dazu! Er hatte sich dazu ...? 

Das Zeitwort fehlt.» 

Witzleben: «Gemacht.» 

Freisler: «Ja, gemacht. Welches Recht hatte er denn, Ihnen dieses Amt 

anzuvertrauen?» 

Witzleben: «Natürlich kein Recht.» 

Freisler: «Natürlich kein Recht, und Sie sagen natürlich: ohne Recht 

konnte ich nicht anders als so befehlen, wenn es auch vor mir schon 

geschehen war. Ja, sagen Sie einmal, da ist ja nun allerhand in dieser 

Sache darin. Erstens, so macht man es nicht, so stockdumm.» 

Witzleben: «Das ist mir klar geworden.» 

Freisler: «Es ist Ihnen klar geworden, dass das stockdumm war. 

Aber über Ihre Intelligenz unterhalten wir uns nicht; das ist nicht unse- 
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re Aufgabe, sondern wir unterhalten uns über den Verbrecher. Es ist Ihnen 

doch klar, dass die Ausführung dieses Befehls, wenn er geglückt wäre, 

das Ende des Deutschen Reiches gewesen wäre.» 

Witzleben: «Wir haben das eben nicht geglaubt. Sonst hätten wir es nicht 

getan.» 

Freisler: «Demnach das Ende des nationalsozialistischen Deutschen Rei-

ches!» 

Witzleben: «Auch nicht.» 

Freisler: «Sie vereinnahmen – natürlich nur in Ihrer Wahnidee – in einem 

Zuge restlos alles, was unser Leben als Volk bedeutet. Sie vereinnah-

men unsere Bewegung. Sie unterstellen die Amtsträger der Gliederun-

gen der NSDAP und der ihr angeschlossenen Verbände sich. Sie glie-

dern die Waffen-SS mit sofortiger Wirkung ein. Sie vereinnahmen mit 

einem Federstrich RAD und OT. Na, Ihre Dummheit muss alle Gren-

zen überschritten haben, wenn Sie nicht kapiert haben sollten, dass das 

das Ende des nationalsozialistischen Reiches war. Aber es kommt ja 

weiter. Unter Ihrer Ägide sind ja auch andere Befehle herausgekom-

men. Sie haben ja sicher als Mann, der immerhin Jahrzehnte Soldat 

war, einen Sinn für Verantwortung. So ist herausgekommen ein Ge-

heimbefehl, unterschrieben vom Oberbefehlshaber im Heimatkriegsge-

biet. Wer war denn der Oberbefehlshaber im Heimatkriegsgebiet?» 

Witzleben: «Das war Generaloberst Hoepner.» Freisler: «Ja, wer hat ihn 

denn dazu gemacht?» Witzleben: «Beck.» 

Freisler: «Beck hat ihn dazu gemacht, genauso usurpiert wie Ihre Ernen-

nung und Becks Ernennung. Er unterstand also Ihnen; das ist klar. Dem 

Oberbefehlshaber der Wehrmacht unterstand natürlich der Oberbe-

fehlshaber im Heimatkriegsgebiet, und da Sie es ja besser konnten, sind 

Sie dafür nun auch zweifellos verantwortlich. In diesem Befehl steht 

Folgendes darin ...» 

Freisler zitierte nun den – nicht von Hoepner, sondern von Fromm und 

Stauffenberg unterzeichneten – Befehl, nach dem die vollziehende Ge-

walt den Stellvertretenden Kommandierenden Generälen und Wehrkreis-

befehlshabern übertragen wurde. Alle Nachrichtenanlagen seien militä-

risch zu sichern. Alle Minister, Gauleiter, Reichsstatthalter, Polizeipräsi-

denten, Gestapoleiter, Leiter der SS-Dienststellen etc. sollten abgesetzt 
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und in Einzelhaft genommen werden. Die Konzentrationslager sollten be-

setzt, ihre Kommandanten verhaftet, die Wachmannschaften verhaftet 

und kaserniert werden. Den politischen Gefangenen sollte mitgeteilt wer-

den, dass sie sich bis zu ihrer Entlassung «aller Kundgebungen und Ein-

zelaktionen zu enthalten» hätten. 

(Lachen im Zuhörerraum!) 

Freisler: «Sehen Sie! Da sagen Sie: das wäre weniger gemein und verrä-

terisch gewesen als die Verbindung mit den ausländischen Arbeitern. 

Diejenigen, die in den Konzentrationslagern sitzen, sind ja der Ab-

schaum derer, die uns gehindert haben, ein Reich, das stark ist, ein 

Volk, das wieder würdiger leben kann, aufzubauen und den Kampf um 

die Freiheit anzutreten. Sie sollten herausgelassen werden. Die Herren 

sollten nur so freundlich sein, sich des Einzelausbruchs zu enthalten, 

bis sie entlassen werden. Sie hatten ja schon die Genugtuung, dass die 

Wachmannschaften an ihrer Stelle kaserniert sitzen.»  

(Heiterkeit im Zuhörerraum.) 

Nun wandte sich Freisler der Waffen-SS zu. Der Geheimbefehl be-

stimmte, dass die Führer der Waffen-SS, die ungeeignet erschienen, mit 

anderen Worten, die Beck und Witzleben den Gehorsam verweigern wür-

den, in Schutzhaft genommen und durch Offiziere des Heeres ersetzt wer-

den sollten. 

Freisler: «Nun, damit kein falsches Bild entsteht: Die Offiziere des Hee-

res hätten sich bedankt, von Verbrechern einen solchen Verratsbefehl 

entgegenzunehmen! Nun kommt die Polizei. Dasselbe! Dann kommen 

Kriegsmarine und Luftwaffe. Da soll man versuchen, gemeinsames 

Handeln sicherzustellen. ‚Und da wir von Politik nichts verstehen: Für 

die Bearbeitung aller politischen Fragen, die sich mit Bezug auf den 

Ausnahmezustand ergeben, bestelle ich bei jedem Wehrkreisbefehls-

haber einen politischen Beauftragten^ Es ist nun interessant: ‚Als poli-

tischen Beauftragten bestelle ich z.B. den Oberpräsidenten a. D. Nos-

ke.’ Das ist einer von Ihnen. Die anderen brauche ich Ihnen nicht alle 

zu nennen.» 

Stauffenberg hatte diesen Befehl ohne Wissen und Billigung Fromms mit 

«gez. Fromm, Generaloberst – Oberst Graf Stauffenberg» unterzeichnet. 

Freisler: «Ob nun der Name Fromms mit oder ohne seine Kenntnis darun- 
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ter stand oder nicht, können wir hier nicht klären, denn er kann sich hier 

nicht verantworten. In diesem Augenblick ist dafür der Zeitpunkt noch 

nicht gekommen.» 

Witzleben: «Ich habe das ja gebilligt.» 

Freisler: «Sie haben es gebilligt. Deshalb können Sie von diesem Befehl 

ab nicht mehr sagen, dass das nationalsozialistische Deutsche Reich 

noch weiter bestanden hätte. Wissen Sie was: es gibt kein Deutsches 

Reich, das nicht nationalsozialistisch ist, und ein nicht nationalsoziali-

stisches ist nie deutsch. Sie hätten für diese paar Tage, bis der absolute 

Abgrund unter Ihnen sich auftat und im Bolschewismus und der Pluto-

kratie das Blut des Volkes versank, allerdings etwas gehabt: Kein 

Reich, keinen Adel, keinen Staat; Sie hätten eine, wie unser Reichsmi-

nister Dr. Goebbels gesagt hat, ins 17. Jahrhundert zurückgehende An-

gelegenheit aus dem Deutschen Reich gemacht; denn Sie wollten ja ge-

gen das Volk regieren. Das stimmt doch?» 

Witzleben: «Wo steht denn das?» 

Freisler: «Gegen das Volk wollten Sie regieren.» 

Witzleben: «Nein.» 

Freisler: «Doch! Das will ich Ihnen beweisen ... Wenn man das Volk bei 

sich weiss, dann braucht nicht die erste Regierungshandlung zu sein, 

dass man sozusagen alles, was es an Missetaten gibt, den Standgerich-

ten überweist: Hochverrat, Landesverrat, Widerstand gegen die Staats-

gewalt, Verbrechen gegen die öffentliche Ordnung, Religionsvergehen, 

Verbrechen gegen das Leben, Raub, Erpressung, Sachbeschädigung, 

gemeingefährliche Verbrechen, Vergehen gegen das Sprengstoffge-

setz, Verbrechen nach der Verordnung gegen Gewaltverbrecher – da 

wollten Sie ein nationalsozialistisches Gesetz bestehen lassen-; alle 

diese und andere Verbrechen, die man für wichtig hielt, sollten vor die 

Standgerichte kommen. In dem Erlass steht als zentrale Bestimmung, 

dass jeder, der dem Standgericht verfällt, die Todesstrafe erleiden soll, 

dass die regelmässige Strafe die Todesstrafe ist, dass man aber in eini-

gen Fällen bis zu einer Freiheitsstrafe von 15 Jahren heruntergehen 

kann. Wer so etwas als erste Regierungshandlung macht, zeigt damit, 

dass er das Volk nicht hinter sich hat. Sie haben noch einen Erlass her-

ausgebracht. Darin steht: 9 Uhr Polizeistunde. Das spricht auch nicht 

gerade dafür, dass Sie der Meinung waren, das Volk stehe auf Ihrer Sei- 
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te. Sie haben noch einen Befehl herausgebracht, in dem steht: alle Ver-

sammlungen werden bis auf Weiteres verboten. Das spricht auch nicht 

dafür, dass Sie der Meinung waren, das Volk sei auf Ihrer Seite. Noch 

einen Befehl haben Sie herausgebracht, dass 3 Tage lang jede irgend-

wie geartete Reise streng verboten sein soll. Diese Dinge zeigen, dass 

der im Verhältnis zu Ihnen allen schmählich zu Unrecht schlechtge-

machte Metternich ein Progressist war. Sie sind ja die Ultrareaktion 

gewesen; denn was Sie taten, heisst allerdings: eine kleine Clique 

schamloser Verräter nimmt dem Volk seine ihm eigene Lebensart, un-

seren Nationalsozialismus. Damit haben wir eine Blütenlese Ihrer und 

der unter Ihrer Verantwortung herausgegangenen Erlasse hier vorge-

tragen. Stimmt das?» 

Witzleben: «Gewiss.» 

Freisler: «Jawohl. Und nun geht es also weiter. War Ihres Bleibens dort 

in der Bendlerstrasse lange? Wie lange blieben Sie dort?» 

Witzleben: «Vielleicht dreiviertel Stunden.» 

Freisler: «Sie hatten ja gezeigt, dass Sie es besser machen. Aber nun hatte 

doch die Sache einen Haken. Nämlich Sie waren doch der Meinung: 

die Sache hat zur Voraussetzung, dass man sich des Führers bemäch-

tigt. Deshalb musste doch nach Ihrem Programm, nach Ihrem Schema, 

die Sache so gehen. Sie hatten den Führer, Sie zwangen den Führer, 

dass er Beck ernannte, und dann konnte Beck Sie ernennen, damit hat-

ten Sie die Sache soweit, wie Sie sie haben wollten. Nun kam es aber 

nicht dazu; Sie hatten den Führer nicht.» 

Witzleben: «Alles war vorbei mit dem Moment, wo wir die Reichshaupt-

stadt nicht in unsere Hände kriegten.» 

Freisler: «Vorbedingung war, sich des Führers und der Reichshauptstadt 

zu bemächtigen. Sie hatten weder den Führer noch die Reichshaupt-

stadt. Wie hatten Sie denn gedacht, dass Sie die Reichshauptstadt in die 

Hände bekämen? Wie wollten Sie das machen?» 

Witzleben: «Das weiss ich nicht.» 

Freisler: «Ach so, das interessiert einen so Grossen ja nicht, wie das ge-

dacht war, dafür hatten Sie kein Schema!» 

Witzleben: «Nein.» 

Freisler: «Nun, das werden wir herausbekommen, wenn wir mit dem 
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nächsten Angeklagten darüber sprechen, wie es gemacht werden sollte, 

die Reichshauptstadt in die Hand zu bekommen. – Ausserdem war Stauf-

fenberg in der Bendlerstrasse, und es entstand ein wüster Streit darüber, 

ob der Führer getötet sei oder ob er lebe.» 

Witzleben: «Mir wurde gleich gesagt, es sei eine Lüge, wenn im Radio 

gesagt worden sei, der Führer lebe: der Führer sei tot.» 

Freisler: «Ihnen wurde gesagt, dass im Radio gesagt worden sei, der Füh-

rer lebe, der Führer sei aber tot. Da war ein gewisses Etwas beruhigt.» 

Witzleben: «Ich habe gleich gesagt: das kann nicht stimmen.»  

Freisler: «Ach so, die Furcht regte sich. ‚Das kann nicht Stimmern, 

meinten Sie. Es stimmte dann auch nicht.» 

Witzleben: «Ich habe gesagt: ‚Die Unterlagen muss ich haben.’» 

Freisler: «Wenn es nun nicht stimmte, gab es einen Kampf am Radio. Es 

war zu erwarten, dass der Führer ...» 

Witzleben: «Wir hatten nicht einmal das Berliner Radio.» 

Freisler: «Nein! Aber Beck wollte dauernd den Rundfunk besetzen. 

Davon war dreiviertel Stunden lang die Rede, der Rundfunk müsse be-

setzt werden. Warum denn?» 

Witzleben: «Damit ein Aufruf an das Volk kommen konnte.» 

Freisler: «Natürlich an das Volk, das Ihnen schnurz und egal war; denn 

Sie wollten ja ultrareaktionär regieren. Also an das Volk sollte ein Auf-

ruf gerichtet werden. Na, das Volk hätte den Aufruf ja zerrissen.» 

Witzleben: «Wie will man es anders nennen?» 

Freisler: «Für solche Geschichten gibt es keinen vernünftigen Namen, da 

haben Sie ganz recht. Frech sind Sie genauso wie die anderen. Nun kam 

heraus, dass der Führer auch im Rundfunk sprechen würde.» 

Witzleben: «Das habe ich nicht mehr erlebt.» 

Freisler: «Darüber müssen wir dann nachher uns bei den nächsten Ange-

klagten klarwerden. Sie haben das nicht mehr erlebt. Sie sind abge-

braust.» 

Witzleben: «Jawohl.» 

Freisler: «Wohin?» 

Witzleben: «Zu Wagner.» 

Freisler: «Haben Sie Wagner unterrichtet?» 
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Witzleben: «Jawohl. Er hat gesagt: ‚Wir fahren nach Hause.’»  

Freisler: «‚Wir fahren nach Hause.’ Sie sind dann nach Hause gefahren 

und haben es nicht besser gekonnt. Das wäre alles.» 

Witzleben: «Sagen Sie mir endlich meinen Anteil an der ganzen Sache!» 

Freisler: «Den haben wir gehört. Ihr Anteil ist absolut klargestellt. Wir 

haben Ihnen genug Zeit gegeben, und Sie haben gesagt, was Sie getan 

haben. Stimmt das?» 

Witzleben: «Das will ich gar nicht abstreiten.» 

Freisler: «Es langt uns vollkommen. Wir haben Ihren Anteil nunmehr ge-

hört. Nur eins ist mir unklar. Generalfeldmarschall des Grossdeutschen 

Reiches, ich darf Sie Folgendes fragen: Was glauben Sie wohl, was die 

Generalfeldmarschälle etwa dazu gesagt hätten? Sie würden Sie 

pflichtgemäss verurteilen. Einmal haben Sie dazu gesagt: ‚So wahr ich 

hier sitze, keiner war daran beteiligte Sagen Sie das hier laut.» 

Witzleben: «Das ist richtig.» 

Freisler: «Das ist richtig! Von Soldaten war auch keiner beteiligt. Ich 

weiss persönlich auf Grund eines kleinen Erlebnisses, dass Sie sie 

schändlich missbraucht haben. Als Sie nämlich das Regierungsviertel 

absperrten, wollte ich zum Anhalter Bahnhof, weil ich eine dienstliche 

Aufgabe in Salzburg zu erledigen hatte. Ich erhob dagegen Einspruch. 

Es kam ein Leutnant, und ich sagte ihm: ‚Ich habe eine Dienstpflicht 

zu erfüllen, ich muss nach Salzburg fahren.’ Er antwortete mir: ‚Wenn 

Sie eine dienstliche Aufgabe zu erfüllen haben, dann dürfen Sie her-

aus’, und ich durfte mit dem Zug abfahren, woraus man sieht, wie 

schändlich Sie die Soldaten missbraucht haben. Sie wussten alle nicht, 

was sie mit Ihnen machen sollten. Eine kleine Lumpenclique hatte die-

ses Verbrechen ohnegleichen begangen ...» 

Weder Lautz noch die Verteidiger hatten weitere Fragen, und Freisler 

schlug vor, eine einstündige Pause zu machen. Nachdem das Gericht um 

14.30 Uhr wieder zusammengetreten war, sollte Hoepner vernommen 

werden, der einst mit den Einsatzgruppen des SD in den baltischen Staa-

ten zusammengearbeitet hatte. Nachdem persönliche Einzelheiten wie 

Geburtsort, Ausbildung, und Laufbahn besprochen waren, erwähnte 

Freisler, dass Hitler Hoepner wegen Ungehorsams in den Ruhestand ver-

setzt hatte. 

376 



Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Das passt ja nicht zusammen: Soldat des Führers, im Reichstag 

zum Generaloberst befördert, und dann – ich habe das zweite vorhin 

nicht gesagt – in Wirklichkeit wegen Ungehorsams und Feigheit in den 

Ruhestand versetzt. Sie haben nämlich eine Stellung nicht gehalten, die 

Sie nach dem Befehl halten sollten, sondern haben gesagt: ‚Ich kann 

auch ein paar Kilometer zurückgehen.’» 

Hoepner: «Darf ich dazu etwas bemerken?» 

Freisler: «Das wollen wir hier nicht untersuchen. Das hat der Führer ent-

schieden, und wir haben kein Wort dazu zu sagen. Jedenfalls ist es so; 

für uns steht fest: Am 1.7.1942 sind Sie in den Ruhestand versetzt wor-

den. Das Recht zum Tragen der Uniform haben Sie nicht. Sie haben 

früher erklärt, dass Sie sich bis zu Ihrer Verabschiedung zum National-

sozialismus bekannt haben.» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Früher gehörten Sie zum Wullekreis.» 

Hoepner: «Jawohl, das heisst, soweit ich als Offizier dazu die Möglichkeit 

hatte.» 

Freisler: «Sie gehörten zum Wullekreis; den kennen wir ja auch. Sie sind 

verheiratet und haben zwei Kinder.» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Von den acht Angeklagten – es ist schon langweilig, dass ich 

das jedesmal wieder sagen muss – haben durch die Bank erst alle feige 

gelogen, Sie genauso. Einer hat nicht gelogen. Das ist der Angeklagte 

Yorck von Wartenburg. Er hat von Anfang an die Wahrheit gesagt. Alle 

anderen haben von Anfang bis Ende feige gelogen. Das stimmt doch?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Ich brauche also hier diese Lüge, wonach alles rein zufällig ge-

wesen ist, nicht noch einmal zu bringen. Wir haben in Bausch und Bo-

gen gehört, dass alles gelogen war. Aber dann haben Sie doch angefan-

gen, schliesslich vor der Polizei etwas zu bekennen, und das wollen wir 

miteinander besprechen. Neben Ihnen müsste auch immer der Olbricht 

erscheinen; aber er ist eben nicht mehr: ihn müssen wir uns dazuden-

ken. Nach eingehender Ermahnung haben Sie sich schliesslich bereit  
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erklärt, nunmehr die volle Wahrheit zu sagen. Wann haben Sie denn 

nun Olbricht kennengelernt?» 

Hoepner: «Mitte der zwanziger Jahre.» 

Freisler: «Zunächst dienstlich?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Näher erst in den letzten Jahren?» 

Hoepner; «Näher erst in den letzten Jahren.» 

Freisler: «Etwa seit 1940?» 

Hoepner: «Ja, schon 1939.» 

Freisler: «Sie haben Ihre Wohnung in Dahlem in der Nähe gehabt?» 

Hoepner: «Jawohl, dicht dabei.» 

Freisler: «Von da ab kannten Sie sich genauer. Haben Sie auch einmal 

nach der Sizilienlandung über Stalingrad, Tunis, Sizilien gesprochen? 

Können Sie sich an dieses Gespräch erinnern? Da haben Sie schon sehr 

bedenkliche Äusserungen getan. Sie sagen zwar: immer noch keine ne-

gative Kritik. Aber Ihre Kritik ging schon ziemlich weit. Stimmt das? 

Sie meinen, das ist Geschmackssache, ob man das ‚weitgehend’ 

nennt.» 

Hoepner: «Es kommt darauf an, in welchem Kreis und vor welchen Leu-

ten man sich äussert.» 

Freisler: «Je näher man dem Führer gestanden hat und je mehr das, was 

man kritisiert, Sache des Führers ist, desto weniger kritisiert man es ... 

Schliesslich waren Sie ein wegen Feigheit herausgeworfener Offizier. 

Sie hatten wahrhaftig nichts zu kritisieren. Sie haben ganz ordentlich 

kritisiert, Sie sagen, negativ sei die Kritik nicht gewesen. Das ist, wie 

gesagt, Geschmackssache. Aber im September des vorigen Jahres – das 

war danach – sind Sie der Meinung gewesen, wieder in einem Ge-

spräch mit Olbricht, man müsse politisch aktiver werden. Stimmt das?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Oder hat Olbricht diese Meinung vertreten?» 

Hoepner: «Ich persönlich habe diesen Ausdruck nicht gebraucht. Das ist 

in diesem Gespräch, das ich mit Olbricht geführt habe, zum Ausdruck 

gekommen.» 

Freisler: «Wollen Sie damit sagen: «Gleiche Brüder, gleiche Kappern, 

oder wollen Sie darüber streiten, wer das von Ihnen beiden gesagt hat?» 

Hoepner: «Ich kann das nicht mehr genau sagen.» 
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Freisler: «Es ist auch wahrscheinlich egal. Sie waren ziemlich derselben 

Meinung.» 

Hoepner: «Jedenfalls war davon die Rede, dass Olbricht sagte, der Zeit-

punkt, wo wir irgendeinen von den Verbündeten heraussprengen müs-

sten, sei bald gekommen.» 

Freisler: «Aus der Reihe der anderen heraussprengen! Dazu ist nichts zu 

sagen. Darüber kann man sich unterhalten.» 

Hoepner: «Dass, kurz gesagt, die Koalition der Feinde nicht ewig dauern 

könne. Das war im Anschluss an die Beteiligung der Amerikaner in 

Italien, in Verbindung mit der voraussichtlichen Landung.» 

Freisler: «Ja, das haben wir schon gehört. Sie sagen: eine Koalition kann 

nicht immer dauern, einer muss herausgesprengt werden können; wir 

müssen da vielleicht etwas unternehmen, um politisch aktiver zu wer-

den und einen heraussprengen. Das hiess nicht unbedingt, dass Sie das 

unautorisiert machen müssten. Das war nicht gemeint?» 

Hoepner: «Das war nicht gemeint. Es war gedacht, dass der Herr Reichs-

aussenminister in dieser Beziehung in Tätigkeit treten sollte.» 

Freisler: «Das ist dann eine Politik, wie wir sie alle einmal machen. Man 

redet darüber: Wird die Koalition immer währen, oder wird es gelingen, 

England oder Russland oder irgendeinen herauszusprengen? Na ja! Da-

mit passt aber nun gar nicht die Schilderung zusammen, die Sie zwar 

nicht in diesem Saale, sondern früher gegeben haben. Früher haben Sie 

nämlich gesagt, Sie seien sich dabei darüber im Klaren gewesen, dass 

der Führer nicht mit Russland und Ribbentrop nicht mit England das 

machen könne, dass infolgedessen die jetzige Führung das nicht ma-

chen könne.» 

Hoepner: «Diese Äusserung ist viel später gewesen.» 

Freisler: «Wann etwa?» 

Hoepner: «Sie ist etwa im Februar 1944 gefallen.» 

Freisler: «Sie haben freilich bei Ihrer Vernehmung ...» 

Hoepner: «Herr Präsident, es kann sein, dass ich mich irre. Ich habe ja 

solche Gespräche mit Olbricht öfter geführt.» 

Freisler: «So dass Sie nicht wissen, wann es war! Vor der Polizei haben 

Sie gesagt, es sei damals gewesen, obgleich so sicher nicht ist, dass es 

damals gewesen ist ... Jedenfalls im Laufe des Jahres 1943 oder Anfang 
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1944 waren Sie zu der Überzeugung gekommen, dass dieses notwen-

dige politische Aktivwerden, um einen der Feinde aus der gegnerischen 

Koalition herauszusprengen, nicht möglich sei, wenn der Führer an der 

Spitze stehe, und nicht ... wenn Ribbentrop Aussenminister bleibe: Der 

Führer könne nicht mit Russland, Ribbentrop nicht mit England dies 

erreichen, also gehe es nicht.» 

Hoepner: «Ich habe gesagt, auf die Frage ...» 

Freisler (unterbrechend): «Verstecken Sie sich ruhig wieder hinter der 

Frage des anderen! Aber wir sehen Sie hinter dem Versteck genauso. 

Ob Sie auf eine Frage das gesagt haben oder von sich aus, wird auf uns 

kaum viel Eindruck machen. Schliesslich waren Sie einmal General-

oberst gewesen und konnten sich nicht ohne Weiteres hinter jemand 

verstecken. Jedenfalls sind Sie zu dem Ergebnis gelangt. Stimmt das?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Ja, sehen Sie! Damit war es aber noch nicht zu Ende, sondern 

Sie meinten, es sei jetzt höchste Zeit, einen Frieden zu suchen.» 

Hoepner: «Nein, das habe ich nicht gemeint.» 

Freisler: «Also von der Erzbergerstimmung waren Sie noch ein bisschen 

weg.»* 

Hoepner: «Noch ein ganz Teil weg!» 

Freisler: «Noch ein ganz Teil weg. Sie kamen ihr auf einem anderen Wege 

aber näher und haben sie sehr bald überholt. Das werden wir sehr bald 

sehen. Haben Sie bei diesem Gespräch gesagt, Sie wären dabei, wenn 

etwas unternommen würde, nachzuhelfen, dass der Führer und der 

Reichsaussenminister ersetzt würden?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Sie haben aber vor der Polizei gesagt: ‚Ich habe so geantwortet, 

dass Olbricht wohl den Schluss ziehen konnte, dass ich mitmachen 

würde.» 

Hoepner: «Die Frage von Olbricht war so, dass er sagte, und zwar im Fe-

bruar – auf diese Sache kam es eben an «Allmählich kommt jetzt die 

*  Matthias Erzberger, Zentrumspolitiker, hatte 1917 entscheidenden Anteil an der 

Friedensresolution des Reichstags und unterzeichnete den Waffenstillstand von 

1918. 1921 fiel er einem Attentat zum Opfer. 
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Sache zum Schwur (damit ist eine Entscheidung für oder gegen eine 

Teilnahme an einem Staatsstreich gemeint – der Autor); es wird immer 

schwieriger, und es kann der Moment kommen – der Krieg ... ‘ Er er-

zählte mir von den Geschichten im Osten am Dnjepr, von dem Rückzug 

nach Besserabien. ‚Der Krieg kann jetzt in eine Phase kommen ...’» 

Freisler: «Ich kannte den Ausdruck ‚Die Sache kommt zum Schwur’ 

nicht; inzwischen habe ich festgestellt, was er zu bedeuten hat.» 

Hoepner: «Er sagte, es könne der Moment kommen, wo in der Führung 

oben ein Wechsel stattfände. Dies habe ich damals und auch weiterhin 

so aufgefasst, dass das mit Rücksicht auf das Gespräch gemeint war, 

das wir früher einmal geführt hatten, dass der Führer sich von der Füh-

rung des Ostens selbst zurückziehen würde. Das war meine Meinung; 

es bedeutete nur, es komme die Zeit, wo der Führer vielleicht einen 

Entschluss fassen würde, im Osten nicht mehr zu führen, sondern ir-

gendeinem General die Führung zu übergeben; sonst sollte sich nichts 

ändern.» 

Freisler: «Das passt aber immer noch nicht zu Ihrer Grundeinstellung. Sie 

war, wie Sie sagten, die, es müsse nun einer herausgesprengt werden, 

mit einem müsse Frieden geschlossen werden; der Führer könne das 

nicht mit Stalin und Ribbentrop könne es nicht mit Churchill. Das heisst 

also: es geht nicht.» 

Hoepner: «Damit habe ich keineswegs sagen wollen, dass ich oder irgend-

ein anderer das ändern solle.» 

Freisler: «Zunächst war es dieses nichtsnutzige Gespräch, mit einem 

Wort. Wir werden allmählich über die nichtsnutzigen Gespräche hin-

auskommen. Was ist dann zwischen Ihnen und Olbricht damals geredet 

worden, als Sie wegen Ihrer Bombenbeschädigungen von ihm eingela-

den wurden, weil Sie bei sich nicht kochen konnten? Wahrscheinlich 

erinnern Sie sich dieses Falles noch?» 

Hoepner: «Jawohl. Das ist am 15. Februar gewesen: es war der Hausbrand 

bei uns.» 

Freisler: «Es muss die zweite Februarhälfte gewesen sein. Was haben Sie 

da besprochen?» 

Hoepner: «Dort hat er mir nur kurz gesagt: ‚Ich habe gerade die Lage-

karte; kommen Sie einmal herein’ – da war meine Frau mit dabei –,  
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‚sehen Sie sich an, wie es im Osten aussieht; hier rutscht die Sache nach 

dem Westen ab; irgendetwas muss nun passieren; der Führer hat Man-

stein abgelöst.’» 

Freisler: «Sie brauchen nicht Namen zu nennen. Das haben wir bis jetzt 

vermieden. Nur einmal hat der vorhin vernommene Angeklagte in un-

verschämt verantwortungsloser Weise zwei Namen von Männern ge-

nannt, so dass jeder, der zugehört hat, weiss, wer es war. Aber Sie ha-

ben es nicht nötig, es auch so zu machen. Also, da wurden Namen ge-

nannt.» 

Hoepner: «Er sagte: «Schliesslich muss doch einmal oder wird zwangs-

läufig eine Änderung der Führung im Osten eintreten.’» 

Freisler: «Das ist das, wovon Sie vorhin sprachen. Ich reite immer wieder 

darauf herum, weil ich annahm, dass es ein anderer Fall wäre, von dem 

Sie bis jetzt redeten; nämlich das Gespräch vom Februar/März, auf das 

ich, wie Sie sehr wohl wissen, hinauswill, erkenne ich in Ihrer Erzäh-

lung gar nicht wieder. Dieses Gespräch haben Sie selbst vor der Polizei 

ganz anders geschildert. Sie haben dort gesagt: «Etwa Anfang Februar 

oder März 1944, als ich zum fünften Male in meinem Haus einen Bom-

benschaden erlitten hatte, gingen meine Frau und ich zu Olbricht, der 

uns zum Essenaufwärmen einlud; und bei dieser Gelegenheit sprachen 

wir wieder über die allgemeine Lage, kamen darauf zu sprechen, dass 

mehrere Heerführer abgelöst seien. Wir waren der Auffassung, dass 

diese Heerführer doch recht tüchtig waren und dass wir nicht verstehen 

könnten, weshalb sie abgesetzt würden. Wir sprachen davon, dass das 

wohl nicht nur an diesen Führern allein liegen könne, sondern die Ur-

sache sicher bei der höheren Führung liegen müsse. ‘ Wenn Sie nun 

Heerführer in diesem Range meinten, brauchen wir uns gar nicht dar-

über zu unterhalten, wer die höhere Führung war, der Sie die Schuld 

beimassen. Sie haben weiter ausgesagt: «Olbricht sprach dabei davon, 

dass da noch in der höheren Führung eine Änderung ein treten müsste. 

‘ Das ist noch so, wie Sie eben schilderten. Jetzt aber läuft Ihre Dar-

stellung von eben auf dem Gleise der Lüge, und Ihre Darstellung von 

damals wird wohl auf dem Gleise der Wahrheit gelaufen sein. Ihre Dar-

stellung von damals geht wie folgt weiter: «Olbricht sagte, dass da noch 

in der höheren Führung eine Änderung eintreten müsste. Er sprach da-

bei nicht davon, dass dies durch einen Anschlag auf den Führer erfol- 
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gen müsste, sondern ich verstand ihn dahin ...’ Wohin nun? Vielleicht 

ist es Ihnen jetzt eingefallen. Wohin verstanden Sie ihn?» 

Hoepner: «Ich verstand ihn dahin, dass der Führer freiwillig einen ande-

ren mit der Führung an der Ostfront beauftragen würde.» 

Freisler: «Ach so, dass durch eine Aktion von der Front her oder aus dem 

Führerhauptquartier heraus eben ein Druck auf den Führer ausgeübt 

werden könnte, durch den dieser gezwungen wäre, die verantwortliche 

Führung an einen Heerführer abzugeben. Ich habe vorhin angedeutet, 

dass ich dachte, Sie würden auch zu dem stehen, was Sie damals gesagt 

haben.» 

Hoepner: «Dazu stehe ich auch.» 

Freisler: «Dazu stehen Sie auch! Da kann nun von Freiwilligkeit keine 

Rede mehr sein: dass durch eine Aktion – wir wissen, was Aktion ist – 

von der Front her oder aus dem Führerhauptquartier heraus ein Druck 

auf den Führer ausgeübt werden könnte, durch den dieser gezwungen 

wäre, die verantwortliche Führung an einen Heerführer abzugeben. Das 

ist ja nun ein Vertauschen der Rollen. Freie Entscheidung muss derje-

nige haben, der vor dem deutschen Schicksal die volle Verantwortung 

für unseres Volkes Blutstrom trägt. Dass jemand mit einem anderen 

Gespräche nach der Richtung hin führt, es müsse etwas geschehen, da-

mit unser Führer durch eine Aktion unter Druck gesetzt und gezwungen 

wird, etwas zu tun, das ist vielleicht in der Ausführungsart noch nicht 

so durchdacht, wie es uns der Angeklagte von Witzleben geschildert 

hat, den Führer, wenn er einmal mit möglichst wenig Begleitern unter-

wegs sei, durch einen Stosstrupp gefangenzunehmen; aber selbst ohne 

diese manuelle Gewalt wäre es an Treulosigkeit, an Felonie des Lehns-

mannes gegenüber seinem Lehnsherrn, des Gefolgsmannes gegenüber 

dem Gefolgsherrn dasselbe. Das war also der wesentliche Inhalt des 

Gesprächs etwa vom Februar. Da sind Sie nun über die Erzbergerstim-

mung bereits weit hinaus; denn der Erzberger hatte mit Papierzetteln 

den Verrat betrieben. Sie aber wollten den Führer unter Druck setzen.» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Das haben Sie gesagt; dazu haben Sie sich eben bekannt.» 

Hoepner: «Ich habe aber nie gesagt, dass das von mir oder Olbricht aus-

gehen sollte.» 
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Freisler: «Das wäre Ihnen ja auch schwergefallen; denn Sie waren wegen 

Feigheit weggejagt worden. Sie kamen ja nicht an die Front. Sie waren 

wegen Ungehorsams und Feigheit weggejagt worden und hatten keine 

Möglichkeit, vom Führerhauptquartier aus eine Pression auszuüben. 

Aber dass ein solcher Gedanke als mögliche Lösung erörtert wird, hat 

eine hohe tatsächliche Bedeutung. Alles, was nämlich in der Welt der 

Ideen ist, ist dann auch schon einen Schritt näher auf dem Wege der 

Durchführung. Sie haben sogar noch mehr darüber geredet. Sie waren 

sich noch darüber einig, freilich aufgrund von Ausführungen von Ol-

bricht, man dürfe im Ersatzheer dann natürlich nicht hinter der Front 

herhinken. Erinnern Sie sich daran?» 

Hoepner: «Der Ausdruck stammt von Olbricht.» 

Freisler: «Im selben Gespräch: man dürfe nicht hinterherhinken hinter der 

Front. Wenn also durch eine Aktion der Front ein Druck auf den Führer 

ausgeübt würde, dürfe man hier ja nicht hinterherhinken! Der Unter-

schied ist eben der: 1918 Meuterei der Feigen in der Heimat; 1944 Ihr 

erbärmlicher Versuch, wenn auch durch andere, Meuterei gegen den 

Führer von der Front her und dann mit der nötigen Unterstützung in der 

Heimat. Das ist der Unterschied. So macht es eben die Reaktion. Aber 

damit war es auch noch nicht zu Ende, sondern, nachdem Sie soweit 

waren, kam ja dann noch die Frage: ‚Sie stehen doch dann auch zur 

Verfügung?’ Hat Olbricht Sie danach gefragt?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Jawohl! Nun wäre es ja heraus. Wir hätten es schneller haben 

können. Ich kann mir nicht vorstellen, dass Ihnen das Gewissen etwa 

Schwierigkeiten gemacht haben würde; denn ein Gewissen haben Sie 

ja nicht. Das hätten wir also schneller haben können. Was haben Sie 

nun geantwortet, als Olbricht fragte: ‚Sie stehen doch zur Verfü-

gung?’» 

Hoepner: «Ich habe gesagt: ‚Ich stehe zur Verfügung, wenn ein ordentli-

cher, legitimer Umschwung, ein Wechsel ...» 

Freisler (unterbrechend): «Donnerwetter! Ein ordentlicher, legitimer 

Wechsel! Was dann noch? Wie soll dieser Satz enden?» 

Hoepner: «... stattfände, der es mir also ermöglichte, der ich nicht mehr 

Soldat bin, wieder Soldat zu werden.» 

Freisler: «Aha! Jetzt haben Sie sich gedreht und gewunden wie eine ge- 
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tretene Schlange. Aber vor der Polizei haben Sie der Sache einen gera-

deren Ausdruck gegeben: ‚Sie stehen dann doch auch zur Verfügung, 

fragte er, was von mir zugesichert wurde, mit der Bemerkung, dass ich 

bereit wäre, wenn es sich um eine vernünftige, gutvorbereitete Aktion 

handelte, die kein Hasardspiel einer Einzelstelle darstellte. –  ‚Dass das 

etwas anderes ist als das, was Sie eben dahergestottert haben – eine 

legitime, ordentliche Sache’ –, darüber sind Sie sich doch klar. Wenn 

die Sache so gut eingefädelt wäre, dass man möglichst wenig Gefahr 

läuft, dann seien Sie bereit mitzumachen! Das heisst das, was Sie ge-

sagt haben! Haben Sie von Hasardspiel gesprochen?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Warum haben Sie das der Polizei gesagt?» 

Hoepner: «Ich bin, wie schon bemerkt, auf der Polizei 12 Stunden lang 

vernommen worden.» 

Freisler: «Ja, umso genauer wird wohl Ihre Aussage gewesen sein. 

Sie haben jedenfalls auf der Polizei von Hasardspiel gesprochen.» 

Hoepner: «Das stimmt, aber in diesem Sinne.» 

Freisler: «Na also!» 

Hoepner: «Ich habe damit diesen Sinn ausdrücken wollen, weil ich den 

Ausdruck aus der Unterhaltung mit Olbricht nicht mehr in der Erinne-

rung hatte.» 

Freisler: «In dem Gespräch mit Olbricht mag von Hasardspiel nicht die 

Rede gewesen sein; aber als Sie bei der Polizei charakterisieren sollten, 

wie es war, haben Sie den Ausdruck ‚Hasardspiel’ als charakteristisch 

angesehen.» 

Hoepner: «Ich habe Olbricht damals gesagt: ‚Ich mache keine Putschge-

schichte oder eine blödsinnige Geschichte wie Kapp-Putsch. ‘ Diese 

Erfahrung habe ich mir gekauft. Ich habe immer betont: temporäre, se-

kundäre Lage.» 

Freisler: «Das ist schon deutlich. Es ist zwar nicht deutsch gesprochen, 

man muss es erst übersetzen: ‚temporäre, sekundäre Lage’ – ‚zeitlich 

komme ich erst später, wenn die Sache sicher ist’ –. Das heisst es 

doch?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Na, sehen Sie! Es hat also nichts damit zu tun, ob es eine recht-

mässige oder, wie es der Polizeibeamte ganz richtig formuliert hat, eine 

vernünftig vorbereitete Sache und kein Hasardspiel ist, also sicher ist, 
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temporär, erst sekundär, zeitlich erst dann, wenn die Geschichte sicher 

ist! Feiner Knabe! Da hätten wir also mit vieler Mühe das Februar / 

Märzgespräch doch herausgekriegt. Das ist ja nun der Anfang des Gan-

zen, wenn er nicht schon früher war. Hier jedenfalls stand die Sache 

fest. Und nun überspringen wir einige Monate. Wir befinden uns jetzt 

im Juli. Da waren Sie wieder bei Olbricht und haben sich nach der Lage 

erkundigt. Erinnern Sie sich daran nicht?» 

Hoepner: «Er hat mich bestellt.» 

Freisler: «Er hat Sie sogar bestellt. Was sagte er Ihnen da?» 

Hoepner: «Er sagte mir: ‚Ich wollte Sie über die allgemeine Lage orien-

tierem – ich war ja wochenlang nicht bei ihm gewesen –, ‚es ist jetzt 

auch im Westen sehr eklig gewordene‘» 

Freisler: «Ja, er war nun Defätist nach beiden Seiten geworden. Wenn 

Friedrich der Grosse solche Untergeneräle gehabt hätte, wie diese paar 

– zum Glück! –, die wir heute hier genossen haben und die, weil sie 

nicht mehr sind, vor uns noch so erscheinen, er hätte seine liebe Last 

gehabt mit denen, die immer, wenn es irgendwo brenzlig wird, den Mut 

sinken lassen. Aber nach Kunersdorf (Die Schlacht bei Kunersdorf am 

12. August 1759, wo Friedrich der Grosse seine schwerste Niederlage 

während des Siebenjährigen Krieges erlitt. –Anm. des Autors), nach 

dem Nichts, als der Feind in die Hauptstadt Preussens einzog, kam doch 

der Sieg, weil, wie heute unser Führer, damals ein Mann an der Spitze 

stand, der Ehre hatte, genau wie unser Führer, auch Männer um sich 

hatte, genau wie unser Führer. Solche wie Sie werden ausgestossen. Ich 

kann mir schon vorstellen, dass Sie wegen Feigheit ausgestossen sind, 

wo Sie mit solchen Männern Verkehr haben, die einmal rechts, einmal 

links defätistische Ansichten haben. Olbricht hatte jetzt auch nach We-

sten defätistische Ansichten. Was hat er weiter gesagt?» 

Hoepner: «Ich weiss nicht, ob ich das ausführen kann.» 

Freisler: «Sie führen es dann aus, wenn Sie ein Fünkchen Anstand zu ha-

ben glauben, es verantworten zu können. Über den Defätismus im We-

sten brauchen Sie nicht zu reden. Was führte er sonst über den Plan 

aus?» 

Hoepner: «Er hat nichts weiter gesagt. Er sagte nur: ‚Es kann über kurz 

oder lang der Moment eintreten, von dem ich damals Erwähnung getan 
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habe, dass nämlich im Führerhauptquartier irgendeine Veränderung 

eintritt.» 

Freisler: «Wir können wieder von vorne anfangen. Bereits vor 10 Minuten 

waren wir dabei, die Veränderung im Führerhauptquartier ganz anders 

darzustellen, weil Sie selbst bekennen mussten, dass es anders war. Ver-

änderung im Führerhauptquartier! Sind Sie so feige, dass Sie so um die 

Sache herumreden müssen?» 

Hoepner: «Die Sache ist so, wie ich sie zu Protokoll gegeben habe. In dem 

vorhergehenden Gespräch, das schon lange vorher geführt worden war, 

war die Sache derart geklärt, dass Olbricht erwartete, im Führerhaupt-

quartier würde eine Anzahl von Generalen oder Heeresgruppenführern 

auf den Führer einen Druck in dem Sinne ausüben, dass er die Führung 

abgibt.» 

Freisler: «Einen Druck auf unseren Führer! Das langt uns vollkommen. 

Das nennen Sie eine Veränderung im Führerhauptquartier!» 

Hoepner: «Das war seine Ansicht.» 

Freisler: «Sie haben erklärt, Sie machten mit, nur temporär, sekundär. Das 

haben wir alle gehört. Davon brauchen Sie sich nicht herunterreden zu 

wollen. Wir kommen zu der nächsten Besprechung: Lageerkundigung, 

Olbricht defätistisch, auch was den Westen anlangt. Ich kann aber Ih-

rem Gedächtnis ein bisschen nachhelfen. Sie haben ausgesagt: ‚Olbricht 

gab zu erkennen, dass seiner Auffassung nach sich die weitere Entwick-

lung nur nach Wochen bemessen könne. Er vertrat die Auffassung, dass 

man zu einem Frieden kommen müsse, es müsse etwas Grundlegendes 

erfolgen: Und jetzt heisst es wieder: ‚Da der Führer nicht mit Stalin, 

Ribbentrop nicht mit England Frieden schliessen könne. Er schimpfte, 

dass gerade in diesem Augenblick er den Stauffenberg nicht mehr 

habe.’ Stimmt das?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Was hat das zu tun mit einer – um darauf zurückzukommen – 

«legitimen Veränderung im Führerhauptquartier’, ob er Stauffenberg 

hat oder nicht? Stauffenberg war inzwischen zu Fromm gekommen.» 

(Oberbefehlshaber des Ersatzheeres, Stauffenberg war zu seinem 

Stabschef ernannt worden – Anm. des Autors). 

Hoepner: «Jawohl.» 
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Freisler: «... hatte damit gar nichts zu tun. Daraus ersehen Sie schon, dass 

an etwas ganz anderes gedacht war.» 

Hoepner: «Nein, Verzeihung! Die Sache war so, dass er sagte: ‚Ich habe 

neue Sperrdivisionen aufstellen müssen; ich habe die ganze Zeit 

Schwierigkeiten gehabt mit der Mannschaftsersatzbewirtschaftung, 

und jetzt ist mir auch noch der Stauffenberg weggenommen worden. 

Ich habe mich wieder neu mit Mertz einarbeiten müssen.» 

Freisler: «Das ist alles? Das ist fürchterlich feige! Früher haben Sie die 

Sache ganz klar geschildert: ‚Olbricht schimpfte darüber, dass ihm ge-

rade in diesem Augenblick sein Abteilungschef Oberst Graf von Stauf-

fenberg weggenommen wurde und zu Fromm kam. Olbricht sagte, es 

sei ärgerlich, dass er gerade Jetzt Stauffenberg verloren habe; Mertz 

wäre zwar sehr tüchtig, aber Stauffenberg wäre der einzige Mann ge-

wesen, mit dem man gerade solche heiklen Fragen besprechen könne, 

wie sie gerade im Zusammenhang mit einer solchen Veränderung im 

Führerhauptquartier auftauchten. ‘ Also gar nicht Schwierigkeiten mit 

Mertz, wenn Sie nicht so viel zurückgehalten hätten – Sie wissen ja 

wohl, was ich meine –, wenn Sie nicht durch die Auslösung der Wal-

küre so viel zurückgehalten hätten!» 

Hoepner: «Ich? Nein!» 

Freisler: «Sie sind alle in einem Topf, Sie und Olbricht, zählen also eins. 

Wenn diese Verschwörerclique nicht so viel zurückgehalten hätte, wä-

ren die Schwierigkeiten auch nicht so gross gewesen. Das haben Sie 

früher gesagt, nicht weil sich ein neuer Mann in die Nachschubfragen 

oder Ersatzfragen einarbeiten musste, sondern Olbricht sei deshalb är-

gerlich gewesen, weil Stauffenberg der einzige Mann gewesen wäre, 

mit dem er gerade solche heiklen Fragen – nämlich den Druck auf den 

Führer – hätte besprechen können. Wenn Sie meinen, das sei noch nicht 

deutlich, so sind Sie selbst noch deutlicher vor der Polizei geworden, 

nämlich in dem nächsten Satz: ‚Ich entnahm daraus, dass Olbricht 

schon vorher mit Stauffenberg zusammen in diesen Dingen zusammen-

gearbeitet hatte. ‘ Das hätten Sie nämlich nicht zu entnehmen brauchen, 

wenn es sich um die amtlichen Aufgaben Stauffenbergs und Olbrichts 

gehandelt hätte. Irgendwelche näheren Pläne der Vorbereitungen wa-

ren von Olbricht nicht mitgeteilt worden. Die Tendenz seiner Ausfüh- 
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rungen war aber, dass die Lage von Tag zu Tag mehr drängte, dass 

etwas in der Richtung einer Änderung der Obersten Führung geschehe. 

Ist das richtig?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Womit Sie eben wieder als Lügner entlarvt sind.» (Widerspruch 

des Angeklagten Hoepner!) 

Freisler: «Nun, wenn Sie das nicht einsehen, jeder andere im Saal hat es 

eingesehen. Ich will nicht noch einmal wörtlich die betreffende Stelle 

verlesen. Sie haben weiter gesagt, dass Sie aus den weiteren Ausfüh-

rungen von Olbricht entnommen hätten: in gewisser Weise ist es auch 

wieder gut, dass Stauffenberg jetzt bei Fromm ist, denn dann kann er 

in diesem Sinne auch auf Fromm einwirken. Stimmt das?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Eben! Womit ja nun allmählich alles klargeworden wäre! Sie 

haben ausgesagt: ‚Dabei sagte er, nunmehr dränge es schon nach Ta-

gen.’ Das können Sie heute nicht mehr sagen? Nun, wenn Sie es früher 

ausgesagt haben, wird es wohl stimmen.» 

Hoepner: «Er hat jedenfalls die Sache äusserst krisenhaft geschildert.» 

Freisler: «Na ja! Er meinte also auf Grund seiner pessimistischen defäti-

stischen Stimmung, die Sache sei sehr krisenhaft, es müsse aufs 

Schnellste etwas geschehen, es dränge nach Tagen. So ähnlich haben 

Sie es auch früher ausgesagt. Das wäre also diese Besprechung aus den 

ersten Julitagen dieses Jahres mit Olbricht. Nun kommen wir zur Tat 

selbst. Wo wohnten Sie?» 

Hoepner: «In Bredereck.» 

Freisler: «Wo ist das?» 

Hoepner: «Bei Fürstenberg in Mecklenburg.» 

Freisler: «Am 10.7. starb Ihre Frau Mutter?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Sie hat also von dieser furchtbaren Schande nichts mehr erlebt. 

Am selben Tag rief Sie Olbricht an?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Er wollte, dass Sie nach Berlin kämen. Nun hatten Sie wahr-

scheinlich mit der Beisetzung zu tun. Es passte also nicht gut. Sie woll-

ten am 12. hin. Hatten Sie da nicht Regimentstag?» 

Hoepner: «Ja.» 
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Freisler: «Aber Olbricht sagte: ‚Am 12. ist es zu spät, kommen Sie am 

ll.’» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Als er am 10. anrief, blieb also nur der 11. übrig. Am 11. sollten 

Sie kommen. Er sagte Ihnen noch mehr. Was sagte er noch dazu?» 

Hoepner: «Er habe mir etwas Neues mitzuteilen.» 

Freisler: «Er sagte auch, dass Sie etwas mitbringen sollten.» 

Hoepner: «Ja, meine Uniform.» 

Freisler: «Sie sollten Ihre Uniform mitbringen, die zu tragen Sie nicht be-

rechtigt waren. Sie sollten sie nicht tragen, sondern im Koffer mitbrin-

gen. Was haben Sie gedacht, als er sagte, am 12. sei es zu spät. Sie 

müssten morgen kommen und sollten die Uniform mitbringen?» 

Hoepner: «Die Sache war so: ich konnte nur morgen kommen, und ich 

habe ihm gesagt: ‚Ich muss morgen gleich wieder wegen der Beiset-

zung abfahren.’» 

Freisler: «Das haben wir schon gehört, das ist nicht mehr interessant. Er 

sagte also: ‚Es muss der 11. sein.’ Ich frage Sie, was Sie sich dachten, 

als Sie hörten: es muss der 11. sein, und ich soll meine Uniform mit-

bringen? Anrufender war ja Olbricht. Was haben Sie sich dabei ge-

dacht?» 

Hoepner: «Nichts Positives! Genaues kann ich darüber nicht angeben.» 

Freisler: «Also, Sie haben das schnell wieder verschluckt wie heisse Knö-

del. Sie sagen, nichts Positives, nichts Genaues. Aber irgendetwas wer-

den Sie sich doch dabei gedacht haben?» 

Hoepner: «Ich dachte, es könnte irgendeine Sache eintreten, die doch 

meine Wiederverwendung möglich machte.» 

Freisler: «So dass Sie also temporär und sekundär gerade am 11. richtig 

kämen! So ungefähr!» 

Hoepner: «Ja, das musste ich annehmen.» 

Freisler: «‚Ja, das musste ich annehmen.’ Das frage ich auch nur. Sie ha-

ben das angenommen. Und dann natürlich sind Sie gleich mit der Uni-

form hingefahren. Eins ist ja erfreulich bei der ganzen Sache. Sie haben 

die Uniform bei dem Verräterhandwerk angezogen. Dass Sie sich nicht 

schämten, die Uniform in der Bendlerstrasse anzuziehen! Aber das 

Schicksal hat Ihnen einen Fingerzeig gegeben. Ihr Ritterkreuz war we- 
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nigstens nicht an Ihrer Uniform dabei! Stimmt das?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Also das Schicksal hat wieder einmal etwas Richtiges gemacht. 

Das Ritterkreuz hatten Sie nämlich vergessen, was auch bezeichnend 

ist, aber in diesem Falle gut gewesen ist. Sie fuhren also mit der Uni-

form hin. Per Bahn, per Auto oder wie?» 

Hoepner: «Im Auto.» 

Freisler: «Nun, das wundert mich, dass Sie von Fürstenberg nach Berlin 

mit dem Auto fahren.» 

Hoepner: «Nein, von Fürstenberg bin ich mit der Bahn gefahren.»  
 

Freisler: «Und hier in der Stadt sind Sie per Auto gefahren. Das war zwar 

auch nicht ordnungsmässig; aber darüber brauche ich hier nicht zu reden. 

Und dann sind Sie wohin gefahren? In die Bendlerstrasse?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Zu Olbricht?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Was hat er erzählt?» 

Hoepner: «Olbricht erzählte mir das, was ich vorhin sagte. Sie haben mich 

vorhin unterbrochen, als ich davon sprechen wollte.» 

Freisler: «Sie haben nicht angegeben, dass Sie den 11. Juli meinten, son-

dern Sie sagten: Anfang Juli.» 

Hoepner: «Ich bin vorher im Juli nicht dagewesen. Dieses Gespräch ist 

jetzt geführt worden.» 

Freisler: «Na, ich habe Geduld. Wir fangen wieder von vorne an. Also 

Anfang Juli!» 

Hoepner: «In den letzten Tagen des Juni oder in den ersten Tagen des Juli 

war ich von Fürstenberg nach Berlin gekommen.» 

Freisler: «Das habe ich berichtigt.» 

Hoepner: «In dieser Zeit war ich jedenfalls in Berlin.» 

Freisler: «Wann ist das gewesen?» 

Hoepner: «Es ist der 11. gewesen.» 

Freisler: «Sie sagen also: das ist identisch mit dem 11. Juli?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Das wäre also eine Berichtigung?» 

Hoepner: «Ich habe hinterher festgestellt, dass ich zu der anderen Zeit gar 

nicht in Berlin gewesen bin.» 
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Freisler: «Dann sind Sie selbst an diesem Missverständnis schuld; denn 

bei Ihrer Schilderung dessen, was angeblich Ende Juni, Anfang Juli ge-

wesen sein soll, sagten Sie gar nichts davon, dass der nächste Tag zu 

spät wäre. Also an dieser Verwechslung, wenn es eine sein sollte, sind 

Sie dann schon selbst schuld.» 

Hoepner: «Es ist mir vorgehalten worden, ich müsste eine Besprechung 

dieses Inhalts gehabt haben.» 

Freisler: «Ja, weil die Polizei bereits wusste, dass Sie eine solche hatten. 

Die Polizei hat noch andere Vernehmungen gehabt.» 

Hoepner: «Da habe ich gesagt: es kann Anfang Juli gewesen sein. Aber 

es kann auch später gewesen sein; denn zu diesem Zeitpunkt war Stauf-

fenberg erst von Olbricht weggekommen und hatte die andere Stellung 

eingenommen, über die sich Olbricht beklagt hatte.» 

Freisler: «Ich denke, Stauffenberg ist zu Fromm am 1.7. gekommen.» 

Hoepner; «Ja.» 

Freisler: «Also zwingend wäre das gar nicht, wenn Sie sagen: ‚Die Be-

sprechung war Anfang Juli! Es kann gerade passen; aber zwingend ist 

es nicht. Sie sprachen davon, dass er die Wut im Leibe darüber hatte, 

dass ihm sein Putschorganisator gerade wegversetzt war.» 

Hoepner: «Ich bin aber nicht dagewesen.» 

Freisler: «Sie sagen: ‚Sie sind nicht dagewesen.’ Dann würde diese Be-

sprechung die sein, von der Sie vorhin gerade sagten, dass Sie mit der 

Einleitung versehen wurde: «Bringen Sie die Uniform mit.’» 

Hoepner: ««Bringen Sie die Uniform mit’ ist bei der telefonischen Unter-

haltung gesagt worden.» 

Freisler: «Ich meine selbstverständlich: mit der vorherigen Einleitung. 

Natürlich, wenn Sie schon da sind, hat das keinen Sinn mehr. Er musste 

es selbstverständlich vorher sagen. Nehmen wir also an, dass es so ge-

wesen ist. Es ist im Wesen auch nichts anderes. Jedenfalls hat er Sie 

geholt und hat Ihnen diese Rede mit der militärischen Lage gehalten, 

diese defätistische Rede, und dann ist das Gespräch gewesen, das wir 

bereits behandelt haben. Dann haben Sie aber vorhin dieses Gespräch 

noch nicht vollständig geschildert und sind auch insofern an der Ver- 
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wechslung schuld. Er (Olbricht – Anm. des Autors) hat nämlich bei der 

Besprechung noch mehr gesagt.» 

Hoepner: «Er hat mir in dem Gespräch gesagt: ‚Stauffenberg ist zum Füh-

rer und zur Besprechung nach Berchtesgaden geflogen: er sollte zu ei-

ner Besprechung herüber. Ich weiss nicht, warum!» 

Freisler: «Sagen Sie: wenn Sie auch nicht mehr Offizier sind, im Laufe 

der Jahrzehnte könnten Sie sich eigentlich angewöhnt haben, Sätze aus-

zusprechen. Wir können nicht anders, als aus diesem Gestottere eines 

früheren Generaloberst das schlechte Gewissen zu entnehmen. Sie 

bringen keinen einzigen Satz heraus. Sie haben befehlen gelernt, aber 

nicht gelernt, Sätze auszusprechen. Man wird überhaupt nicht mehr 

klug aus dem, was Sie dahinschnattern. Also er hat Ihnen gesagt, dass 

Stauffenberg nach Berchtesgaden geflogen sei. Was hat er Ihnen über 

das gesagt, was dort vielleicht geschehen solle?» 

Hoepner: «Er sagte mir: ‚Dort soll eine Besprechung sein; diese Bespre-

chung findet aber voraussichtlich nicht statt, weil der Reichsführer-SS 

nicht angekommen ist.’» 

Freisler: «Eine Besprechung! Wir wissen ja, worum es sich handelte. Wir 

haben heute hier bereits eindeutig festgestellt, dass es sich darum han-

delte, dass Stauffenberg den Sprengstoff aus dem Berghof mitgenom-

men hatte, dass das Attentat durchgeführt werden sollte und dass nur 

angeblich ein Begleiter, einer der Angeklagten, den wir heute gehört 

haben, ihn nicht aus den Augen gelassen habe, weil er nicht wollte, dass 

die Sache an dem Tage stattfinde, und dass ausserdem geplant war, den 

Reichsführer-SS ebenfalls umzubringen, dass, wie wir noch von einem 

anderen Angeklagten, der nachher vernommen wird, hören werden, 

Stauffenberg, als er von der Besprechung um 16 Uhr herauskam, die-

sem seinem Begleiter sagte, er habe es nicht getan, weil der Reichsfüh-

rer-SS nicht dagewesen sei, der ja mit umgebracht werden sollte. Das 

brauchten Sie nicht im Einzelnen gewusst zu haben. Aber wenn nun 

Ihnen, dem Meister in dieser Höllenküche, der andere Meister, Ol-

bricht, sagte: ‚Der Stauffenberg ist heute zu einer Besprechung hinge-

fahren; sie findet aber nicht statt, weil der Reichsführer nicht da ist’, 

dann werden Sie wohl verstehen, dass wir an Ihrer ganzen Darstellung 

das Wort ‚Besprechung’ einigermassen bezweifeln. Sie haben zuerst 

ausgesagt, Ihnen habe Olbricht gesagt: 
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‚Der Stauffenberg ist vollgeladen hingeflogen, um eine neue Entschei-

dung herbeizuführen.‘ Nachher haben Sie freilich in einer Berichtigung 

diesen Satz auf die spätere Fahrt bezogen.» 

Hoepner: «Ich habe ihn auf den 20. bezogen.» 

Freisler: «Es war Ihnen doch klar, dass jetzt plötzlich etwas geschehen 

könne, dass man vor einer ganz neuen Situation jetzt am 11. stehen 

konnte.» 

Hoepner: «Das war mir nicht klar. Ich habe sowenig wie später daran ge-

dacht, dass Stauffenberg etwa einen Anschlag ausüben würde.» 

Freisler: «Aber dass der Druck auf den Führer ausgeübt würde, die Pres-

sion, die meuterische Erpressung!» 

Hoepner: «Das habe ich! Ich habe aber über diese Dinge nicht weiter ge-

sprochen.» 

Freisler: «Nein, aber gedacht! Sie lachen! Sie können noch lachen?» 

Hoepner: «Ich wüsste nicht, dass ich lache. Ich habe jedenfalls über die 

Pression seinerzeit mit Olbricht rein theoretisch gesprochen. Ich wollte 

das niemals. Das muss ich besonders betonen und darauf hinweisen, dass 

ich mich nicht als ein Haupt dieser ganzen Sache betrachtet habe.» 

Freisler: «Nun, wenn einer in der früheren Stellung des Generaloberst er-

klärt: ‚Ich mache mit, nur muss es sicher sein, temporär, sekundär^ 

dann wird wohl jeder diesen als ein Haupt ansehen. Vielleicht mochte 

er nicht unmittelbar diese Frage mit Olbricht besprechen und mochte 

deshalb nähere Einzelheiten nicht wissen, aber die Früchte will er ge-

niessen; denn Sie haben ja die Uniform wieder mitgenommen und ha-

ben nachher auch das Amt angenommen. Das ist dann dasselbe, wie 

wenn man es gleich tut. Das werden Sie ja wohl einsehen. Es ist genau 

dasselbe. Jedenfalls haben Sie erklärt: ‚Olbricht sagte mir, wir könnten 

ganz plötzlich vor einer neuen Situation stehen, und darauf wollte er 

mich aufmerksam machen: Diese Sache hätte nicht lange Zeit, auch 

nicht bis zum anderen Tage, und deshalb hätte er mich heute, am 11.7., 

nach Berlin bestellen müssen.’ Das haben Sie vor der Polizei gesagt; 

das wissen Sie auch.» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Das bezieht sich nun nicht auf den 20.» 

Hoepner: «Nein.» 
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Freisler: «Eben, so dass, selbst wenn Sie damals nicht aus Olbrichts 

Munde gehört haben sollten: ‚Er ist vollgeladen dorthin geflogen’, son-

dern das eine Verwechslung mit dem 20. gewesen sein sollte, was mög-

lich ist, doch das andere bleibt, dass Ihnen nämlich Olbricht eröffnete: 

«Bestellen musste ich Sie hierher, und zwar konnte ich nicht bis mor-

gen warten, sondern musste das heute tun; denn er ist dorthin geflogen, 

und wir können jeden Augenblick vor einer völlig anderen Situation 

stehen; morgen wäre es zu spät; deshalb mussten Sie heute kommen. 

So ist das gewesen. Das langt ja auch. Einen tiefen Blick haben wir 

wieder getan. Sie haben dann noch mehr aus diesem Anlass gespro-

chen. Sie haben sich erkundigt, wie sich Olbricht denn die Sache denke, 

nicht wahr? Sie haben gefragt, wie er das meine.» 

Hoepner: «Wieso sollte ich mich denn erkundigt haben, nach was, wie er 

sich was denke? Ich bin tatsächlich nicht mehr im Bilde darüber, wie 

sich das alles auf die einzelnen Tage und Gespräche verteilt.» 

Freisler: «Dann bin ich bereit, weiter Ihre Erinnerung zu stärken. Bei der 

Polizei wussten Sie das noch genauer. Da haben Sie Folgendes gesagt: 

«Anschliessend besprachen wir nochmals eingehend die Lage auf 

Grund des Vortrages des bearbeitenden Generalstabsoffiziers. Nach 

dessen Weggang stellte ich Olbricht die Frage: Wie denken Sie sich 

denn nun die Änderung? Olbricht antwortete, das wisse er auch nicht, 

wie man das im Einzelnen machen wolle, es bestehe aber die Möglich-

keit, dass einer anlässlich eines Vortrages die ganze Sache zum Platzen 

bringe. Ich verstand das in dem Sinne, dass ein Gewaltakt unternom-

men werden könnte.’ Erinnern Sie sich jetzt wieder?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Aha, das Gedächtnis ist wieder gestärkt. Sie haben ausgesagt: 

«Ich fragte nun Olbricht, wie denn das geschehen würde, da Ja doch im 

Führerhauptquartier eine ganze Reihe von Offizieren wäre, von denen 

auch einer den anderen beobachte. Dass Stauffenberg persönlich diesen 

Gewaltakt plane, hat Olbricht nicht gesagt. Immerhin war mir klar, dass 

Stauffenberg in den Dingen darinstecken musste. ‘ Diesen Satz haben 

Sie beim Durchsehen des Protokolls geändert in den Satz: ‚... dass 

Stauffenberg den Dingen nahe sein müsste.’ Diese Änderung ist ja  
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klein, ist aber für etwas bezeichnend; deshalb habe ich sie mir für jetzt 

aufgespart. Sie haben vorhin gesagt: ‚Nun ja, ich bin ganze 12 Stunden 

vernommen worden. ‘ Nach der Vernehmung haben Sie das durchge-

sehen und haben doch die Geistesschärfe gehabt, diese kleine Verän-

derung vorzunehmen, woraus sich wieder einmal ergibt, dass Sie also 

auch hinter diesem Protokoll voll und ganz stehen. Stimmt das?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Aber damit ist ja das Gespräch immer noch nicht aus gewesen. 

Erinnern Sie sich noch, wie es weiterging? Sie haben noch gefragt, wie 

man das, wenn nun überhaupt, ausführen könnte. Was hat Ihnen dazu 

Olbricht gesagt?» 

Hoepner: «Er hat gesagt, er wüsste das auch nicht.» 

Freisler: «Sehen Sie: das wüsste er auch nicht! Und dann haben Sie noch 

gefragt, was Sie nun hier noch sollten. Was hat er daraufhin erklärt?» 

Hoepner: «Daraufhin hat er gesagt: ‚Also, es ist ja nichts passiert’; denn 

es war an dem Tage ein Luftangriff auf München gewesen; telefoni-

sche Nachrichten über das Ergebnis der Besprechung in Berchtesgaden 

waren nicht zu bekommen. Daraufhin habe ich ihm gesagt: ‚Ich muss 

jetzt weg’, denn ich hatte ja noch einige Besorgungen zu machen, und 

dann wollte ich nach Hause fahren.» 

Freisler: «Früher haben Sie ausgesagt, auf die Frage, was Sie denn nun 

hier sollten, habe er erwidert, dass er Sie hiervon unterrichten wolle, 

dass ... gerade heute, am 11.7., ein solch kritischer Tag im Führerhaupt-

quartier sei, und er hätte früher schon davon gesprochen, es könnte ja 

sein, dass Fromm weg wäre oder nicht mitmachte, und dann sollten Sie 

an seine Stelle treten oder auch einen anderen Posten übernehmen; 

denn wir in der Heimat müssten auf die Dinge vorbereitet sein, wie wir 

das schon früher besprochen hätten; und in diesem Zusammenhang 

nannte er die Namen Beck und von Witzleben, und zwar sagte Olbricht 

...: ‚Beck macht die Politik, von Witzleben das Militärische‘. Stimmt 

das?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Sehen Sie, so eine Jammerfigur, als ob Sie von allem nichts 

mehr gewusst hätten! Haben Sie nicht auch über den militärischen Aus-

nahmezustand gesprochen, den Sie verhängen wollten?» 

Hoepner: «Ich weiss nicht, ob es bei dieser Gelegenheit oder ob es an 

einem anderen Tag gewesen ist. Jedenfalls am 20. habe ich darüber ge- 
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sprochen. Es muss an diesem Tage ... oder ... am 15. gewesen sein, dass 

ich danach fragte und dass Olbricht sagte: ‚Wenn einmal eine Sache im 

Hauptquartier passiert ...’» 

Freisler: «Eine Sache passiert! Wir wissen jetzt allmählich, was Sie mit 

dieser merkwürdigen Ausdrucksweise meinen.» 

Hoepner: «... dann müssen wir hier zu Hause selbstverständlich darauf 

gefasst sein, und dann muss ...» 

Freisler: «Dann dürfen wir nicht hinterherhinken – das haben Sie alles 

schon gesagt-, und dann muss? Was muss dann?» 

Hoepner: «‚Dafür haben wir Vorbereitungen getroffen, und die entspre-

chenden Massnahmen liegen im Schrank!’» 

Freisler: «Wir haben für den Fall schon Vorbereitungen getroffen, und 

zwar Verhängung des Ausnahmezustandes, die Regierungskunst von 

Ihnen, die wir vorhin ja genossen haben, die schwärzeste Reaktion ge-

gen das Volk, gegen alles, nur mit der Gewalt einer kleinen Clique, 

dumm genug, nicht von vornherein zu begreifen, dass so etwas nicht zu 

zerbrechen braucht, weil man es so nicht zusammensetzen kann. Das 

war also dieser 10. /11. Sie sprachen schon – wir können noch einmal 

darauf zurückgehen – von einem Zum-Platzen-Bringen in einer Lage-

besprechung. Sie hatten also an ein Sprengstoff attentat nicht gedacht?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Woran haben Sie denn gedacht?» 

Hoepner: «Ich habe das gar nicht gesagt. Das hat Olbricht gesagt.» 

Freisler: «Angehört haben Sie das; aber das Bild stammt von Olbricht. Es 

war ja ein Gespräch, und Sie waren doch eines Geistes Kinder. Sie ha-

ben dem jedenfalls nicht widersprochen, sondern haben das wie eine 

Offenbarung angehört. Sie hatten Ihre Uniform noch mitgebracht und 

haben das wie eine Offenbarung angehört. Was hatten Sie denn für ein 

Vorgehen im Sinn?» 

Hoepner: «Ich habe Olbricht direkt gefragt und ihm gesagt: ‚Ich kann mir 

gar nicht vorstellen, wie man es zum Platzen bringen soll; denn erstens 

einmal kann ich mir nicht denken, dass man überhaupt mit einer 

Sprengmunition hereinkommt ...’» 

Freisler (unterbrechend): «Aha! Also wurde doch das Platzen etwa auch 

im Sinne von Sprengmunition erörtert. Ich habe also gar nicht mehr 

nötig, Sie dann noch zu fragen, ob Sie etwa das Bild des Faschisten-

Grossrats vor Augen hatten. Wir Nationalsozialisten vom ältesten bis 
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zum jüngsten, wir Deutschen haben uns damals gesagt: so etwas gibt 

es bei uns nie, nie, nie. Und wenn Sie schon bei dem Platzen nicht von 

Sprengstoff gesprochen haben, konnte es ja nun so etwas Ähnliches 

von der militärischen Seite her, aber auch von der Reaktion her sein. 

Aber sie haben ja eben die Sache offenbart.» 

Hoepner: «Ich habe gesagt, wie ich das auch im Protokoll ausgesagt habe, 

dass ich Zweifel gehabt hatte, dauernd Zweifel gehabt und es nie für 

möglich gehalten habe, dass jemand das fertigbringt, selbst wenn er es 

wollte.» 

Freisler: «Alles, temporär, sekundär! Als erster kommen Sie selbst natür-

lich nicht in Frage, sondern Sie müssen jemand haben, der es als erster 

macht, nicht wahr? Bis soeben, bis es herausplatzte, als Sie unvermutet 

noch einmal darauf zurückkamen, haben Sie mit aller Energie ... be-

stritten, dass überhaupt an Sprengstoff gedacht, davon gesprochen wor-

den wäre. Jetzt ist es also heraus.» 

(Widerspruch des Angeklagten Hoepner!) 

Freisler: «Ja, das haben Sie eben gesagt. Sie lachen schon wieder.» 

Hoepner: «Ich habe nicht gelacht.» 

Freisler: «Sie können noch lachen? Lachen Sie nur, solange Sie noch la-

chen können! Sie kamen nun nach Hause. Es war doch etwas unge-

wöhnlich, dass Sie am Tage, nachdem Ihre Frau Mutter gestorben war, 

nun von den Vorbereitungen zur Bestattung weg nach Berlin kamen 

und die Uniform mitnahmen. Hat denn Ihre Frau nicht einmal gefragt?» 

Hoepner: «Natürlich hat sie gefragt.» 

Freisler: «Was haben Sie denn Ihrer Frau geantwortet?» 

Hoepner: «Ich habe meiner Frau gesagt: ‚Es spielt irgendetwas im Füh-

rerhauptquartier; Näheres kann ich nicht sagen.’ Darauf erwiderte sie: 

‚Das ist Ja schrecklich! Warum bist du daran beteiligt?’, worauf ich ihr 

nur sagen konnte: ‚Ich bin an der Sache selbst nicht beteiligt, aber ich 

habe in anderer Beziehung etwas versprochen, und das muss ich jetzt 

haltens» 

Freisler: «Ein bisschen haben Sie das wieder verdreht. Sie haben früher 

ausgesagt: ‚Ich habe meiner Frau erklärt, dass ich ihr im Einzelnen 

nichts sagen könne, es sei aber eine ernste Geschichte, offenbar sei et-

was gegen den Führer geplant, dieser Plan rücke näher, und Olbricht 

habe mich orientieren wollen und von mir verlangt, dass ich da sei.  
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Meine Frau erwiderte darauf: das sei ja schrecklich, und fragte mich, 

warum ich mich daran beteiligen würde. Ich erklärte ihr, dass ich früher 

versprochen hätte, mich zur Mitarbeit zur Verfügung zu stellen, und 

dass ich deshalb jetzt nicht nein sagen könnte. ‘ – Jetzt kommt der näch-

ste Tag. Am 12. abends kam wieder ein Anruf.» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Sie sollen wieder nach Berlin kommen. Stimmt das?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Sind Sie hingefahren?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Wieder zu Olbricht, Bendlerstrasse?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Was erzählte er Ihnen? Fromm und Stauffenberg seien zum 

Führerhauptquartier?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Und was sollten Sie?» 

Hoepner: «Er wollte mich darüber unterrichten. Er hat nebenbei am Frei-

tagabend, als er dort anrief, gesagt: ‚Kommen Sie doch morgen! Er 

wollte nämlich sowieso in der Woche nach Hause kommen. Da sagte 

ich: ‚Fromm ist nicht da.’ Er erwiderte: ‚Wir können uns ja etwas über 

die Geschichte erzählen. Ich wollte Sie weiter darüber orientieren, was 

neulich passiert ist, am Dienstag, den 11.; am Obersalzberg ist tatsäch-

lich nichts passiert, und Stauffenberg ist spät abends zurückgekom-

men.’» 

Freisler: «‚Aber es kann heute passieren!’» 

Hoepner: «‚Heute’, sagte er, ‚ist Stauffenberg hin.’» 

Freisler: «Da kann es auch passieren?» 

Hoepner: «Das hat er mir nicht so in diesem Sinne gesagt.» 

Freisler: «Das wollte er sagen, nicht mit diesen Worten, aber wohl in dem 

Sinne. Oder nicht?» 

Hoepner: «Aber ich habe daran gezweifelt, denn ich sagte mir ...» 

Freisler: «Er hatte ja an dem Tage Walküre ausgelöst.» 

Hoepner: «Das wusste ich nicht.» 

Freisler: «Sie haben das bei dem Gespräch erfahren?» 

Hoepner: «Ja, aber dieses Auslösen von Walküre hat er mir als einen Pro-

bealarm hingestellt.» 

Freisler: «Weil er gesagt hat, Walküre versucht man in dem Augenblick 
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auszulösen. Also war es vorher wohl dabeigeblieben. Sie haben früher 

ausgesagt: ‚Olbricht sagte mir, Fromm und Stauffenberg wären zum Füh-

rerhauptquartier geflogen; wenn dabei etwas Neues passierte, wäre es ihm 

lieb gewesen, wenn ich bei ihm gewesen wäre, damit er mir das gleich 

sagen könnte.’» 

Hoepner: «Das stimmt.» 

Freisler: «Also dann ist ja wieder alles klar. Dann haben Sie noch weiter 

miteinander geredet. Dann haben Sie aus einem Telefongespräch er-

fahren, dass wieder nichts passiert ist, aber er hat Ihnen gesagt, er hätte 

Walküre ausgelöst. Stimmt das?» 

Hoepner: «Er hat mir gesagt, dass er Walküre für die Schulen ausgelöst 

habe.» (Gemeint sind die Heeresfeuerwerkerschule und die Heereswaf-

fenmeisterschule – Anm. d. Autors). 

Freisler: «Also teilweise ausgelöst. Für die Schulen hätte er Walküre 

ausgelöst und sei dann, um die Sache zu kaschieren, schnell hinausge-

fahren, um zu besichtigen, wie es klappt. Auf die Walküresache kom-

men wir vielleicht noch zurück. Das ist also eine Alarmierung nach ei-

nem Plan, den für innenpolitische Zwecke niemand ohne die zuständi-

gen Stellen machen durfte und zu dem die zuständigen Stellen nicht 

gehört worden sind, der ganz anderen, rein militärischen Zwecken die-

nen sollte und jetzt ausgelöst wurde. Sie werden wohl verstehen, dass 

wir uns Gedanken darüber machen, ob Sie, als Sie nun erfuhren: ‚Heute 

ist zum zweitenmal Stauffenberg im Hauptquartier, heute kann wieder 

etwas passieren, heute haben wir Walküre, wenigstens was die Schulen 

anlangt, ausgelöst’, das nicht als in innerem Zusammenhang stehend 

ansehen mussten. Sie werden sich darüber schon ihre Gedanken ge-

macht haben, zumal nämlich Olbricht Walküre überhaupt nicht auslö-

sen konnte, weil er dafür gar nicht zuständig war.» 

Hoepner: «Das wusste ich nicht. Das hat er mir erst das nächstemal er-

zählt. Ich wusste auch nicht, was Walküre ist, zu welchem Zweck die 

ganze Sache erfolgte.» 

Freisler: «Na, dass er die Schulen alarmiert hatte, soviel haben Sie begrif-

fen. Er fuhr nachher heraus, um zu besichtigen, wie lange sie brauchen, 

um marschbereit zu sein. Nun, das besprechen wir nachher. Als Sie nun 

nach Hause kamen, hat Sie wieder Ihre Frau gefragt, wie es nun sei?» 
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Hoepner: «Meine Frau hat mich gefragt: ‚Warum warst du wieder da?’» 

Freisler: «Und was haben Sie da Ihrer Frau geantwortet?» 

Hoepner: «‚Für mich hat es keine praktische Bedeutung, kein Ergebnis 

gehabt.’» 

Freisler: «‚Für mich ist wieder kein praktisches Ergebnis herausgesprun-

gen!’ Das ist die klassische Art. Er macht Putsch, will den Führer zwin-

gen, weiss oder denkt wenigstens daran, dass auch Sprengstoff dabei 

eine Rolle spielen könnte, alles, damit für ihn etwas dabei heraus-

kommt, sagt seiner Frau zu Hause: ‚Für mich ist heute wieder nichts 

dabei herausgekommen.’ Und nun kommen wir zum 20. Wie ist es am 

20. gewesen?» 

Hoepner: «Ich bin am 19. nach Berlin gefahren.» 

Freisler: «Wie sind Sie am 19. hingekommen? Wie ist es dazu gekommen, 

dass Sie dorthin fuhren?» 

Hoepner: «Meine Frau hatte von ihrem Pelzhändler Salbach die Auffor-

derung bekommen, sie möchte in der ersten Hälfte der Woche hinkom-

men, um ihren Pelz, den sie von ihrer Mutter geerbt hatte, anzuprobie-

ren. Da wollten wir am Dienstag an sich fahren. Meine Frau hatte aber 

ein geschwollenes Gesicht und konnte sich nicht rühren. Infolgedessen 

wurde die Sache von Dienstag auf Mittwoch verschoben.» 

Freisler: «Jetzt kommt die lange Vorgeschichte. Zwei Seiten hindurch 

sprechen Sie davon. Schliesslich fuhren Sie nach Berlin. Warum? Er-

stens wegen Ihrer Frau?» 

Hoepner: «Ja. Zweitens wollte ich von Berlin aus nach Schlawe telefonie-

ren. Drittens wollte ich mir Zigarren besorgen, und viertens wollte ich 

meiner Frau behilflich sein.» 

Freisler: «Das war schon erstens. Waren Sie bestellt?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «War Ihnen angedeutet worden, Sie möchten kommen?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «War Ihnen das schon am 15. gesagt worden?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Sehr merkwürdig! Sie kamen also herein und begaben sich wie-

der ...?» 

Hoepner: «Nein, ich bin nach Wannsee gefahren.» 

Freisler: «Wohin?» 
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Hoepner: «Zu meinem Schwiegervater.» 

Freisler: «Wer ist das?» 

Hoepner: «Gebauer.» 

Freisler: «Das spielt hier keine Rolle. Und dann?» 

Hoepner: «Dann habe ich dort das Telefongespräch nach Schlawe  

geführt.» 

Freisler: «Und dann?» 

Hoepner: «Dann bin ich zu Hause in Wannsee geblieben.» 

Freisler: «Den ganzen 20. sind Sie in Wannsee gewesen?» 

Hoepner: «Den 19.» 

Freisler: «Na, ich war schon weiter, weil mich der 19. nicht so sehr inter-

essiert. Sie haben ausgesagt: Am 19. in Wannsee. Und am 20.?» 

Hoepner: «Am 20. habe ich vormittags Besorgungen in der Stadt  

gemacht.» 

Freisler: «Welche Besorgungen?» 

Hoepner: «Ich habe mich mit meiner Frau ins Benehmen gesetzt, und da-

nach bin ich zu Olbricht gefahren.» 

Freisler: «Hat Sie Olbricht – Sie können sich denken, dass das andere uns 

nicht interessiert – wieder über die Lage unterrichtet?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Was hat er Ihnen gesagt?» 

Hoepner: «Er hat zunächst gesagt: ‚Ich muss Ihnen erzählen – was ich 

Ihnen neulich erzählte –: nachdem ich die Schulen alarmiert hatte, Wal-

küre ausgelöst hatte, hat mich Fromm gerüffelt.’» 

Freisler: «Sicher, weil er etwas getan hatte, was er gar nicht durfte.» 

Hoepner: «... und hat mir noch gesagt, dass durch diese Art und Weise 

wir Gefahr gelaufen sind, die Panzer aus der Schule Krampnitz zu ver-

lieren, die Guderian sofort nach Ostpreussen genommen hätte.» 

Freisler: «Das ist eine interessante Sache. Das wollen wir noch einmal 

hören. Was hat er Ihnen gesagt?» 

Hoepner: «‚Fromm hat mir vorgehalten, dass ich durch meine fickrige 

Art’» – wie er sich ausdrückte – «‚die Gefahr heraufbeschworen habe, 

dass Guderian diese Panzer aus Krampnitz wegnimmt.’» 

Freisler: «Wohin?» 

Hoepner: «Nach Ostpreussen.» 
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Freisler: «Also dass man Gefahr lief, dass Guderian, der die Panzer auf-

marschieren gesehen hatte, nun diese Panzer wegnimmt und für die 

Front haben will. Wofür sind denn die Panzer da, wenn sie fertig sind 

und die Mannschaft fertig ist? Sie sind doch für die Front da. Da kommt 

also das zum erstenmal heraus.» 

Hoepner: «Ich bitte um Verzeihung, wenn ich ...» 

Freisler: «Dass man also Gefahr läuft, dass Guderian die Panzer nach dem 

Osten holt, das hat Ihnen Olbricht als Inhalt eines Gesprächs im BdE – 

so nennt man das ja wohl – gesagt (Fromm war BdE, Befehlshaber des 

Ersatzheeres Anm. des Autors). Na, das müssten unsere Soldaten, un-

sere Grenadiere wissen, dass da von solchen Halunken gesprochen 

wurde, es bestünde die Gefahr, dass ein General dafür sorgt, dass die 

Panzer an die Front kommen.» 

Hoepner: «Es handelte sich ja dabei um Panzer zur Ausbildung.» 

Freisler: «Das ist egal. Wenn die Panzer an die Front gehören, gehören 

sie an die Front, dann hat sie keiner zu horten. Jetzt gehen wir über die-

sen Punkt hinweg. Nun hatte er Ihnen erzählt, wie es am 15. gegangen 

ist und welche Gefahr da aufgetaucht ist. Und weiter?» 

Hoepner: «Dann hat er mir gesagt: ‚Im Übrigen ist der Stauffenberg heute 

wieder im Führerhauptquartier.’» 

Freisler: «Stauffenberg ist im Führerhauptquartier, mit wem?» Hoepner: 

«Das hat er mir nicht gesagt.» 

Freisler: «Und dann?» 

Hoepner: «Dann hat er gesagt: ‚Da ist Vortrag über die beschleunigte 

Aufstellung der Sperrdivisionen.’» 

Freisler: «Und dann?» 

Hoepner: «‚Stauffenberg ist vollgeladen’ – das heisst, so hat er sich nicht 

ausgedrückt, sondern ‚voller Spannung losgefahren».» 

Freisler: «Erst haben Sie gesagt ‚vollgeladen’, und später haben Sie das 

in ‚voller Spannung» umgewandelt nach dem Protokoll. ‚Er ist also los-

gefahren‘.» 

Hoepner: «‚... ist losgefahren, ich vermute, dass da heute etwas pas-

siert.» 

Freisler: «Ich vermute, dass da heute etwas passiert! Ist am Vormittag 

noch etwas geschehen?» 

Hoepner: «Dies, was er mir gesagt hat, war, glaube ich, um 12.30 Uhr, als 

er mir das erzählte, zwischen 12.30 und 13 Uhr.» 
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Freisler: «Sie sind dann Mittag essen gegangen ... Jetzt kommt eine Szene 

von solch hundsföttischer Gemeinheit ...» 

(Widerspruch des Angeklagten Hoepner.) 

Freisler: «Doch, natürlich!» 

Hoepner: «Ich bitte um Verzeihung: In der Anklageschrift ist das doch 

anders dargestellt.» 

Freisler: «Ich bin gar nicht bei der Anklageschrift. Ich habe vorhin allen 

Angeklagten gesagt, dass ich gar nicht nach der Anklage verhandele. 

Die Anklage hat ihre grosse Bedeutung voll gewahrt, weil sie alles vor-

bereiten sollte. Wir sind aber nach dem Gesetz verpflichtet, hier unmit-

telbar zu sprechen und zu verhandeln, nach dem, was im Vorverfahren 

herausgekommen ist. Und da kann ich mich an Ihre eigenen Worte hal-

ten. Sie hatten auch eine halbe Flasche Wein beim Mittagessen. Nun, 

mit einer halben Flasche können ja zwei einander nicht allzuoft zupro-

sten; aber das eine Mal, wo man einander zuprosten kann, ist Folgendes 

geschehen; Sie haben ausgesagt: «Während des Frühstücks prostete er 

(Olbricht) mir einmal zu und sagte dabei: Nun wollen wir einmal se-

hen, was heute passiert.’ Stimmt das?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Ja, haben Sie kein Gefühl, was das bedeutet? Vorher haben Sie 

also wahrscheinlich erfahren – so ist es doch wahrscheinlich gewesen 

–: heute passiert etwas. Dann gingen Sie zum Mittagessen, und dann 

hat die Reaktion das Glas Wein erhoben. Man sieht geradezu, wie sie 

sich freut, mit diesem verfluchten Nationalsozialismus Schluss machen 

zu können, damit das Volk Herr seines Lebens ist – das Volk knuten 

zu können unter dem Ausnahmezustand: 9 Uhr abends Schluss –, es 

unter den Standgerichten knuten zu können, ihm verbieten zu können, 

sein Gemeinschaftsleben führen zu können, alles einzubeziehen, was 

das Gemeinschaftsleben ist, ohne jede Idee! Darauf ein Schlückchen 

Wein! Dann die beiden, besonders Sie, der wegen Ungehorsams und 

Feigheit die Uniform nicht tragen darf! Das ist Gesicht der Reaktion. 

Und nun kommt die Reihenfolge der Vorfälle selbst am 20., die sich 

nun abspielen und die wir auch einmal nach Ihren Erlebnissen kurz vor 

unseren Augen ablaufen lassen können. Nach dem Mittagessen haben 

Sie die Bendlerstrasse wieder aufgesucht.» 
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Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Warum, war ja nun klar, weil ja etwas passieren konnte.» 

Hoepner: «Vor allen Dingen, weil ich die Lagekarte noch nicht gesehen 

hatte und auch wissen wollte, wo mein Sohn steckt.» 

Freisler: «Ach, schämen Sie sich doch, das zu sagen, jetzt, nachdem Sie 

gerade mit ihm geprostet hatten! Schämen Sie sich, in diesem Zusam-

menhang davon zu sprechen: von Lagekarte und Ihrem Sohn! Können 

Sie Ihren Sohn nicht herauslassen? Bringen Sie das denn nicht fertig – 

nachdem Sie das vorher und jetzt an diesem Tage erlebt hatten? – Um 

15.15 Uhr General Thiele! Was war da?» 

Hoepner: «Da kam General Thiele und teilte mit ...» 

Freisler: «Es käme ein Kommuniqué aus dem Hauptquartier!» 

Hoepner: «Ein Kommuniqué aus dem Führerhauptquartier sei zu erwar-

ten.» 

Freisler: «Was antwortete darauf Olbricht?» 

Hoepner: ««Fragen Sie an, was dieses Kommuniqué enthält.’» 

Freisler: «Sie haben ausgesagt, er hätte überlegt: «Was bedeutet das? 

Wenn etwas passiert wäre, konnte von da kein Kommuniqué mehr 

kommen; es wird also nichts passiert sein. Aber was bedeutet das?’ Je-

denfalls bekam Thiele nunmehr Auftrag festzustellen, was für ein 

Kommuniqué zu erwarten sei. Das ist richtig. Zweitens: Nächste Sze-

ne! Wie ging es weiter? 15.50 Uhr: Der Führer ist tot. Haben Sie das 

nicht mehr in Erinnerung?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Hoepner: «Die Zeit kann ich nicht mehr genau angeben.» 

Freisler: «Aber das ist die Zeit!» 

Hoepner: «Jedenfalls auf Vorschlag von Thiele wurde der Radioapparat 

angestellt, um dieses Kommuniqué zu erwarten. Es kam nicht. Dann 

kam Olbricht herein, der zwischendurch hinausgegangen war.» 

Freisler: «Zusammen mit?» 

Hoepner: «Mit Mertz und sagte: der Führer ist tot.» 

Freisler: «Gleichzeitig kam Thiele wieder herein.» 

Hoepner: «Thiele kam wieder herein und sagte: «Ich habe mit dem Haupt-

quartier gesprochen und habe nichts Bestimmtes feststellen können, 

nur soviel, dass dort eine Explosion in dem Besprechungssaal erfolgte, 

405 



wobei eine grössere Anzahl von Offizieren schwer verwundet worden 

ist.‘ Ich habe zwischen den Worten auch herausgehört, dass der Führer 

schwer verwundet oder sogar tot ist.» 

Freisler: «Dass der Führer tot oder verwundet sei! Früher haben Sie 

«schwer verwundet bei den Offizieren gesagt und ‚verwundet’ beim 

Führer – dass der Führer tot oder verwundet sei. Es war also zweifel-

haft, ob der Führer tot sei oder nicht. Ja, was taten denn nun in diesem 

Augenblick Olbricht und Mertz?» 

Hoepner: «Olbricht und Mertz holten sich aus dem Panzerschrank von 

Olbricht verschiedene Papiere und gingen damit.» 

Freisler: «Ihnen war doch ziemlich genau bekannt, was das für Papiere 

waren. Sie wussten ja, dass gewisse Dinge vorbereitet waren. Wir ha-

ben das von Ihnen vor einer halben Stunde gehört. Sie wussten, dass 

für diesen Fall bereits Ausnahmezustand und ähnliches vorbereitet war. 

Also war Ihnen auch klar, was Olbricht und Mertz herausholten, zumal 

Sie sagten, dass Sie auf das, was Thiele jetzt sagte, gar keine Acht mehr 

gaben. Ist das richtig?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Nun wussten Sie: Führer tot – nein, zweifelhaft, ob Führer tot. 

Jedenfalls jetzt rollt das Verratskomplott am deutschen Volke; jetzt 

werden die vorbereiteten Befehle aus dem Panzerschrank herausgeholt. 

Sie, der wegen Feigheit und Ungehorsam Entlassene, stehen erwar-

tungsvoll dabei. Jetzt brauchen Sie zurückkommend Ihrer Frau nicht 

mehr zu sagen: für mich ist nichts Praktisches herausgekommen. Nun 

geht es weiter. Wohin ging denn nun der Olbricht?» 

Hoepner: «Er ging wieder herüber zu Mertz.» 

Freisler: «Zu Fromm!» 

Hoepner: «Ob er gleich zu Fromm ging ...» 

Freisler: «Oder danach, jedenfalls zu Fromm!» 

Hoepner: «Er ist jedenfalls vorher noch einmal hereingekommen und hat 

gesagt: «Ich muss jetzt zu Fromm herüber und dem das vorlegen.’» 

Freisler: «Schön! In diesem Augenblick kam auch noch ein Anruf, eine 

Mitteilung.» 

Hoepner: «Eine Mitteilung von Oberleutnant von Haeften aus Rangsdorf, 

dass das Flugzeug Stauffenbergs gelandet sei.» 
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Freisler: «Dass Stauffenberg gelandet sei und Meldung gebracht habe!» 

Hoepner: «Die Meldung, dass der Führer tot sei.» 

Freisler: «Übrigens Olbricht hatte Fromm auch bereits gemeldet, dass er 

da wäre, und Fromm wusste es auch vom Vormittag her.» 

Hoepner: «Das weiss ich nicht.» 

Freisler: «Das wissen Sie nicht. Und dann zu Fromm! Nach einiger Zeit 

kam Olbricht von Fromm zurück. Was sagte er?» 

Hoepner: «Es dauerte ziemlich lange Zeit. Er sagte: ‚Der Fromm will 

nicht unterschreibens» 

Freisler: «Fromm ist verrückt, er will den Mertz verhaften!»  

Hoepner: «Das ist etwas später gewesen.» 

Freisler: «Das ist möglich, weil mir das nicht ganz klar geworden ist. Es 

ist möglich, dass es etwas später war. Also: ‚Er will nicht unterschrei-

ben; infolgedessen noch einmal zu ihms» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Ist er wieder hin?» 

Hoepner: «Ja. Jedenfalls ist er dann wieder herübergegangen. Man kann 

das ja von seinem Zimmer aus nicht beobachten.» 

Freisler: «Nein, aber Sie haben das angenommen.» 

Hoepner: «Ich habe angenommen, dass er wieder herüberging.»  

Freisler: «Als er dann zurückkam?» 

Hoepner: «Als er dann zurückkam, kam Stauffenberg hinter ihm her. Das 

muss gut eine halbe Stunde bis dreiviertel Stunde später gewesen sein; 

denn als diese erste Meldung kam, von der ich vorhin sprach, von Ober-

leutnant Haeften aus Rangsdorf, da sagte ich noch, als Olbricht her-

überging: ‚Warten Sie erst einmal ab, bis Stauffenberg da ist, damit 

man klar sieht. ‘ Darauf erwiderte er: ‚Nein, das kann zu lange dauern, 

es kann eine halbe Stunde bis dreiviertel Stunde dauern, bis er hier ist. 

‘ Damit verschwand er. Und dann ist zwischendurch offenbar wieder 

eine Unterredung bei Fromm gewesen. Auf dem Wege entweder zu 

Fromm oder von Fromm hat Olbricht den Stauffenberg getroffen. Er 

kam also mit Stauffenberg.» 

Freisler: «Jetzt kam Olbricht mit Stauffenberg.» 

Hoepner: «Ja, und sagte: ‚Was ist los? Erzählen Sie einmal!’ Da sagte 

Stauffenberg: ‚Ich habe alles das von aussen gesehen; ich habe ausser-

halb der Baracke zusammen mit General Fellgiebel gestanden; da ist  
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eine Explosion in der Baracke erfolgt, und da habe ich nur noch gese-

hen, wie eine grosse Anzahl Sanitäter herübergelaufen sind, Wagen 

hingebracht worden sind; diese Detonation war so, als ob eine 15-cm-

Granate hineingeschlagen hätte: da kann kaum noch jemand am Leben 

sein‘» 

Freisler: «‚Da kann kaum noch jemand am Leben sein!’ Das ist wiederum 

ein Wunder, das wir uns vorhin anhand der Fotografien und der La-

geskizze vergegenwärtigt haben, dass es eben doch anders war. Nun, 

er hat aber noch mehr gesagt. Das hat der Stauffenberg gesagt. Was 

haben die beiden denn über die Sache Fromm gesagt?» 

Hoepner: «Nun sagte Olbricht: ‚Der Fromm ist verrückt; er will mir den 

Mertz verhaftens Er sagte: ‚Stauffenberg, kommen Sie mit; wir müssen 

gleich wieder hinüber.’ Dann sind sie wieder herüber. Das hat wieder 

eine ganze Weile gedauert. Unterdessen waren nunmehr zwischen dem 

ersten Alarm und dieser Sache beinahe eineinhalb Stunden vergangen. 

Während dieser Zeit erschien also der Generaloberst Beck.» 

Freisler: «Ehe die zurück waren und gesagt haben: ‚Die Sache Fromm ist 

erledigt?» 

Hoepner: «Ja.» 

Freisler: «Da kam also Beck.» 

Hoepner: «Da kam Beck herein, und während er auf mich loskam und 

mich begrüsste, erschien auch gleich wieder Olbricht und sagte: ‚Also 

die Sache ist jetzt drüben in Ordnung; sie müssten das jetzt für Fromm 

übernehmens Daraufhin sagte ich: ‚Wieso? Wie komme ich dazu 

jetzt?’ Da sagte er: ‚Ja, Witzleben ist jetzt Oberbefehlshaber der Wehr-

macht, und der Generaloberst Beck ist hier jetzt Regierungschef; der 

Witzleben wird Sie mit der Führung des Ersatzheeres beauftragens» 

Freisler: «Hier wollen wir einmal einen Punkt machen. Also ‚Fromm er-

ledigt. Sie müssen an die Stelle Fromms treten, Beck ist Regierungs-

chefs Er nannte sich Generalstatthalter.» 

Hoepner: «Mir gegenüber nicht.» 

Freisler: «Aber das war vorgesehen. Oder Reichsverweser, Reichspräsi-

dent. Sie hatten sich überlegt, ob Reichsverweser oder Reichspräsident, 

und schliesslich waren Sie auf die Idee gekommen: Beck Generalstatt-

halter, Witzleben Oberbefehlshaber der Wehrmacht. Und Sie?» 
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Hoepner: «Ich sollte Nachfolger von Fromm werden, den Fromm als Be-

fehlshaber des Ersatzheeres ersetzen.» 

Freisler: «Ja, jetzt war es erreicht. Die beiden, die die ganze Sache als die 

Ehrgeizlinge gemacht hatten, die da meinten, sie könnten es besser als 

der Führer, Beck und Witzleben, hatten ihre Posten; und Sie hatten auch 

Ihren Posten. Sie konnten zu Ihrer Frau sagen: ‚Diesmal hat es mir 

praktisch etwas eingebracht. ‘ Und nun mussten Sie ja anfangen zu re-

gieren.» 

Hoepner: «Das heisst, ich habe erst noch Einspruch erhoben. Ich habe ge-

sagt: ‚Ich habe keine Beorderung. Wie komme ich dazu?’» 

Freisler: «Eben! ‚Wo ist das Papier?’» 

Hoepner: «Darauf sagte Beck: ‚Ja, das müssen Sie jetzt übernehmen; 

Witzleben ist auch hier; er beauftragt Sie damit.’ Ich erwiderte: ‚Ich 

habe noch keinen Befehl von Witzleben; ich kann das nicht so ohne 

Weiteres machens» 

Freisler: «Also da hat jedenfalls die Reaktion sehr bürokratisch begonnen. 

Die drei standen dabei, und die erste Erklärung ist also die: ‚Ich habe 

mein Papier noch nicht in den Händen.’ Haben Sie denn das nicht be-

kommen?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Eben! Sie wurden ja befriedigt und hatten auch das. Sie konnten 

sagen: ‚Was ich schwarz auf weiss besitze, kann ich getrost nach Hause 

tragens Die Schwierigkeit hatte sich also schnell behoben. Wer gab Ih-

nen das Papier?» 

Hoepner: «Der Olbricht.» 

Freisler: «Dann hätten Sie sagen können: ‚Es hat mir einer gegeben, der 

gar nicht zuständig war.’ Dann wäre das der erste Ressortstreit gewe-

sen. Na, nun hatten Sie das Papier, und nun konnte es aber losgehen. 

Jetzt ging das Regieren los. Stimmt das?» 

Hoepner: «Olbricht sagte: «Kommen Sie bitte mit; Sie müssen die Ge-

schäfte von Fromm übernehmens» 

Freisler: «‚Sie müssen erst in dieses Zimmer hier, also in das Amtszimmer 

gehens Da war aber noch jemand darin? Denn Fromm verliess es ja 

wohl gleich. Sie trafen sich zwischen Tür und Angel. Fromm verliess 

es gleich, als Sie hereingingen, und Sie haben eine bedauernde Bewe-

gung gemacht, ungefähr des Inhalts, ‚dass es sehr bedauerlich ist, dass 

wir uns in dieser Situation treffen; ich muss Ihr Amt übernehmens Ist 

es so ungefähr gewesen?» 
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Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Und was hat er geantwortet?» 

Hoepner: «Er sagte: ‚Ja, Hoepner, es tut mir leid, aber ich kann nicht an-

ders; meiner Ansicht nach ist der Führer nicht tot, und Sie irren.’» 

Freisler: «‚Ich kann Ihnen diesen Befehl nicht unterschreibens Und dann 

setzten Sie sich auf den Stuhl, setzten sich richtig zurecht, und nun sas-

sen Sie da. Waren Sie denn nun der Meinung, der Führer sei tot oder er 

sei nicht tot?» 

Hoepner: «Ich war der Ansicht: er ist tot.» 

Freisler: «Aha! Sie meinen, mit dieser Ansicht könnten Sie etwa den 

Sachverhalt zu einem anderen machen. Der Führer ist ewig im deut-

schen Volke. Wenn der Führer stirbt, dann muss sein Werk als ein Ver-

mächtnis in unserer Seele leben, dann muss das nationalsozialistische 

Reich durch die Treue aller seiner Männer und Frauen die Selbstsicher-

heit und Festigkeit haben, den vom Führer gewiesenen Weg in die Zu-

kunft zu marschieren; und wenn Sie dann in einem solchen Augenblick 

die Macht usurpieren, dann sind Sie auch dann noch Mörder am Führer. 

Aber davon abgesehen, wer gab Ihnen das Recht zu wissen, dass der 

Führer tot sei? Es war immer noch etwas anderes da, nämlich der Thie-

lesche Anruf und die Thielesche Meldung, er habe so etwas gehört, der 

Führer sei tot oder verwundet. Von Sicherheit konnte also gar keine 

Rede sein. Aber Ihnen ist vielleicht klargeworden, was ich Ihnen eben 

gesagt habe, wenn der Führer tot gewesen wäre, dass Ihre Handlung 

dann genau dieselbe gewesen wäre. Wurde es denn nun mit der Zeit 

sicherer oder unsicherer, ob der Führer lebe?» 

Hoepner: «Es wurde nicht sicherer.» 

Freisler: «Ja, es wurde immer unsicherer, dass der Führer diesem Morde 

zum Opfer gefallen wäre; und ich nehme an: Sie wurden immer nervö-

ser. Inzwischen gingen die Befehle heraus, von denen wir schon vorhin 

gehört haben.» 

Hoepner: «Diese Befehle habe ich mir erst geben lassen; die kannte ich 

nicht.» 

Freisler: «Sie haben sie sich geben lassen und haben sie gelesen. Sie 

mussten doch irgendetwas tun. Der erste bürokratische Einwand war 

bereits erledigt. Der erste Ressortstreit war von Ihnen nicht erhoben 
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worden. Also mussten Sie Akten lesen, und Sie lasen also Akten, die 

inzwischen entstanden waren, nämlich die Befehle. Nun hätte ja der 

grösste Esel wissen müssen, was los war. Sie blieben weiter auf Ihrem 

Sitz sitzen. Das stimmt doch?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Na ja! Dann sind Sie also auch verantwortlich für die Befehle. 

Nachträglich gebilligt und weitergemacht ist genau dasselbe wie vorher 

entworfen; das ist alles eins. Die Befehle gingen heraus. Darunter war 

doch auch ein Befehl – oder wussten Sie von dem Befehl nichts? –, das 

Regierungsviertel zu zernieren.» 

Hoepner: «Das weiss ich nicht.» 

Freisler: «Das werden wir bei einem späteren Angeklagten noch verhan-

deln. Jetzt wurde immer unklarer, ob der Führer wirklich tot sei. Nun 

musste man etwas unternehmen. Ob das Gebäude in der Bendlerstrasse, 

über dessen Sicherung wahrscheinlich der Befehl gegeben war, dass 

das Gebäude gesichert wurde, nun von Ihnen gesichert wurde, will ich 

nicht fragen; denn Sie schwebten über dem Ganzen in den neuentstan-

denen Akten und Sie werden sich darum nicht gross gekümmert haben. 

Aber nun musste man ausser dem Gebäude in der Bendlerstrasse noch 

mehr haben. Wie war denn das gedacht?» 

Hoepner: «Ich habe eben gesagt: Zunächst habe ich mir die Grundlagen 

einmal ansehen wollen.» 

Freisler: «Das haben Sie nun getan. Jetzt haben Sie das gelesen. Sie haben 

eine Bestallungsurkunde gehabt. Sie waren zufrieden: Das, was man 

schwarz auf weiss besitzt, kann man getrost nach Hause tragen. Sie ha-

ben die Befehle, die Akten studiert und haben da gelesen: jetzt sind wir 

soweit. Nun, was geschah denn da?» 

Hoepner: «Darauf war zunächst gar nichts zu veranlassen; denn der Be-

fehl, den Sie vorhin erwähnten, war ja herausgegangen.» 

Freisler: «Nun gab es doch überall in den einzelnen Wehrbezirken Dienst-

stellen, nämlich die Wehrbezirkskommandeure. Denen musste man 

doch etwas sagen. Schliesslich besteht Berlin nicht aus der Bend-

lerstrasse, und das Grossdeutsche Reich besteht wieder nicht nur aus 

Berlin; da gibt es Wien, Kassel, Köln, Frankfurt. Da hatten Sie Noske 

usw. Das weiss selbst die Reaktion. Na, geschah denn da nichts in der 

Richtung?» 

Hoepner: «Nein.» 
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Freisler: «Haben Sie nicht telefoniert?» 

Hoepner: «Erst sehr viel später, abends.» 

Freisler: «Gut also! Dann wollen wir dabei bleiben.» 

Hoepner: «Spät am Abend, als ich angerufen wurde.» 

Freisler: «Aber zunächst geschah nichts?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Da haben Sie Daumen gedreht?» 

Hoepner: «Zunächst hat mich Generaloberst Beck beiseite genommen 

und hat mir irgendwie seine Auffassung über die Lage mitgeteilt, hat 

mir den Gedanken, mit dem er seine Geschäfte, wie er sagte, übernom-

men hat, erläutert.» 

Freisler: «Aber das war Ihnen doch schon klar. Das brauchen wir im Ein-

zelnen nicht zu hören. Wir haben seinen fabelhaften Aufruf und alles 

das. Wir wissen schon, was er war. Das hat er mit Ihnen besprochen. 

Sie waren davon begeistert. Und weiter, nachdem auch das geschehen 

war?» 

Hoepner: «Ich habe dann zunächst noch einmal den Befehl gegeben nach-

zufragen. Olbricht sollte noch einmal durch Anruf im Führerhauptquar-

tier feststellen lassen, wieweit die Meldung richtig ist, dass der Führer 

tot ist. Diesen Befehl habe ich sowohl an Olbricht wie an Stauffenberg 

gegeben und habe nachher gehört, dass Beck denselben Wunsch mehr-

fach geäussert hatte.» 

Freisler: «Beck wollte nun Bescheid wissen; denn es wäre ja nun so ge-

kommen: Beck wollte doch auch vor das Volk treten.» 

Hoepner: «Ich habe zu Beck gesagt: ‚Diese Geschichte muss erst geklärt 

werden; sonst entbehrt die ganze Aktion, dieser ganze Befehl der 

Grundlage; denn es steht ja darüber ...’» 

Freisler (unterbrechend): «Mindestens ist es erheblich gefährlicher; denn 

Ihre Bedingung «temporär, sekundär’ war dann nicht erfüllt. Die Sache 

war noch gefährlich. Sie waren sich schon so sicher, dass der Führer 

tot war. Das hatten Sie gar nicht angenommen.» 

Hoepner: «Ich habe eben doch im Laufe der Zeit Zweifel bekommen und 

habe sie auch Generaloberst Beck gegenüber zum Ausdruck gebracht.» 

Freisler: «Beck wollte auch Bescheid wissen. Da haben Sie Befehl gege-

ben, es solle nachgefragt werden. Haben Sie eine Antwort bekom-

men?» 
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Hoepner: «Nein, es wurde gesagt, die Leitung sei gestört.» 

Freisler: «Es hat etwas gedauert, weil nämlich Fellgiebel eine Zeitlang die 

Leitung gestört hatte. Das war vorbesprochen gewesen von Stieff, dass 

man die Leitungen stört, abschirmt. Aber schliesslich kamen auch 

Nachrichten, der Führer werde sprechen.» 

Hoepner: «Diese Nachricht ist erst spät abends gekommen.» 

Freisler: «Aber es kam auch die Nachricht im Radio: Attentat, der Führer 

lebt.» 

Hoepner: «Das ist so gegen 19 Uhr gewesen.» 

Freisler: «Das mag sein: um 19 Uhr. Was haben Sie bis 19 Uhr sonst noch 

getan?» 

Hoepner: «Ich habe zuerst einen kurzen Augenblick die Gruppenleiter ge-

sprochen.» 

Freisler: «Gut! Sie haben also nun mindestens einmal die Herrschaft in 

der Bendlerstrasse angetreten. Die Gruppenleiter haben Sie zu sich be-

stellt. Was haben Sie ihnen denn gesagt?» 

Hoepner: «Die hatte Stauffenberg bestellt.» 

Freisler: «Sie sind nicht herumgelaufen, um den Einzelnen zu holen. Aber 

das kann man trotzdem so nennen: Sie haben die Gruppenleiter bestellt. 

Nun, was haben Sie ihnen gesagt?» 

Hoepner: «‚Meine Herren, der Führer ist tot. Der Feldmarschall von Witz-

leben hat den Oberbefehl über die Wehrmacht übernommen und mich 

hierher gesetzt als Vertreter von Generaloberst Fromm, der die Ge-

schäfte nicht führt: ich bitte Sie, ebenso treu und zuverlässig wie bisher 

weiterzuarbeiten.’» 

(Lachen im Zuschauerraum.) 

Freisler: «Was? Sie, der Verräter, sprachen von Treue? Wenn Sie die 

Männer baten, treu zu sein, dann mussten die Männer Sie sofort er-

schiessen oder festnehmen. Das war die Treue. Sie sprachen also von 

Treue! Donnerwetter! Sie haben gehört, was das für einen Erfolg hat-

te.» 

Hoepner: «Ich habe Ihnen gesagt: ‚Es handelt sich jetzt darum, dass das 

Ersatzheer weiterarbeitet, dass der Stab, Chef Rüst, dafür sorgt, dass 

die Truppe an der Front weiter versorgt wird.’» 

Freisler: «Ach, bisher haben wir nur gehört, dass die Gefahr bestanden 

hatte, dass etwa Guderian die Panzer holte. Jetzt plötzlich anders!» 

Hoepner: «Davon habe ich aber nichts gesagt.» 
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Freisler: «Nein, aber das war das Gespräch zwischen Ihnen beiden.» 

(Hoepner und Olbricht – Anm. des Autors). 

Hoepner: «Das hatte auch Fromm gesagt.» 

Freisler: «Auch der Fromm, aber auch der Olbricht, und Ihnen hatte er 

das gesagt. Es war ja eine Clique. Der Olbricht und Sie. Also: ‚Wir 

müssen dafür sorgen, dass die Front versorgt wird’, haben Sie auch 

noch gesagt. Schön. Was noch? Sie sollten so treu wie bisher arbeiten. 

Na, was haben Sie noch getan? Dann haben Sie wieder kehrtgemacht 

und sind heraus.» 

Hoepner: «Ich bin herausgegangen. Das war im Vorzimmer gewesen.» 

Freisler: «Damit waren Sie überzeugt, dass Sie die Lage erobert hatten.» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Das glaube ich auch nicht. Und dann?» 

Hoepner: «Dann sind die Amtschefs zu Olbricht gebracht worden.» 

Freisler: «Aha! Dann kamen die Amtschefs. Was haben Sie denen ge-

sagt?» 

Hoepner: «Den Herren habe ich dasselbe gesagt wie den anderen: ‚Meine 

Herren, der Führer ist tot; ich bin hierhergesetzt worden als Vertreter 

des Generalobersten Fromm, und es handelt sich jetzt darum, dass wir 

Weiterarbeiten, ohne dass eine Unterbrechung stattfindet.’ Darauf 

sagte der General Specht: ‚Ja, Herr Generaloberst, ist denn der Führer 

wirklich tot?’ Daraufhin erwiderte ich ihm: ‚Ich habe eine mehrfache 

Meldung darüber, dass er tot ist; sie wird allerdings von anderer Seite 

bezweifelt.’ Daraufhin sagte Specht: ‚Ja, mit dieser Auskunft allein 

kann ich nicht Weiterarbeiten.‘» 

Freisler: «Da hat er wohl auch recht gehabt. Auch mit der präzisen Aus-

kunft hätte er nicht Weiterarbeiten können. Das habe ich Ihnen vorhin 

schon klargemacht, dass es ein Mord am Führer gewesen wäre, einen 

solchen Putsch zu machen, auch wenn der Führer tot gewesen wäre. 

Was haben Sie darauf geantwortet?» 

Hoepner: «Darauf habe ich gesagt: ‚Sie haben recht, wir werden sehen, 

dass wir in allerkürzester Zeit etwas Endgültiges feststellen.‘» 
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Freisler: «Sie sind dann sofort aus dem Zimmer herausgegangen, in dem 

Sie ja nichts zu suchen hatten. Das nehme ich doch an. Haben Sie ge-

sagt: ‚Ich lege mein Amt nieder; die Herrlichkeit ist zu Ende’?» 

Hoepner: «Das habe ich in dem Augenblick nicht gesagt.» 

Freisler: «Das haben Sie nicht gesagt. Es ist auch völlig egal. Aber im-

merhin Sie scheinen derjenige gewesen zu sein, der die Männer am 

Zuge hatte: Wenn ihr anders wollt, könnt ihr auch anders.’ – Das waren 

die zwei Reden, die Sie gehalten haben. Was geschah noch bis 7 Uhr 

abends?» 

Hoepner: «Ausserdem kam der General von Kortzfleisch und fragte eben-

falls, ob der Führer tot sei.» 

Freisler: «Er wollte zu Fromm?» 

Hoepner: «Er wollte zu Fromm.» 

Freisler: «Eben!» 

Hoepner: «Da habe ich ihn zu dem Generaloberst Beck gebracht.»  
 

Freisler: «Wissen Sie, was Sie damit getan haben? Sie wissen ganz genau, 

dass Beck Fromm weggenommen hatte. Wenn Sie Kortzfleisch, der zu 

Fromm wollte, ... zu Beck brachten, konnte ja Kortzfleisch dasselbe pas-

sieren.» 

Hoepner: «Ich habe Kortzfleisch gesagt: ‚Sie können Fromm augenblick-

lich nicht sprechen: Er ist nicht hier.’» 

Freisler: «‚Er ist nicht hier. ‘ Das war aber eine sehr verhüllte Bemerkung, 

aus der nicht ohne Weiteres zu entnehmen war, was inzwischen gesche-

hen war. Sie haben also nun Kortzfleisch eigentlich in die Gewalt von 

Beck gebracht. Das ist es. Das haben Sie also auch getan. Wieder eine 

sehr positive Verräterhandlung, die Sie begangen haben! Was ist noch 

bis 19 Uhr geschehen? Na, allmählich ist es wohl 19 Uhr geworden. 

Sehr intensiv haben Sie nicht gearbeitet. Ich weiss nämlich nicht, ob 

noch viel bis dahin geschehen ist. Jetzt sind wir allmählich bei dem 

Augenblick angelangt, in dem nun im Radio bekanntgemacht wurde: 

Der Führer ist nur unwesentlich verwundet, der Führer lebt. Was war 

nun?» 

Hoepner: «Als dies gemeldet wurde, habe ich dem Generaloberst Beck 

gesagt: ‚Wissen Sie, jetzt kommt dieses Kommuniqué, die Bestätigung 

dessen, dass der Führer eben nicht tot ist.‘» 

Freisler: «‚Sehen Sie wohl, ich habe es immer gesagt: die Geschichte hat 

nicht geklappt’, haben Sie ungefähr gesagt. Und Beck?» 
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Hoepner: «Beck sagte daraufhin: ‚Es braucht gar nicht richtig zu sein, was 

durch das Radio gegeben wird; es kann eine sehr geschickte Mystifika-

tion des Tatbestandes sein, und wir müssen das abwarten.’ Daraufhin 

sagte ich ihm: ‚Nun ja, wenn aber der Führer selbst über das Radio 

sprechen sollte, dann ...’» 

Freisler: «Also, das sagten Sie: ‚Wenn nun aber der Führer selbst über das 

Radio spricht?’» 

Hoepner: «««... dann ist doch der Beweis erbracht, dass die ganze Sache 

hier, die ganze Geschichte Unsinn ist; also damit entfällt jeglicher wei-

terer Sinn für die Arbeit hier.’» 

Freisler: «Er hat aber auch etwas darüber gesagt, was dann oben gesche-

hen müsse.» 

Hoepner: «Er sagte: «Erstens einmal hat er vorläufig noch nicht gespro-

chen, und zweitens handelt es sich jetzt für mich darum, dass ich über 

das Radio spreche.»« 

Freisler: «Dann muss ich eben vorher über das Radio sprechen.» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Und daraufhin meinten Sie: «Dann käme es also auf eine Kraft-

probe hinaus.’» 

Hoepner: «Mit den Worten habe ich das nicht ausgedrückt.» Freisler: 

«Nicht mit den Worten. Die Worte sind mir jetzt entfallen; 

aber der Sinn ist es gewesen. Einen Augenblick. Hier haben wir es: 

«Als ich, wie oben gesagt, nach dem Besuch von Kortzfleisch mit Beck 

zusammen in sein Zimmer zurückgegangen war, hatte ich nun ein län-

geres Gespräch mit Beck, anschliessend an meine schon erwähnte erste 

grundsätzliche Besprechung. Beck sprach noch davon, dass ihm drin-

gend darum zu tun wäre, die Möglichkeit, über den Rundfunk zu spre-

chen, zu erhalten. Ich sagte ihm, es wäre immer noch keine Bestätigung 

über den Tod des Führers zu erhalten, und damit stehe und fiele ja alles; 

wenn das nicht der Fall wäre, wäre alles Quatsch, was wir machten. 

Beck wies darauf hin, dass die anderen ja so viel von Propaganda ver-

ständen und so viel mit Bluff arbeiteten, dass sie unbedingt an der Fik-

tion, der Führer lebe, festhalten würden. Ich wandte demgegenüber ein: 

Ja, aber wenn der Führer selbst im Rundfunk spräche! Beck entgegnete: 

Ja, darum muss ich eben vorher sprechen. Und man müsse unter allen 

Umständen verhindern, dass der Führer dazu die Möglichkeit hätte, 

wenn er tatsächlich noch leben sollte. Darauf ich: Dann käme es also 
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auf eine Kraftprobe an. Er: Das allerdings; das ist ja auch unsere Auf-

gabe für das deutsche Volk in der heutigen Lage.’ Ist das richtig?» 

Hoepner: «Ungefähr dem Sinne nach.» 

Freisler: «Dann setzen Sie sich einmal hin. Es soll jetzt die Volksgenossin 

Else Bergenthal hereinkommen. Wir wollen einmal sehen, ob wir von 

ihr ein Bild darüber bekommen können, wer derjenige war, der die 

Kraftprobe machen wollte.» 

Die Zeugin Else Bergenthal, die nun aufgerufen wurde, war Becks Wirt-

schafterin. Freisler fragte sie nach Becks Charakter, und sie erklärte, dar-

über könne sie sich kein Urteil erlauben. Aber er habe in den letzten Wo-

chen oft Schweissausbrüche gehabt, und sein Bett sei morgens klatsch-

nass gewesen. Diese Aussage interpretierte Freisler: «Also der Mann, der 

sich in seiner Angst nachts so im Bett wälzt, dass sein Bett am Morgen 

klatschnass ist, 14 Tage lang, das ist der Mann, der sagt: ‚Es kommt auf 

eine Kraftprobe an.’» 

Dann rief Freisler Hoepner wieder auf: «... Sie sehen also: das ist der 

Mann, der schon früher immer keine Entschlossenheit hatte, niemals Ent-

schlüsse fassen konnte. Das ist also der Mann, der nun sagte: ‚Ja, es 

kommt darauf an, dass wir diese Kraftprobe machen.’ Und nun gehen wir 

weiter. Kam es denn zur Besetzung des Rundfunks?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Es war aber alles vorgesehen. Es kam nicht dazu, weil unsere 

deutschen Soldaten treu sind. Deshalb kam es nicht dazu und weil unser 

Nationalsozialismus uns in unseren Herzen Lebensgewohnheit, ein Be-

dürfnis geworden ist und unser Nationalsozialismus feststeht. Deshalb 

kam es nicht einmal bis zur Rundfunkbesetzung. Wie ging es weiter?» 

Hoepner: «Abends kamen dann verschiedene telefonische Anrufe, das 

heisst, ich wurde an den Apparat geholt. Ein Gespräch war auf dem 

Apparat von Stauffenberg, entweder von ihm angemeldet oder wurde 

von mir hingelegt. Ich habe nun nach dem Eindruck, den ich nach dem 

sogenannten Kommuniqué gehabt habe, und sonst überhaupt den 

Wunsch gehabt, jetzt die ganze ...» 

Freisler (unterbrechend): «Es war Ihnen jetzt zu gefährlich! Der Führer 

lebte.» 
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Hoepner: «Das nicht! Ich wollte jedenfalls keine unnötige Beunruhigung 

weiter schaffen.» 

Freisler: «Eine Beunruhigung konnten Sie nicht mehr schaffen – die Sa-

che war längst liquidiert –, selbst wenn Sie da noch sassen und noch 

nicht verhaftet waren. Sie Unruhe schaffen? Sie, dieser Beck, dieser 

Witzleben, dieser Olbricht Unruhe schaffen? Na, es hätte ja niemanden 

gegeben, der Ihnen gefolgt wäre. Sie konnten nur noch eines: Sie konn-

ten sich noch schnell eine Kugel durch den Kopf jagen. Sie waren noch 

im Besitz der Waffe. Dazu waren Sie in der Lage. Aber Unruhe konn-

ten Sie nicht mehr stiften. Und nun, Sie haben doch telefoniert, zum 

Beispiel mit Wien telefoniert?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Da war schon vorher ein Verbindungsoffizier hingeschickt 

worden, der Oberst Graf Marogna-Redwitz. Mit wem haben Sie dieses 

Wiener Telefongespräch geführt?» 

Hoepner: «Mit General von Knesebeck. Er rief an und sagte, er käme in 

Gewissenskonflikt.» 

Freisler: «Er brauchte gar nicht in Gewissenskonflikt zu kommen, wenn 

er ein fester Kerl war.» 

Hoepner: «Er sagte mir, er komme in Gewissenskonflikt, weil ein Befehl 

vom BdE vorliege und zweitens ein Befehl vom Feldmarschall Keitel 

gekommen sei, dass die Befehle nicht zu befolgen waren.» 

Freisler: «Von einem Gewissenskonflikt ist da gar keine Rede. Es war 

vollständig klar, was er zu tun hatte. Aber das sagte er. Was haben Sie 

nun geantwortet?» 

Hoepner: «Ich fragte: ‚Wie sieht es aus?’ Er erwiderte: ‚Es ist alles voll-

kommen ruhig.’ Daraufhin habe ich ihm gesagt: ‚Dann befolgen Sie 

den Befehl von Keitel.’» 

Freisler: «Nun, so schnell ist es nicht gegangen. Sie haben gesagt: ‚Wenn 

Sie meinen, können Sie auch nach Keitels Befehl handelns Also: ‚Sie 

können so oder auch so.’ Stimmt das?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «So haben Sie es aber ausgesagt: man könnte es auch anders 

machen. Wir finden die Stelle nachher. Wir werden daran denken, sie 

herauszusuchen. Sie haben noch andere Gespräche mit Wehrkreisbe-

fehlshabern geführt.» 

418 



Hoepner: «Ich habe ein Gespräch geführt mit Stettin. Der stellvertretende 

Kommandierende General meldete, er wüsste nicht, was er tun solle, er 

habe ein Telefongespräch mit Keitel gehabt. Daraufhin fragte ich: ‚Wie 

ist vom Amt aus das Gespräch zustande gekommen?’ Da antwortete er: 

‚Das kann ich nicht sagen: ich habe Schweigegebot.’ Darauf sagte ich: 

‚Dann kann ich Ihnen auch nicht beantworten, was Sie tun sollen. Ha-

ben Sie von mir einen Befehl bekommen?’ Er entgegnete: ‚Nein.’ Ich 

sagte ihm: ‚Dann ist es gut; dann befolgen Sie den Befehl von Keitel.’» 

Freisler: «Es ist richtig, dass ich mich eben geirrt habe. Dem General 

Knesebeck haben Sie ähnlich geantwortet. Mit einem Wort: die Herr-

lichkeit war nun zu Ende. Aber nun eines! Sie hatten die ganze Zeit 

sehr wenig zu tun, am ersten Tag Ihrer Regierung. Nun war doch Stauf-

fenberg in der Nähe. Haben Sie ihn nicht einmal näher gefragt?» 

Hoepner: «Stauffenberg war eigentlich nicht in der Nähe, sondern im We-

sentlichen immer unterwegs, soweit er nicht mit Telefongesprächen 

drüben bei Olbricht in Anspruch genommen war.» 

Freisler: «Aber Sie hatten doch mehrere Male Gelegenheit, ihn zu spre-

chen.» 

Hoepner: «Zwischendurch ist er mehrere Male durchgekommen und hat 

eine Verbindung aufgegeben.» 

Freisler; «Haben Sie ihn nicht näher gefragt, wie es im Einzelnen gewesen 

ist?» 

Hoepner: «Ich habe ihn zwischendurch gefragt: ‚Wie ist das eigentlich, 

Stauffenberg? Ich muss eine Bestätigung haben, ob der Führer eigent-

lich tot ist. Wie ist das gewesen?’ Da sagte er: ‚Ich habe meine Mappe 

in der Baracke liegenlassen und bin herausgegangen, und dann ist die 

Explosion erfolgt, und zwar im Zusammenhang mit dem Liegenlassen 

der Mappe.’» 

Freisler: «Haben Sie nicht nähere Einzelheiten erfahren?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Warum nicht?» 

Hoepner: «Weil ich mir im Augenblick gar nicht ein Bild davon machen 

konnte, dass er in der Mappe einen so grossen Sprengkörper gehabt 

haben sollte, um eine Explosion herbeizuführen, die so war, wie er sie 

zuerst geschildert hatte.» 

Freisler: «Immerhin, wenn der Sprengkörper ... explodierte, konnten Sie 
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sich sagen, dass da etwas passierte. Früher haben Sie anders ausgesagt. 

Früher haben Sie gesagt: ‚Ich habe ihn nicht mehr gefragt, weil ich mich 

mit den Einzelheiten nicht belasten wollte. ‘ Stimmt das?» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Na also! Das war der Grund. Ein feiner Kerl! Nun war bald das 

Ende da. Wie kam das Ende?» 

Hoepner: «Zuerst wurde draussen im Flur geschossen; es wurde plötzlich 

geschossen. Ich hörte, wie Stauffenberg in das Nebenzimmer kam und 

von Haeften sagte: ‚Gehen Sie heraus und machen Sie Ordnung!’ Kurz 

darauf erschienen mehrere Offiziere mit Maschinenpistolen; und ein 

Oberstleutnant kam auf mich zu und sagte: ‚Herr Generaloberst, wir 

möchten wissen, was hier gespielt wird; wir sind doch dazu da, für die 

Front zu sorgen; jetzt ist aber durch die Walküregeschichte der Nach-

schub unterbrochene» 

Freisler: «Jetzt ist durch die Walküregeschichte der Nachschub unterbro-

chen!’ Inzwischen wissen Sie längst, dass Walküre ausgelöst war und 

dass Walküre so eingerichtet worden war ...» 

Hoepner (einfallend): «So ist es nicht; das wusste ich nicht.»  

Freisler: «Es ist aber so. Das wussten Sie nicht?» 

Hoepner: «Ich konnte auf diese Frage keine Auskunft geben. Ich sagte zu 

Olbricht, der dabeistand: ‚Wie ist es? Trifft es zu, dass durch die Wal-

küremassnahmen der Nachschub an die Front gestört wird?’ Darauf 

antwortete er: Jawohl, es trifft in begrenztem Umfange zu.’ Daraufhin 

sagte ich zu dem Oberstleutnant: ‚Das ist natürlich falsch .. .’» 

Freisler (unterbrechend): «Da haben Sie sich natürlich auf das hohe Ross 

gesetzt, aber die Rückgängigkeit des Befehls nicht für nötig erachtet. 

Die Front konnte weiter warten. Was sagte denn der Oberstleutnant?» 

Hoepner: «Er sagte: ‚Kann ich Herrn Generaloberst Fromm sprechen?’ – 

Jawohl.’ – ‚Wo ist er?’ – ‚Gehen Sie in seine Wohnung; da können Sie 

ihn sprechens» 

Freisler: «Inzwischen war Folgendes geschehen. Der Generaloberst 

Fromm war an sich unter Bewachung gestellt gewesen. Das ist doch 

richtig? Sie wissen das ja genau. Dann hatte er gebeten, den Bewa-

chungsoffizier aus dem Zimmer zu nehmen.» 
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Hoepner: «Richtig. Er bat, den Bewachungsoffizier, der vor der Tür ge-

standen hat, wegzunehmen.» 

Freisler: «Dann hat er gebeten, in seine Wohnung gehen zu können. Es ist 

ihm erlaubt worden, in die Wohnung zu gehen. Er hatte allerdings die 

Verpflichtung übernommen, nichts zu unternehmen.» 

Hoepner: «Freiwillig, ohne Zwang hat er gesagt: ‚Ich verspreche Ihnen, 

dass ich nichts unternehme, dass ich nichts telefoniere, was ich Ihnen 

nicht vorher sage.’» 

Freisler: «So war er also nun in seiner Wohnung, und er hatte auch ver-

sprochen, die Wohnung nicht zu verlassen.» 

Hoepner: «Er hatte durch seinen Ordonnanzoffizier sagen lassen, er wolle 

gern in die Wohnung gehen, um sich schlafen zu legen.» 

Freisler: «Und er wollte die Wohnung nicht verlassen!» 

Hoepner: «Das nehme ich an, wenn er sich schlafen legen wollte. 

Daraufhin habe ich gesagt: «Selbstverständlich, bitte sehr.’ Dann habe 

ich den Oberstleutnant in seine Wohnung geschickt; und er erschien 

nach ganz kurzer Zeit wieder mit Fromm sowie einer grösseren Anzahl 

von Offizieren mit Waffen. Sie erschienen in dem Zimmer bei mir, und 

Fromm sagte: «So, meine Herren, jetzt mache ich es mit Ihnen so, wie 

Sie es heute Mittag mit mir gemacht haben.‘» 

Freisler: «Aus war die Herrlichkeit. Das war also das Ende dieser Ge-

schichte.» 

Hoepner: «Die Szene vom Nachmittag war mir nicht bekannt. Ich konnte 

sie mir nachträglich konstruieren, und zwar ...» 

Freisler (unterbrechend): «Reden Sie doch kein dummes Zeug! Sie wus-

sten ganz genau, dass Fromm gesagt haben sollte, er könne das nicht 

unterschreiben, dass man doch einmal hingegangen war, weil er den 

Mertz hatte verhaften wollen, dass er dann sein Zimmer verliess und 

Sie an seiner Stelle von jemand eingesetzt wurden in sein Amt, von 

jemand, der gar nicht das Recht dazu hatte. Das wussten Sie alles.» 

Hoepner: «Ich wusste aber nicht, dass er mit der Waffe gezwungen wor-

den war herauszugehen.» 

Freisler: «Mit oder ohne Waffe? Das ist nicht das Wesentliche. Und dann 

spielte sich wohl alles sehr schnell ab?» 

Hoepner: «Jawohl. Fromm hat dann zu Beck gesagt: «Legen Sie die Waf- 
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fe weg!’ Worauf Beck erwiderte: ‚Ich möchte meine Waffe zum priva-

ten Gebrauch behalten. ‘ Dann sagte Fromm: ‚Bitte sehr, aber dann 

gleiche Darauf hat er die Pistole, die auf seinem Koffer lag, genommen, 

sie geladen, und nach ein paar Worten hat er geschossen, sich aber nur 

einen Streifschuss beigebracht. Darauf sagte Fromm: ‚Nehmen Sie 

dem alten Herrn die Waffe weg. Die anderen Herren, die etwas auf-

schreiben wollen, haben noch Gelegenheit, hier etwas aufzuschreiben; 

bitte sehr!’ Darauf habe ich mich an den Schreibtisch Olbrichts, an den 

Mitteltisch gesetzt. Dann ist Fromm einen Augenblick verschwunden, 

kam wieder und sagte: ‚Im Namen des Führers hat ein von mir bestell-

tes Standgericht das Urteil gesprochen: Es werden der Oberst im Ge-

neralstab von Mertz, General Olbricht, der Oberst – den ich mit Namen 

nicht nennen will (er meinte Stauffenberg – Anm. des Autors) und der 

Oberleutnant von Haeften zum Tode verurteilt.»‘ 

Freisler: «Und wer war dabei nun alles im Zimmer darin?» 

Hoepner: «Da waren Beck und diese vier und ich sowie Leutnante und 

Oberleutnante.» 

Freisler: «Die Sie nicht mit Namen kennen; sie waren mit Fromm gekom-

men. Das waren die, von denen Sie sagten: «Offiziere und Mannschaf-

ten kamen herein.’ War sonst noch jemand da?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Sonst war niemand im Raum?» 

Hoepner: «Nein.» 

Freisler: «Also nicht zum Tode verurteilt war in diesem Augenblick 

wer?» 

Hoepner: «Beck!» 

Freisler: «Beck und Sie! Wie ist es mit Beck weitergegangen?»  

Hoepner: «Beck wollte die Waffe nicht abgeben. Sie wurde ihm wegge-

nommen. Er sagte noch, er wolle es noch einmal versuchen. Dann wurden 

die vier, diese vier Offiziere abgeführt. Fromm bestimmte einen Offizier, 

der die Exekution vornehmen sollte, und da sagte er noch zu Beck: «Ich 

überlasse es Ihnen jetzt, zum zweiten Schuss zu kommen.’» 

Freisler: «Also behielt er doch die Pistole. Zum zweitenmal konnte er es 

versuchen.» 

Hoepner: «Jawohl. Dann sagte er zu mir: «Bitte, kommen Sie mit mir 

mit.’ Er nahm mich in das Zimmer von Stauffenberg.» 
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Freisler: «Wie ist die Sache mit Beck weitergegangen?» 

Hoepner: «Da habe ich nur einen Schuss fallen hören.» 

Freisler: «Mehr können Sie nicht sagen? Dann kamen Sie in das Zimmer 

von Stauffenberg. Mit Fromm allein?» 

Hoepner: «Jawohl. Da sagte er: ‚Hoepner, ich weiss jetzt nicht, was ich 

tun soll; wollen Sie denselben Weg gehen wie Beck? Sonst muss ich 

Sie verhaftens Darauf sagte ich: Fromm, ich fühle mich nicht in dem 

Sinne schuldig und als Schweinehund, dass ich mich selbst richten 

muss; ich will das, was ich getan habe, auch vor meiner Familie ver-

antwortens» 

Freisler: «‚Ich fühle mich nicht in dem Sinne schuldig und als Schweine-

hund; ich will das, was ich getan habe, auch vor meiner Familie verant-

wortens» 

Hoepner: «Jawohl.» 

Freisler: «Sagen Sie einmal: Welche zoologische Charakterisierung hät-

ten Sie nun als die richtige für das angesehen, was Sie getan haben, 

wenn Sie diese ablehnen?» 

Hoepner: «Esel!» 

Freisler: «Nein! Denn Esel ist eine Sache des Intellekts; Schweinehund ist 

eine Sache des Charakters nach unserem Sprachgebrauch. Nun wurden 

Sie nicht zum Tode verurteilt in diesem Augenblick und richteten sich 

auch nicht selbst, sondern was geschah mit Ihnen?» 

Hoepner: «Fromm gab mir die Hand und sagte: ‚Als Mensch und alter 

Freund ...’» 

Freisler: «Als Mensch und alter Freund! Davon wollen wir gar nichts hö-

ren. Was geschah mit Ihnen?» 

Hoepner: «Er liess mich in das Wehrmachtsuntersuchungsgefängnis ab-

führen.» 

Freisler: «Eben! Es ist natürlich möglich, Herr Oberreichsanwalt, dass bei 

dieser Vernehmung dieser oder jener Punkt weggeblieben ist. Haben 

Sie noch einen Punkt, auf den Sie Wert legen?» 

Oberreichsanwalt Lautz: «Ich habe keine Frage zu stellen.» Freisler: 

«Dann setzen Sie sich, Angeklagter Hoepner. Meine Herren Richterka-

meraden und meine Herren Verteidiger, jetzt sind wir mit dieser Gruppe 

ebenfalls zu Ende. Wir machen eine Pause und werden in etwa 10 Minu-

ten wieder neu anfangen.» 

Als das Gericht wieder zusammengetreten war, verhörte Freisler als näch- 
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sten Angeklagten Peter Graf Yorck von Wartenburg. Nachdem Yorck die 

erforderlichen Angaben zu seiner Person und seiner beruflichen Laufbahn 

gemacht hatte, beendete Freisler diesen Teil der Vernehmung mit der 

Frage: «Politisch waren Sie bis 1933 nirgends organisiert?» 

Yorck: «Nein.» 

Freisler: «Sie haben zunächst mit der Deutschnationalen Volkspartei und 

später mit der nationalsozialistischen Partei sympathisiert.» 

Yorck: «Gewählt!» 

Freisler: «Sie sind nach 1933 nicht organisiert gewesen?» 

Yorck: «Nein.» 

Freisler: «Sie sind der Partei nicht beigetreten?» 

Yorck: «Nein, ich bin nicht in die Partei eingetreten, war nur Mitglied der 

NSV.» (NSV = Nationalsozialistische Volkswohlfahrt – Anm. des Au-

tors). 

Freisler: «Sie sind auch keiner Gliederung beigetreten?» 

Yorck: «Nein.» 

Freisler: «Warum denn nicht?» 

Yorck: «Weil ich an und für sich nicht Nationalsozialist bin.» 

Freisler: «Aha, weil Sie nicht Nationalsozialist von Gesinnung sind!  

Damit ist das geklärt. Waren Sie in diesem Kriege an der Front?» 

Yorck: «Ich habe den Polenfeldzug bei einem Panzerregiment mitge-

macht.» 

Freisler: «Sie haben das EK II.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Und nachher hatten Sie ein Sonderkommando.» 

Yorck: «Nachher bin ich von meiner Behörde uk gestellt worden.» 

Freisler: «Was waren Sie, als der Krieg begann?» 

Yorck: «Leutnant.» 

Freisler: «Sie haben also die Ausbildung des Reserveoffiziers durchge-

macht.» 

Yorck: «Ja, ich habe bis 1934 die Übung gemacht.» 

Freisler: «Dann sind Sie uk gestellt worden. Wann sind Sie neu einberu-

fen worden?» 

Yorck: «Am 15.7.1942.» 

Freisler: «Wohin?» 
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Yorck: «Zum Wirtschaftsstab Ost. Das ist eine Dienststelle. Da bin ich 

bis zuletzt geblieben, bis zum Juli.» 

Freisler: «Kennen Sie Graf Stauffenberg? Jetzt meine ich den Mörder.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Seit wann?» 

Yorck: «Stauffenberg war ein Vetter von mir.» 

Freisler: «Dann ist die Frage überflüssig gewesen. Das ist richtig; ich habe 

das im Augenblick nicht gewusst. Erstmalig 1944 soll nach Ihrer frühe-

ren Aussage zwischen Ihnen und Stauffenberg ein Gespräch gewesen 

sein, das uns jetzt interessieren könnte. Wie ist das gewesen?» 

Yorck: «Gelegentlich eines Besuchs von Stauffenberg in meiner Woh-

nung, der ganz zufällig war, kamen wir auf die allgemeine Lage, auf 

die militärische Lage zu sprechen. Er sah schwarz und meinte, es müsse 

etwas geschehen, es müsse eine Änderung herbeigeführt werden, was 

mich in dem Falle bei ihm überraschte, weil ich ihn als besonders akti-

ven Offizier kannte.» 

Freisler: «Also er sah schwarz, und er meinte, es müsse etwas geschehen, 

er wolle eine Änderung herbeiführen. Sagte er, mit wem?» 

Yorck: «Nein. Ich fragte ihn natürlich, auf welche Weise diese Änderung 

nach seiner Vorstellung herbeigeführt werden könne.» 

Freisler: «Also er wollte eine Änderung und sagte, es müsse eine Ände-

rung kommen. Das ist doch richtig! Aber mit wem? Mit welchem 

Kreis? Was sagte er da?» 

Yorck: «Auf mein Befragen hin hat er den Namen des Generalobersten 

Beck genannt.» 

Freisler: «Sie fragten, wer in Frage komme. Darauf antwortete er: «Gene-

raloberst Beck könnte etwa in Frage kommen?» 

Yorck: «Ja.» 

Freisler: «Wurde das näher ausgesponnen?» 

Yorck: «Nein.» 

Freisler: «Die zweite und dritte Unterhaltung interessieren nicht. Die 

zweite Zusammenkunft haben Sie geschildert. Es waren noch andere 

dabei, und er machte Ihnen noch Vorwürfe, indem er sagte: «Wir kön-

nen gar nicht reden, weil Dritte dabei sind.’ Die vierte Zusammenkunft 
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war etwa Anfang Juni dieses Jahres. Bei wem?» 

Yorck: «Auch in meiner Wohnung.» 

Freisler: «Unter vier Augen?» 

Yorck: «Ja.» 

Freisler: «Schildern Sie kurz in den wichtigsten Punkten diese Unterhal-

tung!» 

Yorck: «Graf Stauffenberg kam auf unsere erste Unterhaltung im Januar 

zurück und schilderte dann die militärische Lage, die er dahin skiz-

zierte, dass seine Erwartungen an und für sich nach der schlechten Seite 

noch übertroffen worden wären.» 

Freisler: «Er sah noch schwärzer?» 

Yorck: «Es waren die Tage der Invasion. Es war nicht gelungen, die In-

vasion abzuwehren.» 

Freisler: «Na, es ist sehr fraglich, ob sie gelungen war. Es kommt darauf 

an, wie man die Sache ansieht. Jedenfalls sah er schwarz.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Das war nichts Neues. Er sah die Lage schwarz an Hand neuer 

Ereignisse.» 

Yorck: «Ja.» 

Freisler: «Aber nun kam der Gedanke, es müsse Schluss gemacht werden, 

also der Erzbergergedanke.» 

Yorck: «Ja, nur insofern meiner Ansicht nach verschieden, als er von der 

militärischen Seite, von der militärischen Beurteilung her kam.» 

Freisler: «Ja, das ist insofern ein Unterschied; das habe ich vorhin schon 

hervorgehoben; aber im Ergebnis ist es gehupft wie gesprungen. Dann 

kam eine feierliche Verpflichtung, die er Ihnen abnahm.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Welche Verpflichtung nahm er Ihnen ab?» 

Yorck: «Über den Inhalt der Unterhaltung zu schweigen.» 

Freisler: «Über das, was Sie besprachen, mit niemand zu sprechen!  

Ehrenwort!» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Was hat er, als er Sie so gebunden hatte, gesagt?» 

Yorck: «Er hat an und für sich deutlich ausgesprochen, dass er selbst vor 

einer Beseitigung des Führers nicht zurückschrecken würde.» 
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Freisler: «Früher haben Sie sogar positiv gesagt, er wolle den Führer be-

seitigen – das ist ja auch dasselbe –, weil rasches Handeln erforderlich 

sei, das sei seine Einstellung.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Dann kam eine Frage an Sie.» 

Yorck: «Es handelte sich damals im Übrigen um andere Voraussetzun-

gen.» 

Freisler: «Für Friedensverhandlungen?» 

Yorck: «Nein, es handelte sich damals darum, andere Voraussetzungen 

für die militärische Führung zu schaffen.» 

Freisler: «Für die militärische Führung! Noch toller! Aber auch für die 

Friedensverhandlungen.» 

Yorck: «Friedensverhandlungen wurden in dieser Unterhaltung auch ge-

streift, allerdings von mir der Standpunkt vertreten und auch von ihm 

nicht lebhaft widersprochen, dass die Friedensaussichten nach einem 

Umsturz nicht etwa derart seien, dass keine bedingungslose Kapitula-

tion verlangt würde.» 

Freisler: «Auf deutsch, dass höchstwahrscheinlich nachher der Feind 

nicht weniger verlangen würde ...» 

Yorck: «Richtig.» 

Freisler: «... dass rasches Handeln nötig sei. Und er hat eine Frage an Sie 

gerichtet.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Welche?» 

Yorck: «Er hat mich gefragt, ob ich mich in diesem Falle zur Verfügung 

stellte.» 

Freisler: «Ob Sie sich bei einem militärischen Vorgange, wenn etwas ge-

schähe, zur Verfügung stellen würden ...» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «... bei einem Attentat und dem, was folgt!» 

Yorck: «Die Zurverfügungsstellung bezog sich nicht auf das Attentat.» 

Freisler: «Ich habe mich schlecht ausgedrückt. Er hat Sie gefragt, ob Sie 

bei der Lage, die in Verfolg des Attentats entstehen würde und entste-

hen sollte, sich zur Verfügung stellen würden.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Nun, Sie hatten ein Ehrenwort gegeben. Was haben Sie für ei-

nen Gedanken gehabt, als Sie das gehört hatten?» 
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Yorck: «Herr Präsident, ich habe bereits bei meiner Vernehmung ange-

geben, dass ich mit der Entwicklung, die die nationalsozialistische 

Weltanschauung genommen hatte ...» 

Freisler (unterbrechend): «... nicht einverstanden war! Sie haben, um es 

konkret zu sagen, ihm erklärt: In der Judenfrage passe Ihnen die Ju-

denausrottung nicht, die nationalsozialistische Auffassung vom Recht 

hätte Ihnen nicht gepasst.» 

Yorck: «Das Wesentliche ist, was alle diese Fragen verbindet: der Tota-

litätsanspruch des Staates gegenüber dem Staatsbürger unter Ausschal-

tung seiner religiösen und sittlichen Verpflichtungen Gott gegenüber.» 

Freisler: «Sagen Sie einmal, wo hat der Nationalsozialismus die sittlichen 

Verpflichtungen eines Deutschen ausgeschaltet? Der Nationalsozialis-

mus hat die sittlichen Verpflichtungen eines Deutschen, des deutschen 

Mannes, der deutschen Frau unendlich gesundet und unendlich vertieft. 

Dass er sittliche Verpflichtungen ausgeschaltet hätte, habe ich noch nie 

gehört. Und was die Religion anlangt, so ist im Grunde der National-

sozialismus sehr bescheiden. Er sagt: Bitte, mache das doch ab, wie du 

willst, nur bleibe im Jenseits mit deinen Ansprüchen, Kirche! Denn die 

Seelen sollen ja im Jenseits herumflattern; hier auf der Erde gilt unser 

jetziges Leben. Sonst kann sie sich um die Politik kümmern. Also, was 

Sie sagen, ist zumindest sehr schief gesehen; es hat keinen Sinn.» 

Yorck: «Ich wollte das nur als Erklärung geben.» 

Freisler: «Was weiter die nationalsozialistische Auffassung vom Recht 

betrifft, so kann ich als einer, der seit vielen Jahren nun wirklich im 

Rechtsleben darinsteht, sagen, dass unsere Auffassung vom Recht 

theoretisch und praktisch ebenfalls eine ungeheure Vertiefung erfahren 

hat, dass das Recht unseres Volkes eine ungeheure Gesundung und 

Verstärkung erfahren hat. Dafür ein Satz! Wenn es früher hiess – Ka-

puzinerpredigt –: ‚Was nicht verboten ist, ist erlaubt^ das heisst, wenn 

der Schieber und Schurke sich nicht in den Maschen ausdrücklicher 

Bestimmungen fängt, läuft er frei aus, so ist das heute anders. Der 

schlüpfrige Raum zwischen gut, anständig und unanständig war früher 

freies Jagdgebiet auf Kosten des anständigen Bürgers. Jetzt ist er freies 

Betätigungsgebiet, Sanierungsgebiet des anständigen Bürgers auf Ko- 

428 



sten des Schiebers. Was Sie vorgetragen haben, bleibt rätselhaft. Aber 

Sie sagen: Ich war nicht einverstanden. Nun frage ich Sie: Wenn Ihnen 

ein Ehrenwort abgenommen war und Sie so etwas hörten, was haben 

Sie sich für Gedanken gemacht? Kann denn so ein Ehrenwort ziehen?» 

Yorck: «Ich fühle mich dadurch gebunden, Herr Präsident.» 

Freisler: «Das ist allerdings ein Zeichen dafür, dass Ihre Einstellung eine 

absolut anarchistische ist.» 

Yorck: «Ich möchte es eigentlich nicht so ausdrücken.» 

Freisler: «Ich glaube aber, dass sie so deutlich und richtig bezeichnet ist. 

Es ist nämlich anarchisch, wenn jeder durch ein eigenes Wort sich ein 

eigenes Gesetz des freien Handelns in unserer Gemeinschaft schaffen 

kann. Das allgemeine Gesetz des Handelns in unserer Gemeinschaft ist, 

dass Verrat an Volk, Führer und Reich unter allen Umständen bekämpft 

und vernichtet werden muss. Wenn Sie sich das Gesetz machen: ‚Wenn 

ich ein Ehrenwort gebe, darf ich da nicht teilnehmern, so ist das ein 

anarchisches Prinzip, das Sie haben. Sie mögen es anders nennen. Sie 

haben sich für gebunden gehalten. Haben Sie sich damals auch in dieser 

Besprechung zur Verfügung gestellt? Die Frage war doch an Sie ge-

richtet!» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Das war Anfang Juni. Ende Juni haben Sie wieder eine Bespre-

chung gehabt. Da hat er wieder eine Frage an Sie gerichtet. Welche 

Frage?» 

Yorck: «Er hat noch einmal die Frage gestellt, ob ich zur Verfügung 

stände.» 

Freisler: «Sie haben diese Frage noch einmal bejaht. Was hat er noch für 

eine Frage gestellt?» 

Yorck: «Ob ich besondere Wünsche für eine eigene Verwendung hätte.» 

Freisler: «Ob Sie besondere Wünsche für eine eigene Verwendung hätten! 

Ja, man sieht: die Herren fragten gleich nach den gewünschten Ämtern. 

Sie haben aber abgewehrt?» 

Yorck: «Jawohl. Das muss ich mit Nachdruck betonen.» Freisler: «Er hat 

ein Amt genannt. Welches war das?» 

Yorck: «Jawohl, er nannte das Amt des Chefs des Stabes in der Reichs-

kanzlei. Dashabeich mit aller Entschiedenheit abgewehrt.» 
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Freisler: «Nämlich Reichskanzler sollte Goerdeler werden, und Staatsse-

kretär des Reichskanzlers sollten Sie werden. Die Gesichtspunkte, nach 

denen ausgesucht wurde, bleiben für vernünftige Nachforschungen un-

erforschbar. Sie aber haben gesagt: Nein.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Das war eine Selbsterkenntnis. Zur Verfügung standen Sie 

aber?» 

Yorck: «Ja.» 

Freisler: «Er sagte Ihnen dann auch, wie er sich das denke: Er wolle in 

der nächsten Zeit sehen, ob er in das Führerhauptquartier kommen 

könnte. Stimmt das?» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Wozu?» 

Yorck: «Um ein Sprengstoffattentat auszuführen.» 

Freisler: «Um dort den Mordanschlag ausführen zu können! Ihnen war 

aber ausser dem Amt, das für Sie ausersehen war und das Sie abgelehnt 

hatten, auch sonst bekannt, wer dem Führer in seinem Schicksalskampf 

für unser Leben in den Weg treten sollte. Wer noch?» 

Yorck: «Das war mir an und für sich nicht gewiss. Ich hatte verschiedene 

Namen gehört. Aber ich war an und für sich mit Stauffenberg darin 

einig gewesen, dass das gar keinen Zweck hätte. Jedenfalls habe ich 

mich so geäussert.» 

Freisler: «Sie meinen: das Fell des Bären vorher zu verteilen, hat keinen 

Sinn. Das mag sein. Aber welche Namen wurden genannt?» 

Yorck: «Es wurde der Name des Oberbürgermeisters Goerdeler  

genannt.» 

Freisler: «Da haben Sie recht: das hätte allerdings keinen Zweck gehabt. 

Welche Namen wurden noch genannt?» 

Yorck: «Es wurde vom Aussenministerium gesprochen, und es wurden 

von Hassell und Schulenburg genannt. Es blieb völlig offen, ob mit den 

Herren überhaupt verhandelt worden war.» 

Freisler: «Wurde von Beck als Staatschef gesprochen?» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Von Schulenburg als Innenminister?» 

Yorck: «Ja.» 
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Freisler: «Da haben wir ja ein nettes Bild. Von da an haben Sie nun Ver-

bindung gehalten, nicht wahr?» 

(WiderSpruch des Angeklagten Yorck von Wartenburg.) 

Freisler: «Ich denke, Sie haben durch den Ordonnanzoffizier Stauffen-

bergs Verbindung gehalten.» 

Yorck: «Das meinte ich eben.» 

Freisler: «Das meinten Sie. Er hat einen ersten Termin genannt.» 

Yorck: «Ich glaube, es war der 11.» 

Freisler: «Das war der Termin, der früher auch genannt worden ist. 

Dann hat er gesagt, am 11. sei es nichts geworden. Warum?» 

Yorck: «Weil der Reichsführer-SS nicht anwesend gewesen sei.» 

Freisler: «Weil der Reichsführer-SS nicht anwesend gewesen wäre. 

Er sollte auch gleich mit hochgehen. Ein paar Tage später sagte Ihnen 

von Haeften, der 15. sei der Tag.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Da haben Sie auch wieder erfahren, dass nichts los war. Es 

wurde gesagt, er habe telefonieren müssen; als er wieder hereingekom-

men sei, sei die Sitzung schon beendet gewesen, und es sei nicht mehr 

gegangen.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Aber am 15. waren Sie alarmiert.» 

Yorck; «Jawohl.» 

Freisler: «Wo waren Sie?» 

Yorck: «Ich war in der Prinz-Heinrich-Strasse.» 

Freisler: «Bei wem?» 

Yorck: «Beim Grafen Schwerin.» 

Freisler: «Waren Sie auch bei Schulenburg?» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Da haben Sie noch etwas getan; Personalpolitik haben Sie auf 

Vorrat gemacht.» 

Yorck: «Bei dieser Gelegenheit hatte Schulenburg eine Liste von Regie-

rungspräsidenten, wie er sie sich dachte.» 

Freisler: «Also Personalpolitik der inneren Verwaltung! Woher hatten Sie 

die Personalkenntnis?» 

Yorck: «Ich habe an und für sich durch meine dienstliche Tätigkeit einen 

verhältnismässig grossen Überblick gehabt.» 

Freisler: «Oh, das ist ein Wort: einen verhältnismässig grossen Überblick! 

Na ja!» 

431 



Yorck: «Wobei ich betonen möchte, dass sich dieser Überblick lediglich 

auf die fachliche Seite bezog.» 

Freisler: «Das ist auch kolossal. Sie sind Oberregierungsrat in einer zen-

tralen Dienststelle, nicht in einem Ministerium, aber an einer anderen 

zentralen Dienststelle, und haben einen so kolossalen Überblick über 

die fachliche Fähigkeit der vielen eingearbeiteten und tätigen Männer, 

die nun jahrelang, dem Führer treu, wichtigste Arbeitsgebiete, von de-

nen Sie nichts verstehen, bearbeiten! Bescheidenheit, meinen Sie, ist 

zwar eine Zier, doch weiter kommt man ohne ihr! Mag sein! Sehr weit 

sind Sie nicht gekommen. Sie haben auch noch andere Personalpolitik 

betrieben. Es musste doch dafür gesorgt werden, dass die Ministerien 

weiterarbeiteten. Sollte da nicht auch überall ein Vertrauensmann sein, 

der dafür sorgte, dass weitergearbeitet wurde?» 

Yorck: «Diese Absicht wurde fallengelassen, weil eine Verständigung 

von Zivilpersonen nicht möglich erschien.» 

Freisler: «Warum erschien sie nicht möglich?» 

Yorck: «Sie erschien schon aus Geheimhaltungsgründen nicht möglich.» 

Freisler: «Sie meinen, bei Offizieren wäre die Geheimhaltung eines At-

tentats auf den Führer leichter als bei anderen Volksgenossen?» 

Yorck: «Nein, das nicht.» 

Freisler: «Haben Sie denn nicht dem Führer den Treueeid geleistet?» 

Yorck: «Jawohl,, Herr Präsident.» 

Freisler: «Wie kamen Sie dazu, von dem Augenblick ab noch des Führers 

Soldatenrock zu tragen, wo Sie doch dem Führer den Treueeid geleistet 

hatten? Das gilt für alle anderen genauso. Sie meinen also: die Geheim-

haltung wäre so besser gewesen. Also darüber haben Sie gesprochen 

und Personalpolitik gemacht. Hatten Sie noch sonstige Aufgaben be-

kommen, welche vorbereitenden Aufgaben, die Ihrer enormen Sach-

kunde entsprachen?» 

Yorck: «Nein, bis auf eine Aufgabe. Da handelte es sich lediglich um die 

Ausweise für die in die Reichsministerien abzusendenden Offiziere.» 

Freisler: «Ihr Ressort war zusammengestellt: erstens die gesamte Perso-

nalpolitik der allgemeinen Verwaltung und zweitens der Entwurf von 
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Ausweispapieren. Eine fabelhafte Zusammenstellung! Also das haben 

Sie auch gemacht! Auftragsschreiben haben Sie auch entworfen!» 

Yorck: «Jawohl, dieses eine.» 

Freisler: «Haben Sie auch den Attentatstermin vom 20. vorher erfahren?» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Wann?» 

Yorck: «Den habe ich am 18. erfahren.» 

Freisler: «Von wem? Von Schwerin?» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Der hat Sie benachrichtigt, dass der 20. der Termin sei; und am 

20. hat er Sie wieder benachrichtigt?» 

Yorck: «Nein. Ich habe mich am 20. gegen Mittag eingefunden.» 

Freisler: «Was hat er Ihnen erzählt? Stauffenberg sei in Rangsdorf ange-

kommen?» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Das Attentat sei geglückt?» 

Yorck: «Jawohl. Das war die erste Mitteilung.» 

Freisler: «Das ist ja furchtbar! Welches Vertrauen hat der Nationalsozia-

lismus diesen Leuten entgegengebracht! Da finden wir drei Männer – 

Graf von Stauffenberg, Graf Yorck von Wartenburg und Schwerin, 

auch Graf ...» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «... die, wie man annehmen muss, von einem Hass sonderglei-

chen getrieben, alle Mannesehre vergessen und so konspirieren! Also 

er erzählte Ihnen, das Attentat sei geglückt. Wohin sind Sie jetzt gegan-

gen?» 

Yorck: «In die Bendlerstrasse.» 

Freisler: «Natürlich! Da musste man dabeisein. Was haben Sie in der 

Bendlerstrasse erlebt? Schildern Sie das ganz knapp.» 

Yorck: «Da habe ich persönlich verhältnismässig wenig erlebt, da ich in 

einem Durchgangszimmer mich befand.» 

Freisler: «Viele Offiziere waren da, und Sie kannten wenige.» 

Yorck: «Es war eigentlich mehr ein Durchgehen.» 

Freisler: «Es war ein Taubenschlag, wollen Sie sagen?» 

Yorck: «Jawohl.» 
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Freisler: «Immerhin haben Sie sich mit einem Stoss von Papieren umge-

ben.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Sie haben Ausweise selbst ausgefüllt und sie mit dem Faksimile 

von Stauffenberg versehen?» 

Yorck: «Nein. Die Papierscheine waren bereits faksimiliert.» 

Freisler: «Also, es nannte jeder seinen Namen, Sie schrieben den Namen 

in den Ausweis hinein, und fertig war die Sache! Eine besondere Rolle 

haben Sie nicht gespielt.» 

Yorck: «Nein.» 

Freisler: «Aber Sie haben alles gehört?» 

Yorck: «Bruchstückweise.» 

Freisler: «Sie haben gehört: Die militärischen Massnahmen müssen nun 

ablaufen; wir haben bisher die Absperrung mit der Besetzung gewisser 

Gebäude versucht; die Walküreaktion muss ablaufen. Dann haben Sie 

gehört, Beck werde kommen.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Der Fromm sei verhaftet.» 

Yorck: «Das wurde auch gesagt.» 

Freisler: «Hoepner sei an seine Stelle getreten. General Kortzfleisch habe 

abgelehnt.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Thüngen sei Wehrkreisbefehlshaber an der Stelle von Kortz-

fleisch geworden, dann, Witzleben sei da, er sei erst zu Wagner draus-

sen gegangen, habe jetzt den Oberbefehl übernommen. Alle diese Din-

ge haben Sie miterlebt.» 

Yorck: «Ja, zum Teil habe ich sie erst heute in der Verhandlung gehört.» 

Freisler: «In grossen Zügen haben Sie sie damals erlebt!» 

Yorck: «In grossen Zügen! Es wurde zum Beispiel gesagt: ‚Nun geht es 

los.’ Dann entstand Unruhe auf dem Flur. Stauffenberg läuft hin und 

guckt nach hinten. Es knallt. Er fragt: ‚Was ist los? Wer schiesst hier?’ 

Es kam Schwerin und sagte: ‚Die Sache ist aus; Offiziere des General-

stabs haben die Gegenabwehr ergriffen und mit Maschinenpistolen das 

Gebäude besetzt; damit ist es aus.’» 

Freisler: «Und Sie?» 

Yorck: «Ich wurde mit den anderen verhaftet.» 

Freisler: «Haben Sie sich denn verhaften lassen?» 

434 



Yorck: «Ja.» 

Freisler: «Na ja! Eins haben wir vergessen, nämlich dass Sie etwa 14 Tage 

vorher in Wannsee einmal in der Wohnung Stauffenbergs waren.» 

Yorck: «Jawohl.» 

Freisler: «Da ist dann auch davon gesprochen worden, dass man schnell-

stens Verbindung mit unseren westlichen Gegnern suchen sollte.» 

Yorck: «Jawohl, nach Westen und Osten.» 

Freisler: «Dass man ebenso versuchen sollte, Verbindung nach Osten zu 

nehmen; für den Osten komme Graf Schulenburg besonders in Frage. 

Warum?» 

Yorck: «Weil der dort Botschafter war.» 

Freisler: «Weil er die Dinge persönlich kannte. Ich habe diese Dinge sehr 

kurz behandelt, glaube aber, dass die wesentlichen Punkte behandelt 

sind. Wird noch eine Aufklärung gewünscht? – Dann nehmen Sie wie-

der Platz.» 

Abgesehen von Stieff, Witzleben, Hoepner und Yorck von Wartenburg 

waren in diesem ersten einer ganzen Reihe von Prozessen, die sich mit 

den Ereignissen des 20. Juli 1944 befassten und bis zum Frühjahr 1945 

andauerten, der Berliner Stadtkommandant General von Hase, Oberstleut-

nant im Generalstab Robert Bernardis, Hauptmann Friedrich Karl Klau-

sing und Oberleutnant d. R. Albrecht von Hagen angeklagt. Viele andere 

folgten noch, auch die Mitglieder des Kreisauer Kreises, der von Helmuth 

James Graf von Moltke geführt worden war. 

Nach Kriegsende ist der 20. Juli 1944 nicht nur ein Symbol des deutschen 

Widerstands gegen Hitler, sondern auch eine Legende geworden. Zwei-

fellos war die Art und Weise, wie der VGH seine Macht demonstrierte, 

fast überwältigend, die Szenerie furchterregend. Weil das Gebäude des 

VGH in der Bellevuestrasse bei einem Bombenangriff zerstört worden 

war, fanden die Prozesse im grossen Saal des Berliner Kammergerichts in 

der Elseholzstrasse statt. Die Wand hinter der Bank, an der die haupt- und 

ehrenamtlichen Richter unter Freislers Vorsitz ihres Amtes walteten, war 

mit Hakenkreuzfahnen und einer Hitlerbüste geschmückt. Der Saal war 

bis zum Bersten gefüllt, die Zuhörer sorgfältig ausgewählt – Offiziere so- 
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wie Parteifunktionäre und Beamte. Ausserdem waren zahlreiche Journa-

listen, Rundfunk- und Filmteams anwesend. Wenn die Öffentlichkeit 

auch ausgeschlossen war, so nahm sie doch indirekt und durch den Filter 

der Propaganda an den Prozessen teil, die zudem noch von Stenographen 

des Reichstags protokolliert wurden. 

Zu den Legenden, die sich um den 20. Juli 1944 ranken, gehört auch die 

Behauptung, dass die Angeklagten der despotischen Dialektik Freislers 

nicht gewachsen waren. Aus dem oben zitierten Auszug aus dem Proto-

koll des ersten Prozesses geht eindeutig das Gegenteil hervor. Vor allem 

Peter Graf Yorck von Wartenburgs Auftreten steht im Widerspruch zu 

dieser Behauptung, ebenso die Vernehmung Albrecht von Hagens. Bei-

den – wie auch späteren Angeklagten – gelang es, ihre tief und ehrlich 

empfundenen Beweggründe zum Ausdruck zu bringen – im Gegensatz zu 

Stieff, Witzleben mit seinem peinlichen Hitlergruss und Hoepner. Diese 

Angeklagten waren nicht bereit, rückhaltlos zu den Rollen zu stehen, die 

sie im Lauf der geschilderten Ereignisse gespielt hatten. Nicht, dass ihnen 

die Verhandlungsführung des VGH neu gewesen wäre, denn dessen Ruf 

war bis in alle Gesellschaftsschichten Deutschlands vorgedrungen. Nur 

ihre Naivität und ihr Wunschdenken konnten diese Männer in der Hoff-

nung wiegen, sie würden dem Tod entkommen. Deshalb muss man jetzt, 

über vierzig Jahre nach diesen Ereignissen, die Schlussfolgerung ziehen, 

dass sie ihrer Sache besser gedient hätten, wenn sie auch vor Gericht dafür 

eingetreten wären und nicht versucht hätten, sich der Verantwortung zu 

entziehen. Graf Yorck von Wartenburg und Albrecht von Hagen geben 

ein Beispiel dafür, wie sich die andern hätten verhalten sollen, die gerade 

wegen der Widersprüche, in die sie sich verwickelten, zu leichten Opfern 

für Freislers infamen Spott und Sarkasmus wurden, während das Proto-

koll zeigt, dass der Vorsitzende den Grafen Yorck von Wartenburg zum 

Beispiel wesentlich anders behandelte als die älteren Generäle, die er zu-

vor vernommen hatte. 

In einem Brief vom 11. August 1944 schrieb Freisler: «... auch ich war 

einmal ein Leutnant, und alles vom Majorsrang anwärts waren Halbgötter 

für mich, geschweige denn ein Feldmarschall! Abgesehen von ihrem Ver-

such, die grosse Sache zu sabotieren, für die unsere Nation kämpft und 

stirbt, abgesehen von dem versuchten Mord an jenem Mann, der unser 

Vaterland auf bisher unerreichte Höhen gehoben und einen inneren Eini- 
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gungsprozess vollzogen hat, wie ihn Deutschland seit dem Mittelalter 

nicht mehr erlebt hat, abgesehen von all dem gab es nichts, was mich tie-

fer erschütterte als die feige Haltung von Männern, die einst Positionen 

bekleideten, die ich für sakrosankt gehalten habe. In diesem ersten Ver-

fahren gab es zwei Ausnahmen, aber rangmässig sind sie bedeutungslos. 

Wenn z.B. Witzleben oder Hoepner für das, was sie verbrochen hatten, 

geradegestanden hätten, wäre es wohl notwendig geworden, den Zuhörer-

kreis wesentlich zu beschränken, wenn nicht gar auszuschliessen. Aber 

sie wären zumindest als aufrechte Männer in den Tod gegangen. Aber so, 

wie es geschah, benahmen sie sich wie Würmer.»104) Witzleben wird der 

folgende an Freisler gerichtete Ausruf zugeschrieben: «Sie können uns 

dem Henker überantworten; in drei Monaten zieht das empörte und ge-

quälte Volk Sie zur Rechenschaft und schleift Sie bei lebendigem Leib 

durch den Kot der Strassen.»105‚ 

Für dieses Zitat ist keine Quelle zu eruieren. Der Ausspruch ist weder im 

Kurzschriftprotokoll noch in Ton- oder Bildaufnahmen zu finden, die den 

ganzen Prozess festgehalten haben. Er ist eine der vielen Äusserungen, 

die den Verschwörern zugeschrieben wurden, um ihre edle Motivation 

zum Ausdruck zu bringen – einer jener vielen Zwischenrufe, für die es 

keine Belege gibt oder die von Überlebenden des Widerstands stam-

men.106) Moltke schrieb zum Beispiel aus dem Gefängnis an seine Frau 

und seine Kinder, es sei nun ihre Aufgabe, aus seinen Briefen «eine Le-

gende» zu machen.107) Darin waren die Verschwörer, sowohl die toten als 

auch die Überlebenden, sehr erfolgreich. Der 20. Juli 1944 ist zum Alibi 

der Nation geworden. 

Die Sonderkommission des SD, die die Verschwörung damals unter-

suchte, eine Kommission, die aus etwa 400 Angehörigen der Gestapo und 

der Kriminalpolizei bestand, gelangte zu Schlussfolgerungen, die das hier 

Gesagte unterstreichen, wobei sie sich freilich einer infamen und ehrab-

schneiderischen Terminologie bedienen. In den Berichten, die Heydrichs 

Nachfolger, Dr. Ernst Kaltenbrunner, von August bis Dezember 1944 di-

rekt in Hitlers Hauptquartier schickte, wurden die Angeklagten im ersten 

Prozess folgendermassen charakterisiert: 

«In der ersten Verhandlung vor dem Volksgerichtshof wurden die Unter- 
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suchungen der Sonderkommission durch folgende Eindrücke ergänzt: 

von Witzleben 

erschien als völlig verbrauchter Greis, der jede Haltung und Würde ver-

loren hatte. Es trat deutlich hervor, dass Witzleben über seine Versetzung 

zur Führerreserve sehr verärgert gewesen ist und dass dies seine Einstel-

lung bis zur Teilnahme an dem Anschlag wesentlich bestimmt hat. Witz-

leben hat in der Zeit seiner Untätigkeit fortgesetzt Kritik an der militäri-

schen Führung des Krieges geübt und sich in die Auffassung hineinge-

steigert, dass er es besser machen könne. Witzleben gibt zu, dass er dem 

politischen Leben völlig entfremdet war und dass er seine Kenntnisse und 

Anschauungen nur aus dem Verkehr mit einem kleinen Kreis Gleichge-

sinnter bezogen hat. Auf die Frage, wie er sich die politische Weiterent-

wicklung nach einem gelungenen Anschlag vorgestellt hat, erklärt er 

wörtlich: ‚Ich verstehe von den ganzen politischen und zivilistischen Din-

gen nichts’ ... 

Hoepner 

bot ein geradezu jämmerliches Bild. Auch bei ihm hat der Ausschluss aus 

der Wehrmacht und die Form seiner Absetzung (er sei zu den gegen ihn 

erhobenen Vorwürfen nicht gehört worden) zu dem ehrgeizigen Wunsch 

geführt, durch die Änderung des Regimes wieder Soldat werden zu kön-

nen. Kennzeichnend für Hoepner ist es, dass er dabei keinerlei Risiko ein-

gehen wollte. Er hatte vielmehr die Absicht, ‚temporär, sekundär’ in Er-

scheinung zu treten, d.h. erst dann mitzutun, wenn das Unternehmen voll 

gelungen war. Da Hoepner am 20.7. in der Bendlerstrasse schon sehr bald 

gemerkt hat, dass das Unternehmen nicht so glatt lief, wie er es sich vor-

gestellt hatte, hat sein schwankendes und unentschlossenes Verhalten, 

etwa den Befehlshabern der Wehrkreise gegenüber, mit dazu geführt, 

dass der Putschversuch im Reich keine grösseren Folgen hatte und inner-

halb weniger Stunden zusammenbrach ... 

Stieff 

wirkte auch in der Verhandlung vom 7. und 8.8. als Giftzwerg, verschla-

gen, persönlich feige und frech. Genau wie die anderen hat Stieff von den 

politischen Folgen, die ein gelungener Anschlag gehabt hätte, keinerlei 
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Ahnung. Sein Horizont endete mit militärischen Facherörterungen. 

Von Hagen 

erwies sich als typisches Beispiel für den falsch verstandenen Korpsgeist 

und Kameradschaftsbegriff, der bei einer grossen Zahl von Mithelfern 

und Mitwissern angetroffen wird und mit dazu beigetragen hat, dass eine 

Anzeige des geplanten Verbrechens unterblieb. Das einmal gegebene 

Wort, das Treueverhältnis dem nächsten Vorgesetzten gegenüber galten 

mehr als der Soldateneid dem Führer gegenüber. Männer wie von Hagen 

empfinden es als unehrenhaft, Kameraden anzuzeigen ... 

Yorck 

zeigte sich als degenerierter Intellektueller. Er gab in der Verhandlung 

ohne Weiteres zu, dass er der Partei oder einer ihrer Gliederungen auch 

nach 1933 nicht beigetreten ist, weil er nie Nationalsozialist war. Auch 

Yorck war, von seiner gesinnungsmässigen Einstellung zum Nationalso-

zialismus abgesehen, durch das ‚Ehrenwort’ gegenüber Stauffenberg fe-

ster gebunden als durch den Eid, den er als Beamter (Oberregierungsrat) 

und als Offizier abgelegt hatte ... 

Klausing und Bernardis 

waren in der ersten Verhandlung des Volksgerichtshofes die einzigen, die 

als jüngere Offiziere offen und ohne zu stottern für ihre Tat einstanden. 

Ohne Versuch der Entschuldigung erklärten sie ihre Teilnahme damit, 

dass sie der defaitistischen Beeinflussung ihres Dienstvorgesetzten Stauf-

fenberg und der demoralisierenden Luft in der Bendlerstrasse erlegen 

sind. 

Angesichts des erbärmlichen Auftretens von Stieff, Witzleben und 

Hoepner erklärte Klausing abschliessend, wenn er gewusst hätte, was für 

Männer an der Spitze des Komplotts gestanden haben und mit führenden 

Stellungen betraut werden sollten, wäre er von vornherein zu der Über-

zeugung gelangt, dass aus einem Umsturz niemals etwas habe werden 

können.»108) 

Abgesehen von dem Urteil über Yorck, das in jeder Hinsicht fehlgeht, 

enthält diese Einschätzung – abgesehen von der zum Teil rüden Aus- 
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drucksweise – manch wahren Kern. Es handelte sich um eine Verschwö-

rung; und wie in jeder Verschwörung finden wir auch hier Idealisten, die 

ihre Erfolgschancen unrealistisch einschätzen, und Opportunisten, die 

Karriere machen oder ihre verlorenen Positionen zurückerobern wollen. 

Die SD-Berichte über die Verhöre bieten eine interessante Lektüre, allein 

schon deshalb, weil man über die Bereitschaft und Ausführlichkeit stau-

nen muss, mit der die meisten Verschwörer mit ihren Befragern sprachen. 

Es wurde auch behauptet, man hätte Foltermethoden angewandt, aber da-

für gibt es keine Beweise.109) Im Nachkriegsdeutschland fand kein einzi-

ger Prozess gegen einen Angehörigen der Gestapo- und Kriminalpolizei-

Sonderkommission statt, den man beschuldigt hätte, Mitglieder des Wi-

derstandskreises vom 20. Juli gefoltert zu haben. Ein Gestapoangehöriger 

gestand einem Häftling bereitwillig zu: «Es gibt keinen Zweifel, dass Sie 

und Ihre Freunde gute Deutsche sind. Aber Sie sind Feinde des Systems. 

Darum müssen Sie vernichtet werden.»110) 

Freisler fungierte nicht als Richter, dessen Aufgabe nach der deutschen 

Justizterminologie in der Wahrheitsfindung bestand, sondern er vertrat 

praktisch auch die Anklage. Oberreichsanwalt Lautz blieb erstaunlich zu-

rückhaltend. Einer eidesstattlichen Aussage zufolge, die er nach dem 

Krieg machte, war er über die Verschwörung informiert gewesen. Aber 

das hinderte ihn nicht daran, in seinem Schlusswort aktiver zu werden und 

die Todesstrafe für alle Angeklagten zu fordern.111) Sowohl Lautz als 

auch die Gestapo hatten ein leichtes Spiel. Die bereits festgenommenen 

Verschwörer sagten bereitwillig aus. Wie Lautz berichtet, übergab der zi-

vile Anführer der Verschwörung, Dr. Carl Goerdeler, nachdem er zum 

Tod verurteilt worden war, der Gestapo umfangreiche Memoranden, in 

denen er zahlreiche Personen nannte und sie beschuldigte, teilweise schon 

1942 von dem Komplott gewusst zu haben und daran beteiligt gewesen 

zu sein.112) 

Die Verteidigung spielte eine extrem passive Rolle. Das ist angesichts der 

Aussagen, die von den Angeklagten gemacht wurden, nicht verwunder-

lich. Nur Stieffs Verteidiger, ein prominenter nationalsozialistischer An-

walt, erklärte, der General habe, zumindest nach subjektiver Betrach-

tungsweise, keinen Landesverrat begangen. Dr. Neubert argumentierte, 

der General habe nicht dem Stab des Ersatzheeres angehört, deshalb habe 
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er die Versorgung der Front auch nicht behindern können.113) 

Auf die Einwände von Dr. Gustav Schwarz, dem Verteidiger Albrecht von 

Hagens, reagierte Freisler keineswegs ungehalten, argumentierte aber, 

wenn sich ein Mann so wie sein Mandant benommen und es unterlassen 

habe, das Komplott anzuzeigen, sobald er erkannt hatte, dass die Ermor-

dung Hitlers geplant war, sei das genauso, als hätte er den Sprengstoff 

selbst gezündet.114) 

Im Fall Hoepners sah Dr. L. Schwarz angesichts des Beweismaterials 

keine Möglichkeit, ein milderes Urteil für seinen Klienten zu erwirken. 

Auch in Witzlebens Fall stellte der Verteidiger in einem Schlusswort fest: 

«Die Tat des Angeklagten steht, und der schuldige Täter fällt mit ihr.»115) 

Als die Angeklagten gefragt wurden, ob sie den Ausführungen ihrer Ver-

teidiger noch etwas hinzuzufügen hätten, kam nichts wesentliches Neues 

dabei heraus. Nur Klausing, Bernardis und Stieff baten um die Vollstrek-

kung des Todesurteils durch Erschiessen; ein Wunsch, dem sich am näch-

sten Tag – noch vor der Urteilsverkündung – auch die anderen Angeklag-

ten anschlossen, mit Ausnahme von Yorck von Wartenburg. Dies lehnte 

Freisler in der Urteilsbegründung ab: «Als sich seinerzeit unser Reich das 

Gesetz schuf, wonach in Fällen besonders schimpflicher Tat die Voll-

streckung der Todesstrafe durch den Strang erfolgen könnte, hatte es eine 

furchtbare Terrortat im Jahre 1933 im Auge (den Reichstagsbrand vom 

28. Februar 1933 –Anm. des Autors), die Terrortat, deren wir uns erin-

nern, eine Terrortat auch von grosser Gefahr für unser Leben. Wir sind 

heute sicherer. Die Tat, unter deren Eindruck damals dieses Gesetz erlas-

sen wurde, verblasst gegenüber der Tat, die diese Angeklagten, zunächst 

also diese acht Angeklagten, vollbrachten. 

Damit haben wir gesagt, was hier zu sagen ist. Wir haben festgestellt, dass 

sie, der Ehre bar, Verrat begangen haben an allem, was wir sind, an allem, 

was wir haben, an allem, für das wir leben und für das wir kämpfen. Wir 

stellen fest: hier gibt es nur eins, den Tod. Wir stellen fest: es ist die 

schimpflichste Tat, die je unsere Geschichte gesehen hat.»116) 

Im Fall Stieffs und von Hagens, die Sprengstoff besorgt hatten, der nicht 

verwendet wurde, hätte Freisler tatsächlich einen Präzedenzfall heranzie-

hen können, der sich in der Weimarer Republik ereignet hatte. Für das At- 
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tentat auf Walther Rathenau im Jahre 1922 hatte der damals knapp 20jäh-

rige Ernst von Salomon einen Chauffeur für das Mordauto organisiert, mit 

dem der Anschlag durchgeführt werden sollte. Aber die beiden Attentäter, 

ehemalige junge Marineoffiziere, änderten ihre Pläne und nahmen einen 

anderen Chauffeur. Trotzdem verurteilte das Reichsgericht Salomon zu 

fünf Jahren Zuchthaus117), eine Strafe, die auf rückwirkender Gesetzge-

bung beruhte. Die Weimarer Republik hatte bereits mit der etablierten 

deutschen Rechtsmaxime «nulla poena sine lege» gebrochen. Sicher, hier 

war kein Todesurteil ausgesprochen worden. Aber was hätte man 1944 

von diesem Regime anderes erwarten können, in einer Zeit, als der totale 

Krieg ungeahnte Dimensionen erreicht hatte und das Strafmass natürlich 

auch von der deutschen Öffentlichkeit gebilligt wurde? 

Die Lektüre des oben zitierten Protokolls zeigt, dass man diesen Prozess 

nicht mit den Schauprozessen in der Sowjetunion vergleichen kann. Aber 

ein Schau-Element war zweifellos auch hier vorhanden, sonst wäre das 

geladene Publikum überflüssig gewesen. Ausserdem waren Freislers Be-

merkungen oft infam, bissig und beleidigend, doch hauptsächlich in jenen 

Fällen, die für ihn und übrigens auch für jeden anderen Juristen völlig klar 

auf der Hand lagen wie die Fälle von Witzleben, Stieff und Hoepner. Und 

sein Zorn wurde vor allem durch das vergebliche Bemühen dieser Ange-

klagten erregt, die Rolle, die sie bei der Verschwörung gespielt hatten, 

abzustreiten und zu beschönigen. Ob die gleiche Tat zu jener Zeit in ir-

gendeinem anderen Land, das in den Zweiten Weltkrieg verwickelt war, 

zu einem anderen Urteil geführt hätte – darüber kann man nur Vermutun-

gen anstellen. Aber man braucht sich nur zu vergegenwärtigen, was nach 

der Befreiung Frankreichs 1944 dort alles geschah, um zu ermessen, wel-

che Leidenschaften in Jener Zeit entfesselt werden konnten.118) 

Die Behauptung, der Film, der während des Prozesses gedreht worden 

war, habe in der Öffentlichkeit solchen Abscheu erregt, dass man ihn bald 

nicht mehr zeigte, basiert nur auf äusserst zweifelhaften Quellen.119) Er-

stens wurde der Film nur in Hitlers Hauptquartier vorgeführt, während die 

deutsche Öffentlichkeit lediglich Auszüge im Rahmen der Wochen-

schauen zu sehen bekam.120) Aus den relevanten SD-Berichten geht her-

vor, dass die Verhandlungsführung und das Strafmass allgemeine Zustim- 
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mung gefunden hätten.121) Nur wenige gegenteilige Ansichten wurden re-

gistriert, und man habe es erstaunlich gefunden, dass sich Männer, die 

Hitler in höchste Ränge erhoben hatte, vor Gericht so erbärmlich benah-

men. Man hätte erwartet, dass sie sich mannhafter verhielten. Ebenso 

überrascht sei man angesichts der Tatsache gewesen, dass es überhaupt 

möglich gewesen war, eine solche Verschwörung – offenbar unbemerkt 

– über einen so langen Zeitraum hinweg vorzubereiten.122) Dies wäre 

nicht so verwunderlich gewesen, hätte die Öffentlichkeit gewusst, dass 

Himmler, wie bereits erwähnt, informiert gewesen war, nicht nur durch 

Hartmut Plaas, sondern auch durch den ehemaligen preussischen Finanz-

minister Johannes Popitz123), der ebenfalls ein Opfer der Prozesse wurde, 

die sich mit dem 20. Juli 1944 befassten.124) Sicher, das Beweismaterial 

ist spärlich und keineswegs schlüssig, doch die Verschwörung erreichte 

ihren Höhepunkt gerade zu dem Zeitpunkt, als Himmler aus eigenem An-

trieb und ohne die ausdrückliche Billigung Hitlers die Massenvernichtung 

der Juden einstellte.125) Ein anderer Faktor müsste noch berücksichtigt 

werden: Himmler war bei keinem der Attentatstermine, die die Ver-

schwörer vereinbart hatten, anwesend, obwohl er zuvor sein Erscheinen 

angekündigt hatte, was er jeweils wieder rückgängig machte. Nach dem 

fehlgeschlagenen Putsch tauchte Himmler schon nach kürzester Zeit im 

Führerhauptquartier auf. 

Die acht Angeklagten wurden noch am Nachmittag des Tages der Urteils-

verkündung hingerichtet. Der Legende nach wurden sie mit einem dünnen 

Strick oder Stahldraht126) erdrosselt, der an einem Metzgerhaken befestigt 

wurde. Der Todeskampf der Verurteilten wurde angeblich auf Hitlers per-

sönlichen Wunsch gefilmt. Trotz intensiver Nachforschungen wurden 

keine Kopien dieses Film gefunden. In einer Veröffentlichung einer dem 

Bundesinnenministerium unterstellten Bundesanstalt berichtet ein Au-

genzeuge, ein Kameramann – der trotz intensiver Suche nicht aufgespürt 

werden konnte –, dass das Urteil vollstreckt wurde, indem man den Ver-

urteilten Hanfstricke um den Hals legte, die an Haken befestigt waren. 

Dann stiess man die Schemel weg, auf denen die Verurteilten standen, so 

dass die Körper bis kurz oberhalb des Fussbodens heruntersackten. Der 

Tod soll nach sieben bis zwanzig Sekunden eingetreten sein.127) 
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Wenn man seine eigene prinzipielle Abneigung gegen die Todesstrafe für 

einen Augenblick beiseite lässt, so muss man feststellen, dass sich diese 

Todesart deutlich von der Methode unterschied, die man bei den Deut-

schen anwandte, die im Oktober 1946 im ersten der Nürnberger Kriegs-

verbrecherprozesse zum Tod verurteilt wurden. Es dauerte zum Beispiel 

zwanzig Minuten, bis Ribbentrop starb.128) 

Es kann nicht die Aufgabe der vorliegenden Untersuchung sein, die fol-

genden Ereignisse in allen Einzelheiten zu schildern. Eine kurze Zusam-

menfassung im nächsten Kapitel muss genügen. Aber ein Faktor sollte 

noch hervorgehoben werden: Trotz der schwerwiegenden Vergehen und 

trotz der rechtlichen Bestimmungen wurde das Eigentum der Verurteilten 

nur selten konfisziert. Im Fall des Grafen Moltke liess Freisler dessen Fa-

milie schon vor dem Prozess wissen, dass ihr Kreisauer Landgut nicht 

vom Staat konfisziert werden würde.129) Es existiert auch eine bemerkens-

werte Korrespondenz, in der ein Untergebener des Reichskommissars für 

die Festigung deutschen Volkstums – der Reichskommissar war niemand 

anders als Himmler – am 22. Oktober 1944 an Thierack schrieb und einen 

Verordnungsentwurf für die Konfiszierung des Vermögens der Ange-

klagten beilegte, die im Zusammenhang mit den Ereignissen vom 20. Juli 

1944 zum Tod verurteilt worden waren.130) Der Finanzminister erhielt ei-

nen ähnlichen Brief.131) Bedauerlicherweise fehlt der Verordnungsent-

wurf in den Dokumenten. Was immer er auch enthalten haben mag – zwei 

Tage später schrieb Thierack direkt an Himmler und erklärte, er nehme 

an, dass es bei dem betreffenden Vermögen um ausgedehnte Ländereien 

in Ostpreussen und Schlesien gehe. Er erhob ausdrücklich Einwände ge-

gen die Massnahmen, die in dem Verordnungsentwurf vorgeschlagen 

wurden. Erstens bestehe das Vermögen nicht nur aus Länderein, sondern 

auch aus Wertsachen wie Aktien, Hausrat und Stadtwohnungen, aus 

Besitztümern, die in vielen Fällen von dritter Seite beansprucht würden. 

Thierack vermutete ausserdem, dass Himmler den grössten Wert auf den 

Grundbesitz lege, der besiedelt werden solle. In diesem Fall sagte er 

Himmler seine Unterstützung zu. Doch dann folgen die wichtigen Sätze: 

«Ausserdem ist mir bekannt, dass der Führer eine grosszügige Versor-

gung der Hinterbliebenen der Gerichteten wünscht, die Obergruppenfüh-

rer Breithaupt durchführt. Zu diesem Zwecke ist aber die Heranziehung 
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eines Teiles des eingezogenen Vermögens erwünscht und schon im 

Gange. Dazu gehört vor allem Hausrat, Wäsche und auch sonst bewegli-

ches Vermögen ...»132) Himmler stimmte dem Inhalt dieses Briefes zu.133) 

Es hat den Anschein, als gehörten die Berichte über schwere Repressa-

lien, unter denen die Angehörigen der Verschwörer vom 20. Juli 1944 zu 

leiden gehabt hätten, auch in den Bereich der Legende –der Legende, die 

teilweise auch die «Sippenhaft» einbezog, i. e. die Verhaftung aller nahen 

Verwandten der Verschwörer und ihre Internierung in Konzentrationsla-

gern. Die Polizei drohte zwar mit Verhaftungen, als sie die Angehörigen 

der Verschwörer verhörte, und es wurden auch tatsächlich einige Perso-

nen festgenommen, wobei man recht willkürlich verfuhr. Aber der Gross-

teil der Verhafteten wurde wieder freigelassen, sobald sich herausstellte, 

dass sie sich nicht an dem Putschversuch beteiligt hatten. Nur eine kleine 

Gruppe blieb eingesperrt, hauptsächlich in Dachau und in Tirol, wo sie 

1945 befreit wurde – nicht von den vorrückenden Amerikanern, sondern 

von Einheiten des deutschen Heeres, die das SS-Wachpersonal entwaff-

neten.134) 
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IX. Der VGH in seiner letzten Phase 

Der erste Prozess gegen die Verschwörer vom 20. Juli war nur einer von 

vielen. Zwei Tage nach dem Abschluss des ersten Prozesses standen 

Stauffenbergs älterer Bruder, Berthold Graf von Stauffenberg, Regie-

rungspräsident Fritz-Dietlof Graf von der Schulenburg und der Korvet-

tenkapitän Albert Kranzfelder vor dem VGH. 

Stauffenberg war qualifizierter Anwalt und Marineoberstabsrichter bei 

der Seekriegsleitung, wo er als Experte für internationales Recht tätig war. 

Im Gegensatz zu seinem Bruder hatte er nicht an den Erfolg des Anschlags 

geglaubt, ihn aber aus Loyalität unterstützt, vor allem bei den juristischen 

Aspekten des Entwurfs für die ursprüngliche Proklamation der Verschwö-

rer. Er hatte auch an den Besprechungen der Verschwörer teilgenommen, 

ebenso wie von der Schulenburg. Auf Fromms Befehl hin verhaftete man 

ihn noch am Abend des 20. Juli 1944, am gleichen Tag, an dem sein Bru-

der erschossen worden war. 

Kranzfelder war der Verbindungsoffizier der Verschwörer zur Marine. 

Auch er stand dem Unternehmen skeptisch gegenüber, und zwei Tage, 

bevor das Attentat stattfinden sollte, fragte er den älteren Stauffenberg, ob 

es angesichts der militärischen Lage überhaupt sinnvoll sei, den Plan 

durchzuführen. Berthold von Stauffenberg erwiderte resignierend, dass 

man keine andere Wahl habe. Kranzfelders Aufgabe bestand darin, zum 

Oberkommando der Kriegsmarine zurückzukehren, dort die Haltung des 

Oberbefehlshabers der Kriegsmarine, Grossadmiral Dönitz, zu beobach-

ten und darüber zu berichten.1) 

Im Gegensatz zum älteren Stauffenberg und Kranzfelder war von der 

Schulenburg schon 1932 der NSDAP beigetreten, wo er dem «linken Flü-

gel» Gregor Strassers und Ernst Röhms angehörte.2) Angesichts der Art 

und Weise, wie man mit Röhm umgegangen war, und in Unkenntnis der 

Tatsache, dass u.a. das Heer unter Blomberg und Reichenau die treibende 

Kraft war, die Hitler zum Handeln gezwungen hatte, war von der Schulen-

burg ein Gegner Hitlers im Besonderen und der NSDAP im Allgemeinen 

geworden.3) Er nahm wichtige Posten im preussischen Staatsdienst ein 

und wurde schliesslich Oberpräsident von Schlesien. Nach Kriegsaus- 
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bruch kehrte er als Reserveoffizier zum Heer zurück und kam gleich an 

die Front; später arbeitete er in Stäben. 

Schon Ende der dreissiger Jahre schloss er sich Goerdelers kleinem Kreis 

an, blieb auch mit der militärischen Widerstandsbewegung in Verbindung 

und gehörte zu der Gruppe, die 1938 Hitler angeblich zu verhaften hoffte, 

bis ihr die schicksalhafte Nachricht von Chamberlains Besuch bei Hitler 

in Berchtesgaden den Wind aus den Segeln nahm. Zusammen mit Yorck 

hatte er Pläne für verfassungs- und verwaltungsmässige Reformen ausge-

arbeitet, die eingeführt werden sollten, sobald Hitler beseitigt war. Diese 

Pläne fanden keineswegs die ungeteilte Zustimmung der Verschwörer, da 

viele eine föderalistische Staatsform in Deutschland ablehnten und statt-

dessen für eine stärkere Zentralisierung eintraten, eine noch weitgehen-

dere Zentralisierung, als Hitler sie eingeführt hatte. Von der Schulenburg 

sollte Innenminister oder zumindest Staatssekretär im Innenministerium 

werden. Seine ursprüngliche Tendenz zum linken Flügel, die er bereits in 

den ersten Jahren seiner Mitgliedschaft in der NSDAP gezeigt hatte, be-

hielt er bei; durch ihn wurde die Verbindung zu ehemaligen Sozialisten 

und Gewerkschaftlern hergestellt. Er hatte auch Kontakte mit dem Kreis-

auer Kreis. Die Ansicht etlicher Verschwörer, die sich für eine Wieder-

einführung der Monarchie in Deutschland einsetzten, teilte er nicht, da er 

den preussischen Kronprinzen für völlig unfähig hielt. In dieser Meinung 

wurde er von seinem Vater bestärkt, der während des Ersten Weltkriegs 

Stabschef des Kronprinzen gewesen war. Als er vom Fehlschlag des 

Putschversuchs erfuhr, versuchte er, das belastende Beweismaterial in der 

Bendlerstrasse weitgehend zu vernichten, was ihm aber nur zum Teil ge-

lang. Zwei Tage später wurde er verhaftet.4) 

Von den drei Angeklagten, die vor Freisler standen, machte Schulenburg 

den besten Eindruck, da er seine Teilnahme an der Verschwörung rück-

haltlos eingestand und als Motiv seinen Wunsch angab, Deutschland vor 

einer Katastrophe zu retten. Er erklärte Freisler geradeheraus, er rechne 

damit, gehängt zu werden, dennoch bereue er nicht, was er getan habe. 

Sein Auftreten stand in starkem Gegensatz zu der Haltung, die die mei-

sten anderen Angeklagten einnahmen, gegen die vor und nach ihm ver-

handelt wurde und die in ihren Abschiedsbriefen ihr Tun bedauerten. So 

schrieb Stieff an seine Frau: «Mein Leben ist zerstört. 
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Gestern und heute hat die Hauptverhandlung stattgefunden. Der Antrag 

lautet auf Tod, und er kann nicht anders ausfallen. Er ist gerecht ... was 

habe ich für Leid und Schande über Dich gebracht. Das ist der schlimmste 

Gedanke, der mich peinigt ... Ich gehe ruhig und gefasst in den Tod, den 

ich mir schuldbeladen zugezogen habe.»5) Andere, die noch vor dem Ur-

teilsspruch standen, äusserten sich auf ähnliche Weise. Major von Leon-

rod schrieb: «Ich bin nicht wert gewesen, ein Leonrod zu sein. Hoffentlich 

werde ich in die Familiengeschichte nicht aufgenommen, denn für diese 

bin ich ein Schandfleck. Möge der gute Bruder mehr auf seinen Namen 

und auch seine Klugheit sehen.»6) 

Major Knaak schrieb vor seiner Hinrichtung: «Vergiss mich, der ich un-

würdig bin.»7) 

Und Oberst Jäger erklärte: «Ein Zufall führte mich nach Berlin, der mich 

mitschuldig werden liess. Ändern kann ich es leider nicht mehr.»8) 

Der Berliner Polizeipräsident Wolf Heinrich Graf von Helldorf, der sich 

besonders 1934 beim «Röhm-Putsch» hervorgetan hatte, schrieb: «In 

meiner Vernehmung habe ich meine Schuld eingestanden, die in der Treu-

losigkeit gegenüber dem Führer und der Bewegung besteht. Die Folge-

rungen aus meiner Handlungsweise sind mir klar, und ich muss sie tra-

gen.»9) 

Oberleutnant von Hagens letzte Zeilen lauteten: «Von mir selbst ist nicht 

mehr viel zu sagen. Mit meinem Schicksal kann ich nicht, hadern, da ich 

es selbst verschuldet habe. Es bleibt mir nur, auch für die letzten Stunden 

die Haltung zu wahren, die ich mein Leben lang als die Grundvorausset-

zung des Adels angesehen habe.»10) Hauptmann Karl Friedrich Klausing 

schrieb an seinen Vater Prof. Dr. Klausing, Rektor der deutschen Univer-

sität Prag und Mitglied der «Akademie für Deutsches Recht»: «Heute (8. 

August 1944) ist nun über mich durch den Volksgerichtshof das Urteil 

gesprochen, das dem angemessen ist, was ich getan habe. Wenn Ihr diesen 

Brief erhaltet, ist es bereits vollstreckt. 

Ich möchte Euch noch eins sagen. Rückschauend betrachtet, insbesondere 

nachdem ich die Anführer des Ganzen gesehen habe, kann ich es nur als 

ein Zeichen göttlicher Gnade ansehen, die es unmöglich machte, dass der 

Putsch gelang und damit das Chaos und Ende des deutschen Volkes her-

aufbeschworen wurde.» 
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Klausing wusste nicht, dass sich sein Vater bereits zwei Tage vorher er-

schossen und seinen Abschiedsbrief mit den Worten beendet hatte: «Es 

lebe Deutschland – es lebe der deutsche Soldat! Es lebe die SA – Es lebe 

der Führer.»11) 

Sogar Goerdeler stellte fest: «Ich habe dem Attentat widersprochen und 

den Weg der offenen Aussprache mit dem Führer gefordert. Das Schei-

tern des Attentats hat mich als eine Antwort der Vorsehung auf die Ver-

letzung eines göttlichen Gebotes nicht überrascht ... Wenn wir das Vater-

land über alles stellen, was doch unser Glaube ist, so haben wir den 

20.7.1944 als ein endgültiges Gottesurteil zu achten. Der Führer ist vor 

fast sicherem Tod bewahrt. Gott hat nicht gewollt, dass Deutschlands Be-

stand, um dessen willen ich mich beteiligen wollte und beteiligt habe, mit 

einer Bluttat erkauft wird, er hat auch dem Führer diese Aufgabe weiter 

anvertraut. Das ist alte deutsche Auffassung. Jeder Deutsche in den Rei-

hen der Umsturzbewegung ist nunmehr verpflichtet, hinter den von Gott 

gerichteten Führer zu treten, auch die Mittel, die einer neuen Regierung 

zur Verfügung gestellt werden sollten, rückhaltlos ihm zu geben; ob er sie 

nützen will, für brauchbar hält, entscheidet er.»12) Zweifelsohne spiegeln 

diese Briefe und Bemerkungen die ungeheuere psychische Belastung der 

Verurteilten wider wie auch die Sorge um ihre Familien. Nichtsdestowe-

niger gibt es keinen Grund, nicht anzunehmen, dass auch sie, wie der 

Grossteil des deutschen Volkes, im Misslingen des Attentats ein «Gottes-

urteil» sahen. 

Aus den noch erhaltenen Berichten über den zweiten Prozess geht nicht 

hervor, ob Schulenburg tatsächlich so aggressiv mit Freisler gesprochen 

hat, wie es ihm zugeschrieben wird. Die einzigen diesbezüglichen Be-

richte stammen aus Nachkriegsveröffentlichungen und sind wohl zum 

Grossteil in das Reich der Fabel zu verweisen.13) Schulenburg, Kranzfel-

der und Stauffenberg wurden alle zum Tod verurteilt. 

Am 15. August 1944 wurde drei Wehrmachtsangehörigen, zwei Zivilisten 

und einem «alten Kämpfer» der NSDAP der Prozess gemacht. Die ange-

klagten Offiziere waren Oberstleutnant Bernhard Klamroth, sein älterer 

Vetter und Schwiegervater Major Hans-Georg Klamroth und Major Eg-

bert Hayessen. Der «alte Kämpfer» war der bereits erwähnte Berliner Po-

lizeipräsident, SA-Obergruppenführer Wolf Graf von Helldorf, und die  
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beiden Zivilisten waren Angehörige des Auswärtigen Amtes, die dem zi-

vilen Widerstandskreis Goerdelers angehört und schon lange vor dem 

Krieg gegen Hitler agitiert hatten.14) 

Der 34jährige Oberstleutnant Bernhard Klamroth war Generalstabsoffi-

zier in der Organisationsabteilung des Oberkommandos des Heeres 

(OKH) und Stauffenbergs Nachfolger gewesen, nachdem letzterer zum 

Stabschef General Fromms ernannt worden war, des Oberbefehlshabers 

des Ersatzheeres. Er war ein enger Freund von Olbricht und Stieff und 

hatte mitgeholfen, den Sprengstoff zu beschaffen, ein Vergehen, für das 

Oberleutnant von Hagen am 8. August bereits zum Tod verurteilt worden 

war. In gewisser Hinsicht sass er auch an Stelle des Generalmajors Hen-

ning von Tresckow auf der Anklagebank, der Erster Generalstabsoffizier 

der Heeresgruppe Mitte und Generalstabschef der 2. Armee gewesen war 

und sich der Verhaftung und dem Prozess vor dem VGH durch Selbst-

mord an der Front entzogen hatte.15) 

Major Hans-Georg von Klamroth war von Beruf Kaufmann und diente 

als Reservemajor in der deutschen Abwehr. 1944 hatten sich die meisten 

älteren aktiven Abwehroffiziere mehr oder weniger verdächtig gemacht, 

da die Gestapo im Jahr zuvor Geheimpapiere gefunden hatte, die auf ehe-

malige Verbindungen zwischen der Abwehr, dem britischen Geheim-

ndienst und dem Vatikan hinwiesen. Dies hatte zur Festnahme General-

major Osters und einiger seiner Kameraden geführt, während Himmlers 

SD die Abwehr übernommen hatte. Der damalige Abwehrchef, Admiral 

Canaris, wurde suspendiert und schliesslich unmittelbar nach dem 20. Juli 

1944 verhaftet.16) Major Klamroth war auch mit Stieff befreundet, der 

ihm erklärt hatte, die nationalsozialistische Führung müsse, falls nötig, 

eliminiert werden, um eine Niederlage zu vermeiden.17) 

Major Egberg Hayessen war Oberstleutnant Bernardis unterstellt gewesen 

und hatte detaillierte Pläne für die Operation Walküre ausgearbeitet, be-

sonders für die Besetzung aller wichtigen Regierungsgebäude und –ämter 

in Berlin. Am 20. Juli war er zum Berliner Stadtkommandanten General 

von Hase geschickt worden, um ihm bei der Durchführung der Pläne zu 

helfen. Er war einer der ersten, die man festnahm.18) 

Wolf Graf von Helldorf, Offizier im Ersten Weltkrieg und später Mitglied 

der Brigade Ehrhardt, eines der Freikorps, die man Ende 1918 und Anfang 
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1919 einsetzte, um die revolutionären Auf stände in Deutschland nieder-

zuschlagen, war schon 1926 der NSDAP beigetreten. Bald nach Hitlers 

Ernennung zum Kanzler wurde er Polizeipräsident von Berlin, war aber 

schon nach kurzer Zeit sowohl von Hitler als auch von dessen Politik ent-

täuscht. Mit einem Fuss im Lager des militärischen, mit dem anderen in 

dem des zivilen Widerstands, hatte er sich 1938 mit den bereits erwähnten 

Putschplänen einverstanden erklärt, denen zufolge Hitler unter von Witz-

lebens Kommando verhaftet werden sollte. Sein Spiritus rector war der 

etwas zwielichtige Hans Bernd Gisevius, ehemaliger Gestapoangehöriger 

und späterer Abwehragent in Bern, der nach 1945 mehrere Rechen-

schaftsberichte publizierte, darunter «Bis zum bitteren Ende», ein Buch, 

das sich seither als eines der unverlässlichsten Dokumente über die An-

gehörigen des Widerstands erwiesen hat. Helldorf hatte Goerdeler aller-

dings die Teilnahme der Berliner Polizei an dem Putsch verweigert, 

obwohl er Stauffenberg am 20. Juli einige Polizeibeamte zur Verfügung 

stellte.19) 

Die beiden Diplomaten waren Legationsrat Hans-Bernd von Haeften und 

Legationsrat Adam von Trott zu Solz. Von Haeftens Bruder Werner 

zählte zu denen, die am Abend des 20. Juli standrechtlich erschossen wor-

den waren. Er war ein Neffe des Feldmarschalls von Brauchitsch, der bis 

zur Winterkrise 1941/42 Oberbefehlshaber des deutschen Heeres gewe-

sen war. Auch er war eng mit von Stauffenberg befreundet. Hauptsächlich 

aus religiösen Gründen hatte er sich der Widerstandsgruppe innerhalb des 

Auswärtigen Amtes angeschlossen, einer Gruppe die dem damaligen 

Staatssekretär Ernst Freiherr von Weizsäcker nahestand.20) Er war prak-

tisch von Anfang an über die gegen Hitler gerichteten Pläne informiert 

gewesen, hatte aber, wiederum aus religiösen Gründen, gegen dessen Er-

mordung protestiert – eine Haltung, die auch der Kreisauer Kreis einge-

nommen hatte.21) 

Adam von Trott zu Solz, ein Sohn des ehemaligen preussischen Kultus-

ministers, war Rhodes-Stipendiat in Oxford gewesen, hatte weite Reisen 

unternommen und dem Goerdeler-Kreis schon vor dem Krieg angehört. 

Vor dem Kriegseintritt der Vereinigten Staaten hatte er gehofft, die Ame-

rikaner würden die deutsche Widerstandsbewegung unterstützen, und zu 

diesem Zweck hatte er eine Denkschrift für Präsident F.D. Roosevelt aus-

gearbeitet. Sein Plan misslang hauptsächlich aus zwei Gründen: Erstens 
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hielten die Amerikaner und die Briten die politischen und territorialen 

Ziele der Deutschen Opposition immer noch für übertrieben; zweitens 

verdächtigte man von Trott zu Solz, als Agent für die deutsche Regierung 

zu arbeiten. Er war im Kreisauer Kreis aktiv und tendierte zum linken 

Flügel. Bis 1944 hatte ihn die persönliche Erfahrung gelehrt, dass sich die 

Kriegsziele der Feinde Deutschlands nicht ändern würden, ob Hitler nun 

an der Macht blieb oder nicht; dennoch nahm er am Putschversuch teil.22) 

Während des Prozesses richteten sich Freislers Angriffe in erster Linie 

gegen Helldorf, der letzten Endes öffentlich zugab, ein Verräter zu sein.23) 

Als von Haeften gefragt wurde, warum er seinen dem Führer geleisteten 

Treueeid gebrochen habe, soll er geantwortet haben: «Weil ich den Führer 

für den Vollstrecker des Bösen in der Geschichte halte.» Darauf soll Ober-

reichsanwalt Lautz erwidert haben, diese Bemerkung stelle alles in den 

Schatten, was bisher bei diesem Prozess und bei den vorangegangenen 

Verhandlungen gesagt worden sei. Dieser Vorgang mag durchaus der 

Wahrheit entsprechen.24) 

Die Klamroths versuchten sich der Verantwortung nach besten Kräften zu 

entziehen, aber das Beweismaterial, das gegen sie vorlag, war erdrük-

kend.25) Hayessen dagegen, der nichts von der Verschwörung gewusst 

und die Walküre-Pläne für den Fall ausgearbeitet hatte, dass innere Unru-

hen in Deutschland drohten, gab seine Teilnahme an dem Putsch, von dem 

er erst am 20. Juli erfahren hatte, bereitwillig zu, was ihm Lautz’ Aner-

kennung und Respekt eintrug.26) Von Haeften wurde beschuldigt, von den 

Putschplänen seines Bruders gewusst zu haben; ausserdem warf man ihm 

vor, dass er, falls das Attentat geglückt wäre, den Auftrag gehabt hatte, 

einen deutschen General zu Verhandlungen nach Grossbritannien zu be-

gleiten. Er gab dies zu, betonte aber, dass er dieses Vorhaben als hoff-

nungslos betrachtet habe.27) Trott zu Solz versuchte sich vergeblich in der 

Kunst der Diplomatie, ein Bemühen, das Freisler durch fundierte Infor-

mationen, gezielte Fragen und den bei ihm üblichen Zynismus verei-

telte.28) 

Alle Angeklagten wurden zum Tod verurteilt. Abgesehen von Hans-Ge-

org Klamroth und Trott zu Solz wurden sie noch am selben Tag gehängt. 

Angeblich musste Helldorf auf Hitlers Befehl vor seiner eigenen Hinrich- 
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tung der Hinrichtung der anderen Verurteilten beiwohnen. Doch diese Be-

hauptung stammt von einer Person, die nicht bei der Urteilsvollstreckung 

anwesend war29), und wird von einem der Henker entschieden demen-

tiert.30) Von Trott zu Solz und Klamroth wurden am 26. August 1944 hin-

gerichtet. 

Einer von Helldorfs guten Freunden, Gottfried Graf von Bismarck-Schön-

hausen, ein direkter Nachfahre Otto von Bismarcks, wurde ebenfalls an-

geklagt. Er hatte an verschiedenen Gesprächen teilgenommen und war am 

20. Juli in die Bendlerstrasse gekommen, hatte sich aber angesichts der 

dort herrschenden Verwirrung rasch wieder entfernt. Angeblich hatte 

Stauffenberg ihn beauftragen wollen, mit Churchill Kontakt aufzuneh-

men, doch dafür gab es keine konkreten Beweise; und Freisler war an-

scheinend auch nicht bereit, den Träger eines so grossen deutschen Na-

mens zu verurteilen. Und so plädierte Lautz für Freispruch wegen Man-

gels an Beweisen. Allerdings konnte sich Freisler die Bemerkung nicht 

verkneifen, dass der Graf Umgang mit äusserst zweifelhaften Personen 

gepflegt habe, mit «Personen, die im Verlauf des 20. Juli eine ausseror-

dentlich bedeutsame Rolle gespielt haben.»31) Wie einer der Zeugen er-

klärte, habe sich Bismarck, Regierungspräsident in Potsdam, an jenem 

verhängnisvollen 20. Juli als treuer Nationalsozialist erwiesen. Freisler 

teilte diese Meinung nicht, aber um seine Unparteilichkeit zu demonstrie-

ren, wie er konstatierte, habe Bismarck schliesslich der Mangel an Bewei-

sen vor einer Bestrafung bewahrt.32) 

Major Ludwig Freiherr von Leonrod, den die Oppositionsführer zum Ver-

bindungsoffizier zum Befehlshaber des Wehrkreiskommandos VII in 

München ernennen wollten, entstammte einer alten bayerischen Adelsfa-

milie. Als tiefreligiöser Katholik hatte er vor dem Putschversuch Kaplan 

Hermann Wehrle auf gesucht, den Beichtvater seines Vaters, und ihn ge-

fragt, ob das Wissen um einen bevorstehenden Mord eine Sünde sei. 

Wehrle war leichtsinnig genug, ihn nicht in den Beichtstuhl zu führen. In 

diesem Fall hätte er sich auf das Beichtgeheimnis stützen können. Statt-

dessen zog er mehrere theologische Werke zu Rate und erklärte dann, es 

bestehe kein Grund für Leonrod, eine Beichte abzulegen. Er riet ihm je-

doch, nicht an Aktivitäten dieser Art teilzunehmen, was Leonrod igno-

rierte.33) Leonrod versuchte, sich mit dem Argument herauszureden, er 

habe sich auf den Rat seines Beichtvaters verlassen.34) 
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Trotzdem wurde er zum Tod verurteilt. Er reichte ein Begnadigungsge-

such ein, das aber nichts weiter einbrachte als die Verschiebung der Hin-

richtung um ein paar Tage. 

Am 30. August standen vier weitere Offiziere vor dem VGH, der ehema-

lige Militärbefehlshaber in Frankreich, General Karl-Heinrich von Stülp-

nagel, sein vertrauter Ratgeber, Oberstleutnant der Reserve Cäsar von 

Hofacker, und die beiden Oberstleutnants im Generalstab Günther Smend 

und Karl Ernst Rathgens. Stülpnagel hatte seit 1938 der militärischen Op-

position angehört. 1938 und Anfang 1940 hatte er zusammen mit Gleich-

gesinnten verschiedene Pläne geschmiedet, Hitler festzunehmen, aber der 

Sieg im Westen hatte diese Bemühungen vereitelt. Während des Angriffs 

auf Russland im Sommer 1941 ging Stülpnagels Zusammenarbeit mit 

dem Sonderkommando 4b in der Judenvernichtung wesentlich über die 

vom Chef des Reichssicherheitshauptamtes Reinhard Heydrich gestellten 

Forderungen und die mit ihm getroffenen Vereinbarungen hinaus. Erst 

Stalingrad gab ihm und der militärischen Widerstandsbewegung neue 

Kraft.35) Im Februar 1942 war Stülpnagel zum Militärbefehlshaber in 

Frankreich ernannt worden und hatte um sich eine Gruppe von Offizieren 

gesammelt, an deren antinationalsozialistischer Haltung kein Zweifel be-

stand, darunter General Speidel, Rommels Stabschef in Frankreich36), und 

Hauptmann Ernst Jünger – berühmt durch seine Metaphysik des Krieges 

und seine Typologie des Krieges, Träger des Ordens pour le mérite –, der 

ein detailliertes Friedensmemorandum erarbeitet hatte.37) 

Als am 20. Juli die Nachricht von der Ermordung Hitlers und der Befehl 

aus der Bendlerstrasse eintrafen, trat Stülpnagel prompt in Aktion, arre-

tierte alle SS- und SD-Führer in Paris und hielt sie in einem Luxushotel 

fest. Als am Abend desselben Tages die Wahrheit ans Licht kam, liess 

Stülpnagel die Verhafteten wieder frei. Die Wehrmachts-, SS- und SD-

Offiziere feierten den Fehlschlag des Attentats mit Champagner.38) Stülp-

nagel wurde seines Kommandos enthoben und nach Berlin beordert. Un-

terwegs – auf dem Schlachtfeld von Verdun, wo er im Ersten Weltkrieg 

gekämpft hatte – versuchte er, Selbstmord zu begehen, doch es gelang 

ihm nur, sich zu blenden.39) Als Blinder stand er Freisler gegenüber. 

Cäsar von Hofacker, der Sohn des bekannten württembergischen Generals 

Eberhard von Hofacker, hatte sich seit 1940 in Görings Vierjahresplan- 
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dienststelle in Paris mit Wirtschaftsfragen befasst. Stülpnagel wurde 

durch ein von Hofacker verfasstes umfangreiches Memorandum über die 

deutsch-französischen Beziehungen, in dem er den Nationalsozialismus 

scharf kritisierte, auf ihn aufmerksam. Als Vetter der Stauffenbergs und 

Yorck von Wartenburgs stand er dem militärischen Widerstand ohnehin 

nahe, und Stülpnagel liess ihn in seinen Stab versetzen. Er hatte von An-

fang an einen Staatsstreich befürwortet.40) Nach der Invasion der Alliier-

ten und dem vergeblichen Versuch der deutschen Verbände, sie zurück-

zuwerfen, vertiefte sich die Beziehung zwischen Stülpnagel und Hofak-

ker. Hofacker wurde zu Rommel geschickt, um ihn für die Putschpläne 

zu gewinnen. Rommel erkannte die absolute Notwendigkeit eines Kurs-

wechsels.41) Nach dem fehlgeschlagenen Attentat wurde auch Hofacker 

verhaftet, und während des Verhörs arrangierte man-wenn auch die dies-

bezüglichen Belege widersprüchlich sind – eine Gegenüberstellung von 

Hofacker und Speidel, bei der einer der beiden, möglicherweise unab-

sichtlich, Rommel in die Sache hineinzog, was für den letzteren fatale 

Folgen hatte.42) Während des Prozesses soll sich Hofacker gegen Freisler 

tapfer zur Wehr gesetzt haben, aber für die Worte, die ihm in den Mund 

gelegt wurden, gibt es keine anderen Quellen als die nach 1945 veröffent-

lichten, zum Teil nicht verifizierbaren Berichte, über den deutschen Wi-

derstand.43) 

Smend und Rathgens hatten nichts mit den Ereignissen in Paris zu tun 

gehabt, zählten aber zu den Berliner Verschwörern und hatten am 20. Juli 

aktive Rollen gespielt. Es half Rathgens nichts, dass er ein Neffe des Ge-

neralfeldmarschalls von Kluge war, der bereits in Verdacht geraten war, 

von der Verschwörung zumindest gewusst zu haben, und Selbstmord 

beging, als man ihn seines Kommandos enthob.44) Stülpnagel und Rat-

hgens wurden am selben Tag gehängt, an dem der Prozess stattgefunden 

hatte, am 30. August, Smend am 8. September und Hofacker am 20. De-

zember 1944. 

In einem anderen Prozess wurden am selben Tag zwei weitere Mitglieder 

der Pariser Gruppe verurteilt, Oberst i. G. Eberhard Finkh und Oberst Ot-

fried von Linstow. Wie Hofacker war auch Finkh eingesetzt worden, um 

Rommel für die Putschpläne zu gewinnen, aber Rommel hatte Bedenken 

geäussert. Von Linstow hatte an der Pariser Aktion teilgenommen und 

versuchte vergeblich, sich mit dem Argument zu verteidigen, er habe nur  
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Befehle ausgeführt; man habe ihm erklärt, das nationalsozialistische Re-

gime werde von SS und SD bedroht, und er sei nur aus diesem Grund 

gegen sie vorgegangen. Freisler glaubte ihm kein Wort.45) 

Am nächsten Tag wurde der hochdekorierte Panzerkommandeur Oberst 

Friedrich Jäger vor Gericht gestellt und zum Tod verurteilt. Seit der Win-

terkrise 1941/42 hatte er den Glauben an Hitler und dessen Regime ver-

loren. Um die Zeit des Putschversuchs befehligte er die Panzertruppen-

schule in Kalisch. Am 20. Juli kam er in Berlin an, wo er sofort einen 

hohen SS-Führer und dessen Adjutanten festnahm. Danach sollte er Go-

ebbels verhaften und dessen Ministerium sowie das Reichssicherheits-

hauptamt (RSHA) besetzen. Doch der Versuch schlug fehl, als ihm Major 

Remer und seine Soldaten entgegentraten. Auch Jäger beteuerte seine Un-

schuld und behauptete, er sei zufällig in Berlin gewesen und ebenso zu-

fällig in die Ereignisse verwickelt worden. In Wirklichkeit war er jedoch 

seit 1942 ein enger Vertrauter Stauffenbergs gewesen.46) 

Im September fanden weitere Prozesse vor Freislers Erstem VGH-Senat 

statt, zunächst am 4. September ein Prozess gegen sieben Offiziere. Ge-

neral Fellgiebel, Generalleutnant Fritz Thiele und Oberst Kurt Hahn wa-

ren führende Offiziere des Wehrmacht-Nachrichtenverbindungswesens. 

Fellgiebel war Chef des Wehrmacht-Nachrichtenverbindungswesens im 

OKW. Auch er hatte sich der militärischen Opposition schon sehr früh 

angeschlossen und war mit Beck und Goerdeler befreundet. Er hatte die 

Aufgabe, Hitlers Hauptquartier funk- und nachrichtenmässig von der 

Aussenwelt abzuschneiden, was er ein paar Stunden lang erfolgreich tat, 

aber nicht lange genug, um den Berliner Verschwörern Zeit zu geben, ihre 

geplanten Massnahmen zu ergreifen. Deshalb wurde der Mann, der in der 

künftigen Regierung Reichspostminister werden sollte, am Abend des 20. 

Juli verhaftet.47) Thiele und Hahn waren seine Stabschefs. Thiele hatte 

seit dem Herbst 1943 an der Verschwörung teilgenommen. Als er erfuhr, 

dass Hitler das Attentat überlebt hatte, führte er nicht alle beabsichtigten 

Massnahmen durch, während Hahn alles tat, was er konnte. Nach Fellgie-

bels Verhaftung wurde Thiele sofort zu seinem Nachfolger ernannt, doch 

dann kam die Wahrheit über seine Aktivitäten ans Licht. Am 12. August 

wurde er gemeinsam mit Hahn verhaftet. Beide versuchten erfolglos, sich 

der Verantwortung zu entziehen.48) 
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Die übrigen Angeklagten waren Major Gerhard Knaak, Heinrich Graf von 

Lehndorff-Steinort, Max-Ulrich von Crechsel-Deuffenstein und Oberst-

leutnant Hans Otto Erdmann. Die Verschwörer hatten Knaak seit 1943 

ins Vertrauen gezogen. Er hatte sie mit Sprengstoff versorgt, der aber bei 

dem Attentat nicht benutzt wurde.49) Lehndorff-Steinort war einer der be-

deutendsten Grundbesitzer in Ostpreussen. Auf seinem Landsitz, Tarnna-

me «Mauerwald» hatte sich das OKH einquartiert, während sein Schloss 

von Ribbentrop als Hauptquartier benutzt wurde, da er in der Nähe des 

Führerhauptquartiers sein wollte. 

Von Lehndorff war Oberleutnant der Reserve und hatte 1941 im Stab sei-

nes Onkels gedient, des Feldmarschalls Fedor von Bock, des Oberbe-

fehlshabers der Heeresgruppe Mitte, dessen Erster Generalstabsoffizier 

Henning von Tresckow war. Seit Herbst 1943 gehörte Lehndorff der Wi-

derstandsbewegung an. Von Yorck versuchte, ihn für den Goerdeler-

Kreis zu gewinnen, aber er bevorzugte den Kreisauer Kreis. Im Frühling 

1944 drang er bis ins Zentrum der Verschwörergruppe vor und sollte als 

Verbindungsoffizier zwischen den Widerstandsleuten und dem Wehr-

kreiskommando I in Königsberg fungieren. Nach der erfolgreichen Inva-

sion in Frankreich befahl ihm von Tresckow, Stauffenberg aufzusuchen 

und ihn zu veranlassen, nach Frankreich zu reisen und dort auf Speidel 

einzuwirken. Speidel sollte erreichen, dass Rommel den anglo-amerika-

nischen Truppen die deutsche Front öffnete. Auf diese Weise sollte ver-

hindert werden, dass Deutschland von den Russen überrannt würde. 

Lehndorff erfüllte seine Aufgabe, aber Stauffenberg weigerte sich, die ge-

wünschten Massnahmen zu ergreifen. Offenbar glaubte Stauffenberg, 

dass Hitler zuerst entfernt werden müsse und dass man erst danach die 

Alternativen einer West- und Ostlösung überdenken könne. Lehndorffs 

Reise blieb nicht unbemerkt, und er stellte sich der Polizei. Es gelang ihm 

dann, für kurze Zeit zu entkommen. Nach seiner erneuten Verhaftung 

leugnete er bei den ersten Verhören alles, legte aber schliesslich ein volles 

Geständnis ab.50) 

Kurz vor dem Putschversuch betrachtete die Verschwörergruppe Leon-

rods Anwesenheit in Berlin als unerlässlich. Seine Stellung als Verbin-

dungsoffizier zum Befehlshaber des Wehrkreiskommandos VII wurde 

Max Ulrich Graf von Crechsel übertragen. 1933/34 war dieser Justizrefe- 
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rendar, wählte dann aber aus Protest gegen die Morde vom 30. Juni 1934 

die «aristokratischste Form der inneren Emigration» (Gottfried Benn), in-

dem er ins Heer eintrat. Als Offizier war er bei Tobruk schwer verwundet 

worden. Im Lazarett lernte er Stauffenberg kennen. Im Juni 1944 trat Le-

onrod an ihn heran und informierte ihn über das bevorstehende Attentat 

und das Amt, das die Verschwörer für ihn vorgesehen hatten. Von Crech-

sel nahm das Angebot ohne Zögern an. Der VGH verurteilte alle sieben 

Offiziere zum Tod. Sie wurden noch am selben Tag hingerichtet.51) Am 

8. September wurden zwei weitere Offiziere verurteilt und gehängt – 

Hauptmann d. R. Ulrich-Wilhelm Graf Schwerin von Schwanenfeld und 

Oberst i. G. Georg Alexander Hansen. Schwerin hatte schon seit 1933 

gegen das NS-Regime opponiert und war seit 1938 in der militärischen 

Widerstandsbewegung aktiv gewesen. Von 1938 bis 1944 beteiligte er 

sich an zahlreichen Überlegungen, wie man Hitler entfernen könnte; und 

er war mit Admiral Canaris’ Stabschef Generalmajor Oster befreundet. 

Im März 1943 wurde Schwerin auf Osters Initiative hin zur Division 

«Brandenburg» versetzt, einer Einheit für besondere Kommandoaufga-

ben. Er blieb in engem Kontakt mit der Goerdeler-Gruppe und versuchte, 

als Vermittler und Verbindungsmann zwischen den konservativen und so-

zialistischen Vertretern des Widerstandes zu agieren. Ausserdem stand er 

dem Kreisauer Kreis nahe, wobei er vor allem dessen soziale Planung und 

religiöse Ansichten befürwortete. Am 20. Juli war er in der Bendlerstras-

se, wo er verhaftet wurde.52) 

Oberst Hansen war im Februar 1944 Canaris’ Nachfolger geworden, 

obwohl die Abwehr damals bereits de facto dem SD unterstellt worden 

war. Dank seiner Position konnte er den Verschwörern wichtige Ge-

heiminformationen geben. Am 20. Juli sollte er die Gestapo-Gebäude be-

setzen. Der Lauf der Ereignisse erlaubte es ihm nicht, diesen Plan durch-

zuführen; und auch er wurde verhaftet.53) Am 14. September standen drei 

weitere Offiziere und ein Priester vor Freisler – Oberst Nikolaus Graf von 

Üxküll-Gillenbrand, Generalmajor Heinrich Graf zu Dohna-Schlobitten 

und Hauptmann d. R. Michael Graf von Matuschka. Der Priester war Ka-

plan Hermann Wehrle, der Beichtvater von Leonrods Vater. Üxküll war 

ein Onkel der Stauffenberg-Brüder und von Yorcks. Bis 1918 war er 

österreichischer Offizier gewesen. Nach dem Kriegsausbruch 1939 wurde 
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er wieder eingezogen und diente in der Wehrmacht. Er sollte als Verbin-

dungsoffizier zum Prager Militärbefehlshaber fungieren.54) Dohna, ehe-

mals Generalstabsoffizier in Ludendorffs Stab, diente im Zweiten Welt-

krieg erneut im Generalstab. Einst Mitglied der NSDAP, trat er nach 1939 

aus der Partei aus, weil er deren Polenpolitik missbilligte. Seine ersten 

engen Kontakte mit der Widerstandsbewegung bekam er, als er mit Fell-

giebel, Stieff und dem Kreisauer Kreis Verbindung aufnahm. Nach dem 

erfolgreichen Putsch sollte er politischer Berater im Wehrkreiskom-

mando I werden, für das sein Neffe von Lehndorff als Verbindungsoffi-

zier vorgesehen war. Schliesslich sollte er Oberpräsident von Ostpreussen 

werden.55) 

In der Weimarer Republik war Matuschka Abgeordneter des Zentrums 

im preussischen Landtag gewesen. 1939 wurde er als Reserveoffizier zu 

den Waffen gerufen. Zuerst diente er in der OKH-Abteilung «Fremde 

Heere West» und dann als Verbindungsoffizier zum Chef des Stabes der 

2. Armee, Generalmajor von Tresckow. Von der Schulenburg weihte ihn 

in die Pläne der Verschwörer ein.56) 

Kaplan Wehrle sass auf der Anklagebank, weil er Leonrod jenen bereits 

erwähnten Rat gegeben hatte. Bei dieser Gelegenheit liess Freisler seinem 

Antikatholizismus freien Lauf. Da das Beichtgeheimnis in diesem Fall 

keine Geltung hatte, wäre es nach Freislers Ansicht Wehries Pflicht ge-

wesen, die Behörde über Leonrods seltsame Frage zu informieren. Im 

Verlauf des Prozesses gaben alle Angeklagten zu, was man ihnen zur Last 

legte und dass sie von den Putschplänen gewusst hätten. Obwohl die Ver-

teidigung ihr Bestes tat – die Aufgabe der Verteidigung erwies sich ange-

sichts der Fakten und der Haltung ihrer Klienten als enorm schwierig, 

wenn nicht sogar unerfüllbar, ebenso wie in den vorangegangenen Pro-

zessen –, wurden alle vier zum Tod verurteilt.57) 

Fünf Offiziere – Generalmajor Otto Herfurth, Oberst i. G. Joachim 

Meichsner, Oberstleutnant i. G. Joachim Sadrozihski, Oberstleutnant 

Fritz von der Lancken und Major Wilhelm Friedrich Graf zu Lynar – stan-

den am 28. September vor dem VGH. Herfurth, Chef des Stabes des 

Wehrkreiskommandos III, Berlin, hatte an sich nichts mit der militäri-

schen Widerstandsbewegung zu tun. Doch am 20. Juli hatte Major von 

Oertzen, der von der Front nach Berlin zurückberufen worden war, alle 
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Befehle der Verschwörer, die ihre Berliner Aktionen betrafen, an ihn wei-

tergegeben. Erst in diesem Augenblick erkannte er, dass ein Putschver-

such unternommen wurde. Er weigerte sich, die Befehle weiterzugeben 

oder zu befolgen, tat aber auch nichts, um ihre Ausführung zu verhin-

dern.58) 

In einer ähnlichen Lage befand sich Sadrozinski, Abteilungschef im Stab 

des Ersatzheeres, der erst am Tag des Attentats in die Verschwörung ver-

wickelt wurde, als Stauffenberg ihm Befehle erteilte, die er auszuführen 

versuchte. Graf zu Lynar, ehemaliger Adjutant von Witzlebens, hatte be-

reits früher von den Putschplänen erfahren, spätestens seit Stalingrad. Er 

war Grundbesitzer, und auf seinem Landgut hatten viele Versammlungen 

des harten Verschwörerkerns stattgefunden. Seine einzige Aufgabe be-

stand darin, für Witzlebens rechtzeitige Ankunft in Berlin zu sorgen.59) 

Oberst Meichsner hatte aus religiösen Gründen immer gegen den Plan, 

Hitler zu ermorden, protestiert. Aber er wusste, was geplant war, und un-

terliess es, die Behörden zu verständigen.60) 

Oberstleutnant von der Lancken war Olbrichts Adjutant gewesen. Als 

dessen Vertrauter war er genau über den Putsch informiert. In seiner Woh-

nung war der Sprengstoff versteckt worden, der bei dem Attentatsversuch 

benutzt wurde. Alle fünf wurden zum Tod verurteilt und am 29. Septem-

ber 1944 hingerichtet.61) 

Einer der Verschwörer, General Fritz Lindemann, war nach dem miss-

glückten Anschlag in den Untergrund gegangen und erst am 3. September 

auf gespürt worden. Er versuchte, sich der Festnahme zu entziehen, indem 

er aus einer Wohnung sprang, die einem Architekten namens Erich Glo-

eden gehörte und im dritten Stockwerk lag. Er wurde ins Krankenhaus 

gebracht und operiert. Kurz danach riss er sich die Verbände vom Leib 

und verblutete.62) 

Während seiner Flucht hatte er bei mehreren Leuten Obdach gefunden, 

die gewusst hatten, worum es ging, da er steckbrieflich gesucht worden 

war. Die Steckbriefe hatten an allen Anschlagtafeln gehangen, und für 

seine Ergreifung war eine hohe Belohnung ausgesetzt worden. Und so 

sassen statt Lindemann die Leute auf der Anklagebank, die ihm geholfen 

hatten, unter anderem das Ehepaar Gloeden, das anscheinend halbjüdi-

scher Abstammung war. Auch Frau Gloedens Mutter wurde angeklagt, 

die ebenfalls in der Wohnung lebte. Am 27. November verurteilte Freis- 
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ler alle drei zum Tod; am 30. November wurde die Strafe vollstreckt.63) 

Am selben Tag wurde Lindemanns Onkel Max Lindemann, Major im Ru-

hestand, wegen Mangels an Beweisen freigesprochen. Obwohl der 72jäh-

rige seinen Neffen für eine Nacht beherbergt hatte, überzeugte seine kör-

perliche und geistige Gebrechlichkeit Freisler davon, dass er wenig oder 

nichts von Fritz Lindemanns Aktivitäten gewusst und die Bedeutung der 

entsprechenden Zeitungsartikel nicht erkannt hatte.64) 

In diesem Zusammenhang wurden noch andere Personen vor Gericht ge-

stellt, zum Beispiel Hermann Lindemann, ein Vetter des Generals, der 

Dresdener Architekt Hans-Ludwig Sierks, der Kaufmann Karl Marks, der 

Architekt Wilhelm Senzky und Oberstleutnant von Petersdorff, hochde-

korierter Offizier des Ersten Weltkriegs und später ein renommierter Frei-

korps-Führer. Er war der NSDAP schon in ihrer Anfangsphase beigetre-

ten und 1931 wesentlich an der Niederschlagung des «Stennes-Putsches» 

in der SA beteiligt. Ausserdem war er höherer SA-Führer. Nach dem 20. 

Juli wurde er aus der Wehrmacht und der NSDAP ausgestossen; doch 

Freisler sprach ihn wegen Mangels an Beweisen frei.65) 

Obwohl Lautz, der Oberreichsanwalt des VGH, die Todesstrafe für 

Marks, Sierks und Hermann Lindemann beantragt hatte, wurden nur die 

beiden ersteren zum Tod verurteilt, während Lindemann und Senzky 

Zuchthausstrafen von zehn beziehungsweise drei Jahren erhielten.66) 

General Lindemanns Sohn, der als Oberfähnrich in der Kriegsmarine ge-

dient hatte und mit seinen zwanzig Jahren noch minderjährig war, wurde 

zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt, weil er von den Plänen seines Vaters 

gewusst und es unterlassen hatte, die Behörden zu informieren. Seine Ju-

gend und der Einfluss, dem er zu Hause ausgesetzt gewesen sei, galten als 

mildernde Umstände.67) Sein älterer Bruder, Leutnant Lindemann, der am 

22. Januar 1945 vor Gericht stand, wurde zu sieben Jahren Zuchthaus ver-

urteilt, weil er nach dem fehlgeschlagenen Putschversuch gesagt hatte, es 

wäre vielleicht besser gewesen, wenn der Anschlag erfolgreich verlaufen 

wäre. Er wurde der Wehrkraftzersetzung für schuldig befunden.68) Inzwi-

schen hatte man weiteren Beteiligten des 20. Juli den Prozess gemacht, 

zum Beispiel Generalleutnant Karl Freiherr von Thüngen, der am 20. Juli 
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General Kortzfleisch ablösen sollte, nachdem sich dieser geweigert hatte, 

an dem Putsch teilzunehmen. Thüngen, den man nur unzulänglich infor-

miert hatte, war während des ganzen kritischen Tages passiv geblieben. 

Aber sowohl Lautz als auch Freisler warfen ihm vor, dass er nicht ver-

sucht hatte, Fromm aus der Gewalt der Verschwörer zu befreien, obwohl 

er erkannt hatte, was vor sich ging, und dass er es unterlassen hatte, Major 

von Oertzen zu verhaften, der im Auftrag Stauffenbergs mit dessen Be-

fehlen zu ihm gekommen war. Er wurde zum Tod verurteilt. Sein Vertei-

diger beantragte eine Wiederaufnahme der Verhandlung, was aber abge-

lehnt wurde. Am 8. November wurde Thüngen hingerichtet.69) Major 

Adolf Friedrich Graf von Schack, der Adjutant des Generals von Hase, 

Oberstleutnant Wilhelm Kuebart, Oberst i. G. Alexis Freiherr von Ro-

enne, Chef der Abteilung «Fremde Heere West» im Generalstab des Hee-

res und Freund Stauffenbergs, sowie Oberstleutnant Karl-Heinz Engel-

horn waren die nächsten Angeklagten, die gemeinsam vor dem VGH stan-

den. Gegen Schack und Kuebart hatte bereits ein anderer Senatspräsident 

verhandelt. Man warf ihnen vor, der militärischen Widerstandsbewegung 

angehört zu haben. Doch wegen des spärlichen und widersprüchlichen 

Beweismaterials plädierte der Ankläger für Freispruch im Fall Schack 

und für eine Wiederaufnahme des Verfahrens im zweiten Fall. Freisler 

protestierte anscheinend gegen diesen Antrag; und so mussten Schack und 

Kuebart noch einmal vor Gericht erscheinen, zusammen mit den oben ge-

nannten anderen Offizieren. Jetzt wurde Schack zum Tod verurteilt, weil 

er nichts gegen Hase unternommen hatte, ebenso Roenne und Engelhorn, 

die der Verschwörergruppe zumindest zeitweise angehört hatten. Kuebart 

wurde zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Freislers harter Kurs hatte die 

Staatsanwaltschaft veranlasst, ihren Antrag zurückzuziehen. Das Revolu-

tionstribunal forderte seine Opfer. Alle Strafen wurden vollstreckt. Aller-

dings liegen in den Fällen Schack und Roenne widersprüchliche eides-

stattliche Aussagen vor, denen zufolge erstens beide erschossen, zweitens 

Schack erschossen und Roenne gehängt, drittens beide gehängt wurden – 

was wieder einmal den zweifelhaften Wert eidesstattlicher Aussagen de-

monstriert.70) 

Ein weiterer Angehöriger der Abwehr, der am 10. Oktober zum Tod ver-

urteilt wurde, war Hauptmann Dr. jur. Theodor Strünck, im Zivilberuf  
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Anwalt. Strünck war mehrmals in die Schweiz gereist, wo er mit dem 

Doppelagenten Hans Bernd Gisevius in Verbindung getreten war und sich 

bemüht hatte, die westlichen Alliierten dahingehend zu beeinflussen, dass 

sie im Fall eines Regierungswechsels in Deutschland keine bedingungs-

lose Kapitulation verlangten. Strünck war seit 1938 in der Widerstands-

bewegung aktiv gewesen. Nach der Verhaftung seines Kommandeurs 

Oberst Hansen wurde auch er am 1. August festgenommen. Freisler be-

legte ihn mit der Todesstrafe, die aber nicht sofort vollstreckt wurde. 

Stattdessen brachte man Strünk ins bayerische Konzentrationslager Flos-

senbürg, wo er am 9. April zusammen mit seinem ehemaligen Vorgesetz-

ten, Generalmajor Hans Oster, und vier anderen gehängt wurde.71) 

Am 12. Oktober fand der Prozess gegen Oberst Rudolf Graf von Ma-

rogna-Redwitz statt, einen ehemaligen österreichischen Offizier, der in 

der Abwehr gedient hatte. Stauffenberg hatte ihn als Verbindungsoffizier 

zum Wehrkreiskommando XVII, Wien, einsetzen wollen. Auch er wurde 

zum Tod verurteilt.72) 

Am 13. Oktoberstanden Major Hans-Jürgen Graf von Blumenthal, Haupt-

mann Friedrich Scholz-Babisch, Oberst i. G. Georg Schultze-Büttger und 

Major Roland von Hösslin vor dem VGH. Blumenthal war höherer SA-

Führer gewesen und mütterlicherseits mit Stauffenberg verwandt. Ausser-

dem war er mit Oster befreundet und hatte durch ihn zur militärischen 

Widerstandsbewegung gefunden. Er sollte Verbindungsoffizier zum 

Wehrkreiskommando II, Stettin, werden, während Scholz-Babisch die-

selbe Funktion für den Wehrkreis VIII, Breslau, erfüllen sollte. Schultze-

Büttger war vor dem Krieg General Becks Adjutant gewesen und von 

Tresckow für den Widerstand gewonnen worden. Auf Becks Befehl hin 

hatte er vergeblich versucht, Generalfeldmarschall von Manstein für die 

Widerstandsbewegung zu gewinnen. Hösslin war ein enger Freund Stauf-

fenbergs. Seine Aufgabe wäre es gewesen, Königsberg für die Verschwö-

rer zu sichern. Alle Angeklagten wurden zum Tod verurteilt, die Strafe 

wurde noch am selben Tag vollstreckt.73) 

Die letzten Verschwörer, die der militärischen Gruppe der Widerstands-

bewegung angehörten, standen ab dem 12. Januar 1945 vor Gericht. Die 

ersten waren Hauptmann Dr. Gotthard Freiherr von Falkenhausen und der 

Industrielle Dr. Ernst Röchling, beide mit Cäsar von Hofacker befreundet. 
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Falkenhausen war Stabsoffizier beim Militärbefehlshaber in Paris und 

dort anscheinend in die Ereignisse vom 20. Juli 1944 verwickelt. Röchling 

war auf einer Geschäftsreise am 21. Juli in Paris eingetroffen und von 

Hofacker in allen Einzelheiten unterrichtet worden, was geschehen war. 

Hofacker hatte zu entkommen versucht und war von der Gestapo gesucht 

worden. Röchling kannte seinen Aufenthaltsort, behauptete aber, nichts 

davon zu wissen, als er vom SD verhört wurde. Während des Prozesses 

stand Falkenhausen tapfer seinen Mann, und seine Haltung beeindruckte 

Freisler so stark, dass er ihn wegen Mangels an Beweisen freisprach. 

Röchling wurde zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Zunächst hatte er vor 

Gericht alles abgestritten, dann aber ein volles Geständnis abgelegt.74) 

Am 17. Januar wurde gegen Hauptmann Hermann Kaiser und Major 

Busso Thoma verhandelt. Kaiser gehörte, obwohl er Mitglied der NSDAP 

war, dem Goerdeler-Kreis an, mit dem er Pläne für ein neues Deutschland 

schmiedete. Er war auch der Verfasser einer Denkschrift, in der er für eine 

Reform des deutschen Erziehungswesens eintrat, und hielt die Verbin-

dung zwischen Beck, Olbricht, Witzleben und dem Goerdeler-Kreis auf-

recht. Nach dem erfolgreichen Staatsstreich sollte er Verbindungsoffizier 

zum Wehrkreiskommando XII, Wiesbaden, werden. Die Gründe, die ihn 

vor Freislers Gericht brachten, lagen erstens in der Bereitschaft vieler 

Verhafteter, andere in die Sache hineinzuziehen, und in seinen eigenen 

Tagebüchern, die sowohl Goerdelers als auch Stauffenbergs Pläne in allen 

Einzelheiten enthielten. Thoma war von Kaiser über diese Pläne infor-

miert worden und hatte es unterlassen, ihn anzuzeigen. Beide wurden zum 

Tod verurteilt und am 23. Januar 1945 hingerichtet.75) 

Am 7. März wurde auch General Fromm, der ehemalige Oberbefehlsha-

ber des Ersatzheeres, von seinem Schicksal ereilt. Fromm hatte in der Ver-

schwörung eine passive Rolle gespielt. Er hatte erklärt, der Krieg könne 

nicht mehr gewonnen werden, wollte aber, ähnlich wie Stieff, sicherge-

hen, dass der Putsch gelang, bevor er sich auf Stauffenbergs Seite schlug. 

Und weil diese Sicherheit am 20. Juli nicht gegeben war, schwankte er 

zunächst, stellte sich dann, als er erfuhr, dass Hitler noch am Leben war, 

auf die Seite der Sieger und erweckte in der Bendlerstrasse den Eindruck,  
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er sei der Hauptgegenspieler der Putschisten. Auf seinen Befehl hin wur-

den Stauffenberg, Olbricht, Haeften und Mertz von Quirnheim exekutiert. 

Aber es war zu offensichtlich, dass Stauffenberg und seine Anhänger ihre 

detaillierten Pläne nicht hinter Fromms Rücken geschmiedet haben konn-

ten. So wurde er noch am selben Tag seines Postens enthoben, und Himm-

ler trat seine Nachfolge an. Schliesslich wurde er festgenommen. Nicht 

Freisler, sondern Vizepräsident Engert verhandelte gegen ihn, nur ein eh-

renamtlicher Richter war bei dem Prozess anwesend. Er wurde zum Tod 

verurteilt, weil er nicht mit der nötigen Energie Widerstand geleistet und 

auch nicht versucht hätte, aus der Haft zu fliehen, was sehr leicht möglich 

gewesen wäre. Trotz der Intervention des Reichsministers für Rüstung 

und Kriegsproduktion, Albert Speer, wurde Fromm von einem Exekuti-

onskommando erschossen. Angeblich lauteten seine letzten Worte «Heil 

Hitler!»; doch diese Information stammt aus einer wenig zuverlässigen 

Quelle.76) 

Am 16. März fanden zwei weitere Prozesse statt – gegen Oberst Wilhelm 

Staehle und gegen Oberleutnant Fabian von Schlabrendorff. Staehle, müt-

terlicherseits holländischer Abstammung, hatte Kontakt mit der holländi-

schen Widerstandsbewegung aufgenommen und als Verbindungsmann 

zwischen dieser und der militärischen Opposition in Deutschland fun-

giert. Seine Berliner Wohnung diente dem Goerdeler-Kreis häufig als 

Versammlungsort und als Versteck für geheime Papiere. Im Gegensatz zu 

den anderen Verschwörern war er schon vor dem versuchten Staats-

streich, am 12. Juni 1944, verhaftet worden. Die Verschwörer hatten die 

bei ihm deponierten Papiere zuvor entfernt; und da die Rolle, die er bei 

dem Komplott gespielt hatte, nur wenigen Leuten bekannt war, wurde er 

nur zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt. Doch am 23. April 1945, kurz 

vor dem Ende des Krieges, wurde er auf Himmlers Befehl ermordet.77) 

Schlabrendorff hatte sich von Anfang an für die deutsche Widerstandsbe-

wegung eingesetzt. Kurz vor Kriegsausbruch wurde er nach Grossbritan-

nien geschickt, um Verbindung mit Winston Churchill aufzunehmen, was 

ihm auch gelang. Er stellte sich mit den Worten vor: «Ich bin kein Nazi, 

ich bin ein Patriot», worauf Churchill erwiderte: «Ich auch.»78) Churchills 

subtile ironische Verachtung scheint Schlabrendorff entgangen zu sein.  
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Während des Russlandfeldzuges diente er im Stab der Heeresgruppe Mitte 

und wurde dort von Tresckows Vertrauter. Er beteiligte sich an zwei an-

geblichen Mordanschlägen auf Hitler, die beide misslangen – der eine, 

weil der Sprengstoffzünder nicht funktionierte. Schlabrendorff agierte 

weiterhin als Verbindungsmann zwischen Tresckow und Berlin und 

wurde am 17. August 1944 festgenommen. Im Zivilberuf Anwalt, wusste 

er, wie man mit der Reichsanwaltschaft und den Richtern umzugehen 

hatte, vor allem, da Freisler zum Zeitpunkt des Prozesses schon tot war; 

und so wurde er freigesprochen. Doch dies bedeutete, wie bei den meisten 

Freisprüchen des VGH, nicht die Freiheit für Schlabrendorff, sondern das 

Konzentrationslager, aus dem er im Mai 1945 von den US-Streitkräften 

befreit wurde.79) Oberstleutnant i. G. Hasso von Boehmer, den Stauffen-

berg als Verbindungsoffizier zum Wehrkreiskommando II, Stettin, einset-

zen wollte, war der letzte Wehrmachtsangehörige, dem der Prozess ge-

macht wurde. Er wurde zum Tod verurteilt und am 5. März 1945 hinge-

richtet.80) 

Die Reihe der Prozesse gegen die zivilen Verschwörer begann am 7. und 

8. September 1944 mit der Verhandlung gegen ihren Anführer, Dr. Carl 

Goerdeler. Der ehemalige deutsche Botschafter in Rom, Ulrich von Has-

sell, der ehemalige Innenminister von Hessen, Wilhelm Leuschner, der 

Berliner Anwalt Josef Wirmer sowie der Berliner Paul Lejeune-Jung sas-

sen ebenfalls auf der Anklagebank. 

Freisler bezeichnete Goerdeler als «Kopf und Motor» der Verschwörung. 

Allerdings fügte er nicht hinzu, dass Goerdeler ein ziemlich geräuschvol-

ler Motor war, der, wie viele Widerstandskämpfer, zuviel redete und viel 

mehr zu Papier brachte, als ihm selbst und der Sache, für die er eintrat, 

nutzen konnte.81) Bis 1935 sympathisierte Goerdeler mit Hitler und des-

sen Bewegung, der er sich aber nicht anschloss. Später entstanden Mei-

nungsverschiedenheiten bezüglich wirtschaftlicher Fragen. Deshalb 

wurde Goerdeler seines Amtes als Reichskommissar für Preisüberwa-

chung enthoben. Von dem Industriellen Robert Bosch finanziell unter-

stützt, widmete er sich nun der Aufgabe, die nationalsozialistische Dikta-

tur zu stürzen. Er beschwor die Generäle, sich nicht, wie in der Blomberg-

Fritsch-Krise von 1938, entmannen zu lassen. Aber in die frühen Pläne 

des Heeres, Hitler schon 1938 zu Fall zu bringen, war er nur teilweise 

verwickelt. 
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Mit Boschs Unterstützung unternahm er weite Auslandsreisen, vor allem 

nach Grossbritannien, Frankreich und in die USA. In Frankreich konnte 

er nicht Fuss fassen. Das britische Aussenministerium war höflich genug 

ihm zuzuhören, seine Denkschriften entgegenzunehmen und zu lesen, die 

eine kuriose Mischung von Fakten und Fiktionen darstellten – besonders 

seine Prophezeiung, was Grossbritannien nach einem Kriegsausbruch wi-

derfahren würde.82) Vielleicht konnte er bis zu einem gewissen Grad den 

Glauben erwecken, dass ein Krieg das Ende Hitlers bedeuten würde, ei-

nen Glauben, der zum Teil, wie bereits erwähnt, auf dem «Sitzkrieg» im 

Westen 1939/40 basierte, der aber dann schnell zu Ende ging – zuerst 

durch Deutschlands Besetzung von Dänemark und Norwegen und dann 

mit dem Westfeldzug von 1940. Dies ist nicht der Ort, um Goerdelers 

Pläne detailliert zu beschreiben, und so soll nur festgestellt werden, dass 

er im Herbst 1943 mit General Beck und Feldmarschall von Kluge zu-

sammentraf. Kluge war bereit, einen Sturz des NS-Regimes zu akzeptie-

ren, sobald Hitler eliminiert war; und so erhob sich die Frage, wie man 

ihn eliminieren sollte. Trotz anfänglichen Widerstrebens erklärte sich Go-

erdeler schliesslich mit einem Mordanschlag einverstanden.83) Für den 

Tag des Attentats entwarf er zahlreiche Notstandsgesetze, Proklamatio-

nen und Rundfunkreden. Am 18. Juli wurde er vor der Gestapo gewarnt, 

die seine Verhaftung plante; und bis zum 8. August, als er festgenommen 

wurde, ging er in den Untergrund.84) 

Leuschner, ehemaliges SPD- und Gewerkschaftsmitglied, wurde 1928 In-

nenminister von Hessen und 1932 stellvertretender Vorsitzender des All-

gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes. Nach Hitlers Ernennung 

zum Kanzler wurde er für kurze Zeit verhaftet. Nachdem man ihn entlas-

sen hatte, begleitete er den Führer der Deutschen Arbeitsfront, Dr. Ley, 

nach Genf zur Internationalen Arbeiterkonferenz, auf der Ley die Auflö-

sung der deutschen Gewerkschaften rechtfertigen und sich gleichzeitig 

um eine Mitgliedschaft der DAF in der Internationalen Arbeitsorganisa-

tion bemühen wollte. Leuschner weigerte sich, die für ihn vorgesehene 

Rolle zu spielen, und wurde bei seiner Rückkehr nach Deutschland für 

weitere zwei Jahre im KZ in Haft gehalten. Anschliessend zog er nach 

Berlin, wo er 1940 die Bekanntschaft Goerdelers machte. Er arbeitete ei-

nen Plan für eine zentralisierte deutsche Gewerkschaftsbewegung aus und 
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gewann die Unterstützung zahlreicher deutscher Gewerkschaftler. Er 

stimmte sogar Plänen zu, die auf eine Wiedereinführung der Monarchie 

abzielten, da er in erster Linie bestrebt war, die Nationalsozialisten zu ent-

fernen. Aber er bezweifelte, dass Wehrmachtsangehörige die richtigen 

Männer seien, um Hitler zu stürzen. 1944 war er davon überzeugt, dass 

man den richtigen Augenblick verpasst habe. Leuschner stellte die Frage 

(bei einem Treffen zwischen Goerdeler, Stauffenberg und anderen am 16. 

Juni 1944 –Anm. des Autors), ob es immer noch sinnvoll sei, auf Aktionen 

seitens der Militärs zu hoffen. «... Nach den vielen ergebnislos verstriche-

nen Terminen» habe er zu ihnen «keinerlei Zutrauen mehr», heisst es im 

Gestapobericht über Leuschners Einstellung.85) Auch hinsichtlich der 

Ämterverteilung gab es Meinungsverschiedenheiten mit Leuschner. Nach 

dem 20. Juli ging er ebenfalls in den Untergrund und konnte am 25. Juli 

sogar ein weiteres Treffen mit Goerdeler arrangieren. Schliesslich wurde 

er am 15. August festgenommen86.  

Der Anwalt Josef Wirmer vertrat im Goerdeler-Kreis die katholischen In-

teressen. Wegen Vertretung jüdischer Mandanten war er vor dem Krieg 

aus dem NSRB ausgeschlossen worden. 1942 lernte er Goerdeler kennen 

und stellte seine Wohnung und sein Büro für konspirative Treffen zur Ver-

fügung. Er war als künftiger Justizminister vorgesehen. Auch Wirmer traf 

noch am 1. August 1944 mit Goerdeler zusammen. Kurz danach wurde er 

verhaftet.87) 

Ulrich von Hassell, der Schwiegersohn des Admirals von Tirpitz, war von 

1932 bis zu seiner Abberufung und Pensionierung 1937 deutscher Bot-

schafter in Rom gewesen. Er stand Göring nahe und bemühte sich, den 

Kriegsausbruch zu verhindern. Im Frühjahr 1940 fuhr er mehrmals in die 

Schweiz, um mit den Briten zu verhandeln. Er machte auch die Bekannt-

schaft General Becks und teilte dessen Einschätzung der allgemeinen 

Lage. Im Goerdeler-Kreis fungierte er als Hauptberater in aussenpoliti-

schen Fragen. Ursprünglich plädierte er dafür, Hitler durch den gemässig-

teren Göring zu ersetzen, aber die Entwicklung der Dinge veranlasste ihn 

sehr bald, diesen Gedanken fallenzulassen. Er war der erste Kandidat für 

den Aussenministerposten in der neuen Regierung88), bis Stauffenberg, 

nachdem er zwischen einer West- und einer Ostlösung geschwankt hatte, 

für letztere und für den ehemaligen deutschen Botschafter in Moskau,  
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Graf von der Schulenburg, eintrat.89) Dr. Lejeune-Jung, ein Industriema-

nager, war Mitglied der Deutschnationalen Volkspartei und von 1924 bis 

1930 Reichstagsabgeordneter gewesen. Während des «Röhm-Putsches» 

hatte er für kurze Zeit im Gefängnis gesessen. Erst 1941 trat er mit dem 

Goerdeler-Kreis in Verbindung, für den er ab 1943 äusserst aktiv war. Er 

sollte Wirtschafts- und Arbeitsminister werden.90) 

Goerdeler hatte sich nach seiner Verhaftung vor der Gestapo so umfas-

send geäussert, dass die Verteidigung nichts mehr für ihn unternehmen 

konnte.91) Freisler betrachtete jedes politische Denken, das nicht mit dem 

Nationalsozialismus übereinstimmte, als unverzeihliches Vergehen. 

Zwingend und ätzend brachte er seine Argumente vor, und der Fall lag so 

überwältigend klar auf der Hand, dass die Verteidigung keine glaubhaften 

Einwände erheben konnte. Ausserdem war Freisler ebenso wenig wie in 

den vorangegangenen Prozessen an den «inneren Motiven» des Ange-

klagten interessiert. Natürlich gestattete es die Anwesenheit der Zuhörer-

schaft keinesfalls, mochte sie auch sorgfältig ausgewählt sein, so heikle 

Themen wie die Kontakte mit den Feldmarschällen Rommel und Kluge 

zu erwähnen. Goerdelers Versuch, sich gegen die Anklage zu verteidigen, 

vor und während des Krieges mit dem Feind konspiriert zu haben, stand 

auf tönernen Füssen und war somit ohne Chance.92) 

Die Behauptung, Thierack habe am 8. September 1944 in einem Brief an 

Bormann die Art und Weise kritisiert, wie Freisler diesen Prozess führte, 

basiert auf einer zweifelhaften Angabe, die sich wiederum auf eine Ver-

öffentlichung im Auftrag der Bonner Regierung beruft, in der die ur-

sprüngliche Quelle nicht genannt wird.93) Der Aussage, die Angeklagten 

wären ebenso eingeschüchtert gewesen wie die Verteidigung, scheinen 

die tapferen, energischen Äusserungen zu widersprechen, mit denen sich 

z.B. Wirmer zur Wehr setzte – vorausgesetzt, die diesbezügliche Quelle 

ist verlässlich, woran auch in diesem Fall gezweifelt werden muss.94) Alle 

fünf Angeklagten wurden wegen Hochverrats, Defätismus, Wehrkraftzer-

setzung und Feindbegünstigung zum Tod verurteilt. Von Hassell, Wirmer 

und Lejeune-Jung wurden noch am selben Tag gehängt. Leuschner wurde 

in ein Konzentrationslager gebracht, wo man ihn am 29. September 1944 

exekutierte.95) 

Goerdeler durfte vorerst am Leben bleiben, weil sein phänomenales Ge- 
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dächtnis – wie Freislers Brief vom 26. Oktober 194496) und eine eides-

stattliche Aussage von Oberreichsanwalt Lautz97) andeuteten – zum Nut-

zen der Gestapo zu arbeiten begann, oder weil Himmler ihn einsetzen 

wollte, um hinter Hitlers Rücken Kontakte mit den Alliierten zu knüp-

fen.98) Der dritten Erklärung zufolge wurde er verschont, damit er detail-

lierte Pläne für den Wiederaufbau in Deutschland, die Preisüberwachung 

und die Gemeindeverwaltung ausarbeiten konnte. Nachdem die Alliierten 

Ende September 1944 die deutschen Grenzen überschritten hatten und 

Hitler eine Politik der «verbrannten Erde» auch für Deutschland ver-

langte, scheint es aber höchst unwahrscheinlich, dass Hitler eine Scho-

nung Goerdelers gebilligt hätte, damit dieser für ein Deutschland ohne 

Hitler arbeitete. Himmler hatte besonders über Schweden99) genügend 

gute Kontakte zum Osten wie zum Westen, so dass er Goerdelers Hilfe 

sicher nicht brauchte. Deshalb ist der Autor geneigt, der ersten Erklärung 

mehr Glauben als den beiden anderen zu schenken. Die zweite verfolgt 

nur das Ziel, der zweckbedingten Mythologie des deutschen Widerstands 

zu dienen. Mit dieser Feststellung soll das Verdienst des Widerstandes 

gegen die Tyrannei und die Lauterkeit zumindest der Mehrzahl seiner 

Träger in keiner Weise geschmälert werden. Aber es ist weit übertrieben, 

die Widerständler samt und sonders als «Ritter ohne Furcht und Tadel» 

zu verherrlichen. So verständlich eine solche Haltung auch im Zusam-

menhang mit der unmittelbaren Nachkriegsentwicklung in Deutschland 

erscheinen mag – fast 40 Jahre nach dem Krieg ist es höchste Zeit, die 

Proportionen zurechtzurücken, Wirksamkeit und Schwächen der Wider-

standsbewegung realistisch zu gewichten. Die Verstrickung prominenter 

Verschwörer in NS-Greuel reduziert nicht ihre Rolle im Widerstand, son-

dern stellt nur die bisher unzureichend beantwortete Frage nach ihrer Mo-

tivation. Die Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland ist stark ge-

nug, um diese Widerstands-Mythologie, die vielleicht für ihre Anfangs-

jahre und ihre Entwicklung opportun und notwendig war, zugunsten einer 

realistischeren Sehweise ins Abseits zu stellen. 

Wie dem auch sei – am 2. Februar 1945 wurde Goerdeler hingerichtet, 

genau zu dem Zeitpunkt, als Himmler versuchte, über Schweden Kontakte 

mit den Alliierten herzustellen, womit auch die besagte zweite Goerdeler-

Legende entkräftet ist.100) 
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Goerdelers jüngerer Bruder, Fritz Goerdeler, folgte ihm einen Monat spä-

ter, am 1. März 1945, in den Tod. Er war höherer städtischer Beamter, 

Stadtkämmerer von Marienwerder, gewesen. Von den Aktivitäten seines 

Bruders hatte er bis 1943 nichts gewusst, als Carl Goerdeler ihn über seine 

Pläne informierte, die er dann unterstützte und für die er weitere Anhän-

ger zu gewinnen suchte. Im Fall eines erfolgreichen Putsches sollte er 

Bürgermeister von Königsberg werden.101) Wie sein Bruder versuchte 

auch Fritz Goerdeler, im Untergrund zu verschwinden, und belastete da-

durch mehrere Leute, die ihm Obdach boten. Der VGH verurteilte diese 

Personen nicht zum Tod, sondern zu verschiedenen Zuchthaus- und Ge-

fängnisstrafen, was Freisler mit dem Argument rechtfertigte, dass keiner 

der Angeklagten von Fritz Goerdelers Beteiligung an dem Versuch, Hitler 

zu stürzen, gewusst habe.102) 

Am 20. Oktober 1944 verhandelte Freisler gegen Dr. Julius Leber, Her-

mann Maass, Dr. Adolf Reichwein und Gustav Dahrendorf. Leber, im El-

sass geboren, hatte im Ersten Weltkrieg als Freiwilliger gekämpft und war 

als hochdekorierter Leutnant aus dem Krieg heimgekehrt. Er beendete 

sein Studium, trat der SPD bei und gab eine Parteizeitung heraus. Zu-

nächst war er in der Lübecker Lokalpolitik aktiv, dann fungierte er von 

1924 bis 1933 als Reichstagsabgeordneter. Im Februar 1933 wurde er ver-

haftet, doch bald wieder freigelassen. Kurz darauf wurde er wegen seiner 

fortgesetzten politischen Tätigkeit erneut festgenommen und blieb bis 

1937 in Haft. Nach seiner Entlassung baute er in Berlin mit der finanziel-

len Hilfe Gustav Dahrendorfs ein Kohlengeschäft auf und erneuerte die 

Kontakte zu seinen ehemaligen sozialistischen Genossen.103) Zu seinen 

Kunden gehörten General Beck und Theodor Heuss, der spätere erste Prä-

sident der Bundesrepublik, der sich jeder politischen Aktivität enthielt, 

sich den Nationalsozialisten aber zur Verfügung stellte, indem er Beiträge 

für Goebbels’ Eliteblatt «Das Reich» schrieb, das 1940 gegründet worden 

war.104) Bald lernte Leber auch Trott zu Solz und Stauffenberg kennen, 

dessen Vertrauen er sofort gewann. Seine Beziehung zu Goerdeler war 

problematischer, da er dessen Pläne für zu konservativ hielt. Dies galt 

auch für seine Einstellung zum Kreisauer Kreis. Unter den Sozialisten im 

Goerdeler-Kreis vertrat er so energisch sozialistische Prinzipien, dass es 

schliesslich zu ernsthaften Meinungsverschiedenheiten kam. Hauptsäch- 
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lich wurde er von Stauffenberg unterstützt, der ihn nicht nur als Innenmi-

nister, sondern auch als Goerdelers Nachfolger im Kanzleramt sah. Über 

Anton Saefkow, einen Fahrer, versuchte Leber auch eine Brücke zu den 

Kommunisten zu schlagen. Doch ein Gestapo-Agent hatte die Saefkow-

Gruppe unterwandert, und am 5. Juli 1944 wurde Leber verhaftet.105) 

Hermann Maass hatte vor dem Ersten Weltkrieg der Jugendbewegung an-

gehört und war nach Kriegsende in ihr aktiv geblieben. Er trat der SPD 

und der Gewerkschaftsbewegung bei und war gleichzeitig Geschäftsfüh-

rer des Reichsausschusses der deutschen Jugendverbände. In dieser Funk-

tion geriet er häufig in Konflikt mit der Hitlerjugend, besonders mit deren 

Führer seit 1931, Baldur von Schirach, dessen Antrag, die Hitlerjugend 

möge in den Reichsausschuss aufgenommen werden, er ablehnte.106) 

Nach dem 30. Januar 1933 sass er für kurze Zeit im Gefängnis. Nach sei-

ner Entlassung arbeitete er als Prokurist in Leuschners Fabrik, publizierte 

illegale Zeitungen für die Jugendbewegung und war eines der ersten Mit-

glieder der Widerstandsbewegung gegen Hitler. Über ihn erhielt die briti-

sche Botschaft eine völlig verzerrte – man könnte sogar sagen, gefälschte 

– Version von Hitlers Rede an seine Generäle, gehalten am 22. August 

1939, unmittelbar vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges.107) Seine Woh-

nung in Potsdam diente den Verschwörern häufig als Treffpunkt. Am 8. 

August 1944 wurde er verhaftet.108) Auch Dr. Adolf Reichwein kam aus 

der Jugendbewegung, hatte im Ersten Weltkrieg gekämpft und sich da-

nach pädagogischen Reformen gewidmet. Nach 1933 verlor er seinen 

Lehrstuhl für Pädagogik in Halle und wurde Lehrer in einem Dorf in der 

Mark Brandenburg. Dort erhielt er eine Berufung an das Berliner Volks-

kundemuseum. 1939 gesellte er sich zu den Widerstandskämpfern in 

Moltkes Kreisauer Kreis, mit dem er Pläne für eine künftige Verfassung 

sowie für Pädagogik- und Sozialreformen machte. Nach Goerdelers 

Wunsch sollte er Kultusminister werden. Zusammen mit Leuschner ver-

suchte er, Verbindung zu den Kommunisten aufzunehmen, und wurde ei-

nen Tag vor Lebers Festnahme, am 4. Juli 1944, verhaftet.109) 

Bis 1933 gab Gustav Dahrendorf ein SPD-Blatt in Hamburg heraus und 

war in der Hamburger Lokalpolitik für die SPD aktiv. Von 1932 bis 1933 

fungierte er als Reichstagsabgeordneter. 1933 war er für kurze Zeit in Haft 
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und trat nach seiner Entlassung eine leitende Stellung in der Kohlenindu-

strie an, die es ihm, wie bereits erwähnt, ermöglichte, Leber und andere 

Sozialisten zu unterstützen. Durch sie machte er die Bekanntschaft Go-

erdelers und Moltkes. Stauffenberg wollte ihn als politischen Berater im 

Wehrkreiskommando X, Hamburg, einsetzen. Am 23. Juli wurde Dahren-

dorf verhaftet.110) Die vier Angeklagten erhielten die Anklageschrift erst 

am Vorabend des Prozesses. Ob dies mit Absicht oder umständehalber 

geschah – Berlin hatte damals unter schweren Luftangriffen zu leiden-, 

bleibt eine offene Frage. Jedenfalls hatte die Verteidigung kaum Zeit, sich 

vorzubereiten. Die Behauptungen, Freisler habe damit die Verteidigung 

behindern wollen, ist nicht zu beweisen, aber auch keinesfalls abwegig. 

Jedenfalls bedeutete die verzögerte Übergabe der Anklageschrift nicht, 

dass gar kein richtiger Prozess stattfinden konnte. Dies beweist die Art 

und Weise, wie sich die Angeklagten selbst verteidigten. Sie kämpften 

besser für ihre Sache als ihre Verteidiger, abgesehen von Dahrendorfs An-

walt. Aber ihre Bemühungen waren vergeblich. Sie wurden zum Tod ver-

urteilt. Lediglich Dahrendorf wurde mit einer nur zehnjährigen Zucht-

hausstrafe belegt, weil er es unterlassen hatte, ein geplantes Verbrechen 

anzuzeigen.111) Danach wurden noch mehrere andere Sozialisten und Ge-

werkschaftler zum Tod oder zu Zuchthausstrafen verurteilt, darunter am 

17. Januar 1945 Hermann Lüdemann, der ehemalige Oberpräsident von 

Schlesien. Vor 1933 hatte er dem preussischen Landtag und der preussi-

schen Regierung angehört, die am 20. Juli 1932 durch von Papen abge-

setzt wurde. In der Widerstandsbewegung engagierte er sich seit ihren 

Anfängen. Er sollte den Posten eines politischen Beraters für den Wehr-

kreis XI, Hannover, übernehmen. Aufgrund der geschickten Verteidigung 

Lüdemanns musste der Prozess für zwei Tage unterbrochen werden, weil 

man Erkundigungen über den politischen Leumund des Angeklagten ein-

ziehen wollte. Die Meinung, die ein NSDAP-Kreisleiter äusserte, war 

sehr günstig für Lüdemann, und er wurde freigesprochen, obwohl die An-

klage drei Jahre Zuchthaus gefordert hatte. In seiner Urteilsbegründung 

machte Freisler sogar vorteilhafte Bemerkungen über den Angeklagten. 

Aber statt freigelassen zu werden, wurde Lüdemann in ein Konzentrati-

onslager eingewiesen, aus dem er erst im Mai 1945 wieder auftauchte.112) 
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Vor den Prozessen gegen Sozialisten und Gewerkschaftler und auch wäh-

renddessen wurde gegen weitere Mitglieder der Widerstandsbewegung 

verhandelt. Der prominenteste dieser Angeklagten war der ehemalige 

deutsche Botschafter in Moskau, Friedrich Werner Graf von der Schulen-

burg. Beim Zustandekommen des deutsch-russischen Nichtangriffspaktes 

vom 23. August 1939 hatte er eine wichtige Rolle gespielt. Er war gegen 

den Krieg mit Russland. Und als er erfuhr, dass Ribbentrop über Dr. Peter 

Kleist mit den Russen über einen möglichen Separatfrieden verhandelte, 

drängte er sofort darauf, dass die deutsche Widerstandsbewegung diese 

Gelegenheit nutzen und Verbindung mit Moskau aufnehmen sollte.113) Zu 

diesem Zweck reiste Trott zu Solz 1943 nach Stockholm, aber die Russen 

zeigten ihm die kalte Schulter. Als die Russen erneut Friedensfühler nach 

Deutschland ausstreckten, legten sie grossen Wert auf die ausdrückliche 

Versicherung, dass Kleist ein Mitglied der Widerstandsbewegung sei.114) 

Schulenburg hatte seit 1941 Kontakt mit den Verschwörern gehabt und 

sich auch an der Ausarbeitung ihrer Pläne beteiligt, was er nicht leugnen 

konnte und was auch zu einem Todesurteil führte. Am Tag der Urteils-

verkündung, am 10. November 1944, wurde er gehängt.115) 

Bemerkenswert war der Prozess gegen Walter Cramer, Klaus Roesler und 

Alfred Schoen von Wildeneck. Cramer, Direktor einer Textilfabrik, hatte 

in engem Kontakt mit Hoepner und Oster gestanden und als Kontaktmann 

zur Wehrmacht fungiert. Er sollte politischer Berater im Wehrkreiskom-

mando IV, Dresden, werden. Man hatte bereits vor dem 20. Juli gegen ihn 

ermittelt; und am 22. Juli wurde er verhaftet. Freisler verurteilte ihn zum 

Tod.116) 

Roesler und Schoen von Wildeneck waren Direktoren von Grossbanken, 

Roesler von der Deutschen Bank und Schoen von der Allgemeinen Deut-

schen Kreditanstalt. Die beiden bauten ihre Verteidigung sehr geschickt 

auf dem Argument auf, dass sie nichts von Goerdelers Plänen gewusst 

hätten; und die Anklage empfahl einen Freispruch, womit Freisler einver-

standen war.117) Anscheinend hatte Hermann Abs, ein Vorstandsmitglied 

der Deutschen Bank, persönlich bei Freisler interveniert und sich für 

Roesler und Schoen eingesetzt. Abs’ Ruf war über jeden Verdacht erha-

ben, und trotz seiner persönlichen Aversion gegen das NS-Regime leistete  
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er ihm in wirtschaftlicher Hinsicht gute Dienste.118) Nach 1945 wurde er 

Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bank. 

Im Zusammenhang mit diesem Prozess wurden drei weitere Männer an-

geklagt. Der interessanteste war der Berliner Anwalt Dr. Otto Lenz, den 

man mit Goerdeler bekanntgemacht und dem dieser zunächst den Posten 

des Staatssekretärs in der Reichskanzlei und dann das Verkehrsministe-

rium angeboten hatte. Lenz, ein guter Menschenkenner, der auch die da-

malige militärische Lage sehr genau einzuschätzen wusste, vertrat im No-

vember 1943 die Ansicht, dass jeder Anschlag auf das NS-Regime hoff-

nungslos wäre, und weigerte sich, an einem solchen Vorhaben teilzuneh-

men. Der Bericht über seinen Prozess enthält folgende Charakterisierung: 

«Lenz macht den Eindruck eines gewandten, skrupellosen Rechtsanwalts. 

Er behielt während der ganzen für ihn doch sehr ernsten Verhandlung ein 

öliges Lächeln bei.»119) Zu vier Jahren Zuchthaus verurteilt, überlebte er 

den Krieg und ging dann als CDU-Mann in die Politik. 

Ein prominenterer Angeklagter war damals Gustav Noske, der erste 

Reichswehrminister der Weimarer Republik, der die Regierung vor den 

Umsturzversuchen der extremen Linken gerettet hatte. Nach dem Kapp-

Putsch 1920 trat er von seinem Posten zurück und wurde später Oberprä-

sident der Provinz Hannover. Ab 1933 lebte er in Frankfurt am Main. 

Trotz seines Alters – er war damals 76 – wollte Goerdeler ihn als politi-

schen Berater im Wehrdienstkommando IX, Kassel, einsetzen. Vor dem 

Prozess wurde Noske schwer krank und blieb in einem Gefängniskran-

kenhaus, bis er am 25. April 1945 befreit wurde.120) Noskes Nachfolger, 

Dr. Otto Gessler, seit 1920 Reichswehrminister, wurde ebenfalls verhaftet 

und in ein Konzentrationslager gebracht, wo er das Dritte Reich über-

lebte.121) 

Ein weiterer bemerkenswerter Prozess wurde gegen Dr. h. c. Andreas 

Hermes geführt, zwischen 1920 und 1923 Reichsministerverschiedener 

Weimarer Kabinette, zunächst als Landwirtschaftsminister, dann als 

Reichsfinanzminister. Seit dem Frühjahr 1943 stand er in engem Kontakt 

mit Goerdeler. Am 22. Juli 1944 wurde er verhaftet, am 11. Januar 1945 

fand sein Prozess statt. Er leugnete, von Goerdelers Umsturzplänen ge-

wusst zu haben, und behauptete, er habe ein künftiges Regierungsamt für 

sich nur für den Fall ins Auge gefasst, dass der Feind den Zusammenbruch  
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des NS-Regimes herbeigeführt hätte.122) Das übliche Klischee vom «ra-

senden Roland» wird im Bericht über diesen Prozess modifiziert. Was 

Hermes betrifft, wird festgestellt: «Stattliches Ausseres, korrektes Auftre-

ten. Sprache sachlich und offen. Beschönigte nichts, wurde daher von Dr. 

Freisler entsprechend vornehm behandelt ...»123) Hermes wurde zwar zum 

Tod verurteilt, überlebte aber das Dritte Reich. 

Ein anderer guter Freund Goerdelers, Albrecht Fischer, ehemals Vorsit-

zender einer Vereinigung der Metallindustrie und dann Abteilungsleiter 

bei Robert Bosch, war auf der Liste von Goerdelers Regierungskandida-

ten vermerkt, die der Polizei in die Hände gefallen war. Fischers Vertei-

diger argumentierte, der Name des Angeklagten habe ohne dessen Wissen 

auf dieser Liste gestanden. Anscheinend bemühte sich Freisler, seine Fra-

gen so zu formulieren, dass Fischers Verteidiger möglichst viel Spielraum 

hatte. Trotz einiger Bedenken plädierte die Staatsanwaltschaft für Frei-

spruch, und Freisler stimmte zu.124) 

Ein anderer ehemaliger Sozialist, Matthäus Herrmann, wurde ebenfalls 

freigesprochen.125) Herrmann, früher SPD-Mitglied und Abgeordneter im 

bayerischen Landtag, war im März 1944 von Leuschner für die Wider-

standsbewegung gewonnen worden. Auch ihm trug man einen Minister-

posten an. Kurz zuvor hatte er eine komplizierte Operation überstanden; 

und sein Verteidiger argumentierte, Herrmann sei zu jenem Zeitpunkt 

nicht imstande gewesen, die Bedeutung eines solchen Angebots richtig 

einzuschätzen. Freisler begründete den Freispruch folgendermassen: 

«Wir können es niemandem vorwerfen, dass er früher Sozialdemokrat 

war. Von den Massen des ganzen Volkes, die sich jetzt zum Nationalso-

zialismus bekennen, waren es nur wenige, die von allem Anfang den Ruf 

des Schicksals vernahmen. Der Verräter muss ausgemerzt werden. Wer 

aber die Grenze des Verrates nicht überschritten hat, der muss in der Ge-

meinschaft unseres Volkes auch festgehalten werden.»126) Im Prozessbe-

richt, den Bormann erhielt, wurde Herrmann wie folgt charakterisiert: 

«Ein biederer, schwerhöriger Greis, dem politischen Leben fernstehend. 

Gab ehrlich zu, aus seiner alten sozialdemokratischen Haut noch nicht 

ganz herauszukönnen, sagte aber ebenso ehrlich, er lerne unter dem Ein-

fluss seiner Kinder allmählich zu begreifen, was Nationalsozialismus 

sei.»127) 

In einem anderen Prozess entging ein Angeklagter der Verurteilung, in- 
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dem er erklärte, er habe seine Aussagen vor der Polizei nur gemacht, weil 

diese ihm gedroht habe, seine Familie zu inhaftieren. Freisler akzeptierte 

diese Einlassung und sprach den Angeklagten, den ehemaligen Soziali-

sten Bartholomäus Kossmann, frei, obwohl die Staatsanwaltschaft zwei 

Jahre Gefängnis gefordert hatte.128) Auch Kossmann hatte auf Goerdelers 

Liste gestanden, als künftiger politischer Berater im Wehrkreiskom-

mando XII, Wiesbaden. 

In dem Prozess, der am 1. Februar 1945 stattfand, standen der Schriftstel-

ler und Schriftleiter Dr. Rudolf Pechel sowie der Kaufmann Werner von 

Alvensleben vor Gericht. Pechel war seit 1919 Herausgeber der «Deut-

schen Rundschau» gewesen, einer Zeitschrift, die sich vor allem an 

Deutschlands Intellektuelle wandte. Nach 1933 schrieb er zahlreiche Ar-

tikel, in denen er die Leistungen des Nationalsozialismus verherrlichte. 

Mit der Zeit wurde er kritischer, was 1942 zu seiner Internierung in einem 

Konzentrationslager führte. Pechel hatte seit 1936 mit Goerdeler in Ver-

bindung gestanden und während des Krieges in seiner Wohnung eine 

Denkschrift Goerdelers aufbewahrt, die sich mit einem Wechsel in der 

Wehrmachtführung befasste. Pechel und Alvensleben hatten auch Beck 

kennengelernt. Bei ihrem Prozess leugneten beide, von Goerdelers 

Putschplänen gewusst zu haben. Pechel wurde freigesprochen, weil 

Freisler seine Schuld als nicht erwiesen betrachtete, während Alvensle-

ben, der sich auch wegen Wehrkraftzersetzung verantworten musste, zu 

zwei Jahren Gefängnis verurteilt wurde.129) 

Am selben Tag stand Ernst von Harnack, der Sohn des berühmten Theo-

logen Adolf von Harnack, vor Freisler. Nachdem er im Ersten Weltkrieg 

als Offizier gekämpft hatte, trat er der SPD bei, wurde höherer Beamter 

und schliesslich zum Regierungspräsidenten in Merseburg ernannt. Im 

Juli 1932 enthob ihn von Papen seines Amtes und versetzte ihn in den 

Ruhestand. Nachdem er Becks Bekanntschaft gemacht hatte, schloss er 

sich sehr bald dem Goerdeler-Kreis an und wurde eingehend über den 

Plan informiert, Hitler und dessen Regierung zu stürzen. Freisler ver-

hängte die Todesstrafe130), die am 3. März 1945 vollstreckt wurde. 

Nach dieser Verhandlung trat eine Pause von etwa drei Wochen ein, bis 

die Prozesse gegen die Mitglieder der deutschen Widerstandsbewegung 

fortgesetzt wurden. Zunächst stand Goerdelers bereits erwähnter Bruder 
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vor Gericht; und am 25. Februar 1945 verhandelte man gegen einen pro-

minenten ehemaligen Nationalsozialisten, den Chef des Reichskriminal-

polizeiamtes, Arthur Nebe. 1931 war er der NSDAP beigetreten und SS-

Gruppenführer sowie Generalleutnant der Polizei geworden. Anfänglich 

hatte er das NS-Regime unterstützt und später, vermutlich angesichts der 

für Deutschland nachteiligen Kriegsentwicklung, seine Meinung geän-

dert. Es ist eine nur selten erwähnte Tatsache, dass sich Nebe 1941 frei-

willig meldete, um die «Einsatzgruppe B» in Russland zu führen, jene 

Truppe, die offenbar im Partisanenstil kämpfen sollte, aber unmittelbar 

hinter der Front ein Schreckensregiment führte und hauptsächlich als Exe-

kutionskommando auftrat. Ihre Opfer stammten überwiegend aus der ein-

heimischen jüdischen Bevölkerung, jenen Resten, die bis dahin überlebt 

hatten.131) Dies lässt die Behauptung, Nebe habe der Widerstandsbewe-

gung schon in einem frühen Stadium angehört, unglaubhaft erscheinen, 

vor allem da sie sich nicht auf Originalquellen stützt, sondern auf unbe-

legter Sekundärliteratur beruht, wie dem Werk von Gisevius, dessen hi-

storische Exaktheit durch neuere Forschungen ernsthaft in Zweifel gezo-

gen wird.132) Jedenfalls tauchte Nebe erst 1944 im Kreis der Verschwörer 

auf, wahrscheinlich von Graf Helldorf angeworben. Nebes Aufgabe be-

stand darin, Offiziere der Kriminalpolizei auszuwählen, die die militäri-

schen Aktionen in Berlin unterstützen sollten.133) Nach dem missglückten 

Attentat blieb er im Amt und tat so, als verfolge er die Verschwörer. Als 

Helldorf verhaftet wurde, tauchte er unter und konnte erst am 16. Januar 

1945 festgenommen werden. Bei seinem Prozess machte Nebe ein volles 

Geständnis, so dass es überflüssig war, Beweismaterial gegen ihn zusam-

menzutragen und vorzulegen. Er wurde am 3. März 1945 zum Tod verur-

teilt und am nächsten Tag gehängt.134) Zu diesem Zeitpunkt war Freisler 

bereits seit einem Monat tot. 

Noch zu seinen Lebzeiten wurde am 3. Oktober 1944 gegen den ehema-

ligen preussischen Finanzminister Johannes Popitz verhandelt. Popitz war 

auf höherer Ebene Himmlers Verbindungsmann zur zivilen Opposition, 

so wie Hartmut Plaas auf einer tieferen Ebene zum militärischen Wider-

stand. Am 26. August 1943 hatte er eine Begegnung mit Himmler und ihn 

darauf hingewiesen, dass Hitler versagt habe und dass es ratsam sei, ihn  
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auszuschalten und den Krieg zu beenden. Statt ihn zu verhaften, liess sich 

Himmler offensichtlich überzeugen und Popitz konnte seine Aktivitäten 

fortsetzen, während der Berliner Anwalt Dr. Carl Langbehn, der das Tref-

fen arrangiert hatte, festgenommen wurde. Bei diesem Prozess bot 

Freisler sein ganzes Geschick auf, um Popitz daran zu hindern, sein Ge-

spräch und seine Beziehungen zu Himmler zum Mittelpunkt der Verhand-

lung zu machen. Popitz wurde zum Tod verurteilt135), aber erst am 2. Fe-

bruar 1945 hingerichtet. Langbehn, der zusammen mit Popitz vor dem 

VGH stand, erhielt dieselbe Strafe, wurde jedoch schon am 12. Oktober 

1944 exekutiert.136) 

Ein Sohn des berühmten Physikers Max Planck wurde am 23. Oktober 

1944 zum Tod verurteilt. Die weltweite Reputation seines Vaters, der da-

mals noch lebte, konnte ihn nicht retten.137) 

Im Januar 1945 wurden auch die Prozesse gegen den Kreisauer Kreis fort-

gesetzt, soweit dessen Mitglieder noch nicht im unmittelbaren Zusam-

menhang mit den Ereignissen des 20. Juli 1944 verurteilt worden waren. 

Der wichtigste Prozess begann am 9. Januar 1945. Auf der Anklagebank 

sassen Helmuth James Graf von Moltke, Eugen Gerstenmaier, Franz 

Sperr, Dr. Franz Reisert, Fürst Fugger von Glött, Dr. Theodor Haubach, 

Oberstleutnant Theodor Steltzer, Pater Dr. Alfred Delp SJ und der Jour-

nalist Nikolaus Gross.138) Bei Prozessbeginn wurden die Fälle Haubach, 

Gross und Steltzer auf einen späteren Zeitpunkt verschoben.139) 

Moltke hatte sowohl mit Goerdeler als auch mit Popitz und Stauffenberg 

in engem Kontakt gestanden. Obwohl der Kreisauer Kreis den Tyrannen-

mord ablehnte, hielt sich Moltke am 20. Juli in der Bendlerstrasse auf und 

wurde dort verhaftet.140) 

Pater Delp war als Fünfzehnjähriger zum katholischen Glauben überge-

treten, hatte sich als Achtzehnjähriger den Jesuiten angeschlossen und war 

1937 zum Priester geweiht worden. Im Kreisauer Kreis vertrat er in so-

zialen Fragen den katholischen Standpunkt und stellte seine Münchner 

Wohnung für Mitgliederversammlungen zur Verfügung. Delp stellte sich 

gegen den Goerdeler-Kreis und riet Stauffenberg, sich nicht mit ihm ein-

zulassen.141) 

Franz Sperr zog sich 1934 aus Protest gegen die Morde im Zusammen-

hang mit dem «Röhm-Putsch» aus dem öffentlichen Leben zurück. Er war 

Generalstabsoffizier und von 1932 bis 1934 bayerischer Gesandter in Ber- 
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lin gewesen. Durch Dr. Franz Reisert kam er in Kontakt mit dem Kreis-

auer Kreis und auch mit Stauffenberg, dessen Pläne er kannte.142) 

Vor 1933 war Dr. Reisert Mitglied der Bayerischen Volkspartei gewesen, 

des bayerischen Zweigs der Zentrumspartei. Befreundet mit Pater Delp, 

hatte er nur an einer einzigen Versammlung des Kreises in München teil-

genommen und war bei den weiteren Zusammenkünften nicht mehr er-

schienen. Aber durch ihn wurde Fürst Fugger in den Kreisauer Kreis ein-

geführt. 

Dr. Eugen Gerstenmaier, evangelischer Theologe, Mitglied der Beken-

nenden Kirche und schon vor dem Krieg Mitglied des Kreisau’er Kreises, 

hatte im Dienst der Abwehr gestanden. Er war von Oster und Canaris un-

terstützt worden und hatte mehrere Auslandsreisen unternommen, sogar 

während des Krieges, um Unterstützung der westlichen Alliierten für die 

deutsche Widerstandsbewegung zu suchen.143) 

Bei dem Prozess lehnte Freisler die Verteidiger ab, die Moltke und Reisert 

gewählt hatten. Das Gericht berief andere Verteidiger. Während der Ver-

handlung konzentrierte Freisler seine Angriffe in erster Linie auf Pater 

Delp und machte keinen Hehl aus seinen antikatholischen und antijesuiti-

schen Gefühlen. Delp, dessen äussere Erscheinung seine bäuerliche Her-

kunft nicht verleugnen konnte, erklärte bei einem seiner Wortgefechte mit 

Freisler, dass weder die Predigt noch die Seelsorge die Menschen zum 

Beten und Denken veranlassen könnten, solange sie menschenunwürdig 

und unmenschlich leben müssten. Deshalb sei eine grundlegende Ände-

rung der derzeitigen Lebensbedingungen nötig. Freisler fragte, ob der An-

geklagte der Meinung sei, dass der Staat geändert werden müsste, damit 

Delp und seinesgleichen jene Bedingungen ändern könnten, die das Volk 

von der Kirche fernhielten – was Delp entschieden bejahte. Wütend be-

gann Freisler die Jesuiten anzugreifen, und Delp war offensichtlich bereits 

ein Todeskandidat, bevor das Urteil offiziell verkündet wurde.144) 

Im Gegensatz zu Sperr wurden Reisert und Fürst Fugger von Freisler nicht 

ernsthaft angegriffen.145) Sperr versuchte, sein Versäumnis, Stauffenberg 

anzuzeigen, mit persönlicher Feigheit zu erklären, was Freisler aber nicht 

gelten liess. Er meinte, die Schuld des Angeklagten stünde einwandfrei 

fest.146) 

Helmuth James Graf von Moltke wurde ähnlichen Attacken wie Delp aus- 
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gesetzt, konnte sich aber nicht so gut behaupten wie der Priester. Er 

brachte die ziemlich naive Entschuldigung vor, dass er die Widerstands-

bewegung nur für den Fall einer feindlichen Besetzung organisiert habe. 

Solche Erklärungen betrachtete Freisler offensichtlich als Provokation, 

und so strafte er Moltke mit der ganzen Häme und Verachtung, deren er 

fähig war.147) Immer noch wütend über Moltke, bedachte er auch Ger-

stenmaier, den er häufig unterbrach, mit weiteren giftigen Ergüssen.148) 

Das VGH-Urteil wurde am 11. Januar 1945 verkündet und bedeutete für 

Moltke, Delp und Sperr den Tod. Moltke und Delp wurden der Vorberei-

tung zum Hochverrat, der Feindbegünstigung, der Wehrkraftzersetzung 

und der Nichtanzeige bevorstehender Verbrechen für schuldig befunden. 

Sperr wurde nur für dieses letzte Vergehen mit dem Tod bestraft. Reisert 

wurde zu fünf Jahren, Gerstenmaier zu sieben Jahren Zuchthaus und Fürst 

Fugger zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. Moltke und Sperr wurden am 

23. Januar hingerichtet, Delp am 2. Februar. Die anderen überlebten den 

Krieg. Dr. Eugen Gerstenmaierwar dann von 1954-1969 Präsident des 

Deutschen Bundestags.149) 

Am 15. Januar 1945 wurde gegen Haubach, Gross und Steltzer verhan-

delt, nachdem man diese Verfahren von den anderen abgetrennt hatte. 

Haubach war Mitglied der SPD und ihrer paramilitärischen Organisation, 

des «Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold», gewesen. Er verbrachte einige 

Zeit in Konzentrationslagern und verdiente dann seinen Lebensunterhalt 

zunächst als Versicherungskaufmann und später als Angestellter in einer 

Papierfabrik, die einem seiner Freunde gehörte. Seit 1942 war er Mitglied 

des Kreisauer Kreises und lehnte Goerdelers Programm ab. Erst im Zuge 

seines Verhörs, nach seiner Verhaftung am 9. August 1944, erfuhr die 

Gestapo von der Existenz des Kreisauer Kreises.150) 

Gross war Bergmann gewesen und später in den christlichen Gewerk-

schaften aktiv geworden. Nach 1933 blieb er in Verbindung mit Jakob 

Kaiser – von 1949-1957 Bundesminister unter Adenauer. Kaiser konnte 

sich nach dem 20. Juli der Verhaftung entziehen; Gross dagegen, der Spe-

zialist für Gewerkschaftsfragen im Kreisauer Kreis, wurde am 12. August 

1944 festgenommen.151) 

Steltzer war im Ersten Weltkrieg Generalstabsoffizier gewesen. Im Zwei-

ten Weltkrieg wurde er reaktiviert und war für das Transport- und Eisen- 
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bahnwesen in Norwegen verantwortlich. Als langjähriger Freund Moltkes 

war er im Januar 1943 von Yorck von Wartenburg über den Plan infor-

miert worden, Hitler zu stürzen. Er verständigte seinen Vorgesetzten; 

doch Canaris, damals noch Abwehrchef, sorgte dafür, dass diese Mittei-

lung nicht weiterverbreitet wurde. Steltzer blieb trotz allem in Kontakt 

mit Moltke.152) 

Bei dem Prozess verurteilte Freisler die Kontakte Haubachs mit den Kom-

munisten und dem Klerus aufs Schärfste. Haubach trat ziemlich arrogant 

auf und behauptete, er sei Polizeiagent gewesen, worauf Freisler entgeg-

nete, dies werde von offizieller Seite bestritten und auch durch die Tatsa-

che widerlegt, dass Haubach die Polizei erst während des Verhörs über 

den Kreisauer Kreis informiert habe. Weder Haubachs Arroganz noch 

Gross’ und Steltzers Bescheidenheit retteten die Angeklagten vor der To-

desstrafe. Haubach und Gross wurden am 23. Januar 1945 hingerich-

tet.153) Steltzer wurde aufgrund einer Intervention aus Himmlers Kreis vor 

der Exekution bewahrt, überlebte den Krieg und wurde der erste Mini-

sterpräsident vorn Schleswig-Holstein.154) 

Ewald von Kleist-Schmenzin hatte als Freiwilliger im Ersten Weltkrieg 

gedient. Der reiche Grundbesitzer war in der Weimarer Republik Mitglied 

der DNVP und ein überzeugter Monarchist gewesen, der sich schon seit 

spätestens 1923 gegen Hitler gestellt hatte. Als Schleicher Kanzler wurde, 

riet er ihm zu einem Staatsstreich und beschwor Hindenburg, Hitler nicht 

zum Kanzler zu ernennen – zu einem Zeitpunkt, als Hindenburg dies noch 

gar nicht beabsichtigte. Die Nationalsozialisten konnten nichts anderes 

gegen ihn unternehmen, als ihn passiv zu bekämpfen, indem sie ihm 

Steine in den Weg legten, wann immer sich eine Gelegenheit dazu bot. 

Kleist zahlte es ihnen mit gleicher Münze heim. Allerdings hinderten sie 

ihn nicht daran, ins Ausland zu reisen, hauptsächlich nach Grossbritan-

nien, wo er das Aussenministerium vor Hitlers Expansionsplänen warn-

te155), ohne detaillierte Kenntnisse darüber zu besitzen – in dieser Hinsicht 

glich er Goerdeler. Es widerstrebte ihm, einer Oppositionsgruppe beizu-

treten, weil er kein Vertrauen in Goerdelers Fähigkeiten hatte, Beck we-

gen seiner Unentschlossenheit ablehnte und dem Kreisauer Kreis vorwarf, 

er konzentrierte sich zu sehr auf sich selbst. Trotzdem stand Kleists Name 

auf Goerdelers Liste, da er sich bereit erklärt hatte, die Funktion eines  
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politischen Beraters im Wehrkreiskommando II, Stettin, zu übernehmen. 

Ausserdem kannte er Stauffenbergs Pläne in allen Einzelheiten. Nach sei-

ner Verhaftung fühlte er sich als sicherer Todeskandidat. Der Prozess be-

gann am 3. Februar 1945, und Kleist erklärte von Anfang an, dass er 

Hochverrat begangen und gegen Hitler und den Nationalsozialismus ge-

kämpft habe. Dies habe er als seine Verpflichtung Gott gegenüber be-

trachtet.156) Mit dieser Instanz konfrontiert, verschob Freisler den Prozess 

und schlug vor, stattdessen das Verfahren gegen Fabian von Schlabren-

dorff zu eröffnen. Kaum hatte er damit begonnen, als ein Luftangriff die 

Verhandlung unterbrach, bei dem Freisler ums Leben kam.157) 

Zwanzig Tage später, am 23. Februar, wurde der Prozess gegen Kleist 

fortgesetzt. Er glaubte nun, dass er eine Chance hätte, nachdem Freisler 

nicht mehr den Vorsitz führte, und wies darauf hin, dass er aus der Kirche 

ausgetreten sei, dass zwei seiner Söhne in der Wehrmacht dienten und 

dass er ein Feind des Parlamentarismus sei. Der Vorsitzende, VGH-Vize-

präsident Dr. Crohne, zögerte das Prozessende bis zum 15. März 1945 

hinaus, dann wurde Kleist wegen Hochverrats zum Tod verurteilt. Wäh-

rend die Kanonaden der russischen Artillerie bereits die Reichshauptstadt 

erreichten, wurde von Kleist-Schmenzin am 9. April 1945 enthauptet.158) 

Freisler wurde in einer schlichten Feier zu Grabe getragen. Hitler selbst 

hatte sich gegen ein Staatsbegräbnis ausgesprochen.159) Der Nachruf er-

schien in der letzten Ausgabe der nationalsozialistischen Zeitschrift für 

deutsche Juristen, der Deutschen Justiz, am 16. Februar 1945.160) 

Es ist eine schwierige Aufgabe, Freislers Bedeutung objektiv einzuschät-

zen. Die Toten haben keine Stimmen mehr. Die Lebenden luden ihre ei-

gene Schuld auf den Rücken jener ab, die sich nicht mehr verteidigen 

konnten. Freisler kann nicht rehabilitiert werden, denn er verdammte sich 

selbst, ebenso wenig, wie das Dritte Reich jemals rehabilitiert werden 

kann. Aber in beiden Fällen ist genügend Raum für Korrekturen und Ent-

mystifizierungen vorhanden. 

Es hat wenig Sinn, darauf hinzuweisen, dass der VGH von 1937 bis 1941 

«nur» 240 Todesstrafen verhängt hat, ein Sechstel der Todesstrafen, die 

von der deutschen Justiz in diesem Zeitraum verkündet wurden. Die Ten-

denz zu einer steigenden Anzahl von Todesurteilen zeichnete sich bereits 

unter der Präsidentschaft Thieracks ab, wie die Zahlen auf S. 220 zeigen. 
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Freisler wurde sein Nachfolger – wenn auch nicht erster Wahl –, an einem 

Gerichtshof, mit dessen Existenz und Weiterentwicklung er sich als 

Staatssekretär vorrangig befasst hatte, zu einem Zeitpunkt, als Deutsch-

land vom Kriegsglück verlassen wurde – nicht allmählich und fast un-

merklich, sondern äusserst drastisch. Die Radikalisierung der Justiz hielt 

Schritt mit der Radikalisierung des Krieges, wobei letztere als treibende 

Kraft fungierte, nicht nur im VGH, sondern auch, wie unten dargelegt 

werden soll, auch in der Militärjustiz. 

Thierack hatte den Anfang damit gemacht, alle wichtigen Fälle in seinem 

Ersten Senat zu behandeln. Freisler behielt diese Verfahrensweise im 

Grunde nur bei, obwohl Thierack dann gegen eine Methode protestierte, 

die er selbst initiiert hatte. 

Freisler war Nationalsozialist aus tiefster Überzeugung. Nichts würde sich 

weiter von der Wahrheit entfernen als der Versuch, ihn des Opportunis-

mus zu beschuldigen. Er trat für ein «neues Recht» ein, das sich grund-

sätzlich von der traditionellen und auch heute noch gültigen Rechtsauf-

fassung unterschied. Der Richter war der Führer, der seine Berufskollegen 

und die ehrenamtlichen Richter leitete, der jeden einzelnen Fall vorher mit 

ihnen besprach, wodurch in manchen Prozessen das Urteil schon vorweg-

genommen wurde. Ob dies auf alle Fälle zutraf, auf die Mehrheit oder nur 

auf einige, kann nicht mehr mit Sicherheit festgestellt werden. 

Freisler besass ein umfangreiches Allgemeinwissen, das er bei seinen Pro-

zessen mit voller Wirkung zum Einsatz brachte. Er war ein geschliffener 

Dialektiker; und wenn er auf einen ebenbürtigen Gegner stiess, stürzte er 

sich beinahe mit Vergnügen in Wortgefechte, in deren Verlauf er Hiebe 

ebenso einsteckte wie austeilte. 

Sein grösstes Vorurteil betraf den Klerus, vor allem den katholischen. Die 

Protestanten behandelte er etwas nachsichtiger. Er selbst trat nicht aus der 

evangelischen Kirche aus, und er liess seine Kinder evangelisch taufen. 

Er wurde jedoch nicht, wie es damals Mode wurde, «gottgläubig». Das 

zweite Hauptziel seiner Angriffslust war das Judentum, doch in einem 

Masse, das ihn im Vergleich zu Hitler, Himmler oder Streicher als Ge-

mässigten erscheinen lässt. 

Der Behauptung, dass jeder, der vor Freisler stand, von vornherein verlo-

ren war, muss widersprochen werden. Er sprach zahlreiche Angeklagte 
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frei, wenn auch ohne Rücksicht darauf, was danach mit den Freigespro-

chenen geschah.161) 

Nach 1945 wurde Freisler ebenso der Sündenbock der deutschen Justiz 

wie ihr Alibi. Die eidesstattlichen Aussagen von Nürnberg bieten eine be-

merkenswerte Lektüre, und zwar deshalb, weil alle Schuld auf Freislers 

Rücken abgewälzt wurde. Doch diese Aussagen enthalten auch Wider-

sprüche. Manche Personen schworen, Freisler habe die Verteidigung stets 

behindert; andere behaupteten, ebenfalls unter Eid, das Gegenteil.162) 

Wem soll man glauben? 

Einigen Zitaten, die Quellen aus zweiter oder dritter Hand entstammen, 

ist zu entnehmen, dass Hitler den VGH-Präsidenten als «unseren 

Wyschinski» bezeichnet habe. Doch wenn man die Quellen untersucht, 

sind diese Zitate von zweifelhaftem Wert.163) Freisler war dazu berufen, 

Urteile zu fällen, die sich nicht mit juristischen Abstraktionen und endlo-

sen Listen von Paragraphen befassten, sondern mit handfesten, prakti-

schen Problemen, die der Mann auf der Strasse in jeder Lage verstehen 

sollte. Dies tat er in brillanter Weise; er verteidigte den Nationalsozialis-

mus mit Enthusiasmus und einer gewissen Logik, die man in Hitlers 

«Mein Kampf» oder in seinen Reden vergeblich sucht. 

Das schlimmste Verbrechen, das ein Angeklagter in den Augen Freislers 

begehen konnte, war der Versuch, sich herauszuwinden, vor allem wenn 

der Fall klar auf der Hand lag und die Schuldfrage eindeutig geklärt war. 

Wie Freisler bereits vor seiner Ernennung zum VGH-Präsidenten in zahl-

reichen bereits besprochenen Artikeln betont hatte – für ihn zählte nur die 

Geisteshaltung. Die Absicht, ein politisches Verbrechen zu begehen, 

komme der vollbrachten Tat gleich; und deshalb schuf er sogar ein Straf-

recht für die Geisteshaltung, das «Gesinnungsstrafrecht». 

«Es kann nicht geleugnet werden, dass ungeachtet» von illusionären und 

vernunftwidrigen Gedankengängen, «der Freislersche Urteilsstil mar-

kante und zuweilen beeindruckende Züge aufweist ...», schreibt sogar ei-

ner seiner schärfsten Kritiker und bestätigt ferner: «Die gedankliche Ar-

beit, die Freisler in seinen Urteilen lieferte, war erstaunlich.»164) 

Die Behauptung, dass er geistig abnorm war, kann medizinisch nicht be-

legt werden. Er war, um es mit zwei Worten zu umreissen, ein «wahrer 

Gläubiger». Trotz aller Informationsquellen, die ihm zugänglich waren, 

486 



glaubte er bis zum Ende an Hitler, Deutschland und den Nationalsozialis-

mus und verteidigte dies alles mit einer Eloquenz, an die nur noch Go-

ebbels herankam. Aber Goebbels war schlimmer, denn er war kein Gläu-

biger, sondern Zyniker. 

Freisler war auch in seinem Privatleben, in seinem ganzen persönlichen 

Lebensstil glühender Nationalsozialist und er starb auch als solcher.165) 

Wenn das als abnorm gilt, dann mag das sein. Aber dann hat jeder als 

abnorm zu gelten, der einem chiliastischen Glauben anhängt. Freislers Irr-

tum, ebenso wie der Irrtum der meisten Deutschen dieser Zeit, bestand 

darin, dass er an den falschen Messias glaubte oder, wie viele heutzutage 

sagen würden, dass er überhaupt an einen Messias glaubte. Jeder Mensch, 

jeder bedingungslos Gläubige läuft Gefahr, die Grenzen zum Fanatismus 

zu überschreiten. Fanatismus ist die Begeisterung des Beschränkten. 

Freisler war beschränkt auf seine nationalsozialistische Überzeugung. 

Es gibt Indizien dafür, dass Freislers sonst zweifelsohne hohe Intelligenz 

aussetzte, sobald es um den «Führer», seine Befehle, seine Ideen, sein 

Leben ging: «... wer gab Ihnen das Recht zu wissen, dass der Führer tot 

sei?» fragte er schneidend General Hoepner bei der Verhandlung – eine 

Frage, die, wenn sie nicht im Eifer falsch formuliert war, seine kritiklose 

Hörigkeit gegenüber Hitler aufzeigt. Schon der geringste Zweifel an al-

lem, was sein Idol Hitler betraf, erschien ihm ein todwürdiges Sakrileg. 

Im Gegensatz zu Hitler, von dem es verschiedene Psychogramme gibt – 

die aber der Psychohistorie alles andere als ein gutes Zeugnis ausstellen – 

ist Freisler bis? her noch von keinem Psychologen analysiert worden. Ob 

dies bedauerlich ist, scheint fraglich angesichts der wissenschaftlich un-

ergiebigen Psychogramme Hitlers. Nichtsdestoweniger, die Tatsache, 

dass er Defätisten, die am «Endsieg» zweifelten – was vom Frühsommer 

1944 an mehr als berechtigt war – unbarmherzig verfolgte und verurteilte, 

lässt sich überzeugend mit der Projektion eigener Zweifel auf andere er-

klären: Die sogenannte Projektion ist eine von jedem Menschen ständig 

angewandte Methode, psychische Konflikte dadurch aufzulösen, dass 

Schuldgefühle auf andere übertragen werden. Es spricht einiges für die 

Hypothese, dass Freisler eigene radikal verdrängte Zweifel unbarmherzig 

an anderen bestraft haben könnte. Nicht nur die weit übers Ziel hinaus-

schiessende Wut auf Andersdenkende, sondern auch verschiedene schrift- 
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lich geäusserte Zweifel ergeben für diese Hypothese einen gewissen 

Wahrscheinlichkeitsgrad. 

Mit einer Geisteskrankheit im engeren oder weiteren Sinn hat diese Pro-

jektionstechnik zur eigenen Entlastung freilich nichts zu tun. Gründliche 

Nachforschungen haben ergeben, dass es keine Notizen, Tagebücher oder 

Briefe gibt, die auf eine geistige Anomalie Freislers schliessen lassen. Der 

Hinweis auf eine solche Anomalie war nach dem Krieg eine bequeme 

Ausrede für alle, die an einer Schuld mitzutragen hatten. 

Diese Schuld bestand in der Ausschaltung der aktiven Systemgegner, im 

Einklang mit dem Recht, wie es 1933 existierte und danach – auf der Basis 

des Ermächtigungsgesetzes – geschaffen wurde, das sogar Gesetze gestat-

tete, die von der Verfassung abwichen. Zuerst Thierack und später 

Freisler erfüllten die Forderungen des Parteiprogramms der NSDAP und 

der Parteiführer, die während der ganzen Weimarer Republik die Justiz 

schärfstens kritisiert hatten, weil sie Vergehen wie Hoch- und Landesver-

rat zu mild bestraft hatte. Wie bereits erwähnt, hatte Freisler in einem sei-

ner Artikel geschrieben, dass es jeder Ehrlose verdiene, aus der deutschen 

Volksgemeinschaft ausgeschlossen zu werden, ob er nun ein Berufs- oder 

ein politischer Verbrecher sei. 

Doch so abstossend die VGH-Prozesse auch wirken, sie waren keine 

Scheinprozesse und können nicht mit den öffentlichen Prozessen im sta-

linistischen Russland verglichen werden, ebenso wenig mit jenen in den 

Ostblockstaaten nach 1945, wo es zu zahllosen durch Drogen herbeige-

führten Geständnissen kam. Man fragt sich auch, ob die VGH-Prozesse 

mit vielen der Kriegsverbrecherprozesse der Jahre 1945-48 verglichen 

werden können, die die Sowjetrussen wie auch die westlichen Alliierten 

führten, mit «Berufszeugen» oder vorangegangenen Folterungen wie im 

Malmedy-Prozess, um nur ein Beispiel zu erwähnen. Wenn man letzteren 

Prozess anführt, muss man hinzufügen, dass öffentliche Proteste in 

Deutschland und in den USA die Vollstreckung aller Todesstrafen ver-

hinderten166), dass aber in anderen Fällen zahlreiche Exekutionen statt-

fanden. 

Unter dem Druck Hitlers, der sich das Recht nahm, jede verhängte Strafe 

in eine Todesstrafe umzuwandeln, verkündete der VGH in rasendem 

Tempo Todesstrafen, die oft sofort vollstreckt wurden. Aber – und dies 

ist wichtig, wenn man einen Vergleich mit den Nachkriegsprozessen an- 
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stellen will – dies alles geschah unter der extremen Belastung des Krieges 

und der bereits erwähnten Radikalisierung. 

Selbst gefestigte Demokratien wie Grossbritannien wichen während des 

Krieges bei der Rechtsprechung bedeutend vom geltenden Recht ab, oder 

erliessen Exekutivmassnahmen, denen jede rechtliche Sanktion fehlte. 

Bei Verratsprozessen wurde, gemessen an britischen Massstäben, schärf-

stens verurteilt, zumindest in den wenigen Fällen, die publik wurden. Der 

Grossteil der Fälle wurde unter Ausschluss der Öffentlichkeit abgeurteilt. 

Einer diesbezüglichen komparativen Studie ist jedoch dadurch der Riegel 

vorgeschoben, dass die entsprechenden Prozessakten des Zweiten Welt-

krieges – wie auch des Ersten! – bis zum heutigen Tage und für die unab-

sehbare Zukunft unter Verschluss gehalten werden. Es ist jedoch mit Si-

cherheit anzunehmen, dass die britische Rechtssprechung während des 

Zweiten Weltkrieges das Ausmass und die Radikalität des VGH nicht im 

Entferntesten erreichte. Letzten Endes ist, oder war es ein Inselvolk, rela-

tiv abgeschottet von auswärtigen Einflüssen und zudem eine Nation in 

sich geeint, unerschüttert von einer relativ kurz vorher erlittenen katastro-

phalen Niederlage, wobei im deutschen Rahmen weniger die militärische 

Niederlage von 1918 als solche die Rolle spielt, als die Art und Weise, 

wie sie und die mit ihr verbundenen Konsequenzen herbeigeführt und er-

litten wurden. 

Angeblich sind während des zwölfjährigen Hitlerregimes 32‘600 Perso-

nen von der deutschen Justiz zum Tod verurteilt worden.167) Neueren For-

schungen zufolge wird diese Zahl, die auch die Todesstrafen anderer Ge-

richte, nicht nur des VGH beinhaltet, als stark übertrieben betrachtet und 

auf 16‘560 reduziert.168) Ob die Zahl von 12‘891 Todesstrafen, die der 

VGH von 1934 bis 1944 verhängt haben soll, korrekt ist, wird niemals 

festgestellt werden können. Ganz allgemein kann man nur sagen, dass die 

Anzahl der Todesstrafen, wie auch die unten angeführten Zahlen zeigen, 

vor dem Krieg gering war, mit dem Kriegsausbruch wuchs und dann, als 

sich das Kriegsgeschick gegen Deutschland wandte, jäh in die Höhe 

schnellte. 

Jede Schätzung von Gesamtzahlen steht auf tönernen Füssen. Doch unter 

der Voraussetzung, dass die vorhandenen Zahlen annähernd korrekt sind, 

lässt sich die Beschleunigungsrate anhand der 43 Todesstrafen von 1940, 
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verglichen mit den 2‘097 von 1944 erkennen – Todesstrafen, die an Deut-

schen, Polen aus den annektierten polnischen Gebieten, Juden und Aus-

ländern vollstreckt wurden. Hierzu und zu den folgenden Zahlen siehe 

auch Seite 220 und unten. Für das erste Halbjahr 1942 zitiert eine Quelle 

1‘146 Todesstrafen, davon waren auch 106 Tschechen und 530 Polen be-

troffen. Doch für das ganze Jahr wird die offizielle Zahl von 1‘192 To-

desstrafen angegeben.169) Dies würde bedeuten, dass im zweiten Halbjahr 

1942 nur 46 Todesstrafen verkündet wurden, ein höchst unwahrscheinli-

cher Rückgang, der ein Fragezeichen hinter die Gesamtzahl stellt, vor al-

lem da der Führerinformation Nr. 123 zufolge allein schon im Juli 1942 

241 Todesstrafen verhängt wurden, darunter 64 für Hochverrat und 23 für 

Landesverrat.170) Die Führerinformation enthält keine Einzelheiten über 

die Todesurteile, die von anderen Gerichten gefällt wurden. Ausserdem 

sind in dieser Zahl nicht die Todesstrafen enthalten, die für Wehrkraftzer-

setzung verhängt und fast immer vollstreckt wurden. Ähnliche Diskrepan-

zen treten auf, wenn man die Jahre 1943 und 1944 miteinander vergleicht. 

Mit anderen Worten, die bisher zitierten Zahlen sind äusserst zweifelhaft. 

Und sie werden noch zweifelhafter, wenn man sie mit Thieracks und 

Freislers eigenen Berichten über die Todesstrafen vergleicht, die der VGH 

von 1937 bis 1944 verkündete (s. S. 220). In ihnen werden die Todesur-

teile zwischen 1937 und inklusive 1944 mit 5‘173 beziffert werden. Dies 

würde, falls die Gesamtzahl von 12‘891 korrekt ist, bedeuten, dass zwi-

schen 1934 und inklusive 1936 7‘718 Todesstrafen verhängt wurden und 

von Januar 1937 inklusive Dezember 1944 nur 5‘173. Zudem ist es sehr 

unwahrscheinlich, dass Thierack und Freisler, beide überzeugte National-

sozialisten, die Zahl der verhängten Todesstrafen in Berichten, die nicht 

für die Öffentlichkeit bestimmt waren, um rund 40% herabgesetzt haben 

– vor allem unwahrscheinlich angesichts der Tatsache, dass Thierack und 

Freisler die Institution des VGH sehr schätzten, für deren Interessen sich 

Freisler bis 1942 besonders eingesetzt hatte und deren Reputation er in 

Hitlers Augen zu steigern versuchte, als er im Herbst dieses Jahres Präsi-

dent des VGH wurde. Ausserdem bedeutete die Todesstrafe nicht in allen 

Fällen automatisch die Vollstreckung. 
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Selbst die Radikalisierungstendenz des VGH unter Freisler bedarf erheb-

licher Qualifizierung. Prozentual ausgedrückt zeigt der Zeitraum 1940 

einschl. 1944 folgendes Bild: 

 
Todesstrafe Freispruch 

1940 4,8% 7,3% 

1941 8,2% 5,4% 

1942  46,3% 4,7% 

1943  49,8% 5,4% 

1944  47,4% 11,7% 

Für den Zeitraum 1942-1944 bewegen sich die ausgesprochenen Zucht-

haus- bzw. Gefängnis- und KZ-Strafen zwischen 48, 42 bzw. 38%. 

Mit anderen Worten, das radikale Ansteigen der Todesstrafen hatte bereits 

unter Thierack als Präsident des VGH eingesetzt und steigerte sich unwe-

sentlich unter Freisler, wobei 1944 einen Rückgang von 2,4% der Todes-

strafen, sowie mehr als eine Verdoppelung der Freisprüche aufzeigt. Das 

enorme Emporschnellen der Anzahl von Todesstrafen von 1942 an wird 

wahrscheinlich zum grössten Teil durch die Nacht-und-Nebel-Fälle ver-

ursacht worden sein und 1944 durch die Ereignisse des Attentatsversu-

ches. 

Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg wurden Zahlen bekanntgege-

ben, die heutzutage von keinem ernsthaften Historiker aufrechterhalten 

werden können, die sich jedoch auf die Arbeit der Statistiker verheerend 

auswirkten – und das nicht nur im Hinblick auf die Zahl der VGH-Todes-

strafen.171) 

Jede Todesstrafe, die der VGH verhängte, musste von Hitler bestätigt 

werden, dem die Urteile entweder vom Leiter der Parteikanzlei, Martin 

Bormann, oder dem Chef der Reichskanzlei, Lammers, vorgelegt wurden. 

Natürlich hätte es zuviel Zeit gekostet, jeden einzelnen Fall zu prüfen, und 

das hätte auch die schnelle Verfahrensweise behindert, zu der man den 

VGH verpflichtet hatte. Vor dem Kriegsausbruch übergab das Justizmi-

nisterium dem Führer nur eine monatliche Liste von Todesstrafen, zusam-

men mit Begnadigungsgesuchen, die ebenfalls von Bormann vorgelegt 

wurden, wenn gelegentlich auch andere NS-Führer, zum Beispiel Göring, 

eingriffen. Diese Praxis änderte sich während des Krieges, als Hitler an- 
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gesichts der Tatsache, dass immer noch über 900 Todeskandidaten in den 

Gefängnissen sassen und bei Luftangriffen eine Gefahr darstellen konn-

ten, den Justizminister ermächtigte, in allen eindeutigen Fällen die sofor-

tige Vollstreckung der Todesurteile anzuordnen.172) Demzufolge ersuchte 

Thierack am 27. August 1943 in einem Rundschreiben alle Staatsanwälte, 

sich bezüglich der Begnadigungsgesuche nicht an andere Autoritäten zu 

wenden. Hitler hatte Thierack in der Tat die Verantwortung für alle noch-

maligen Untersuchungen übertragen.173) 

Im November 1944 versuchte Thierack, das Verfahren weiter zu verein-

fachen, indem er Dr. Otto Meissner, den Chef der Präsidialkanzlei, darauf 

hinwies, dass Hitler in den vergangenen zwei Jahren bei 290 Begnadi-

gungsgesuchen nur eine Exekution angeordnet habe und dass die Begna-

digungspolitik des Reichsjustizministeriums deshalb im Einklang mit je-

ner des Führers stehe.174) Deshalb sollte man Hitler nur noch unklare Fälle 

vorlegen. Hitler stimmte zu, mit der Einschränkung, dass er alle Fälle 

überprüfen wolle, die Frauen aus Besatzungsgebieten betrafen.175) Thie-

rack interpretierte diese Anordnung sehr grosszügig. Die Todesstrafen für 

Wehrkraftzersetzung sollten nicht nochmals untersucht werden, trotz des 

Risikos, dass gelegentlich ein Unschuldiger hingerichtet werden könnte. 

Die Kriegssituation verlange ganz einfach, dass die Prozesse schnell ge-

führt und die Urteile ebenso schnell vollstreckt würden. Dies gelte auch 

für die Fälle minderjähriger Angeklagter. Begnadigungsgesuche, die von 

Verteidigern, Angeklagten oder deren Verwandten eingereicht wurden, 

waren sogar in diesem Stadium manchmal erfolgreich176), aber nur ganz 

selten in Fällen, in denen die Angeklagten, wenn auch nur am Rand, in 

das Attentat vom 20. Juli 1944 verwickelt waren. 

Im Gegensatz zur früher geübten Praxis wurden die Körper der Hinge-

richteten nicht mehr den Verwandten der Opfer übergeben. Sie wurden 

entweder verbrannt oder den medizinischen Fakultäten der Universitäten 

überantwortet.177) Oft wurde die Vollstreckung von Todesurteilen öffent-

lich auf roten Plakaten angekündigt, mit der Überschrift: «Im Namen des 

Deutschen Volkes.» 

Freisler war nun tot, bestattet auf dem Friedhof von Berlin-Dahlem. Nur 

seine Frau, einige Kollegen vom VGH, ein Vertreter des Justizministeri-

ums sowie einige NS-Funktionäre hatten an der Beerdigung teilgenom- 
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men. Nun erhob sich die Frage, wer seine Nachfolge antreten sollte, und 

Goebbels notierte über einen Monat später in seinem Tagebuch: «Der Fall 

Fromm wird von mir beim Führer zum Vortrag gebracht. Fromm hat 

zweifellos, weil er sich vor dem Feind, nämlich vor den Putschisten des 

20. Juli, feige benommen hat, den Tod verdient. Aber bei der jetzigen 

Führung des Volksgerichtshofs ist gegen ihn kein Todesurteil zu erwar-

ten. Der Führer kommt doch wieder auf den Gedanken zurück, Frank zum 

Präsidenten des Volksgerichtshofs zu ernennen. Er sei zwar keine Ideal-

figur, immerhin aber ein politischer Richter. Sonst stehe uns ja niemand 

zur Verfügung, und ich kann ihm auch keine andere Kandidatur namhaft 

machen.»178) 

Goebbels’ Erwartungen erwiesen sich als falsch, denn der VGH verur-

teilte Fromm zum Tod; und schliesslich wurde Dr. Harry Haffner zum 

VGH-Präsidenten ernannt, dem bisherigen Generalstaatsanwalt von Kat-

towitz.179) Was zu seiner Ernennung führte, welche Kriterien dafür ent-

scheidend waren, ist nicht bekannt. Abgesehen von der Tatsache, dass 

Haffner – wie Freisler – den harten NS-Kurs steuerte, weiss man sehr we-

nig von ihm. Inzwischen war der VGH nach Potsdam übersiedelt, und 

Goebbels konnte am 14. März 1945 in sein Tagebuch eintragen: «Vorläu-

fig richten wir in Berlin noch keine Standgerichte ein, obschon wir eine 

frontnahe Stadt geworden sind. Solange der Volksgerichtshof noch in 

Berlin bleibt, glaube ich, mit ihm auskommen zu können.»180) 

Die Prozesse, die auf das Attentat gegen Hitler folgten, bildeten den Hö-

hepunkt in der Entwicklung des VGH. Natürlich setzten auch die anderen 

Senate ihre Tätigkeit fort, indem sie gnadenlos «Verbrechen» wie Defä-

tismus und dergleichen verfolgten. Ihr Eifer liess keineswegs nach. Seit 

Mitte 1944 verging kaum eine Woche, in der nicht ein neuer Anschlag an 

den Plakatwänden in ganz Deutschland «Im Namen des Deutschen Vol-

kes» Todesstrafen für Defätismus ankündigte, für das Abhören feindlicher 

Radiosender, für Plünderungen nach Luftangriffen, für den Diebstahl von 

Postpaketen, die für Frontsoldaten bestimmt waren. Trotzdem stellten die 

Attentatsprozesse den Kulminationspunkt des VGH dar. 

Bei seiner Gründung im Jahre 1934 hatte der VGH 19, 1935 bereits 43 

ehrenamtliche Richter, und zwar 13 SA- und SS-Führer, 10 Parteifunktio-

näre, Staatsbeamte und andere, ausserdem 17 Offiziere der Wehrmacht 
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und drei höhere Polizeioffiziere. Auffallend war die hohe Zahl von Offi-

zieren unter den ehrenamtlichen Richtern. Man zog sie heran, weil sie die 

Sachkenntnis besassen, die man in Hoch- und Landesverratsprozessen 

brauchte. 1939 war die Zahl der ehrenamtlichen Richter auf 95 gestiegen 

und setzte sich aus 48 SA-, SS- und NSKK-Führern, 4 Polizeioffizieren, 

13 NS-Funktionären und Beamten und 30 Offizieren der Wehrmacht zu-

sammen. Zum Zeitpunkt des Attentats vom 20. Juli 1944 gab es schliess-

lich 173 ehrenamtliche Richter am VGH, davon waren 82 SA-, SS-, 

NSKK- und Hitlerjugend-Führer, 13 Polizeioffiziere, 10 Führer des 

Reichsarbeitsdienstes, 28 Parteifunktionäre und Beamte sowie 40 Offi-

ziere.181) 

Das schnelle Anwachsen der Zahl ehrenamtlicher Richter lässt sich nicht 

nur durch die immer stärkere Beanspruchung des VGH erklären, sondern 

auch durch die intensivierten Luftangriffe der Alliierten, die das Ver-

kehrs- und Nachrichtenwesen stark beeinträchtigten und es den ehrenamt-

lichen Richtern oft unmöglich machten, an Gerichtssitzungen teilzuneh-

men. Deshalb mussten Ersatzleute ernannt werden. Die Massstäbe, nach 

denen sie ausgewählt werden sollten, hatte Freisler bereits 1936 festge-

legt: «Bis zur nationalsozialistischen Machtergreifung wurde der soge-

nannte ‚Laienrichter’ unter Einschaltung eines möglichst starken Zufäl-

ligkeitselementes, unter möglichstem Missbrauch des Loses, ausgewählt; 

die Furcht vor der Macht des Staates führte zur Proklamierung der unsin-

nigsten Richterauswahl als Palladium der Bürgerfreiheit. Der Nationalso-

zialismus aber wählt Volksrichter nach ihrer persönlichen Geeignetheit 

und besonderen Sachkenntnis. Auf Vorschlag des Reichsministers der Ju-

stiz ernennt der Führer die Volksrichter, die der Wehrmacht und der Po-

lizei, der NSDAP und ihren Gliederungen entnommen und somit wie nie-

mand anders geeignet sind, das Volk selbst zum Träger der Rechtspflege 

zu machen.»182) 

Im Gegensatz zur früheren Praxis konnten die ehrenamtlichen Richter, 

sobald man sie über ihre Funktion aufgeklärt hatte, die Anklageschriften 

einsehen.183) 

Ursprünglich hatte es drei Senate im VGH gegeben. Die ersten beiden 

befassten sich mit Hochverrat, der dritte behandelte Landesverratsfälle. 

Im November 1935 wurde ein vierter Senat gebildet, der sich ebenfalls 

mit Landesverrat befasste.184) Am 1. November 1941 kam der fünfte Se- 
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nat dazu, im Dezember 1942 der sechste und letzte.185) Die Aufteilung der 

Zuständigkeitsbereiche zwischen den verschiedenen Senaten war nicht 

immer klar definiert, und in der Ära Freisler wurden die Abgrenzungen 

immer unklarer. Die Geschäftsverteilung für 1939 zeigt, dass sich der Er-

ste Senat auch mit Landesverrat befasste, sogar mit allen österreichischen 

Hoch- und Landesverratsfällen. Zusätzlich beschäftigte er sich mit Wirt-

schaftssabotage, während der Zweite Senat die Fälle mutwilliger Wehr-

mittelbeschädigung behandelte. Seit Oktober 1942, als Freisler Präsident 

des VGH wurde, befassten sich nur der Dritte und der Vierte Senat mit 

Landesverrat.186) Die letzte Geschäftsverteilung im VGH, die Freisler für 

das Jahr 1945 festlegte, zeigt, wie erfolgreich Freisler bis Ende 1944 in 

seinem Bestreben war, alle wichtigen Prozesse in seinem eigenen Ersten 

Senat zu führen und Voraussetzungen dafür zu schaffen, auch Fälle, die 

normalerweise von anderen Senaten behandelt wurden, dem seinen zuzu-

ordnen – damit alle Verratsprozesse an seinen Senat zu ziehen.187) 

Dies tat er nicht, ohne dass Einwände erhoben wurden, besonders von 

Seiten Thieracks.188) Praktisch musste jeder, der sich vor dem VGH zu 

verantworten hatte, damit rechnen, mit Freisler konfrontiert zu werden. 

Obwohl Thierack ihn in einem Brief vom 22. November 1943 ersuchte, 

den anderen Senaten mehr Fälle als bisher zu übertragen, erfüllte Freisler 

diesen Wunsch nur scheinbar. Wie die Geschäftsverteilung für 1945 zeigt, 

blieben genügend Hintertürchen übrig, durch die Freisler jeden Fall, der 

ihn interessierte, in seinen Senat ziehen konnte. Die spezielle Bezug-

nahme auf die «Intelligenz» in der Geschäftsverteilung für 1945 ist eine 

Novität und zweifellos eine Reaktion auf den 20. Juli. 

Neben den Senaten gehörten zum VGH auch eine vollbesetzte, funktions-

bereite Staatsanwaltschaft189), die am 1. Januar 1944 aus dem Oberreichs-

anwalt Ernst Lautz, 5 Reichsanwälten, 4 Oberstaatsanwälten sowie 52 an-

deren qualifizierten Juristen bestand – 2 Kammergerichtsräten, 4 Landge-

richtsdirektoren, 16 Ersten Staatsanwälten, 9 Staats an wäl ten sowie 21 

Amts- und Landgerichtsräten. Mit anderen Worten, die Staatsanwalt-

schaft setzte sich aus 62 Mitgliedern zusammen, während es 1939 nur 25 

gewesen waren. Am 1. Mai 1943 war ihre Zahl bereits auf 61 angestie-

gen.190) Obwohl das Quellenmaterial, wie bereits erwähnt, spärlich und 
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lückenhaft ist und verlässliche Statistiken deshalb schwierig zu erarbeiten 

sind, lässt sich die Zahl der Todesstrafen, die bis einschliesslich 1941 von 

den einzelnen VGH-Senaten ausgesprochen wurden, eruieren191): 

Senate 1 2 3 4 5 6 

1937   7   9   7   9 

 

— 

1938 —   1   6 10 — — 

1939 11   6 11   8 — — 

1940 12 15 11 15 — — 

1941 41 25 18 16   2 — 

Für das Jahr 1942 sind Freislers Bericht die folgenden Zahlen zu entneh-

men192): 

Senate 1 2 3 4 5 6 

Zahl der Angeklagten 1373 593 148 183 257 18 

Todesstrafen   649 327   37   45 120 14 

Lebenslängliche Freiheits-

strafen   27 23 12  9   8   

15-10 Jahre Zuchthaus 221 87 14 11 29 1 

10-5 Jahre Zuchthaus 258 55 34 23 34 1 

Unter 5 Jahren Zuchthaus 122 24   6 20 19 6 

Gefängnis   58 31 28 44 22 
— 

Konzentrationslager     2 22   3 10   8 
— 

Freisprüche   36 23 14 15 17 2 

Aus diesen Zahlen geht eindeutig hervor, dass die wichtigeren Fälle be-

reits unter der Präsidentschaft Thieracks auf den Ersten Senat konzentriert 

waren und dass dieser härtere Urteile fällte als die übrigen Senate. Mit 

anderen Worten, Freisler setzte nur eine Politik fort, die Thierack begon-

nen hatte. Obwohl es auch zu Freisprüchen kam, wurden die meisten Be-

troffenen offenbar wieder festgenommen – wie bereits erwähnt – und in 

Konzentrationslager gebracht. Deshalb kann man die Zahlen in der Sparte 

«Freisprüche», abgesehen von wenigen Ausnahmen, praktisch der Sparte  
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«Konzentrationslager» hinzufügen. Die genaue Zahl der freigesproche-

nen und später erneut inhaftierten Personen kann nicht festgestellt wer-

den, da ein Grossteil der ursprünglichen Unterlagen schon kurz vor 

Kriegsende vernichtet wurde oder auf andere Weise verlorenging.193) 

Für 1943 sieht das Bild nach dem Freisler-Bericht folgendermassen 

aus194): 

Senate 1 2 3 4 5 6 

Zahl der Angeklagten 1332 610 145 259 384 612 

Todesstrafen   769 368   49   72 200 204 

Lebenslängliche Freiheits-

strafe     8   2   4   2       8 

15-10 Jahre Zuchthaus   80 29   6 25 48   78 

10-5 Jahre Zuchthaus 234 92 15 37 47 161 

Unter 5 Jahre Zuchthaus   97 57 12 19 51     64 

Gefängnis   87 43 25 42 20   42 

Konzentrationslager     6   3 10   7   3   43 

Freisprüche   50 16 12 47 14   42 

Für diese Zahlen gilt derselbe Kommentar wie für die von 1942. Es ist 

interessant, die Zahl der Todesurteile von 1943 – 1‘662 – und von 1944 – 

2‘097 – mit den Strafzumessungen der deutschen Wehrmachtsgerichte 

und des Reichskriegsgerichts zu vergleichen. Diese Gerichte verhängten 

für Fahnenflucht die folgenden Strafen195): 

Jahr Zahl der Fälle Gefängnis Todesstrafe 

1940 1060   656   313 

1941   865   548   272 

1942 3627 1818 1551 

1943 (1. Halbjahr) 1927   827 1039 

1944 (1. Halbjahr) ? 1209 1645 

Hier muss hinzugefügt werden, dass für das dritte und das vierte Quartal 

des Jahres 1943 keine Aufgliederung zwischen Gefängnis- und Todes-

strafen festzustellen ist, die in insgesamt 2‘371 Fällen von den Kriegsge- 
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richten verhängt wurden, und dass deshalb nicht eruiert werden kann, wie 

viele Personen zum Tod verurteilt wurden und wie viele ins Gefängnis 

mussten. Dasselbe gilt für die 2‘131 Fälle im dritten Quartal des Jahres 

1944 – das letzte, für das Statistiken zur Verfügung stehen. Während für 

1940 und 1941 eine genaue Einteilung der Verurteilten in Soldaten, Un-

teroffiziere und Offiziere existiert, ist eine solche für 1943 und 1944 nicht 

vorhanden. Für den Zeitraum von Oktober 1944 bis inklusive Mai 1945 

sind keine Statistiken verfügbar. 

In den vorhandenen Statistiken sind nur zwei Offiziere zu finden, einer 

1940, der andere 1942.196) Aber danach Stalingrad eine grössere Anzahl 

deutscher Generäle und Offiziere für russische Propagandainstrumente 

wie den BDO (Bund Deutscher Offiziere) arbeitete, dem sich nach der 

faktischen Vernichtung der Heeresgruppe Mitte im Juni/Juli 1944 eine 

Menge weiterer Generäle und Offiziere anschlossen, ist das Bild, das die 

Statistiken widerspiegeln, verzerrt, da diese Offiziere alle in absentia zum 

Tod verurteilt wurden.197) Was die letztgenannte Statistik aussagt, ist die 

Tatsache, dass die Zahl der von 1940 bis Ende September 1944 ausge-

sprochenen Todesstrafen seit 1942 drastisch ansteigt und dass dadurch 

das Argument entkräftet wird, die Wehrmachtsgerichte und das Reichs-

kriegsgericht hätten sich humaner verhalten als der VGH.198) Im Gegen-

teil, angesichts der Überlegung, dass die Rechtsprechung des VGH für 

etwa 70 Millionen Deutsche galt sowie ausserdem für die tschechische 

Bevölkerung, die Polen in den von Deutschland annektierten Gebieten, 

die Deutschen in Elsass-Lothringen und Eupen-Malmedy, während die 

Rechtsprechung der Wehrmacht- und Waffen-SS-Gerichte maximal etwa 

10 Millionen Männer und Frauen betraf, ist die Anzahl der von Wehr-

machtsgerichten und dem Reichskriegsgericht verhängten Todesstrafen 

prozentual höher als die Zahl der vom VGH ausgesprochenen. Ausserdem 

behandelten die Wehrmachtsgerichte Fahnenflucht als politisches Verge-

hen, und so steht in den erhalten gebliebenen Urteilsbegründungen nichts 

von Verletzungen der militärischen Disziplin, sondern sie basieren viel-

mehr auf politischer und ideologischer Argumentation.199) Als Fahnen-

flucht galt nicht nur das Vergehen, die Truppe zu verlassen, um sich der 

Wehrmacht zu entziehen, sondern auch unerlaubtes Sich-Entfernen bzw. 

Fernbleiben von seiner Einheit.200) Neuesten Forschungen zufolge weist 
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die Kriminalstatistik der Wehrmacht für den 2. Weltkrieg 14‘500 voll-

streckte Todesurteile auf.201) 

Obwohl Fahnenflucht und unerlaubte Entfernung von der Truppe zwei 

verschiedene Delikte waren, verschwamm die Abgrenzung zwischen bei-

den zusehends während des Kriegsverlaufes. Auch waren diese im Prinzip 

keine politischen Delikte, wurden aber in der Praxis politisch kriminali-

siert. Obgleich in den Urteilssprüchen der Wehrmachtsgerichtsbarkeit die 

explizite NS-Rhetorik des VGH kaum zu finden ist, bedeutet die Benut-

zung des soldatisch-spezifischen Fachvokabulars keineswegs die Abwe-

senheit NS-orientierter Motivation. Die Zahl der bekannten Todesurteile 

– von den unbekannten ganz zu schweigen – scheint Seidlers These vom 

erstaunlichen Mass der «richterlichen Toleranz» grauenvoll zu widerle-

gen. Dass die westlichen Alliierten den deutschen Kriegsrichtern in den 

Gefangenenlagern nach Ende der Kampfhandlungen in Europa für kurze 

Zeit die Strafbarkeit überliessen, besagt überhaupt nichts über deren Ein-

schätzung der Wehrmachtsgerichtsbarkeit. Diese Massnahme entsprang 

ganz einfach alliiertem Zweckmässigkeitsdenken. So berichtet die Times 

vom 16.5.1945, dass das 1. Kanadische Korps zehn Gewehre und hundert 

Schuss Munition an den deutschen Oberbefehlshaber Holland (General-

oberst Blaskowitz) ausgeliehen hätte, um zehn von Wehrmachtsgerichten 

in seinem Befehlsbereich wegen Fahnenflucht zum Tode verurteilte deut-

sche Soldaten hinzurichten. Das Urteil wurde am gleichen Tage voll-

streckt. 

Schliesslich muss noch darauf hingewiesen werden, dass die Wehrmacht-

statistiken den wichtigen Zeitraum von Oktober 1944 bis Ende Mai 1945 

nicht enthalten, ein Zeitraum in dem Wehrmachtsangehörige, die – ohne 

die erforderlichen Papiere – dem Streifendienst der Wehrmacht in die 

Hände fielen, erschossen beziehungsweise am nächsten Baum oder Later-

nenpfahl aufgehängt wurden, nachdem eine Standgerichtsverhandlung 

am Strassenrand stattgefunden hatte. Ihre Zahl kann nicht einmal ge-

schätzt werden. Ein Einwohner Münchens hat in der zweiten Aprilhälfte 

des Jahres 1945 in einem Umkreis von zehn Kilometern der Stadt über 

200 erhängte Soldaten und Offiziere gezählt, die man als abschreckende 

Beispiele noch eine Weile hängen liess.202) Deshalb kann die Gesamtzahl 

der Todesstrafen, mit denen die Wehrmacht ihre Angehörigen in Deutsch-

land oder in den deutschen Besatzungsgebieten belegte, viel höher sein, 
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als es den hier zitierten Zahlen entspricht. Sowohl im zivilen als auch im 

militärischen Bereich ging die fortgesetzte, rasche Verschlechterung der 

deutschen Kriegssituation mit einer radikalen Verschärfung der Strafen 

einher, die für politische oder militärische Vergehen ausgesprochen wur-

den. Todesurteile waren an der Tagesordnung. 

Wie bereits erwähnt, gab es für viele Parteifunktionäre, als sich das Ende 

immer klarer abzeichnete, zwei Möglichkeiten – entweder machten sie 

bei der wachsenden Radikalisierung der Kriegsmassnahmen in Deutsch-

land mit, oder sie versuchten, sich von der Partei zu distanzieren und 

Brücken in die künftige Nachkriegswelt zu bauen, um den späteren 

Machthabern in Deutschland in Ost oder West ein politisches Alibi prä-

sentieren zu können. 

Freisler gehörte eindeutig zur ersten Kategorie. In einem Brief vom 26. 

Oktober 1944 schrieb er: «In seinem Innersten muss man zugeben, dass 

es nicht mehr unmöglich ist, dass Deutschland den Krieg verlieren 

könnte. Die Vergeltungswaffen haben nicht den heiss erwarteten Erfolg 

gebracht. Selbst Reichsminister Goebbels teilt diese Meinung203), aber 

nach den ihm zugänglichen Informationen ist der Einsatz von Waffen in 

Vorbereitung, die in ihrer Vernichtungsmacht alles bisher Bekannte in 

den Schatten stellen werden.204) Auch dürfen wir den Zeitfaktor nicht aus-

ser Acht lassen. Wir müssen aushalten, koste es, was es wolle; je länger 

wir unsere Stellungen halten, so schneller wird dieses unnatürliche Bünd-

nis zwischen Anglo-Amerikanern und den Sowjets zerbrechen. Die Vor-

herrschaft der Russen in Mitteleuropa kann nicht im Interesse der Anglo-

Amerikaner liegen, geschweige in dem der jüdischen Kapitalisten des 

Westens. Wenn ich mir die Entwicklung der letzten Jahre betrachte, dann 

fühle ich mich gezwungen, meinen Glauben an eine weltweite jüdische 

Verschwörung gegen Deutschland fallenzulassen. Dieser Glaube ist eine 

zu vereinfachende Anschauung. Zwischen dem jüdischen Proletariat Ost-

europas, aus dem sich die Jüdische Intelligenz rekrutiert und das alles ver-

sucht, um die bolschewistische Weltrevolution herbeizuführen, und den 

weitgehendst assimilierten Juden Englands und Amerikas, die keinerlei 

Interesse an einer Revolution haben, am wenigsten an einer bolschewisti-

schen, gestützt auf die Macht Sowjetrusslands, zwischen diesen beiden  
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Gruppierungen besteht eine unüberbrückbare Kluft. Die Profitgier der ei-

nen widerspricht den Zielen ihrer östlichen Rassegenossen. 

Aber wenn wir diesen Krieg verlieren sollten, was das Genie des Führers 

und die Vorsehung verhüten mögen, und was ich heiss erhoffe, selbst 

dann müssen wir mit fliegenden Fahnen untergehen. 1815 hatte man ge-

glaubt, die Ideen der Französischen Revolution besiegt zu haben. Dass 

dem nicht so war, hat uns die Geschichte und all das, was jetzt in Frank-

reich vor sich geht, gelehrt. Sie haben überlebt, und trotz Zeiten entsetzli-

cher Schwäche sind sie zum Bestandteil des französischen Lebens und 

nationalen Denkens geworden. 

Die Idee des Nationalsozialismus wurde im tiefsten Elend geboren, und 

sie triumphierte entgegen allen Erwartungen. Doch man kann eine Nation 

nicht von Grund auf in wenig mehr als einem Jahrzehnt ändern, noch in 

dieser kurzen Zeitspanne ihr gesellschaftliches Gefüge vollkommen er-

neuern. Die gegenwärtigen Verhandlungen vor dem Volksgerichtshof ha-

ben mir das klar gezeigt. Auch ich war überrascht von den Ausmassen der 

Verschwörung. Was ich eine kleine Clique zu sein glaubte, war wesent-

lich weiter angelegt, als ursprünglich angenommen. Aber gerade die Feig-

heit vieler der Führer dieser Verschwörung wird dem deutschen Volk die 

unendliche Überlegenheit des Nationalsozialismus gezeigt haben, vergli-

chen mit Zielen und Programmen, denen jeder Idealismus und revolutio-

näre Schwung fehlt. Männer, die in ihrer Geisteshaltung der Wilhelmini-

schen Epoche und dem Weimarer System angehören, versuchten, in 

Deutschland die Macht zu übernehmen, ein Bündel rückwärts orientierter 

alter Männer, von denen mancher, wie dieser Kerl Goerdeler, nichts an-

deres nach ihrer Verurteilung zu tun haben als Denkschriften anzufertigen 

und von sich aus weitere Auskünfte geben, die zahllose andere in dieses 

reaktionäre Komplott mit hineinziehen. Auf diese Art und Weise mögen 

sie wohl ihr Leben ein paar Monate verlängern, ihrem verdienten Schick-

sal aber entkommen sie nicht. Angesichts des Ausmasses der Verschwö-

rung, das ja jetzt dem deutschen Volke bekannt ist, hört man, dass nun die 

Revolution ihre Kinder verschlinge. Nichts wäre falscher als die gegen-

wärtigen Ereignisse aus dieser Sicht zu beurteilen. Nicht die Revolution 

verschlingt ihre Kinder, sondern die nationalsozialistische Revolution 

spuckt all jene aus, die niemals zu dieser Revolution gehörten, all jene, 

die ausgemerzt werden müssen, um die Revolution zu ihrem letzten Ende 
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zu führen. Sie gehörten niemals zu uns, sie wollten nicht zu uns gehören, 

sie waren ein Fremdkörper im nationalsozialistischen Deutschland.205) In 

diesem Sinne ist der Volksgerichtshof, wie 1792 in Frankreich, heute zum 

wahren revolutionären Tribunal geworden, nötig zur Reinigung der Na-

tion. Was bleibt, wird im Kern nationalsozialistisch sein, wie es so viele 

Volksgenossen heute schon sind, und selbst wenn vom Feinde geschla-

gen, wird es Sorge dafür tragen, dass sie und ihre Nachkommen, ganz 

gleich unter welchem Namen und in welcher Form, Nationalsozialisten 

bleiben, bis der Moment kommt, an dem unsere Hakenkreuzbanner wie-

der entfaltet werden können, um über unseren Städten, über unserem Va-

terland zu wehen. Was auch die Zukunft bringen mag, der Nationalsozia-

lismus wird triumphieren. Der Nationalsozialismus, die Kriegseinwirkun-

gen eines Krieges, den unser Führer nicht erwünscht hat, die Nachkriegs-

wehen, sie alle zusammen zeigen, dass sie gesellschaftlich Deutschland 

eingeebnet haben und noch werden, dass sie fortfahren werden, Klassen-

schranken und -unterschiede hinwegzufegen. Alle Deutschen befinden 

sich jetzt in einem Boot, wir alle müssen uns nun im Gleichtakt in die 

Ruder hängen, um den Sieg zu erringen oder im schlimmsten Falle den 

Wiederaufstieg zu garantieren und mit ihm den letzten und grössten Tri-

umph ...»206) 

In diesem Brief erwähnte Freisler auch die wachsende Last seiner Arbeit, 

die extrem schwierigen Umstände, unter denen er arbeiten müsste. Ge-

meint war, dass die Prozesse, die er führte, von den fortgesetzten Luftan-

griffen der Alliierten immer wieder unterbrochen wurden. Wegen der An-

griffe auf Berlin habe er auch seine Frau und seine beiden Söhne in Si-

cherheit gebracht.207) 

Im Zusammenhang mit Freislers VGH-Verhandlungen zum 20. Juli 1944 

verdient noch ein Punkt unser Interesse. Peter Hoffmann argumentiert in 

seiner Studie, dass es niemand wagte «provokative» Äusserungen im of-

fiziellen Gerichtsprotokoll festzuhalten.208) Dieses Argument ist nicht nur 

spekulativ, sondern widerspricht den Tatsachen. Wie z.B. war es möglich, 

dass Haeftens Beschreibung Hitlers als «Verkörperung des Bösen» Ein-

gang in das Protokoll gefunden hat, oder auch Freislers Hinweis auf die 

«Judenausrottung» gegenüber York. Äusserungen, die man in einem ma-

nipulierten Protokoll leicht hätte streichen können. W. Wagner versucht  
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auf nicht sehr überzeugende Weise Freislers Hinweis auf die Judenaus-

rottung damit zu erklären, dass es ihm «entschlüpfte», da die Ausrottung 

«dem Volk damals streng verheimlicht wurde».209) 

Nach Freislers Tod fanden unter Haffners Präsidentschaft bis zum 24. 

April 1945 noch vier grössere Prozesse statt. Der VGH übersiedelte dann 

von Potsdam nach Süddeutschland – nach Bayreuth, wo es aber zu keinen 

Prozessen mehr kam. Das Kriegsende bedeutete auch das Ende des VGH; 

und am 20. Oktober 1945 wurde er durch das Amtsblatt Nr. 3 des Alliier-

ten Kontrollrats für Deutschland offiziell aufgelöst.210) Das letzte Ter-

rorinstrument des NS-Regimes hatte aufgehört, zu existieren. 

Terrorinstrumente unter anderen Vorzeichen gab es jedoch auch später 

noch, zumindest in Mitteldeutschland, wo die ersten Sowjet-Prozesse ge-

gen Deutsche einen ebenso willkürlichen Charakter zeigten wie die frühe-

ren VGH-Prozesse, wenn nicht sogar in noch stärkerem Masse, und wo 

die Konzentrationslager Buchenwald, Sachsenhausen, Oranienburg und 

Bautzen bestehenblieben – nunmehr gefüllt nicht nur mit ehemaligen Na-

tionalsozialisten, sondern auch mit denen, die ebenso vehement gegen den 

sowjetischen Totalitarismus opponierten, wie sie früher den Nationalso-

zialismus bekämpft hatten. In den nächsten fünf Jahren, bis 1950, kamen 

über 55’000 Deutsche in diesen Lagern ums Leben, dazu 30’000-50’000 

die in der Untersuchungshaft starben oder in die Sowjetunion deportiert 

wurden.211) 

Das Kriegsende liess auch die Säulen einstürzen, die die Existenz des 

VGH und seine Entwicklung mitgetragen hatten: den festen Glauben an 

die Dolchstosslegende, den Artikel 2 des Ermächtigungsgesetzes, der es 

der NS-Regierung gestattet hatte, von der Verfassung abweichende Ge-

setze zu erlassen, und das Führerprinzip. 
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X. Das Problem des VGH im 
N achkriegsdeutschland 

Beim Prozess gegen die «Hauptkriegsverbrecher» in Nürnberg von 1945 

und 1946 befand sich kein Angehöriger der deutschen Justiz unter den 

Angeklagten, abgesehen von Hans Frank, der aber nicht in seiner Rolle 

als Jurist vor Gericht stand, sondern wegen seiner Funktion als General-

gouverneur in Polen. Aufgrund seiner Tätigkeit in diesem Amt wurde er 

zum Tod verurteilt und hingerichtet.1)  

Gegen die deutsche Justiz wurde in einem separaten Prozess verhandelt, 

im Prozess III vor dem Internationalen Nürnberger Militärgericht. «Inter-

national» ist in diesem Fall ein unzutreffendes Adjektiv, da die Russen 

fehlten und der Prozess hauptsächlich von Vertretern der amerikanischen 

Besatzungsbehörden geführt wurde. Thierack hatte Selbstmord began-

gen2); die Gründe für seine Tat und ihr Hergang sind immer noch unbe-

kannt oder zumindest Spekulationen unterworfen. Die Briten hatten ihn 

in Bad Neundorf interniert, wo die fragwürdigen Methoden, die bei Ver-

hören angewandt wurden, in Grossbritannien bald zu öffentlichen Prote-

sten führten3).  

Vierzehn Vertreter des deutschen Justizwesens sassen auf der Anklage-

bank. Nur drei davon waren beim VGH gewesen – bei der Reichsanwalt-

schaft. Der Prominenteste war Dr. Ernst Lautz, Oberreichsanwalt am 

VGH. Von den beiden anderen wurde einer freigesprochen, der andere 

nicht wegen der Rolle angeklagt, die er am VGH gespielt hatte, sondern 

wegen seines Verhaltens als Vorsitzender eines Sondergerichts. So wurde 

der VGH im Grunde nur von Lautz repräsentiert, den man wegen seiner 

Tätigkeit als Oberreichsanwalt dieses Gerichts – vom 20. September 

1939, dem Tag seines Amtsantritts, bis zum Kriegsende – verurteilte. 

Lautz wurden Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlich-

keit vorgeworfen. Beides traf auf seine Aktivitäten in den «Nacht-und-

Nebel»-Prozessen und seine Mitarbeit an der Ergänzung des Polen- und 

Judenstrafrechts zu. Ausserdem wurde er beschuldigt, gemeinsam mit der 

deutschen Regierung die Ausrottung dieser beiden Rassen geplant und 

dem Völkermord zugestimmt zu haben. Schliesslich klagte man ihn auch 

noch an, die bestehenden Gesetze, die Hoch- und Landesverrat betrafen, 

missbraucht zu haben, um Polen exekutieren zu können, die geringfügige 
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Straftaten begangen hatten. Aber im Fall Lautz stellte das Nürnberger Mi-

litärgericht auch mildernde Umstände fest, zum Beispiel die Tatsache, 

dass er nicht versucht hatte, sich seiner Verantwortung zu entziehen, und 

dass er sie auch für jene Staatsanwälte übernahm, die gelegentlich in sei-

nem Namen tätig gewesen waren. Ausserdem erklärte das Gericht, Lautz 

habe sich zwar als strenger Ankläger erwiesen, man könne jedoch zu sei-

nen Gunsten argumentieren, dass viele seiner Aktionen entschuldbar wä-

ren, wenn das deutsche Recht als Entschuldigungsgrund dienen könnte, 

was jedoch nicht der Fall sei. Lautz wurde zu zehn Jahren Zuchthaus ver-

urteilt, aber am 31. Januar 1951 vom damaligen amerikanischen Hohen 

Kommissar, John McCloy, begnadigt.4) Vom 1. April 1951 an bezog er 

die Pension eines Generalstaatsanwalts, die monatlich DM 1342,– betrug. 

1958 wurde diese Summe in einer geschlossenen Sitzung der Bundesdis-

ziplinarkammer auf DM 762, – herabgesetzt und 1960 von einem Verwal-

tungsgericht in Schleswig-Holstein auf DM 600,–. Mit anderen Worten, 

Lautz erhielt bis 1966 eine Pension von DM180.000,– . Er ging in die 

Berufung, ohne grossen Erfolg, verursachte jedoch weitere Kosten von 

DM 80.000,– , die von der Bundesrepublik getragen wurden.5) Das höch-

ste Gericht der Bundesrepublik, der Bundesgerichtshof, befasste sich mit 

zahlreichen Fällen gegen Denunzianten und Agenten, deren Informatio-

nen Einzelpersonen oder Gruppen vor den VGH gebracht hatten. Grosse 

Verwirrung entstand jedoch, als die Justiz der Bundesrepublik versuchte, 

solche Fälle unter der Rubrik «Verbrechen gegen die Menschlichkeit» zu 

behandeln6); denn die Gesetzgebung der westlichen Alliierten machte es 

für einige Zeit unmöglich, Einzelpersonen strafrechtlich zu verfolgen, die 

bereits von den Militärgerichten der Alliierten verurteilt und dann begna-

digt worden waren.7) So wurde ein Mann, der seinen eigenen Bruder und 

ein Ehepaar wegen Wehrkraftzersetzung angezeigt hatte, worauf alle drei 

hingerichtet worden waren, von einem westdeutschen Gericht zu zwei 

Jahren Gefängnis verurteilt. Diese Strafe musste der Bundesgerichtshof 

aufheben, weil das Gericht nicht befugt war, «Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit» abzuurteilen. Denn die britischen und französischen Ho-

hen Kommissare hatten den deutschen Gerichten das Recht entzogen, ir-

gendjemanden aus diesen Gründen anzuklagen, während die Amerikaner  
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den deutschen Gerichten in ihrer Besatzungszone dieses Recht von An-

fang an verweigert hatten.8) 

Deshalb versuchten die deutschen Gerichte, im bestehenden westdeut-

schen Strafrecht Bestimmungen zu finden, die es ihnen gestatteten, die 

genannten Fälle zu verfolgen. Dabei kam nichts weiter heraus, als dass 

der Bundesgerichtshof in dem zitierten Fall darum ersuchte, man möge 

die Frage überprüfen, ob die vermutete illegale Machtüberschreitung des 

VGH eine Rechtsverletzung darstelle – zum Beispiel, wenn der VGH To-

desstrafen in solchen Fällen ausgesprochen hatte, in denen der Paragraph 

5 der KSSVO auch Gefängnisstrafen vorsah. Man entschied, der VGH 

habe nicht das Recht gehabt, Todesstrafen für ein geringfügiges Vergehen 

zu verhängen oder, um es anders auszudrücken, gleichermassen kleinere 

wie grössere Verbrechen mit dem Tod zu betrafen. Deshalb habe er es 

versäumt, das Verhältnis zwischen Schuld und Sühne richtig abzuwägen. 

Auf diese Weise konnte man mehrere Denunzianten vor Gericht stellen, 

ohne «Verbrechen gegen die Menschlichkeit» bemühen zu müssen – je-

doch nicht ehemalige Richter und Staatsanwälte des VGH.9) 

Als die Bundesrepublik 1955 einen Teil ihrer Souveränität zurückge-

wann, stellten die westlichen Alliierten unter anderem zur Bedingung, 

dass keine Person, die von einem alliierten Gericht verurteilt und begna-

digt worden war, von der bundesdeutschen Justiz zur Verantwortung ge-

zogen werden dürfe.10) Dies blockierte sämtliche entsprechenden Aktio-

nen deutscher Gerichte. Ausserdem gibt es im deutschen Recht Verjäh-

rungsbestimmungen, die besagen, dass man einen Straftäter nicht belan-

gen kann, wenn die Strafverfolgung nicht innerhalb eines bestimmten 

Zeitraums nach der Tat beginnt; dieser Zeitraum schwankt je nach Art und 

Schwere des Vergehens. Geringfügige Vergehen fallen bereits nach 3 Jah-

ren unter die Verjährungsfrist, Kapitalverbrechen wie Mord nach 30 Jah-

ren. 

Es stellte sich nun heraus, dass viele Deutsche während des Krieges in 

Morde verwickelt waren, die aber spätestens 1975 verjährt gewesen wä-

ren. Durch Druck von aussen wie von innen kam es zu hitzigen, leiden-

schaftlichen Debatten über die Frage, ob diese Verjährung zu vertreten 

sei. Eine endgültige Entscheidung wurde immer wieder verschoben, da 

eine grosse Mehrheit mit Recht die Meinung vertrat, die Verjährung stelle 

einen der fortschrittlichsten Züge des deutschen Rechtswesens dar. Ein 
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junger Mann von 20 Jahren, der unter dem Druck der Ereignisse ein Ka-

pitalverbrechen begangen hatte, müsse mit 40 oder 50 nicht notwendiger-

weise dieselbe Persönlichkeitsstruktur wie damals haben. Und in den letz-

ten zwei Jahrzehnten hat sich bei vielen Strafprozessen gezeigt – von den 

Auschwitz- bis zu den Majdanek-Prozessen –, dass Personen, die in den 

frühen vierziger Jahren z.B. Gefangene terrorisiert oder ermordet hatten, 

zwanzig oder dreissig Jahre später brave und allgemein respektierte Bür-

ger geworden waren, die sich in vielen Fällen sogar für das Gemeinwesen 

sehr verdient gemacht hatten. 

Eine Erklärung für die Wandlung vom KZ-Schergen zum Biedermann 

lieferte im Jahre 1963 der amerikanische Psychologe Stanley Milgram mit 

einem inzwischen als klassisch geltenden Experiment: Milgram beabsich-

tigte, den Autoritätsgehorsam der Deutschen zu untersuchen, indem er 

Zufallskandidaten aufforderte, bei einem Lehrexperiment als «Lehrer» zu 

fungieren, der widerborstigen oder dummen Schülern durch Bestrafung 

den Lehrstoff «einbleut». 

Bevor Milgram nach Deutschland fuhr, veranstaltete er in seinem eigenen 

Institut einen Probelauf mit amerikanischen Kandidaten. Den «Lehrern», 

die nicht wussten, welche Rolle sie wirklich spielten, wurde vom Ver-

suchsleiter befohlen, Schüler, mit denen sie überhaupt nur über Lautspre-

cher Kontakt hatten, mittels Stromstössen bis zu 450 Volt zu besseren 

Lernleistungen zu bringen. Das Experiment, so sagte man den «Lehrern», 

sei für die Wissenschaft von besonderer Bedeutung, und deshalb müssten 

die Versuchspersonen auch Nachteile in Kauf nehmen. (Die «Schüler» 

hatten die Bestrafungen natürlich nicht wirklich zu erleiden, sie spielten 

den Schmerz nur, indem sie bei höheren Stromstössen immer lauter ins 

Mikrofon schrien.) 

Die Ergebnisse dieses Experiments in Amerika enthoben Milgram der 

Mühe, nach Deutschland zu reisen. Denn nicht weniger als 85% der ame-

rikanischen «Lehrer» waren bereit, faulen und dummen Schülern Strom-

stösse zu versetzen, fast die Hälfte von ihnen in sogar lebensgefährdenden 

Bereichen zwischen 200 und 450 Volt.11) 

D. Mantell vom Münchner Max-Planck-Institut wiederholte das Milg-

ram-Experiment 1970 mit deutschen «Lehrern» und kam zu den gleichen 

Ergebnissen: Unter autoritärem Druck, für ein «ideales Ziel» und wenn 

man sie von der Verantwortung befreit, ist fast die Hälfte der Menschen 
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bereit, anderen schwerste körperliche Schäden zuzufügen. Milgrams Fol-

gerung: Unbarmherzige Folterungen, Liquidierungen, Morde, wie es sie 

in deutschen KZs gab, sind kein speziell deutsches, sondern ein allgemein 

menschliches Problem; unter starkem Gehorsamsdruck und für ein Ideal 

wird auch der brave Normalbürger zum Handlanger der Mächtigen.12) 

Und so zielte man 1979 bei der Schlussdebatte des Bundestages über das 

Verjährungsgesetz nicht mehr ausdrücklich darauf ab, ehemalige NS-Ver-

brecher strafrechtlich zu verfolgen. Der Bundestag konnte Verjährungs-

fristen nur in Bezug auf Mord abschaffen. Und so können jetzt auch nur 

noch derartige NS-Verbrechen verfolgt werden.13) 

Aufgrund dieser neuen Lage wurde der Generalstaatsanwalt am Berliner 

Kammergericht von Gerhard Meyer, damals Justizsenator in Berlin, be-

auftragt, gegen ehemalige VGH-Angehörige zu ermitteln, gegen Berufs-

richter und ehrenamtliche Richter – da eine Entscheidung des Bundesge-

richtshofes die ehrenamtlichen Richter den Berufsrichtern gleichgestellt 

hatte.14) Die deutsche Justiz, wahrscheinlich das Organ, das am wenigsten 

durch Eingriffe der westlichen Alliierten in das deutsche Staatsgefüge be-

troffen war, versucht nun einen Akt der «Selbstreinigung». Die Ermitt-

lungen werden vom Staatsanwalt am Berliner Landgericht I geführt. Man 

ermittelt gegen 11 Richter, 48 Staatsanwälte und 15 ehrenamtliche Rich-

ter wegen Mordes. Sie sind alle zwischen 1888 und 1913 geboren und 

befinden sich also in einem Alter, das jede Bestrafung absurd erscheinen 

lässt.15) 

Bis Ende 1965 ermittelten die Behörden der Bundesrepublik in 61‘716 

Fällen wegen NS-Verbrechen. Davon wurden 6‘115 Fälle durch Gerichte 

der Bundesrepublik abgeurteilt.16) Doch darunter befand sich kein einzi-

ger Berufs- oder ehrenamtlicher Richter, kein einziger Staatsanwalt. 

Nur gegen einen einzigen Richter wurde ermittelt – gegen Kammerge-

richtsrat Hans-Joachim Rehse, einen VGH-Richter in Freislers (seit 1942) 

Erstem Senat von 1941 bis 1945. Die Ermittlungen gegen ihn hatten 1962 

begonnen. 1964 zeigte Dr. Robert Kempner-ehemals preussischer Beam-

ter, der 1933 emigrierte und nach 1945 zunächst als stellvertretender ame-

rikanischer Ankläger und dann als Chefankläger in mehreren Nürnberger 

Prozessen agierte und seit seiner Rückkehr nach Deutschland als Anwalt 
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in Frankfurt/Main tätig ist – beim Landgericht Berlin offiziell all jene 

Richter an, die in die Verhandlungen gegen den Verschwörerkreis vom 

20. Juli 1944 verwickelt waren. Auch Rehse wurde in diesem Zusammen-

hang angezeigt. Er hatte an mindestens 373 Urteilen des VGH mitgewirkt, 

darunter an 231 Todesurteilen. Das Berliner Landgericht stellte Rehse 

1967 wegen sieben dieser Todesurteile unter Anklage. Er wurde beschul-

digt, 1943 und 1944 aus niedrigen Motiven in sieben Fällen den Tod 

dreier Menschen verursacht und versucht zu haben, vier weitere in den 

Tod zu schicken, indem er als Berufsrichter des VGH für die Todesstrafen 

gestimmt hatte.17) 

In einem Geschworenenprozess, der am 3. Juli 1967 in Berlin stattfand, 

wurde der damals 64jährige Rehse in drei Fällen der Beihilfe zum Mord 

und in vier Fällen der Beihilfe zum versuchten Mord für schuldig befun-

den. Man verurteilte ihn zu fünf Jahren Zuchthaus.18) Der Bundesgerichts-

hof hob am 30. April 1968 dieses Urteil auf und verwies die Sache an das 

Landgericht Berlin zurück.19) Die Argumentation des Bundesgerichtsho-

fes warf die Frage auf, ob Rehse als Täter bestraft werden sollte oder ob 

er nur Gehilfe gewesen sei. Als Mitglied eines Gerichtshofes, der auf Kol-

legialität basierte, sei Rehse nicht Gehilfe gewesen, sondern Täter. Daraus 

ergebe sich, dass der Angeklagte nur bestraft werden könne, wenn er 

selbst aus niedrigen Beweggründen für die Todesstrafe gestimmt hätte. 

Das Gericht habe irrigerweise angenommen, dass es nur auf die Motive 

Freislers angekommen sei und auf die Frage, ob der Angeklagte diese ge-

kannt habe. In einer erneuten Verhandlung vor dem Landgericht Berlin 

wurde Rehse am 6. Dezember 1968 freigesprochen. Der Staatsanwalt 

legte Revision ein, doch in der Zwischenzeit starb Rehse.20) 

Natürlich erscheint es problematisch, Prozesse gegen die Juristen zu for-

dern, die die Verschwörer vom 20. Juli 1944 und deren Sympathisanten 

verurteilten. In jedem anderen Land der Welt wären die Urteile in Kriegs-

zeiten ähnlich ausgefallen, unabhängig vom Charakter oder von Verbre-

chen des Regimes. Immerhin war Hitler legal an die Macht gekommen, 

und die Mehrheit des Reichstages hatte ihn mit diktatorischen Vollmach-

ten ausgestattet, wohl wissend, dass dies das Ende des Systems bedeuten 

würde, das seit 1919 bestand. Hitler wurde vom deutschen Volk unter-

stützt. Wäre dies nicht der Fall gewesen, hätte nicht die Wehrmacht Hit- 
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lers Politik und seine Ziele zum Grossteil gebilligt, dann hätte Deutsch-

land seinen Machtbereich wohl kaum vom Nordkap bis Nordafrika, vom 

Atlantik bis zum Don ausdehnen können. Dass die Mehrheit der deut-

schen Bevölkerung unmittelbar nach dem fehlgeschlagenen Attentat im-

mer noch hinter Hitler stand, ist bereits hinreichend dokumentiert worden. 

Am 12. März 1971 wurden die Ermittlungen gegen diejenigen, die auf der 

Ankläger- und Richterseite an den Prozessen im Zusammenhang mit dem 

20. Juli 1944 beteiligt waren, offiziell beendet. Denn Rehses Freispruch 

hatte alle weiteren Aktionen blockiert. In der offiziellen Begründung für 

die Einstellung der Ermittlungen hiess es: «Die Erkenntnisse aus dem 

Strafverfahren gegen den verstorbenen ehemaligen Beisitzer im Ersten 

Senat des Volksgerichtshofes Rehse – sowie aus anderen Ermittlungsver-

fahren gegen Richter und Staatsanwälte beim damaligen Volksgerichts-

hof-haben gezeigt, dass es auch bei offenkundig unmenschlichen Todes-

urteilen ... nicht mehr gelingt, die Einlassung der Beschuldigten zu wider-

legen, sie seien von der Schuld des Angeklagten und von der Richtigkeit 

ihres Urteils überzeugt gewesen.»21) 

Es ist praktisch unmöglich, das Argument zu widerlegen, dass die Richter, 

ehrenamtliche Richter und Staatsanwälte des VGH von der Richtigkeit 

ihres Tuns überzeugt waren. Die VGH-Richter haben zweifellos nach 

«geltendem Recht» geurteilt, ob immer nach «bestem Wissen und Gewis-

sen», sei dahingestellt. Denn dieses von der NS-Justiz diktierte Recht war 

so grausam und menschenverachtend, dass es in vielen Fällen in offen-

sichtlichem Widerspruch zu dem stets und immer gültigen – aber selbst 

heutzutage immer noch wenig beachteten – wenn auch ungeschriebenen 

Naturrecht der Menschen stand. Einen Feindsender abzuhören, einen po-

litischen Witz zu erzählen, der die Autorität Hitlers und seiner Paladine 

ironisierte, aber praktisch nicht schmälern konnte, Zweifel am siegreichen 

Ende des Krieges zu äussern – alles das war für viele Menschen dieser 

Zeit so selbstverständlich, dass die darauf stehenden Zuchthaus- und To-

desstrafen vom heutigen rechtlich Denkenden nur noch als gesetzliches 

Unrecht empfunden werden. Dabei aber lässt der heutige Zeitgenosse die 

Tatsache ausser Acht, dass das «Trauma von 1918», «der Dolchstoss», 

schwer auf vielen Vertretern jener Generation lastete. Nichtsdestoweniger 
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empfanden auch viele der damaligen Zeitgenossen die Strafpraxis des 

VGH als überzogen. Dass diese aber wiederum damals von vielen bejaht 

wurde, dass es so etwas wie das von den Nationalsozialisten immer wie-

der zur Rechtfertigung ihrer Grausamkeiten beschworene «gesunde 

Volksempfinden» tatsächlich gab, beweist das bereits aufgewiesene 

Missverhältnis zwischen der Anzahl der Denunzierungen einerseits und 

den ausgeführten Ermittlungen und Verurteilungen andererseits. Nach 

heutigem Rechtsempfinden machten sich die VGH-Richter deshalb 

schuldig, weil sie die vom Gesetz vorgesehene Alternative zur Todes-

strafe, die Bestrafung durch Zuchthaus, nur in ungefähr gleichem Zahlen-

verhältnis wahrnahmen. Freisler und seine Kollegen am Volksgerichtshof 

richteten primär, wie sie es der Staatsführung schuldig zu sein glaubten, 

und erst sekundär nach Recht und Gewissen. Das Recht, das sie sprachen, 

diente objektiv dem nationalsozialistischen Staat, subjektiv jedoch mögen 

sie durchaus im Glauben an das «deutsche Volk» gehandelt haben. Wie 

uns die Geschichte zeigt, ist Recht und Unrecht oft eine Frage des Datums 

und der politischen Konstellation. Wenn der Präsident des Bundesge-

richtshofes Pfeiffer kürzlich in einem Interview davon sprach, dass es 

nicht schwierig sei, VGH-Richtern eine Rechtsbeugung nachzuweisen 

und sie wegen einer «Ausnutzung gesetzlicher Formen zur widerrechtli-

chen Tötung» zu verurteilen, so mag er damit mit dem Wissen und 

Rechtsbewusstsein unserer Zeit durchaus rechthaben, nicht aber nach den 

bis 1945 geltenden rechtlichen Massstäben, deren Basis, worauf schon 

des Öfteren in diesen Seiten hingewiesen worden ist, 1933 parlamenta-

risch «abgesegnet» wurde über das Ermächtigungsgesetz, obwohl Hitler 

im Programm der NSDAP, in seinen Ansprachen vor dem Reichsgericht 

in Leipzig und selbst in seiner Ansprache, mit der er den Entwurf des 

Ermächtigungsgesetzes im Reichstag vorlegte, auch nicht den geringsten 

Zweifel daran liess, wie er sich eine Verschärfung der Rechtssprechung 

in Hoch- und Landesverratsvergehen vorstellte. 

Noch weniger trifft Pfeiffers Feststellung auf die Köpfe der Verschwö-

rung vom 20. Juli 1944 zu. Sie, die verhinderten Tyrannenmörder, hätten 

im Gegensatz zu ihren mehr oder weniger involvierten Helfern und Mit-

wissern vor keinem Gericht der Welt eine mildere Bestrafung erwarten 

können. Vor dem Volksgerichtshof allein schon deshalb nicht, weil die 

512 



meisten NS-Richter die Niederlage von 1918 miterlebt hatten und dem 

psychischen Druck des angeblichen Dolchstosses gegen das im Felde un-

besiegte Heer unterlagen. In diesem Punkt jedenfalls wäre es schwer, den 

heute noch lebenden Richtern eine Rechtsbeugung nachzuweisen. Ande-

res gilt scheinbar für die Fälle, bei denen der Volksgerichtshof während 

der Kriegszeit Angehörige anderer Völker verurteilte, die man nach deut-

schen Rechtsnormen und Wertvorstellungen, die ihnen fremd waren, hin-

richtete. Und selbst diese Feststellung, einmal gemacht, bedarf des weite-

ren Nachdenkens und somit der Qualifizierung. Inwieweit der «Kriegs-

notstand» und das «Besatzungsrecht» hier eine entscheidende Rolle spiel-

ten, wird nur bei der Untersuchung eines jeden einzelnen Falles zutage 

treten. Abgesehen davon wird dieses Argument durch Siegertribunale 

nach 1945 relativiert, denn die z.B. in den Kriegsverbrecherprozessen der 

Alliierten Verurteilten wurden auch hingerichtet nach einem Prozessver-

fahren, nach Rechtsnormen und Wertvorstellungen, die ihnen zum Teil 

fremd waren. 

Am 18. März 1979 versuchte Kempner trotz allem noch einmal, die an 

den 20.-Juli-Prozessen beteiligten Richter und Staatsanwälte vor Gericht 

zu bringen. Er stützte seine Forderung nach Ermittlungen auf einen Film 

von der ersten Verhandlung vor dem VGH im August 1944, betitelt «Ver-

räter vor dem Volksgerichtshof», der im Auftrag des Reichspropagan-

daministeriums gedreht worden war und den die Öffentlichkeit nur aus-

zugsweise in Wochenschauen zu sehen bekam.22) Doch die Berliner 

Staatsanwaltschaft stellte die Ermittlungen am 26. Juni 1979 mit der Be-

gründung ein, dass der Film kein neues Beweismaterial enthalte. Der Film 

zeige, dass Freisler, abgesehen von den Angeklagten, die einzige agie-

rende Person im Verlauf der Verhandlung gewesen sei. Weder die beisit-

zenden Richter noch der Oberreichsanwalt hätten irgendwelche Regungen 

erkennen lassen; und deshalb sei ihre innere Einstellung aufgrund dieses 

Filmmaterials nicht feststellbar.23) 

Gerhard Meyer, der ehemalige Justizsenator von Berlin, erklärte, dass das 

Rehse-Urteil vom 30. April 1968 in Bezug auf die Einschätzung des VGH 

als ordentliches Gericht an der historischen Wahrheit vorbeigehe, ohne 

allerdings zu sagen, was die historische Wahrheit sei. Hitler hatte in 

«Mein Kampf» seine Einstellung zu verräterischen Umtrieben und der Art 

und Weise, wie die Nationalsozialisten in solchen Fällen verfahren wür- 
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den, ganz klar zum Ausdruck gebracht. 1930 hatte er vor den Richtern des 

Reichsgerichts öffentlich angekündigt, dass ein Staatsgerichtshof gegrün-

det werden würde, wenn die NSDAP an die Macht käme, ein Staatsge-

richtshof, der sich mit den «Novemberverbrechern» befassen werde, und 

dass dann «Köpfe rollen» würden. Und obwohl ein demokratisch gewähl-

ter Reichstag das alles wusste, erteilte er Hitler – um es noch einmal zu 

betonen – diktatorische Vollmachten. Demzufolge war die Gründung des 

VGH rechtmässig; er war ein ordentliches Gericht.24) 

Meyer argumentierte weiterhin, dass die Urteile der obersten Gerichts-

höfe dem Wechsel der Zeiten und Geisteshaltungen unterworfen seien 

und dass es auch heute ein verändertes Geschichtsbild gebe.25) Wenn die-

ser Standpunkt richtig überdacht wird, so muss man feststellen, dass der 

Berliner Justizsenator damit im Prinzip einen ähnlichen Rechtspositivis-

mus vertritt wie Freisler, denn er überträgt die Standpunkte und Wert-

massstäbe der siebziger und achtziger Jahre auf eine Zeit, in der nicht nur 

auf dem juristischen Sektor, sondern im gesamten Spektrum des deut-

schen Volkes andere Ansichten vertreten wurden und andere Wertmass-

stäbe galten als heute. Er beurteilt die Ära von 1933 bis 1945 nicht in 

ihren eigenen Zusammenhängen, sondern betrachtet das Recht, wie 

Freisler, als «organisches» Instrument. 

Der Bundesgerichtshof war in diesem Fall vorsichtiger, als er 1968 fest-

stellte, das Verhalten des VGH habe in einzelnen Fällen nichts mit einer 

ordentlichen Gerichtsbarkeit zu tun gehabt. «Es habe sich vielmehr um 

eine Ausnutzung gerichtlicher Formen zur widerrechtlichen Tötung ge-

handelt. Eine derartige Rechtsanwendung habe nur noch der Vernichtung 

des politischen Gegners gedient und ihr wahres Wesen als Terrorinstru-

ment enthüllt.»26) 

Die Forderungen des Nationalsozialismus waren total, eine weitere Tat-

sache, die schon vor 1933 wohlbekannt gewesen war; und deshalb durfte 

es niemanden überraschen, dass diese totalen Forderungen nach 1933 bis 

zum Kriegsausbruch allmählich – und im Krieg dann sehr rasch – ver-

wirklicht wurden. 

Schon am 7. Dezember 1956 entschied der Bundesgerichtshof, dass ein 

Richter nur dann wegen Mordes belangt werden könne, wenn er vorsätz-

lich das Recht gebeugt habe – mit anderen Worten, ein Richter könne nur 
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bestraft werden, wenn man ihm nachweise, dass er tatsächlich überzeugt 

gewesen sei, die Anwendung einer bestimmten Rechtsnorm sei rechts-

widrig.27) Diese Ansicht führte zu einer absurden Situation, in der zum 

Beispiel Angehörige der SD-Einsatzgruppen, die Juden getötet hatten, 

wegen Mordes strafrechtlich verfolgt werden konnten, die Richter, die das 

Recht willentlich gebeugt hatten, aber nicht, weil es praktisch unmöglich 

war, ihnen nachzuweisen, dass sie dies subjektiv beabsichtigt hätten. 

Um die zitierte Ansicht des Bundesgerichtshofes zu umgehen, wurde der 

Paragraph 336 des StGB neu formuliert, und seit 1975 reicht der «be-

dingte Vorsatz» aus.28) Aber die Anwendung dieses Paragraphen hängt 

letztlich davon ab, ob der VGH im Sinne des Gerichtsverfassungsgesetzes 

(GVG) ein ordentliches Gericht war. Während der Bundesgerichtshof 

feststellte, der VGH sei ein ordentliches Gericht gewesen, erklärte die 

Berliner Staatsanwaltschaft, die Richter des VGH seien keine unabhängi-

gen, nur dem Gesetz verantwortlichen Richter gewesen. 

Der VGH war in der Tat ein eindeutig politischer Gerichtshof; die Rolle 

der Richter war von Thierack und Freisler oft genug definiert worden. 

Aber auch hier muss man wieder betonen, dass jeder über die Absicht der 

nationalsozialistischen Bewegung Bescheid wusste oder sich darüber in-

formieren konnte, dass sie, sobald sie die Macht ergriffen hätte, ein sol-

ches Gericht gründen wollte, und dass der Nationalsozialismus nicht nur 

eine politische Partei war, die an die Macht kommen wollte, sondern eine 

Bewegung, die auf die totale Neugestaltung und Neuorientierung des 

deutschen Volkes in allen Bereichen des nationalen und individuellen Le-

bens abzielte. Dass dies auch für das Rechtswesen der Nation galt, war 

offensichtlich. Trotz dieses Wissens wurde die Bewegung mit absoluten 

Machtbefugnissen ausgestattet, obwohl es ebenfalls bekannt war, dass die 

Nationalsozialisten jene Nicht-Nationalsozialisten, die für die Ermächti-

gung gestimmt hatten, ausschalten würden. Der Nationalsozialismus hatte 

von Anfang an ein neues Recht gefordert, eine Gesetzgebung, die zu ei-

nem Strafrecht führen sollte, das sich grundlegend von den bis dahin gül-

tigen Rechtsnormen unterschied. In diesem Sinn war Hans Frank von 

1922 bis 1943 unablässig aktiv gewesen. 

Im Grunde ist der VGH aus drei Wurzeln entstanden – erstens aus der na- 
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tionalsozialistischen Forderung nach einem neuen «Germanischen 

Recht», zweitens aus der Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze 

von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 und, damit verbunden, der 

Weigerung des Reichsgerichts, im streng nationalsozialistischen Sinne zu 

handeln, und drittens aus dem Ermächtigungsgesetz vom März 1933. Von 

da an, übrigens auch schon vorher, machten die Nationalsozialisten kei-

nen Hehl aus der Tatsache, dass der VGH im Prinzip ein politischer Ge-

richtshof und Hitler direkt unterstellt sei. Den ersten Schritt, um höchst-

richterliche Verantwortung zu übernehmen und oberster Richter des Vol-

kes zu werden, hatte Hitler während des «Röhm-Putsches» getan – zu ei-

nem Zeitpunkt, als Hindenburg noch lebte. Obwohl der alte kaiserliche 

Feldmarschall bereits auf dem Sterbebett lag, wurde von seiner unmittel-

baren Umgebung, zum Beispiel seinem Sohn Oskar von Hindenburg, 

nichts unternommen, um den alten Präsidenten zur Unterzeichnung eines 

Dokuments zu veranlassen, das Hitlers Ansprüchen entgegengewirkt 

hätte. Im Gegenteil, Hitler erhielt von Hindenburg ein Danktelegramm. 

Man war allgemein froh, den «SA-Pöbel» unter Kontrolle zu haben und 

zu einem normalen, geordneten Leben zurückkehren zu können. Acht 

Jahre später kam Hitler in seinem Streben nach Totalitarismus um einen 

grossen Schritt weiter, in dem er die höchste richterliche Gewalt formell 

für sich beanspruchte.29) 

Im Rahmen der nationalsozialistischen Ideologie und Praxis war der 

VGH ein ordentlich konstituierter Gerichtshof – die Verwirklichung eini-

ger Punkte des NSDAP-Programms und Hitlers Absichten waren schon 

lange vor der Machtübernahme angekündigt worden. Dass der VGH als 

rechtswidriger Gerichtshof angegriffen wurde und wird, ist vor allem auf 

die Niederlage des Nationalsozialismus zurückzuführen. Der bedeutend-

ste Verbündete der westlichen Alliierten, die Sowjetunion, hat ihr Rechts-

system auf Prinzipien aufgebaut, die sie als Marxismus-Leninismus be-

zeichnet, und dessen erste, ausdrücklich erklärte Aufgabe es war, ganze 

Gesellschaftsschichten zu vernichten.30) Im Jahre 1987 sind die sowjeti-

schen Gerichte – wie auch die Gerichte in den Ländern des sowjetischen 

Machtbereichs – ebenso politische Gerichtshöfe, wie sie es schon seit der 

Oktoberrevolution von 1918 sind. Der wesentliche Unterschied zwischen 

dem Kommunismus und dem Nationalsozialismus besteht darin, dass der 
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erstere den Krieg gewonnen und der letztere den Krieg verloren hat. 

Deshalb ist die Sowjetunion heute, trotz ihrer inhumanen und ausdrück-

lich politischen Justiz, immer noch eine Grossmacht, die auf den Ebenen 

der internationalen Politik, der Kultur, des internationalen Handels und 

des Sports respektiert und hofiert wird. Dieses Argument soll die Tätig-

keit des VGH nicht rechtfertigen, sondern sie nur in die richtige Perspek-

tive rücken, so unangenehm dies auch anmuten mag. 

Die Urteile des VGH, besonders nach Ausbruch des Krieges, waren un-

menschlich, um es milde auszudrücken; doch hinter den Männern, die auf 

der Richterbank sassen, standen nicht nur Franz Gürtner, Georg Thierack 

und Adolf Hitler, sondern da war auch noch das Gespenst von 1918, das 

sich unablässig drohend am Horizont abzeichnete. Dies schien fast jede 

Massnahme und jedes Urteil zu rechtfertigen, vor allem als das Kriegs-

glück Deutschland langsam verliess. Die Periode der Radikalisierung des 

VGH kann, wenn auch mit Einschränkung, als «Freisler-Ara» zusammen-

gefasst werden, personifiziert in einem Mann, der im Privatleben rück-

sichtsvoll und hilfsbereit war, gelegentlich sogar als Richter, in einem 

Mann, der ein untadeliges Privatleben führte und keinen jener Charakter-

züge erkennen liess, die viele NSDAP-Funktionäre zum Bonzentum führ-

ten. Er war absolut integer. Aber er war auch, wie bereits erwähnt, Natio-

nalsozialist aus tiefster Überzeugung. Sogar während der Prozesse gegen 

die Verschwörer vom 20. Juli 1944 erklärte er in einem Privatbrief, für 

den Fall, dass Deutschland siegen oder dass der Kampf unentschieden 

ausgehen und die NSDAP intakt bleiben würde, müsste es deren erste 

Aufgabe sein, sich einem Selbstreinigungsprozess zu unterziehen. Sie 

müsste sich von allen unreinen Elementen befreien, von den Parasiten in 

der Bewegung, die ihren alten Idealismus dem goldenen Kalb geopfert 

hätten. Nur eine auf diese Weise gesäuberte Bewegung könne den Idea-

lismus und die Dynamik entwickeln, die sie in ihrer Anfangsphase geprägt 

hätten, einen Idealismus und eine Dynamik, die nötig seien, um die Neue 

Ordnung in Europa auf feste Grundmauern zu stellen oder zumindest um 

jeden Deutschen mit ihrem Geist zu erfüllen. Dann werde es nicht mehr 

die Aufgabe des VGH sein, Verräter zu verfolgen, sondern Hüter und 

Wächter der neuen nationalsozialistischen Moral zu sein.31) 
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Freislers Tod im Februar 1945 war in mancher Hinsicht ein Unglücksfall 

– erstens, weil er ein Mann war, der sich vor Gericht seiner Verantwor-

tung vermutlich nicht entzogen hätte und zweitens, was noch wichtiger 

ist, weil er seinen Kollegen dann nicht die bequeme Möglichkeit geboten 

hätte, alle Schuld auf seinen Rücken abzuwälzen, und weil die wahren 

Dimensionen der Rolle, die er in der deutschen Justiz im Allgemeinen 

und am VGH im Besonderen gespielt hatte, leichter einzuschätzen wären. 

Stattdessen brauchten viele seiner ehemaligen Kollegen keine Rechen-

schaft für ihre Vergangenheit abzulegen und konnten im Justizwesen der 

Bundesrepublik Weiterarbeiten, wenngleich die meisten inzwischen ge-

storben oder in den Ruhestand getreten sind. Heute steht keiner dieser 

Männer mehr im Staatsdienst. Die Abschaffung der Verjährung für Mord 

im Jahre 1979 hat es ermöglicht, eine kleine Restgruppe von 74 Personen 

strafrechtlich zu verfolgen, die mittlerweile zweifellos zum Teil gestor-

ben sind. Ob Prozesse gegen Männer, deren jüngster 69 und deren ältester 

94 ist, wie Meyer behauptet, «schon deshalb erforderlich» seien, «um eine 

pauschale, unterschiedslose moralische Verurteilung aller ehemaligen 

Angehörigen am VGH zu vermeiden», erscheint mehr als zweifelhaft.32) 

Meyer fügt hinzu: «Zwar werden viele sagen, lasst doch die Vergangen-

heit ruhen. Ich meine, die Vergangenheit darf nicht ruhen, solange Un-

recht das ‚im Namen des deutschen Volkes’ gesprochen wurde, nicht of-

fengelegt und soweit als möglich gesühnt wurde.»33‚ 

Das Thema der Strafverfolgung ehemaliger VGH-Richter verursachte 

weitere Kontroversen, als im Herbst 1982 ein Dokumentarfilm über die 

Scholls und ihre Komplizen gezeigt wurde, an dessen Ende die Erklärung 

eingeblendet wurde: «Nach Auffassung des Bundesgerichtshofes waren 

die Paragraphen, nach denen Widerstandskämpfer wie die Weisse Rose 

verurteilt wurden, kein Bestandteil des NS-Terrorsystems, sondern gel-

tendes Recht.»34) Niemand anders als der Sohn eines der Opfer, Michael 

Probst, protestierte gegen die Schlussfolgerung, die sich aus diesem Satz 

ziehen lässt, nämlich dass die Bundesrepublik mit dem Dritten Reich 

identisch sei; und er ersuchte die Produzenten, diesen Satz herauszu-

schneiden. 35) 

Doch die Produzenten des Filmes konnten sich auf ein Grundsatzurteil  
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des Bundesgerichtshofes vom 19. Juni 1956 stützen, das besagte: «Einem 

Richter, der damals einen Widerstandskämpfer wegen seiner Tätigkeit in 

der Widerstandsbewegung abzuurteilen hatte und ihn in einem einwand-

freien Verfahren für überführt erachtete, kann heute in strafrechtlicher 

Hinsicht kein Vorwurf gemacht werden, wenn er angesichts der Unter-

worfenheit unter die damaligen Gesetze glaubte, ihn des Hoch- oder Lan-

desverrats schuldig zu erkennen und deswegen zum Tode verurteilen zu 

müssen ... Die Widerstandskämpfer hatten nach dem geltenden Recht und 

in ihrer rechtlichen Wirksamkeit an sich nicht bestreitbaren Gesetzen die 

Merkmale des Landesverrats, mindestens teilweise auch des Hochverrats 

verwirklicht ...»36) 

Deshalb änderten die Produzenten ihre Erklärung am Ende des Films und 

erweiterten sie provokativ auf sechs Punkte: 

 

«1. Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs waren die Paragraphen, 

nach denen Widerstandskämpfer wie die ‚Weisse Rose’ verurteilt 

wurden, kein Bestandteil des NS-Terrorsystems, sondern geltendes 

Recht. 

2. Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs haben Widerstandskämp-

fer wie die ‚Weisse Rose’ objektiv gegen diese damals geltenden Ge-

setze verstossen. 

3. Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs war ein Richter am Volks-

gerichtshof, der Widerstandskämpfer wie die der ‚Weissen Rose’ 

verurteilte, diesen damals geltenden Gesetzen unterworfen. 

4. Nach Auffassung des Bundesgerichtshofes konnte Widerstands-

kämpfern wie der ‚Weissen Rose’ dennoch strafrechtlich kein Vor-

wurf gemacht werden, wenn sie in der Absicht, ihrem Land zu helfen, 

gegen diese damals geltenden Gesetze verstossen haben. 

5. Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs kann aber ‚einem Richter, 

der damals einen Widerstandskämpfer in einem einwandfreien Ver-

fahren für überführt erachtet, heute in strafrechtlicher Hinsicht kein 

Vorwurf gemacht werden, wenn er angesichts der damaligen Gesetze 

glaubte, ihn zum Tode verurteilen zu müssens 

6. Bislang hat noch keine Bundesregierung sich dazu entschliessen 

können, sämtliche Urteile des Volksgerichtshofs per Gesetz zu an-

nullieren.»37) 
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Im Dezember 1982 erreichte das Thema die Regierungsebene, als das Ju-

stizministerium den Antrag auf eine allgemeine Annullierung aller VGH-

Urteile ablehnte.38) 

Auf Antrag der SPD, unterstützt von den «Grünen», befasste sich der 

Bundestag in seiner Sitzung vom 13. Oktober 1983 erneut mit der Forde-

rung, die Urteile des Volksgerichtshofes von Anfang an für nichtig zu er-

klären. Sprecher der CDU wiesen darauf hin, dass durch die bereits er-

wähnte Proklamation Nr. 3 des Alliierten Kontrollrats vom 20. Oktober 

1945 dies bereits erfolgt sei, in der es heisst, dass Verurteilungen «die 

unter dem Hitler-Regime aus politischen, rassischen oder religiösen 

Gründen» ausgesprochen worden seien, aufgehoben werden müssten, ein 

Gesetzgebungsantrag, der dann auch in den westlichen Besatzungszonen, 

einschliesslich Gross-Berlin, ausgeführt wurde. Im Fall der «Weissen 

Rose» wurden in Bayern bereits am 28. Mai 1946 die Urteile aufgehoben, 

und zwar auf Grund des Gesetzes Nr. 21 der amerikanischen Militärre-

gierung desselben Datums. Ferner sei in der Strafkartei der Bundesrepu-

blik kein einziges Urteil des Volksgerichtshofes mehr registriert. Bundes-

justizminister Hans A. Engelhard führte aus: «Ich halte es für ganz be-

zeichnend, dass die zum Teil ja zu Recht sehr engagiert geführten Debat-

ten der letzten Monate nicht ein einziges noch gültiges Volksgerichtsur-

teil zutage gefördert haben. Das wird man hier in diesem Zusammenhang 

– nicht nur zur Selbstberuhigung, aber um einfach der Wahrheit die Ehre 

zu geben – erwähnen müssen ... Folgt man dem Grundgesetz, so erübrigt 

sich eigentlich der Antrag der SPD-Fraktion. Art. 139 und die damit über-

nommenen Befreiungsverordnungen und –gesetze der Alliierten nach 

dem Kriege erklären diese Terrorurteile für null und nichtig.»39) Nichts-

destoweniger erklärte der Bundestag am 25. Januar 1985 einstimmig alle 

Urteile des ehemaligen Volksgerichtshofes für ungültig40) – ein wider-

rechtlicher und zudem äusserst gefährlicher Präzedenzfall, denn diese 

Entscheidung bedeutet einen Bruch mit dem Prinzip der Gewaltenteilung, 

auf dem jede liberale Demokratie beruht. Innerhalb des verfassungs-

mässig Zulässigen wäre es dem Bundestag nur erlaubt gewesen, den Bun-

desverwaltungsgerichtshof anzurufen, um die – soweit noch vorhandenen 

– Urteilssprüche des Volksgerichtshofes einer Überprüfung zu unterwer-

fen und jeden Fall für sich selbst zu entscheiden. Dies wäre zwar eine  

520 



äusserst aufwendige und erschöpfende Prozedur gewesen, aber rechtlich 

die einzig unanfechtbare. Das Justizwesen, wichtiger noch, die Gerech-

tigkeit, ist zu keiner Zeit eine Billigware gewesen. Wurde sie zur solchen 

reduziert, ergab und ergibt sich unvermeidlich eine Problematik, wie sie 

sich in dieser Untersuchung widergespiegelt hat. Auch die inzwischen er-

folgte Einstellung der Verfahren ist nur ein billiger Ausweg. Aber in sol-

chen Verhandlungen würden Enkel gegen ihre Grossväter verhandeln. 

Dass solche Verhandlungen einen hohen erzieherischen Wert hätten, ist 

bestenfalls ein spekulatives Argument. Immerhin ist so viel über das 

Dritte Reich bekannt, dass jeder, der sich darüber informieren will, die 

Möglichkeit dazu hat. Jedoch derartige Prozesse und das Bestreben, Taten 

zu bestrafen, die vierzig Jahre und länger zurückliegen, erscheinen zumin-

dest dem Autor pervers und als ein typisches Beispiel für jene Geisteshal-

tung, die die Times als «fortgesetztes Festival der Zerknirschung» und als 

«öffentlichen Geisselungsakt» bezeichnet hat.41) Der VGH ist ein Fall für 

die Wissenschaft, jedoch nicht mehr für die Justiz. 
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Anhang

Berufsrichter am VGH

Anklagevertreter am VGH

Ehrenamtliche Richter am VGH

Verzeichnis der im Geschäftsbereich des Reichsjustizministeriums, Ab­
teilung Österreich, bestellten Ermittlungsrichter beim Volksgerichtshof

(Quelle: BDC)

Berufsrichter am VGH

Name geb.l 
]
Funktion bzw. Pg seit Pg-Nr.
<ang

Albrecht, Dr. Kurt 12.85 Senatspräs. 1. 5.33 2655431
Bruner, 1.75 Senatspräs. unbekannt
Crohne, Dr. Wilhelm 14.4.80 Vizepräs. 1. 9.32 1331607
Dengler, Dr. Friedrich 8.78 Landger.rat 1. 5.33 3409732
Diescher, 4.94 Volksger.rat unbekannt
Duve, Hans 1.02 Volksger.rat 1. 5.33 3551972
Engert, Dr. Karl 23.10.77 Vizepräs. 2. 3.27 57331
Falckenberg, Dr. 12.8.89 Landger.dir. 5827205
Fikeis, Dr. Franz 
Granzow 4.77

Oberlandger.rat
Kammergerrat unbekannt

Grendel, Dr. 4.12.02 Oberlandger.rat 1. 5.37 5975352
Greulich, Dr. Hermann 8.90 Volksger.rat 1. 5.33 2592982
Großpietsch, Dr. Max 31.3.11 Oberlandger.rat 1. 5.38 6199944
Hartmann, Walter 2.87 Senatspräs. 1. 5.33 2448112
Haumann, 9.02 Oberlandger. rat unbekannt
Heider, Hermann 4.01 Landger.dir. 1. 5.33 1666250
Hörner, 8.75 Volksger.rat unbekannt
Illner, Dr. 5.04 Volksger.rat unbekannt
Jenne, Ernst 9.79 Volksger.rat 1.12.30 385835
Jezek, Dr. 3.13 Amtger.rat 1.11.38 6783481
Klein, Dr. Peter 9.90 Landger.dir. 1.11.35 6916839
Köhler, Dr. Alfred 1.10.83 Senatspräs. 5.34 3270104
Köhler, Dr. Emil 25.2.84 Kammergerrat unbekannt
Köhler, Dr. Johannes 8. 3.97 Volksger.rat 1. 5.37 4961646
Ladewig, Dr. Karl 7.96 Landger.rat 1. 5.33 2649660
Lämmle, Paul 9.92 Volksger.rat unbekannt
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Lenhardt, Dr. Gerd 17. 6.98 Landger.dir. 1. 4.33 1703209
Lob, Dr.
Lochmann, Dr.
Löhmann, Dr. Günther 10.86

Landger.rat 
Landger.dir 
Volksger.rat

unbekannt 
unbekannt 
1. 5.33 1866712

Lorenz, Dr. Hans 8.06 Landger.dir. 1. 5.33 3599175
Luger, 10.91 Landger.rat unbekannt
Markart, Dr. Erich 21.10.93 Kammerger.rat unbekannt
Merten, Dr. Johannes 9.90 Volksger.rat unbekannt
Merten, Dr. Kurt 9.97 Volksger.rat unbekannt
Mittendorff, 3.93 Landger.dir. 1. 5.33 2658484
Mörner, Hans 2.98 Volksger.rat 1. 5.33 2673666
Müller, Hans 
Münstermann,

7.88
9.98 Landger.dir.

unbekannt 
unbekannt

Dr. Wolfgang 
Nebelung, Günther 24.3.96 Senatspräs.

unbekannt
1. 1.28 74371

Noetzold, Herbert 7.02 Landger.rat unbekannt
Preußner, Heinz 10.00 Landger.dir. 1. 3.32 962421
Prietzschk, Hans 12.00 Kammerger.rat 1. 7.40 8157986
Raszat, Dr. Wilhelm 11.98 Landger.dir. 1. 4.33 1734252
Rehn, Dr.
Rehse, Hans-Joachim 9.02

Präsident
Kammerger.rat 1. 5.33 2 768045

Reimers, Dr. Paul 4.2.02 Kammerger.rat 1. 5.33 2817533
Rinke, 
Schaad, Dr. 
Schauwerker, Erik

7.88
8.8.81

Landger.rat

Landger.dir.

unbekannt 
unbekannt 
unbekannt

Schiller, Dr. Franz 7.73 Amtsger.rat unbekannt
Schiemann, Dr. Erich 5.97 Landger.dir. 1. 5.33 2021465
Schlüter, Dr. Franz 4.07 Amtsger.rat 1. 5.37 5917669
Schneidenbach, Dr. 6.8.01 Landger.dir. 1. 5.37 5853281
Hans
Schreitmüller, Dr. 8.11.02 Landger.rat unbekannt
Adolf
Schulze-Weckert, Dr. 1.5.87 Landger.dir. 1. 5.33 2533117
Springmann, Dr. 3.83 Senatspräs. 1. 5.33 2 718840
Eduard
Stäckel, Dr. Artur 4.88 Kammerger.rat 1. 5.33 2894419
Stier, Martin 4.6.03 Landger.dir. 1. 6.32 1202415
Storbeck, Dr. 2.99 Landger.dir. unbekannt
Tober, Dr.
Wildberger, Dr. Ernst 8.00

Landger.rat
Volksger.rat

unbekannt
1. 5.33 2275403

Zieger, Dr. Albrecht 
Zippel, Dr. George 8.95

Volksger.rat
Volksger.rat

unbekannt
1. 3.33 1553 525

Zmeck, Dr. Alfred 27.2.99 Landger.rat 1.11.38 6885511
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Anklagevertreter am VGH

Name geb.] 
]
Funktion bzw.
R.ang

Pg seit Pg-Nr.

Alter, Bruno 8.01 Staatsanwalt 1.12.31 1419428
Bach, Dr. Bernhard 28.7.03 Landger.rat 1. 5.33 1722312
Barnikel, Dr. Paul 4.5.85 Reichsanwalt unbekannt
Baxmann, Dr. 7.89 I. Staatsanwalt unbekannt
Benz, Dr. Ottomar 
Beselin, Dr.

7.91 Landger.dir. 
Amtsger.rat

unbekannt 
unbekannt

Bischoff, Adolf 11.01 I. Staatsanwalt 1. 5.33 2855858
Brem, Walter 13.12.02 Amtsger.rat 1. 1.38 5216237
Brenner, Peter 7.93 Landger.dir. unbekannt
Bruchhaus, Dr. 26.2.03 Staatsanwalt 1. 5.33 3482559
Busch, Dr. Wolfgang 
Christian, E.

2.04 I. Staatsanwalt 
Staatsanwalt

1. 5.33 
unbekannt

2260263

Dölz, Bruno 2.06 Amtsger.rat 1. 3.33 1485418
Domann, Karl-Heinz 1.2.04 I. Staatsanwalt 1. 5.33 2581143
Drullmann, Dr. Ernst 1.9.04 I. Staatsanwalt 1. 5.33 934609
Eisert, Dr. Georg 25.11.99 Landger.rat 1. 5.37 4402879
Emmerich, Dr. Paul 10.8.07 Landgerichtsrat 25. 4.32 2858084
Figge, Karl 8.03 I. Staatsanwalt 1. 5.33 3132071
Franzki, Dr. Paul 7.91 Reichsanwalt 1. 5.33 2431073
Friedrich, Kurt 5.02 I. Staatsanwalt 1. 9.32 1313531
Geißler, Erich 9.98 Landger.rat unbekannt
Görisch, Dr. Gerhard 3.03 I. Staats anwalt 1. 4.40 7617652
Haber, Dr. Willmar 7.03 Landger.rat unbekannt
Harzmann, Willi 8.07 I. Staats anwalt 1. 5.33 2622034
Hellmann, Dr. Walter 7.02 Staatsanwalt unbekannt
Hennig, Herbert 
Heugel, Dr. 
Hobel,

3.03 I. Staatsanwalt
I. Staatsanwalt
I. Staatsanwalt

unbekannt 
unbekannt 
unbekannt

Hoffmann, Bernhard 23.5.05 Staatsanwalt 1. 5.37 4 824602
Huhnstock, Wilhelm 14.2.91 Oberstaatsanw. 1. 5.33 2993 796
Jäger, Helmut 
Janssen, Dr. 
Jorns,

6.01 I. Staatsanwalt 
Landger.rat 
Reichsanwalt

1. 5.33 
unbekannt 
unbekannt

2637434

Klitzke, 3.99 Staatsanwalt 1. 5.33 2582 872
Klüver, Dr.
Köhler, Karl-Heinz

7.96 Landger.rat
Staatsanwalt

unbekannt 
unbekannt

Krebs, Adolf 4.8.07 Amtsger.rat 1. 5.35 3625999
Künne, Dr. 3.04 I. Staatsanwalt unbekannt
Kurth, Hans 1.00 Staatsanwalt 1. 5.33 2006433
Ladewig, Dr. Erich 3.82 Landger.rat unbekannt
Lautz, Ernst 9.87 O.reichsanwalt 1. 5.33 3076484
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Maass, Dr. Gustav 3.06 I. Staatsanwalt 1. 5.33 2614053
Maaß, Dr. Walter 3.9.02 I. Staatsanwalt 1. 5.33 2073191
Nobel, Rudolf 4.02 I. Staatsanwalt 1. 5.37 5916964
Oelze, Heinz 3.1.05 I. Staatsanwalt unbekannt
Parrisius, Felix 24. 3.85 Reichsanwalt 1. 5.33 2431287
Pilz, Dr. Bruno 9.89 Amtsger.rat unbekannt
Prietzschk, Hans 12.00 Kammerger.rat 1. 7.40 8157986
Ranke, Werner 7.05 I. Staatsanwalt 1. 5.33 2658809
Rathmayer, Otto 15.12.05 Amtsgerichtsrat 1. 5.33 2523 888
Renz, Dr. 5.88 Landger.dir. unbekannt
Rommel, Paul 19.8.09 Landger.rat 1. 5.33 2173157
Rothaug, Dr. Oswald 5.97 Reichsanwalt 1. 5.37 4644832
Scherf, 17.10.06 Staatsanwalt unbekannt
Scholz, Dr. Robert 
Schulze,

9.12.82 Landger.rat 1. 9.32
Landger.dir. unbekannt

1296506

Spahr, Karl 
Stark

7. 8.03 Oberstaatsanw. 1. 5.33
Amtsgerichtsrat unbekannt

3225 728

Steinke, 7.10.00 Staatsanwalt unbekannt
Stier, Martin 4. 6.03 Staatsanwalt 1. 6.32 1202415
Tramm, Dr. Willy 11.2.01 Staatsanwalt 1. 5.37 5739081
Treppens, Herbert 13.12.07 Amtsger.rat 1.10.32 1334024
Volk, Hans 10.02 Oberstaatsanw. 1. 5.33 2094153
Vollmar, Franz 8.3.06 Staatsanwalt 1. 5.33 1 890282
Voß, Dr. Adolf 25.10.99 I. Staatsanwalt 1. 5.37 4179456
Wagner, von 29.5.06 Staatsanwalt unbekannt
Wegener, Friedrich 7.92 Amtsgerichtsrat 1. 5.33 1885640
Wegener, Heinrich 9.75 Amtsgerichtsrat 1. 5.33 2160657
Weisbrod, Rudolf 10.1.02 Oberstaatsanw. 1. 5.37 5917330
Welp, 9.04 Landger.rat 1. 5.33 2840794
Weyersberg, 7.87 Reichsanwalt unbekannt
Wilbert, Dr. 8.03 Landger.rat unbekannt
Wilherling, Dr. Joachim 5. 9.00 O.-land.ger.rat unbekannt
Wittmann, Heinz 9.01 I. Staatsanwalt unbekannt
Wrede, Dr. Christian 4.84 I. Staatsanwalt unbekannt
Zeschau, von 30.12.98 Landger.rat 1. 1.40 7357004

Name

Ehrenamtliche Richter am VGH
Stand: 1.8.1944

geb. Funktion bzw. Pgseit Pg-Nr.
Rang

1. Reinecke, 
Hermann

14.2.88 General der 25.10.43 Aufnahme
Infanterie nach Pen­

sionierung

526



2. Dr. Herzlieb, 
Walter

Ministerialrat unbekannt

3.

4.

Christiansen, 
Friedrich 
Stumpff, Hans- 
Jürgen

12.12.79 General der 
Flieger 
Generaloberst

unbekannt

unbekannt

5.

6.
7.

Weiß, Wilhelm

Worch, Willi
Hartmann, Ernst

31.3.92 SA-Obergrup- 
penführer 
Kreisleiter 
SS-Oberführer 
und Oberst der 
Polizei

1922

1926 
unbekannt

»alter
Kämpfer«

8. Högner, Her­
mann

1.3.85 General­
leutnant

unbekannt

9. Litzmann, Karl S. 1.8.93 SA-Obergrup- 
penführer

unbekannt

10. Späing, Heinz 5.1.93 SA-Obergrup­
penführer, 
Landrat

27.526 37481

11.

12.

Lasch, Kurt

Breithaupt, Franz

29.3.86 SA-Obergrup­
penführer, Ge­
neralluftschutz­
führer 
SS-Obergrup­
penführer, Ge­
neral der 
Waffen-SS

30.9.25

unbekannt

19707

13.

14.

Wege, Kurt

Meißner, Hans

15.9.91 SS-Brigade­
führer 
Generalmajor 
der Landes­
polizei

20.7.25

unbekannt

unbek.

15. Dr. Taubert, 
Eberhard

04 Ministerialrat 25.4.33 996115

16. Kaiser, Hans- 
Fritz

9.8.97 Kreisleiter, 
Stadtrat

9.4.26 33764

17. Friedlein, Max Ortsgruppen­
leiter, Stadtrat

15.6.25 32111

18.

19.

Heinlein, Hein­
rich

Stutzer, Her­
mann

5.2.87 SA-Sturm­
bannführer, 
Oberstudienrat, 
Ratsherr 
Generalmajor 
a. D.

25.9.25 19540

20. Heß, Arthur 18.7.91 SA-Obergrup- 
penführer

2.6.25 6840
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der Schutz­
polizei

21. Schroers, Jo­
hannes

SS-Brigade- 
führer, General­
major der 
Polizei

unbekannt

22.

23.

Jedicke, Bruno 
Georg

Dr. von 28.12.88

SS-Gruppen­
führer, 
Generalleutnant 
d. Polizei 
General­

unbekannt

unbekannt

24.

25.

26.

Schaewen, Erich 
Kurze, Friedrich 
Wilhelm 
Freiherr vonu. 
zu Gilsa, Werner 
Dr. Palten,

4.3.89

3.3.03

leutnant
Vizeadmiral

General der 
Infanterie 
SS-Brigade­ 1.7.31 566217

27.

Günther

Tscharmann, 30.11.71

führer, Regie­
rungspräsident 
SS-Brigade­ unbek. 353123

28.

Friedrich

Wittmer, Bert­ 5.3.79

führer, General­
major der

Waffen-SS 
SS-Ober­ 1.1.30 181537

29.

hold

Fischer, Paul 26.1.85

sturmbann­
führer 
Bereichsleiter 92747

30. Böckenhauer, SA-Ober- 1.7.25 12815

31.
Arthur
Ritter von Her­ 16.7.78

gruppenführer 
SA-Ober­ 1930 unbek.

32.

auf, Franz

Bunge, Hanns 31.8.98

gruppenführer, 
Generalmajor 
a. D.
SA-Gruppen­ 9.9.26 45073

33. Hauer, Daniel 17.2.79
führer
SA-Brigade­ 12.9.27 67309

34. Kaul, Erich
führer
SA-Ober­ 1.10.27 72903

35. Meyszner,
führer, Stadtrat 
SS-Brigade- 5.9.25 10617

36.

August

Heske, Ferdinand

führer, General­
leutnant der 
Polizei
Oberstleutnant unbekannt
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37. vonGrolmann, 16.7.94 SS-Brigade- 5.4.25 3118
Wilhelm führer, General­

major der 
Polizei, Polizei­
präsident

38. Zenner, Carl 11.6.99 SS-Brigade­
führer, General­
major der 
Polizei

7.8.25 18539

39. v. Humann 
Hainhofen, Rolf

SS-Brigade­
führer

23.4.26 38792

40. Harm, Hermann SS-Brigade­
führer, General­
major der 
Polizei

15.12.25 23481

41. Mozek, Heinz SS-Standarten­
führer

28.7.25 21319

42. Katzmann, Fritz SS-Gruppen­
führer, General­
major der 
Polizei

3.1.26 35173

43. Tondock, Martin SS-Oberführer 19.12.25 34963
44. Jahn, Wilhelm 2.2.91 SA-Ober­

gruppenführer
16.8.26 42535

45. Geyer, 
Waldemar

14.3.82 SA-Gruppen­
führer, Genral- 
major •

17.5.26 36801

46. Liebel, Otto 
Karl

15.11.91 SA-Brigade- 
führer

1.5.32 976752

47. Oberdieck, 
Georg

SA-Ober­
gruppenführer 
Oberst a. D.

15.5.32 977216

48. Zöberlein, Hans 1.9.95 SA-Brigade- 
führer

28.4.25 869

49. Keller, Ernst SA-Brigade­
führer

20.5.26 36992

50. Jäger, Adolf 8.9.06 NSKK-Ober- 
gruppenführer

1.8.30 288238

51. Klug, Hans 18.4.01 NSKK-Ober- 
gruppenführer

675773

52. Offermann, Karl 21.11.84 NSKK-Ober- 
gruppenführer

1.7.29 143485

53. Sauer, Heinrich 21.4.05 NSKK-Ober- 
gruppenführer

16298

54. Schade, Otto 15.10.91 NSKK-Ober- 
gruppenführer

unbekannt
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Heinrich

55. Nieder-Wester- 
mann, Paul

NSKK-Ober- unbekannt
gruppenführer

56.
57.

Bertram, Georg 
von Heimburg,

31.8.82
24.10.89

Generalleutnant unbekannt
Vizeadmiral 1.1.43 unbek.

58.

59.
60.
61.
62.

Heino
Cabanis, Ernst

Veith, Richard 
Krieger, Hans 
Büscher, Erich 
Seydel, Josef

1891

13.6.90
3.11.88

4.2.87

z. V.
Generalleutnant unbekannt 
d. L.
Generaleutnant unbekannt 
Generalmajor unbekannt 
Oberst
NSKK-Ober- 1.11.31 530786

63. Bolek, Andreas 3.5.94
gruppenführer 
SS-Brigade- 5.10.26 50919

64. Dreher, Wilhelm 10.1.92

führer, Polizei­
präsident
SS-Brigade- 6.8.25 12905

65. Götze, Friede­ 26.2.71

führer, Regie­
rungspräsident
SS-Brigade- 1.5.37 5226122

66.
mann
Oberhaidacher, 22.9.96

führer
SS-Brigade- 10.9.26 50478

67.

Walter

Plankensteiner, 16.3.90

führer, Polizei­
präsident
SA-Standarten- 6.11.30 364255

68.

69.

70.

71.

Toni

Kutschera, Franz

Seidler, Heribert

Reschny, Her­
mann 
Haas, Karl 23.2.78

führer, Kreis­
leiter
SS-Briadefüh- unbekannt 
rer, stellvertr.
Gauleiter
SA-Brigade- unbekannt
führer
SA-Ober- unbekannt
gruppenführer
SA-Gruppen- 1.11.32 698037

72.

73.

74.

75.
76.

Rappell, Franz

Langoth, Franz

Dr. Mann, Hans

Brauner, Josef 
Kirchheim,

20.8.77

6.4.82

führer, General­
major a. D.
SA-Brigade- unbekannt 
führer
SS-Oberführer, unbekannt
Oberbürger­
meister
SS-Obersturm- unbekannt 
bannführer
Generalmajor unbekannt 
Generalleutnant unbekannt
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77. Dimmel, Otto Oberst der 
Luftwaffe

unbekannt

78.

79.

80.

81.

Emmeringer, 
Franz
Dr. Sebekovski, 
Wilhelm

Lammel, Richard

May, Franz

NSKK-Grup- 
penführer 
SA-Standarten­
führer, Regie­
rungspräsident 
SS-Standarten­
führer, Gau­
stabsamtsleiter

24.1.03 SA-Gruppen-

unbekannt

unbekannt

unbekannt

1.11.38 (Alt-Pg

82.
83.

84.

85.

86.

87.

88.

89.

90.
91.

92.

93.
94.
95.

96.

Mielke, Erich 
Schäfer-Hansen, 
Heinrich- 
Christian 
Magnußen, 
Peter-Christian 
Rüdel, Günther

Frank, Karl- 
Hermann

Schultz, Rudolf

Ummen, Hans

Kauffmann, 
Gerd 
von Lenski, Arno 
Nickelmann, 
Hellmuth 
Dr. Grobholz, 
Franz Josef 
Medern, Gerhard 
Scheer, Werner 
Rollmann, Hein­
rich
Taubert, Siegfried

führer Sudeten­
land)

Oberst unbekannt
NSKK-Ober- unbekannt 
grupp enführer

Kapitän z. S. unbekannt

Generaloberst unbekannt 
a. D.

24.1.98 SS-Obergrup- unbekannt 
penführer, 
Staatsminister
Kammervor- unbekannt 
sitzer des
Obersten Partei­
gerichts
SA-Oberführer, unbekannt
Leiter d. Gau­
gerichts

29.6.87 Generalleutnant unbekannt 
a. D.

20.7.93 Generalleutnant unbekannt
20.5.93 Generalmajor unbekannt

11.4.93 Generalmajor unbekannt

14.10.93Generalleutnant unbekannt 
Konteradmiral unbekannt 
Kapitän z. S. unbekannt

SS-Obergrup- unbekannt 
penführer, Ge­
neral der
Waffen-SS
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führer

97. Bock v. Wülfin­
gen, Ferdinand

10.6.83 Generalleutnant unbekannt 
a. D.

98. Hildebrandt, 
Richard

13.3.97 SS-Obergrup- unbekannt 
penführer, Ge­
neral der Polzei

99. Kapeller, Kurt 4.8.94 Gaurichter 1.3.30 300743
100.

101.

Frh. Löffelholz 
von Colberg, Curt

Voigt, Max

27.9.74 Oberstgeneral- 1923
arbeitsführer 
a. D.
Generalarbeits- unbekannt 
führer

102. zur Loye, Fritz 10.9.88 Generalarbeits- unbekannt 
führer

103. Müller, Herbert 12.1.80 Generalar- 1.8.30 280540
beitsführer a.D.

104.

105.

Giese, Kurt

Simon, Paul

25.11.05 Reichshaupt- 9.3.25 2806
amtsleiter 
Stellvertretender 
Gauleiter

106.

107.
108.

109.

Hofmann, 
Friedrich 
Gebb, Werner 
Fiebig,

Brack, Viktor

10.10.95 Generalleutnant unbekannt

Oberst unbekannt
General der unbekannt
Flieger
SS-Oberführer, unbekannt
Oberdienstleiter

110. Petersen, Hans 13.9.85 SA-Gruppen- 1925 9986
führer

111.

112.

113.

114.

115.

Hasse, Erich

Haubold, Alfred

Rodenberg, 
Wilhelm

Graf von Finken­
stein, Heinrich- 
Georg
Kob, Adolf

31.10.97 SA-Gruppen- 1.7.29 138100
führer 
General der unbekannt
Flaka. D. 
SS-Standarten- unbekannt 
führer, Regie­
rungspräsi­
dent 
SA-Obergrup- unbekannt 
penführer

SA-Obergrup- unbekannt 
penführer

116. Köglmaier, Max 20.4.02 SA-Gruppen- 16.6.25 10065
führer, Staats­
sekretär

117. Hohm, Heinrich 1.11.81 SA-Brigade- 1.6.28 91547
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118. Reckewerth, 
Richard

HJ-Oberge- unbekannt 
bietsführer

119. Dr. von Helms, 
Hans

25.5.99 SA-Gruppen- 2.5.22 2839
führer, Ministe­
rialdirektor

120. Schramm, 
Ferdinand

15.4.89 SA-Gruppen- 5.5.27 61010
führer

121. Symons, Alfred Kapitän z. S. unbekannt 
z. V.

Für Kriegsdauer

122. Bonatz, Ernst 8.2.09 Generalmajor 
der Luftwaffe

1.7.31 584919

123. Aumiller, Felix 31.5.98 SA-Gruppen­
führer

23.10.30 423403

124. Hell, Berthold 23.10.01 SA-Oberführer 12.3.26 31914
125. Fründt, Theodor SA-Brigade­

führer, Regie­
rungspräsident

126. Petri, Leo 20.10.76 SS-Gruppen­
führer, General­

1.7.31 590193

leutnant
127. Bauszus, Hanns 15.8.71 SS-Brigade­

führer, Oberst­
1.1.32 243238

leutnant a. D.
128. Singer, Josef SS-Standarten­

führer, Ministe­
rialrat

129. Glatzel, Alfons 27.2.89 SS-Brigade­
führer, Ober­

5.5.25 3419

leutnant a. D.
130. Sander, Hanns 18.1.88 Obersturm­

bannführer, 
Oberbürger­
meister

1.12.30 379945

131. Heinsius, Paul NSKK-Brigade- 
führer

132. Höfle, Hermann SS-Obergrup- 
penführer, Ge­
neralleutnant 
der Polizei

unbek. 90805

133. Bodinus, 7.6.02 Oberbereichs­
Hermann leiter

134. Skoda, Paul 29.6.01 Kreisleiter 4.8.26 41874
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135. Reinecke, 
Heinrich

Kreisleiter unbekannt

136.

137.

138.

139.

Hartung, Rudolf

Schnüll, Herbert

Herzog, Heinrich

Stoll, Otto

Gauhauptamts- unbekannt 
leiter
NSKK-Ober- unbekannt
gruppen- 
führer
Generalarbeits- unbekannt 
führer
Generalarbeits- unbekannt 
führer

140.

141.

Stengel, 
Christoph 
Märtens, 
Ehrhardt

5.9.93 Generalmajor unbekannt

Vizeadmiral unbekannt

142.

143.

Damian, 

von Kamptz

4.4.95 SA-Gruppen- 1.5.29 133642
führer
Generalleutnant unbekannt 
der Polizei

144. Dr. Linden, 
Herbert

14.9.99 Ministerial- 23.11.25 23956
dirigent

145.

146.

von Dolega-Ko- 
zirowski, Hein­
rich
Tillessen, Werner

18.12.89 SS-Standarten- 5.7.25 21203
führer, Polizei­
präsident 
Admiral z. V.

147.

148.

149.

Gempp, Fritz

von Schmidt, 
Ehrhardt
Behrens, Gustav

6.7.73 Generalmajor unbekannt 
a. D.
SA-Brigade- unbekannt 
führer
SA-Brigade- unbekannt 
führer

150.

151.

Heider, Otto

vom Gottberg, 
Curt

26.5.96 SS-Brigade- 14.9.25 18615
führer, General­
major d. Polizei
SS-Gruppen- unbekannt 
führer und Ge­
neralleutnant 
der Polizei

152.

153.

154.

155.

Hoffmann, 
Alfred
Dortschy, Hans

von Wenkstern, 
Karl
von Mangold 
Hans

9.1.02 NSKK-Brigade- unbek. 1437907 
führer
Obergeneral- unbekannt 
arbeitsführer
Generalarbeits- unbekannt 
führer 
Generalarbeits- unbekannt 
führer
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Schaftsleiter

156. Gödel, Werner 14.6.07 Oberstarbeits­
führer

1.5.32 1096351

157. v. Nordeck, Wili Admiral z. V.
158. Dr. Moka, Hans- 

Joachim
Gebietsführer unbekannt

159. Kleeberg, Hans 16.8.08 Hauptbann­
führer

11.29 182323

160. Ahmels, 2.4.95 Gauhaupt­ 1.3.30 207617
Bernhard stellenleiter, 

Bürgermeister
161. Kohlhoff, Karl Gaustellenleiter
162. Bartens, Karl 9.6.03 Hauptgemein- unbekannt
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Verzeichnis

der im Geschäftsbereich des Reichsjustizministeriums, Abteilung Öster­
reich, bestellten Ermittlungsrichter beim Volksgerichtshof.

Oberlandesgerichtssprengel Wien

Landesgericht für Strafsachen Wien I:
Richter Dr. Paul Reisinger
Richter Dr. Philipp Metzler.

Landgericht Korneuburg:
Landesgerichtsrat Dr. Hermann Hiltscher
Richter Dr. Johann Heugl.

Landgericht Krems:
Oberlandesgerichtsrat Dr. Anton Salcher
Richter Dr. Karl Meyer.

Landgericht St. Pölten:
Richter Dr. Viktor Mayer
Oberlandesgerichtsrat Dr. Wilhelm Henninger
Richter Dr. Gustav Leonhard.

Landgericht Wiener Neustadt:
Richter Dr. Franz Szekossy.

Landgericht Linz:
Oberlandesgerichtsrat Dr. Franz Fikeis
Richter Dr. Walter Lillich.

Landgericht Ried i. I. :
Oberlandesgerichtsrat Dr. Karl Rieseneder
Richter Dr. Friedrich Berg.

Landgericht Steyr:
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Abkürzungen

Abt.
AOK 
BAKO 
BAMA 
BDC 
BDE 
BDO 
BGB 
BGH 
BGHSt

- Abteilung
- Armeeoberkommando
-Bundesarchiv Koblenz
- Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg
- Berlin Document Center
-Befehlshaber des Ersatzheeres
- Bund Deutscher Offiziere
-Bürgerliches Gesetzbuch
- Bundesgerichtshof
-Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in 

Strafsachen
BNSDJ 
DAF 
DAP 
DJ 
DJZ 
DNVP 
d. R. 
DR 
DRZ 
FAUD 
Gestapo 
GG 
GStA 
HJ 
i. G. 
IfZg 
IMT 
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KPD 
KPDO 
KPC 
KSSVO 
KStVO 
KWVO 
KZ, KL 
LG 
MDR 
MGFA 
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- Bund Nationalsozialistischer Deutscherjuristen
- Deutsche Arbeitsfront
-Deutsche Arbeiterpartei
- Deutsche Justiz
- Deutsche Juristen-Zeitung
- Deutschnationale Volkspartei
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- Deutsches Recht
-Deutsche Richterzeitung
- Freie Arbeiter Union Deutschlands
- Geheime Staatspolizei
- Grundgesetz
- Generalstaatsanwalt
- Hitlerjugend
- im Generalstab
- Institut für Zeitgeschichte
- International Military Tribunal
- Internationaler Sozialistischer Kampfbund
-Juristische Wochenschrift
- Kommunistische Partei Deutschlands
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- Militärgeschichtliches Forschungsamt Freiburg
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gewährt, aber aus Gründen auf die bereits im Vorwort hingewiesen wurde, 

wurde ihm die Ausgabe bzw. Kopien bis nach dem Tode ihres Besitzers 

verweigert. Ihr Tenor ist aber dem der hier zitierten Freisler-Briefe sehr ähn-

lich. Im Folgenden wird auf die Korrespondenz Freislers unter «Freisler-

Briefe» hingewiesen. Die Originale, die neben Privatem auch in verschie-

denen Fällen auf die Praxis an den OLGs und Sondergerichten eingehen, 

werden dem Institut für Zeitgeschichte übergeben, jedoch mit einer Sperr-

frist bis 2010, um sicherzustellen, dass weder die Betroffenen noch deren 

Angehörige zu weiteren Opfern einer zweifelhaften und auf Sensationsef-

fekt ausgerichteten «Vergangenheitsbewältigung» werden. 

123) s. Kapitel 6, auch IfZg, NG-208B, Thierack, «Die Unabhängigkeit der Rich-

ter» 

124) Auszug aus den Akten BAKO R 22/302, Generalakten 3270 des RJM 

125) s. Kapitel 5 über Freislers Rolle als Publizist, in der er diesen Punkt immer 

wieder betont. 

126) s. Anm. 106), Freisler, «Die lebenswichtigen Aufgaben ...», op. cit.  

127) ebd. 

128) s. Anm. 93), Handwörterbuch ... op. cit., S. 382 

129) R. Schraut (Hrsg.), Deutscher Juristentag 1933. 4. Reichstagung des Bun-

des Nationalsozialistischer Deutscher Juristen. Ansprache und Fachvor-

träge, Berlin 1933, S. 222 ff.; IfZg, NG-866, Rothenbergers Bericht «Sech-

zehn Monate Berlin», 4.4.1944 

130) BAKO, Reichsjustizministerium, Generalakten R 22/899; R. Freisler, «Ma-

terielles Strafrecht im Allgemeinen», 1. Lesung 1933/34; ebd., R 22/887 

«Grundprobleme nationalsozialistischer Strafrechtsreform» 1933/34; ebd., 

R 22/1032 «Strafverfahrensrecht im Allgemeinen» 1934-44; ebd., R 22/ 

1044, Dr. Gürtner, «Das kommende deutsche Strafverfahren» 1937/38; 

ebd., R 22/1039 «Neuordnung der Strafverfahrensordnung»; ebd., Franks 

Brief an Lammers vom 22.12.1936: Entwurf eines Deutschen Strafgesetz-

buches; s. auch IfZg NG-254 

131) ebd. 

132) BAKO Generalakten R 22/887, op. cit. 
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133) Nationalsozialistisches Strafrecht. Denkschrift des preussischen Justizmi-

nisters, Berlin 1933 

134) Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Strafverfahrens und des Ge-

richtsverfassungsgesetzes vom 28.6.1935, RGBl, I, 1935, S. 844 135) ebd. 

136) Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Massregeln der 

Sicherung und Besserung vom 24.11.1933, RGBl. I, 1933, S. 995 

137) IfZg, NG-362, Gürtners Brief an den Hamburger OLG-Präsidenten, in dem 

er sich mit der Schutzhaft auseinandersetzt; NG-340, Brief von Lammers an 

Gürtner, 8.8.1939, in dem er anordnet, auch Untersuchungsgefangene der 

SS zu übergeben, damit sie in Konzentrationslager gebracht werden konn-

ten. BAKO, Reichsjustizministerium, Generalakten R 22/1074, Gürtners 

Schreiben vom 15.5.1937 an den VGH und andere Gerichtshöfe, in dem es 

um die Verhöre von Gefangenen durch andere Staatsbehörden und ihre 

Übergabe an diese Behörden geht; NG-323, Himmlers Forderung vom 

18.2.1937, der SD und die SS müssten sich vom Beginn der Ermittlungen 

an um alle umfassenden «politisch-polizeilichen Vorgänge» kümmern. 

138) s. Buchheim et al., Anatomie ..., op. cit., Bd. II, S. 37 ff.; Broszat, Staat..., 

op. cit., S. 415 f., 420 f., 429 f. 

139) Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Strafrechtes und Strafverfahrens 

vom 24.4.1934, RGBl. I, 1934, S. 341 

140) s. Kapitel 2, Anm. 58) 

141) Bracher/Sauer/Schulz, Machtergreifung ..., op. cit., S. 532 

142) H. Schorn, Der Richter im 3. Reich, Frankfurt/Main 1959, S. 62 ff. 

143) Die Diskussionsebene wird beleuchtet in F. Gürtner (Hrsg.), Das kommende 

deutsche Strafrecht. Allgemeiner Teil. Bericht über die Arbeit der amtlichen 

Strafrechtskommission, Berlin 1934 

144) ebd., S. 162 

145) s. auch C. Schmitt, Legalität und Legitimität, Bonn 1932 

146) s. Anm. 132), S. 42 

147) ebd. 

148) s. Kapitel 7 und 8: Freislers Urteile, ebenso die Argumente in seinen Arti-

keln, die in Kapitel 6 behandelt werden. 

149) s. Anm. 146) 

150) Domarus, Reden ... op. cit., S. 228 ff. 

151) s. Anm. 146) 

152) s. Fest, Gesicht..., op. cit., S. 286 ff. 

153) ebd.; M. Broszat, «Zur Perversion der Strafjustiz im Dritten Reich»,  

in: VfZg, 1958, S. 358 ff. 

154) R. Freisler, W. Luetgebrune et al., Denkschrift des Zentralausschusses der 

Strafrechtsabteilung der Akademie für Deutsches Recht über die Grundzüge 

eines Allgemeinen Deutschen Strafrechts, Berlin 1935, S. 29 ff. 
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155) vgl. Denkschrift (Anm. 154) mit Nationalsozialistisches Strafrecht  

(Anm. 133) 

156) s. Anm. 154), S. 9 

157) ebd. 

158) ebd., S. 11 

159) ebd., S. 87 

160) Nationalsozialistisches Handbuch für Recht und Gesetzgebung, op. cit.,  

S. XIV 

161) s. Anm. 143) 

162) F. Oetker, «Gefährdungs- und Verletzungsstrafrecht», in: Freisler/ Luetge-

brune, op. cit., S. 46-61; s. auch BAKO R 22/887, «Grundprobleme natio-

nalsozialistischer Strafrechtsreform», op. cit. 

163) s. Anm. 138) 

Kapitel 4 

1) StGB, Stand vom 30.1.1933; s. auch Kapitel 2, Anm. 4) 

2) ebd., die Paragraphen 82, 83, 84 und 86 

3) ebd., die Paragraphen 87, 88, 89 und 90 

4) RGBl, I, 1933, S. 205 

5) ebd., S. 195 

6) Hitler wurde 1924 in München des Hochverrats angeklagt. Er gab seine Aktio-

nen zu, behauptete aber, sie seien kein Hochverrat, und argumentierte, sie hät-

ten sich gegen jene Leute gerichtet, die 1918 Landesverrat begangen hätten, 

gegen die «Novemberverbrecher», und dass er und seine Anhänger nur das Be-

ste für Deutschland wollten. Der vorsitzende Richter widersprach diesen Ar-

gumenten nicht. Siehe E. Deuerlein (Hrsg.), Der Aufstieg der NSDAP 1919-

1933, Düsseldorf 1968, S. 205; ders., Der Hitlerputsch, op. cit.; s. auch Kapitel 

1, Anm. 57) 

7) s. NSDAP-Programm, op. cit. 

8) RGBl, I, 1933, S. 33 ff. 

9) s. Kapitel 2, Anm. 128); RGBl, I, 1933, S. 83 ff. 

10) ebd. 

11) RGBl, I, 1933, S. 151 

12) s. Tobias, op. cit., S. 457 ff. 

13) RGBl, I, 1933, S. 85, Paragraphen 1-7; L. Schäfer, «Die Verordnungen des 

Reichspräsidenten gegen Verrat am deutschen Volke und hochverräterische 

Umtriebe», in: fWS, 1933, S. 873; ders., «Änderungen des Verfahrens in 

Hoch- und Landesverratssachen», in:fWS, 1933, S. 937 

14) Schäfer, «Verordnungen ...» (Anm. 13)) 

15) RGBl, I, 1933, S. 85, Paragraphen 2, 3 und 6 

16) ebd., Paragraph 5 

17) ebd., Paragraph 4 
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18) s. auch Gesetz zur Abänderung strafrechtlicher Vorschriften, 26.5.1933, 

RGBl, I, 1933, S. 295, vor allem die Paragraphen 92a und 92b des StGB; s. 

auch Gesetz zur Gewährleistung des Rechtsfriedens, 13.10.1933, RGBl, I, 

1933, S. 723 

19) ebd.; s. auch Volkmar/Elster/Kuckenhoff, Handwörterbuch, op. cit., Bd. VIII 

unter «Volksgerichtshof»; «Das neue politische Strafrecht» in: DR, 1935, S. 

12. Die Paragraphen 81, 88, 90, 90ides StGB wurden neu formuliert; s. auch 

Gesetz über die Gewährung von Straffreiheit, 7.8.1934, RGBl, I, 1934, S. 769, 

und die neue Formulierung dieses Gesetzes, 30.4.1938, RGBl, I, 1938, S. 433; 

Artikel 1 der VO über den Geltungsbereich des Strafrechts, 6.5.1940, RGBl, 

I, 1940, S. 754 

20) VO über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Einsatz vom 

1.11.1939, RGBl, I, 1939, S. 2131, die auch rückwirkend galt. Die letzte Er-

gänzung der Kriegssonderstrafverordnung (KSSVO) erfolgte am 5.5.1944, 

RGBl, I, 1944, S. 115 

21) ebd. 

22) RGBl, I, 1934, S. 341 

23) s. Anm. 13) 

24) s. Anm. 22), Artikel III, Paragraph 3, Absatz 1 

25) ebd., Artikel IV, Paragraph 2 

26) Freisler, «Der Volksgerichtshof – das Reichsstrafgericht», in: ZAkDR, 1935, 

S. 90 ff. 

27) Vorschriften des Strafverfahrens und des Gerichtsverfassungsgesetzes, 

28.6.1935, RGBl, I, 1935, S. 844 ff. 

28) Gesetz zur Änderung des Strafrechts, 2.7.1936, RGBl, I, 1936, S. 532 

29) Gesetz gegen Wirtschaftsspionage, 1.12.1936, RGBl, 1,1936, S. 999 30) ebd. 

31) VO zur Überleitung der Rechtspflege im Saarland, 21.2.1935, RGBl, I, 1935, 

S. 248 

32) VO über die Einführung der Vorschriften über Hochverrat und Landesverrat 

im Lande Österreich, 20.6.1938, RGBl, I, 1938, S. 640; s. auch VO vom 13.3. 

1940 und 18.3.1943, RGBl, I, 1940, S. 489, und RGBl, I, 1943, S. 72. Die 

beiden ersten Verordnungen galten rückwirkend für Verbrechen, die zwi-

schen dem 13.3.1939 und dem 30.6.1938 begangen worden waren, DJ, 1938, 

S. 2038. Alle diese und die folgenden Verordnungen, die in Österreich einge-

führt wurden, stellten hinsichtlich Hoch- und Landesverrat dieselben Normen 

auf, wie sie im Altreich seit 1933 existierten. 

33) Paragraph 4 der VO von 1938 (Anm. 32: «Über die Einführung ...»)  

34) VO über das Verfahren in Hochverrats- und Landesverratssachen in den su-

detendeutschen Gebieten, 16.12.1938, RGBl, I, 1938, S. 1811. S. auch VO 

über die Einführung des deutschen Strafrechts, der deutschen Gerichtsverfas-

sung und anderer Gesetze in den sudetendeutschen Gebieten, 16.1.1939.  
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RGBl, I, 1939, S. 38. ImGegensatz zu Österreich galt die Gesetzgebung hier 

nicht rückwirkend, jedoch für Verbrechen, die nach dem 30.9.1938 began-

gen wurden. BAKO, Generalakten, R 22/957, «Hoch- und Landesverrat in 

den sudetendeutschen Gebieten und Böhmen und Mähren». 

35) Erlass vom 16.3.1939, RGBl, I, 1939, S. 485, Artikel II 

36) VO über die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit im Protektorat Böhmen und 

Mähren vom 14.4.1939, RGBl, I, 1939, S. 754, ergänzt durch die VO vom 

18.9.1939, RGBl, I, 1939, S. 1945 

37) StGB, Paragraphen 1, 2, 80-93a, 94 und 143a, das sind die Paragraphen des 

StGB, die sich mit Verrat, Angriffen auf den Führer und die Führer befreun-

deter Staaten und mit Wehrmittelbeschädigung befassen. 

38) Allgemeine Verfügungen des Reichsjustizministers, 7.8.1940, 7.7.1941 und 

28.9.1944; s. auch/?/, 1940, S. 940; 1941, S. 762, und 1944, S. 248 

39) Gesetz zur Angliederung des Memellandes, 23.3.1939, RGBL, I, 1939, S. 

559; s. auch VO über das Inkrafttreten von Rechtsvorschriften aus dem Ge-

schäftsbereich des Reichsministers der Justiz vom 28.4.1938, RGBl, I, 1939, 

S. 849 

40) Erlass des Führers und Reichskanzlers über die Wiedervereinigung der Ge-

biete von Eupen-Malmedy und Moresnet mit dem Deutschen Reich, 

18.5.1940, RGBl, I, 1940, S. 777. Bezüglich der annektierten polnischen 

Gebiete s. VO über die Einführung des deutschen Strafrechtes in den einge-

gliederten Ostgebieten, RGBl, 1,1939, S. 844 

41) DJ, 1934, S. 1013 

42) A. Leber, Das Gewissen entscheidet, Berlin 1957, S. 118 f. 

43) Praktisch alle Strafen, die der VGH verhängte, schlossen die zeitweilige Ab-

erkennung und im Fall der Todesstrafe die Aberkennung der bürgerlichen 

Ehrenrechte des Verurteilten auf Lebenszeit mit ein. Deshalb hat der Autor 

beschlossen, die Aberkennung dieser Rechte zu ignorieren, wenn er VGH-

Urteile zitiert, da dieser Entzug bei jeder Verurteilung als selbstverständlich 

galt. 

44) DJ, 1935, S. 909 

45) s. Anm. 7 

46) BAKO R 22/20113, Reichsjustizministerium R 22 Gr.5/XXIII-2, Bd. I 

47) E. Düsing, Abschaffung der Todesstrafe, Offenbach/Main 1952, S. 209 

48) Leipziger Kommentar zum Strafgesetzbuch, Berlin 1944, Paragraph 86, 

Anm. 1, oder davor im Gesetz zur Änderung des StGB, 28.6.1936, RGBl,\, 

1936, S. 839 

49) BAKO E 43 11/1518, Thierack an Freisler, 9.9.1942; s. auch Freislers Ant-

wort vom selben Tag, in der er versicherte, dass er Thieracks Beispiel folgen 

werde. 

50) BDC, NG-630, Schlegelbergers Rundschreiben an Generalstaatsanwälte 

und Oberstaatsanwälte, 20.7.1935 
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51) ebd. 

52) ebd. 

53) s. B. M. Kempner, Priester vor Hitlers Tribunalen, München 1966 

54) s. auch J.S. Conway, The Nazi Persecution of the Churches, London 1968, 

S. 235 ff., und Bracher/Sauer/Schulz, Machtergreifung, op. cit., S. 326 ff. 

55) BDC, NG-266, Rundschreiben des RJM an die Oberlandesgerichtspräsiden-

ten, Generalstaatsanwälte und Oberstaatsanwälte, 13.6.1936; s. auch Dr. 

Kutzners Notiz vom 12.8.1936, die besagt, dass bei dieser Konferenz die 

Forderung der Gestapo nach verschärfter Vernehmung ebenfalls diskutiert 

werden müsse. 

56) ebd., Besprechung über die Behandlung von Hochverratssachen, Tagung am 

11. und 12.11.1936 

57) ebd. 

58) ebd. 

59) ebd. 

60) ebd. 

61) ebd. 

62) BDC, NG-323, Brief von Himmler an RJM, 18.2.1937, in dem er die Her-

ausgabe von Akten über «politisch-polizeiliche Vorgänge» verlangt; ebenso 

fordert er, dass Personen, die vom VGH freigesprochen würden oder ihre 

Strafe verbüsst hätten, an die Gestapo ausgeliefert werden müssten. 

63) IfZg, NG-156, Brief von Thierack an Lammers, 28.4.1937 

64) BDC, NG-1566, Gürtners Brief an die Staatsanwälte des Reichsgerichts, des 

VGH und der OLG, 14.1.1939, in dem er sie über die bevorstehende Kon-

ferenz im RJM am 23.1.1939 informiert; ebd.: Aus der Besprechung der 

Generalstaatsanwälte im Reichsjustizministerium in Berlin, 23.-26.1.1939 

65) ebd., S. 3 

66) ebd. 

67) ebd. 

68) ebd., S. 4 

69) ebd., S.4-5 

70) ebd., S. 5 

71) ebd., S. 8-9 

72) VB, 17.1.1939; S. 2. s. auch VB, 14.7.1939, Engert, «Fünf Jahre Volksge-

richtshof» 

73) BDC, NG-362, Brief vom Reichsminister der Justiz, 1. Auftrag Crohne, an 

den Präsidenten des Hanseatischen OLG, Hamburg, 27.3.1933, betreffend 

die Schutzhaft für Johanna Fiedler und Frank Pellin. 

74) BDC, NG-254, Schlegelbergers Brief an Lammers, 14.7.1939; BAKO, 

Reichsjustizministerium, Generalakten R 22/1039, Brief von Freisler an 

Lammers, 12.8.1939; Brief von Freisler an Lammers, 15.8.1939; Brief von 

Freisler an den Reichsgerichtspräsidenten, 25.11.1939: Brief vom Reichsge- 
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richtspräsidenten an Freisler, 1.12.1939 

75) ebd., Schlegelberger, Freisler 

76) ebd. 

77} ebd. 

78) Dies ergibt sich aus den Fällen, die den Akten des RJM und den Nürnberger 

Dokumenten entnommen wurden. 

79) s. Horst Dunke, Die KPD von 1933 bis 1945, Köln 1972; H. Rothfels, Die 

deutsche Opposition gegen Hitler, Krefeld 1951; G. Ritter, Carl Gördeler und 

die deutsche Widerstandsbewegung, Stuttgart 1956; A. Leber, op. cit.; P. 

Hoffmann, Widerstand, Staatsstreich, Attentat, München 1969. Doch hat jetzt 

ein Prozess der Entmythologisierung der deutschen Widerstandsbewegung 

begonnen, dessen eindrucksvollstes Produkt K.-J. Müllers Generaloberst 

Beck, Boppard/Rhein 1980, ist; ders., Armee, Politik und Gesellschaft in 

Deutschland 1933-1945, Paderborn 1979, bes. S. 101 ff. 

80) BAKO, RJM, R 22 Gr. 5/XXIII/l, Bd. 1, R 22/20062. Bericht von Oberreichs-

anwalt Lautz, 14.9.1936, in dem das VGH-Urteil vom 10.7.1936 diskutiert 

wird. 

81) ebd. 

82) ebd. 

83) ebd. 

84) ebd. 

85) VGH-Urteil in DJ, 1937, S. 198 

86) VGH-Urteile, 30.10.1937, in: Leipziger Kommentar, op. cit., Paragraph 83, 

Anm. 112; VGH-Urteil, 10.1.1939, in: DJ, 1939, S. 479 

87) ebd. Eine Anzahl der aufgeführten Urteile findet sich mit vollständiger Be-

gründung im Text wie im Anhang bei Wagner, op. cit., obgleich im Kommen-

tar kein Versuch gemacht wird, die Urteilsfällung an Hand objektiver Krite-

rien auszuleuchten. 

88) ebd. 

89) VGH-Urteil, 27.11.1938, in:D/, 1938, S. 114 

90) ebd. 

91) VGH-Urteil, 10.11.1937, wie in Anm. 86) (Anm. 112); s. auch DJ, 1938,  

S. 114 

92) VGH-Urteil, 3.1.1938, DJ, 1938, S. 113 

93) VGH-Urteil, 26.5.1937, DJ, 1938, S. 113 

94) VGH-Urteil, 12.2.1937, in ZAkDR, 1937, S. 570 

95) ebd. 

96) ebd. 

97) ebd. 

98) VGH-Urteil, 26.7.1937, in: DJ, 1938, s. 828 

99) BAKO, RJM R 22/954, Generalakten über Hochverrat 4021, Bd. II, Brief des 

Oberreichsanwalts an die Generalstaatsanwälte, 18.1.1937; s. auch die Ein-

stellung des OLG Karlsruhe zum Hochverrat. 
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100) ebd. 

101) DJ, 1941, S. 866 

102) BAKO, Entscheidungen des Reichsgerichtes in Strafsachen, S. 71, 385 und 

387-388 

103) VGH-Urteil, 23.8.1938, in: JWS, 1939, S. 537 

104) BAKO R 22/954, RJM, Generalakten über Hochverrat, Brief von Gürtner, 

20.10.1936, an Generalstaatsanwaltschaft Köln 

105) ebd., StGB, Paragraph 360, Abs. 1, Nr. 11 

106) VGH-Urteile, 26.7.1936, 11.8.1937, 15.2.1938, 8.3.1938, in: Leipziger 

Kommentar, op. cit., Paragraph 83, Anm. 112; s. auch DR, 1936, S. 448 ff. 

107) s. Anm. 80) 

108) s. Anm. 56) 

109) Leipziger Kommentar, op. cit., Anm. 106) 

110) s. M. Buber-Neumann, Als Gefangene bei Hitler und Stalin, München 1962, 

S. 142 ff. 

111) BAKO R 22/20062, RJM, Akten R 22 Gr. 5./XXIII, Bd. I, Az. 4021a 

112) ebd., Az. Illg 10a. 1377/37g 

113) ebd. 

114) ebd. 

115) ebd. 

116) s. DGFP, op. cit., Series D, Bd. III, London 1951 

117) Gesetz zur Verhinderung der Teilnahme am spanischen Bürgerkrieg, 18.2. 

1937, RGBl, I, 1937, S. 241 

118) s. Anm. 111), Az. Illa 354/39g 

119) BAKO, RJM R 22/20019, Lageberichte des Oberreichsanwalts vom 

29.1.1941 und 31.7.1941. Diesen Berichten zufolge wurden über 150 Fälle 

gerichtlich untersucht. 

120) s. Anm. 111), Az. IIIa/24/42g 

121) Protokoll einer Konferenz im Auswärtigen Amt, 26.11.1941, in den Akten 

von Anm. 111) angegeben. 

122) s. Mein Kampf, op. cit., passim 

123) W. Hammer, Hohes Haus in Henkers Hand: Rückschau auf die Hitlerzeit, 

auf Leidensweg und Opfergang Deutscher Parlamentarier, Frankfurt/Main 

1956, S. 87 und 94. Dort finden sich auf den S. 49, 57, 67, 81 und 86 weitere 

einschlägige Beispiele. 

124) BAKO R 60 II/9, VGH-Urteil, 5.2.1936 

125) ebd. 

126) BDC, VGH-Urteil, 4.6.1937; s. auch Hammer, op. cit., S. 66 und 89 

127) ebd. 

128) IfZg, VGH-Urteil, abgedruckt im NSDAP-Journal Der Hoheitsträger, 1943, 

S. 28 

129) VGH-Urteil, 7.12.1937, in: Leipziger Kommentar, op. cit., Paragraph 83, 

Anm. 112 

130) BDC, VGH-Urteil, 10.10.1935 
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131) ebd. 

132) abgedruckt in Hofer, Nationalsozialismus, op. cit. S. 57 ff. 

133) Gesetz gegen die Neubildung von Parteien, 14.7.1933, RGBl., I, 1933,  

S. 479 

134) Leber, op. cit., S. 34; Hoffmann, op. cit., S. 22 ff. 

135) s. Anm. 119), ORA, Lagebericht, 14.9.1936 

136) s. Anm. 134), VGH-Urteil, 25.4.1935 

137) BAKO, RJM, R6011/63, VGH-Anklageschrift vom 21.8.193 5, Urteil auch 

im BDC 

138) O. Strasser, Hitler und ich, Konstanz 1948, S. 149 ff. Zum Gesamtkomplex 

der NS-Linken siehe auch R. Kühnl, Die nationalsozialistische Linke 1925-

30, Meisenheim 1966 

139) s. F. L. Carsten, The Reichswehr and Politics 1918-1933, Oxford, 1966,  

S. 158 ff. (liegt in einer deutschsprachigen Ausgabe vor). 

140) W. Abendroth, «Das Problem der Widerstandstätigkeit der ‚Schwarzen 

Front‘», in: V/Zg, 1960, S. 181 ff. 

141) VGH-Urteil, 20.2.1935, in: Leipziger Kommentar, op. cit., Paragraph 83, 

Anm. 114 

142) Hoffmann, op. cit., S. 297f.; Schriften des Bundes deutscher Jungenschaf-

ten, Nr. 31, Bad Godesberg 1967: «Helmut Hirsch, 21.1.1916-4.6.1937»; G. 

L. Weinberg schreibt in seinem Buch The Foreign Policy of Hitler's Ger-

many, Bd. II, 1937-1939, S. 10 f., zum Fall Hirsch von äusserst zweifelhaf-

ten Umständen, die zur Verhaftung eines amerikanischen Bürgers in 

Deutschland, zu einem Prozess gegen ihn, zur Todesstrafe und zur Hinrich-

tung führten, weil er angeblich im Besitz antinazistischer Flugblätter gewe-

sen war. In der Fussnote fügt er hinzu: «Die Deutschen behaupteten, einer 

der Gründe, warum sie Helmut Hirsch nicht freilassen könnten, sei das Ver-

halten eines zuvor entlassenen Gefangenen, der nach seiner Rückkehr in die 

USA unfreundliche Äusserungen über Deutschland gemacht habe.» Offen-

sichtlich bringt Weinberg den Fall Hirsch mit jenem des Amerikaners Simp-

son durcheinander, eines Matrosen der amerikanischen Handelsmarine, der 
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